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TEIL I 

Einführung 


A. Auftrag und Arbeitsweise der Kommission 


I. Konstituierung und Zusammensetzung 

1 . In der Regierungserklärung vor dem 5. Deut- 
sehen Bundestag wurde von Bundeskanzler Kiesin- 
ger am 13. Dezember 1966 die Einsetzung einer 
Sachverständigenkommission zur Prüfung der Mit- 
bestimmungsfrage angekündigt. 

Die Kommission hat sich am 24. Januar 1968 konsti- 
tuiert. 

Als Mitglieder wurden berufen die Professoren: 

Dr. jur. Kurt H. Biedenkopf, Bochum, Vorsitzender 
Dr. jur. Kurt Ballerstedt, Bonn 
Dr. rer. pol. Erich Gutenberg, Köln 
Dr. sc. pol. Harald Jürgensen, Hamburg 
Dr. rer. pol. Wilhelm Krelle, Bonn 
Dr. jur. Ernst-Joachim Mestmäcker, Bielefeld 
Dr. jur. Rudolf Reinhardt, Marburg 
Dr. rer. pol. Dr. jur. Dr. rer. nat. h. c. Fritz Voigt, 
Bonn 

Dr. rer. pol. Hans Willgerodt, Köln 

Als ständige Berater der Kommission wurden be- 
rufen: 

Dipl. -Pol. Günter Apel 

(Deutsche Angestellten-Gewerkschaft) 

Dr. jur. Ernst-Gerhard Erdmann 
(Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände) 

Dr. jur. Wolfgang Heintzeler 

(Badische Anilin- & Soda-Fabrik AG) 

Dr. jur. Gisbert Kley 
(Siemens AG) 

Prof. Dr. rer. pol. Otto Kunze 
(Deutscher Gewerkschaftsbund) 

Dr. jur. Wolfgang Spieker 

(Industriegewerkschaft Metall) 


li. Auftrag 

2 , In den für die Tätigkeit der Kommission von der 
Bundesregierung festgelegten Grundsätzen ^) heißt 
es unter Ziffer I: 

„Zur Auswertung der bisherigen Erfahrungen mit 
der Mitbestimmung als Grundlage weiterer Über- 
legungen auf diesem Gebiet wird die in der Regie- 


rungserklärung vom 13. Dezember 1966 angekün- 
digte Sachverständigenkommission gebildet." 

3 , Die Kommission hat ihre Aufgabe darin gesehen, 
durch Auswertung der Erfahrungen mit der Mit- 
bestimmung und durch Ausarbeitung von Empfeh- 
lungen eine Grundlage für gesetzliche Regelungen 
zu erarbeiten. Die enge Verflechtung des Mitbestim- 
mungsproblems mit gesellschaftlichen, ökonomi- 
schen und sozialen Fragen macht es dabei sowohl 
erforderlich, die Wirkung der Mitbestimmung nach 
dem bisherigen Stand des Wissens aufzuzeigen, als 
auch daraus resultierende faktische und potentielle 
Wirkungen der Mitbestimmung in anderen Berei- 
chen in die Untersuchung einzubeziehen. Die Be- 
schäftigung mit dem Bereich des öffentlichen Dien- 
stes hat die Kommission als außerhalb ihres Auf- 
trages liegend angesehen. 

4 , Der Begriff „Mitbestimmung" wird in der öffent- 
lichen und wissenschaftlichen Diskussion inhaltlich 
unterschiedlich definiert. Für die Kommission war 
es daher notwendig, die für sie relevante Definition 
des Mitbestimmungsbegriffs inhaltlich zu präzisie- 
ren. Sie versteht unter Mitbestimmung die institu- 

1 tionelle Teilnahme der Arbeitnehmer oder ihrer 
i Vertreter an der Gestaltung und inhaltlichen Fest- 
' legung des Willensbildungs- und Entscheidungspro- 
zesses im Unternehmen, und zwar zunächst ohne 
I Rücksicht auf die Art und den Umfang einer Teil- 
nahme von Arbeitnehmervertretern in den Unter- 
nehmensorganen. 

Soweit die Darstellung es erforderlich macht, den 
von der Kommission zugrunde gelegten Mitbestim- 
mungsbegriff im Einzelfall zu konkretisieren, wird 
dies ausdrücklich gekennzeichnet. 

5 , Diese weite Fassung des von der Kommission 
zugrunde gelegten Mitbestimmungsbegriffs bedeu- 

I tet nicht, daß die Kommission ihren Auftrag darin 
gesehen hat, sämtliche Mitbestimmungsformen im 
einzelnen zu untersuchen. Im Mittelpunkt der Mit- 
bestimmungsdiskussion steht die Erörterung der 
Forderung nach Ausweitung der Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer; Kern der Diskussion ist die For- 
derung nach einer Übertragung der sogenannten 
paritätischen Mitbestimmung auf alle Wirtschafts- 
bereiche und Unternehmen ab einer bestimmten 
Größe. Diese Form „qualifizierter Mitbestimmung" 

I 

i 

t ’) Schreiben des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
, Ordnung vom 30. November 1967 /Az. lila 2 — 3157/67. 
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ist bislang nur in der Montan-Industrie verwirklicht. 
Den aus diesem Bereich resultierenden Erfahrungen 
mit der Mitbestimmung kommt deshalb bei der 
politischen Entscheidung des Problems eine wesent- 
liche Bedeutung zu. Im Hinblick darauf hat die 
Kommission ihren Auftrag darin gesehen, die Er- 
fahrungen mit den gesetzlichen Mitbestimmungs- 
regelungen und -Wirkungen in erster Linie in der 
Montan-Industrie auszuwerten. Soweit sie die Er- 
fahrungen mit der Mitbestimmung aus dem Anwen- 
dungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes in die 
Untersuchung einbezogen hat, ist dies im Vergleich 
mit den Erfahrungen aus dem Montan-Bereich ge- 
schehen sowie im Hinblick darauf, ob und inwieweit 
sich hier Ansatzpunkte für eine Fortentwicklung der 
Mitbestimmung zeigen. 

6 . Die Auswertung der Mitbestimmungserfahrun- 
gen unter gleichzeitiger Berücksichtigung gesell- 
schaftlicher Zusammenhänge schließt eine Stellung- 
nahme zu wertbezogenen Fragen ein und setzt des- 
halb Wertentscheidungen als Ansatzpunkt voraus. 
Die Kommission hat es nicht als ihre Aufgabe be- 
trachtet, ein geschlossenes System gesellschaftlicher, 
ökonomischer und rechtlicher Wertpräferenzen zu 
entwickeln. Vielmehr hat sie jeweils im konkreten 
Zusammenhang mit dem Gutachtengegenstand die 
Wertansätze deutlich gemacht, von denen sie bei 
ihren Erwägungen ausgegangen ist. 


III. Arbeitsweise der Kommission 

7 , Die ständigen Berater haben sich als persönlich 
berufene Sachverständige zur Mitbestimmungsfrage 
verstanden und in diesem Rahmen an Beratungen 
der Kommission teilgenommen. Das konnte nicht 
ausschließen, daß von Außenstehenden in den stän- 
digen Beratern zugleich auch die Vertreter von 
Organisationen und Verbänden gesehen wurden, 
deren Auffassungen zur Mitbestimmung divergieren. 
Die Kommission hat dieser Tatsache einmal dadurch 
Rechnung getragen, daß an den Anhörungen der 
Kommission keine Berater teilgenommen haben. Sie 
hat außerdem auch ohne die ständigen Berater ge- 
tagt. 

Die Kommission hat insgesamt 19 Arbeitssitzungen 
durchgeführt, davon 14 gemeinsam mit den ständi- 
gen Beratern. Für den Inhalt des vorliegenden Be- 
richts zeichnen ausschließlich die neun Kommissions- 
mitglieder verantwortlich. Soweit die Mitglieder der 
Kommission zu Einzelfragen unterschiedlicher An- 
sicht waren, ist dies im Bericht ausdrücklich ver- 
merkt. 


9 . Zur Ermittlung der Erfahrungen mit der Mit- 
bestimmung hat die Kommission folgende Unter- 
suchungen durchgeführt: 

1. Anhörungen, 

2. eine schriftliche Befragung. 

Von zentraler Bedeutung für die Kommissionsarbeit 
waren die Anhörungen; sie haben in entscheidender 
Weise zur Meinungsbildung innerhalb der Kommis- 
sion beigetragen. Auf der Grundlage der in den An- 
hörungen gewonnenen Eindrücke wurde die schrift- 
liche Untersuchung veranlaßt; ihr Ziel war, in Er- 
gänzung der Anhörungen sowohl aus dem Bereich 
I der Montan-Mitbestimmung als auch aus dem Be- 
reich der Mitbestimmung nach dem Betriebsverfas- 
[ sungsgesetz ausgewählte und quantitativ vergleich- 
I bare Fakten zur Mitbestimmung zu ermitteln. 

j 10 . Aufgabe der Anhörungen war, der Kommission 
i einen Einblick in die konkrete Ausgestaltung der 
I Mitbestimmung und in ihre Wirkungen zu ermögli- 
! chen. Im Mittelpunkt stand dabei die Untersuchung 
' der Wirkungen der Mitbestimmung auf den Willens- 
, bildungsprozeß des Unternehmens sowie auf ver- 
j schiedene Bereiche der Unternehmenspolitik. 

Als Ausgangspunkt für die Anhörungen wurde von 
der Kommission in Zusammenarbeit mit den ständi- 
gen Beratern ein detaillierter Problemkatalog ent- 
wickelt, der die wesentlichen, als relevant angesehe- 
' nen Aspekte enthielt und der im Verlauf der An- 
! hörungen fortgeschrieben wurde. 

I Der Kommission lag außerdem jeweils eine Zusam- 
I menstellung von Informationen über die Unterneh- 
I men vor, aus denen ausgewählte Positionsträger 
i zu den Anhörungen eingeladen wurden. Diese Un- 
terlagen enthielten unter anderem Angaben über 
I die personelle Zusammensetzung der Unterneh- 
I mensorgane, über die Geschäftsverteilung des Vor- 
I Standes sowie eine kurze Darstellung und Analyse 
der ökonomischen Entwicklung des Unternehmens 
und spezifischer unternehmenspolitischer Probleme. 

Die Kommission hat insgesamt 55 Positionsträger 
aus Unternehmen des Montan-Bereichs und aus dem 
Bereich des Betriebsverfassungsgesetzes in jeweils 
zwei- bis dreistündigen Gesprächen gehört. Die Be- 
fragungen haben sich auf folgenden Personenkreis 
erstreckt: 

Aufsichtsratsvorsitzende und deren Stellvertreter; 
„neutrale" Mitglieder des Aufsichtsrates; Vorstands- 
vorsitzende oder kaufmännische Vorstandsmitglie- 
der; Arbeitsdirektoren; Vorsitzende des Betriebs- 
rates oder des Gesamtbetriebsrates “). 


8. Zur Unterstützung der Kommission wurde am 
Sitz des Kommissionsvorsitzenden, der Ruhr-Univer- 
sität Bochum, ein Evidenzbüro eingerichtet. Dieser 
Stab war mit der organisatorischen Durchführung 
der von der Kommission beschlossenen empirischen 
Untersuchungen sowie mit den für die Berichtsabfas- 
sung notwendigen wissenschaftlichen Vorarbeiten 
betraut. 


11 . Die schriftliche Befragung umfaßte 62 Unter- 
nehmen des Montan-Bereichs sowie 373 Unterneh- 
men aus dem Bereich des Betriebsverfassungsgeset- 
zes. Grundlage für die Auswahl der Unternehmen 
aus dem Anwendungsbereich des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes bildete eine Zusammenstellung des 
Wirtschaftswissenschaftlichen Instituts der Gewerk- 


-) Zu Einzelheiten der Anhörungen vergleiche Anlage 1. 
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schäften (WWI) derjenigen Unternehmen, die nach 
den Kriterien, die der DGB, die DAG und die SPD 
in ihren Vorschlägen zur Neuregelung der Mitbe- 
stimmung aufgestellt haben, von einer Ausweitung 
der Mitbestimmung betroffen würden ^). 

Im Rahmen dieser Untersuchungen wurden unab- | 
hängig voneinander und ad personam folgende Posi- i 
tionsträger mit gleichlautenden Befragungsunterla- ' 
gen angeschrieben: 

Aufsichtsratsvorsitzende oder deren Stellvertreter; | 
Vorstandsvorsitzende oder kaufmännische Vor- 
standsmitglieder; Betriebsratsvorsitzende oder Ge- | 
samtbetriebsratsvorsitzende; im Montan-Bereich zu- ' 
sätzlich die Arbeitsdirektoren. 

12 . Die Kommission erhielt 1 164 Fragebogen 
(86,3 Vo der versandten Fragebogen) zurück. Da einige 
der Befragungsunterlagen erst nach Ablauf des für , 
die Rückgabe festgesetzten Termins eingingen, 
konnten in die Auswertung, bezogen auf die Posi- 
tionsträger, nur 1 091 (80,8 ®/o) Antworten einbezogen , 
werden. Eine auf die Unternehmen bezogene Ana- | 
lyse, bei der die Angaben mindestens eines der be- 
fragten Positionsträger Vorlagen, ergab, daß für die 
Auswertung die Daten aus 414 Unternehmen (95,2 ^'o 
des gesamten Untersuchungsbereichs) zur Verfügung 
standen. 

13 . Aus grundsätzlichen methodischen Erwägungen 
wurde die Auswertung der Befragungsunterlagen 
unter zwei Gesichtspunkten vorgenommen: 

In einer Analyse bezogen auf und differenziert nach 
Positionsträgern sind die Fragebogen aller Posi- 
tionsträger erfaßt. 


B. Stand der Mitbestimmungsregelungen 

I. Mitbestimmung 

nach den Mitbestimmungsgesetzen 

15 . Das Gesetz über die Mitbestimmung der Ar- 
beitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen 
der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und 
Stahl erzeugenden Industrie vom 21. Mai 1951 (Mit- 
bestimmungsgesetz) gilt für Aktiengesellschaften 
und Gesellschaften mit beschränkter Haftung der 
genannten Industriezweige und für bergrechtliche 
Gewerkschaften mit eigener Rechtspersönlichkeit, 
soweit sie mehr als 1 000 Arbeitnehmer beschäfti- 
gen oder Einheitsgesellschaften sind. Zur Gewähr- 
leistung der Mitbestimmung der Arbeitnehmer hat 
das Gesetz das Gesellschaftsrecht in folgenden Punk- 
ten verändert: 

Die unter das Mitbestimmungsgesetz fallenden Ge- 
sellschaften bilden, unbeschadet ihrer Rechtsform, 
einen Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat besteht in der 
Regel aus 11 Mitgliedern. Er ist paritätisch besetzt 
durch Vertreter der Anteilseigner und der Arbeit- 


in einer Analyse bezogen auf die Unternehmen wur- 
den nur solche Befragungsunterlagen verwertet, in 
denen aus demselben Unternehmen sowohl vom 
Vorstandsvorsitzenden oder dem kaufmännischen 
Vorstandsmitglied als auch vom Vorsitzenden des 
Betriebsrates oder Gesamtbetriebsrates die ausge- 
füllten Fragebogen für die Auswertung zur Verfü- 
gung standen. In dieser Analyse sind die Daten aus 
304 Unternehmen (69,9 Vo des gesamten Untersu- 
chungsbereichs) enthalten. 

Der ausreichend hohe Rücklauf der Befragungsunter- 
lagen erlaubt es, die Ergebnisse für die genannten 
Untersuchungsbereiche als repräsentativ anzuse- 
hen 5) 8). 

14 . Der folgende Bericht gliedert sich in fünf Teile: 

Einen Überblick über die geltenden gesetzlichen 
und vertraglichen Mitbestimmungsregelungen 
und ausgewählte Aspekte ihres wirtschaftlichen 
Hintergrundes (Teil I B und C); 

eine Darstellung des gegenwärtigen Standes 
der Mitbestimmungsdiskussion (Teil II); 

die Zusammenfassung der wichtigsten Ergeb- 
nisse der Anhörungen der Kommission und ih- 
rer schriftlichen Befragung (Teil III); 

die Entwicklung der Grundlagen der Empfehlun- 
gen der Kommission (Teil IV) ; 

die Erläuterung der Empfehlungen selbst 
(Teil V). 

Um die Geschlossenheit der Darstellung der einzel- 
nen Teile des Berichts zu gewährleisten, hat die 
Kommission auf Verweisungen weitgehend verzich- 
tet und dafür Wiederholungen innerhalb des Be- 
richts in Kauf genommen. 


nehmer, unter denen sich jeweils ein „weiteres Mit- 
glied" befindet. Dazu kommt der Elfte Mann als 
neutrales Aufsichtsratsmitglied. 

Zwei Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat müssen 
aus dem Unternehmen stammen; sie werden durch 
die Betriebsräte nach dem Prinzip der Gruppenwahl 


®) Die Vorschläge von DGB, DAG und SPD beziehen sich 
auf Unternehmen, die zwei der folgenden Kriterien 
erfüllen; mindestens 2000 Arbeitnehmer, mindestens 
75 Millionen DM Bilanzsumme, mindestens 150 Mil- 
lionen DM Jahresumsatz. 

"•j Der Fragebogen für den Montan-Bereich unterscheidet 
sich insofern von dem für den Anwendungsbereich 
des Betriebsverfassungsgesetzes, als er auf die beson- 
deren Institutionen der Montan-Mitbestimmung ab- 
gestellt ist. 

^) Vergleiche im einzelnen, insbesondere zur Methodik 
der Auswertung, Anlage 2. 

8) Eine ausführliche Darstellung der Ergebnisse der 
schriftlichen Befragung ist zu einem späteren Zeitpunkt 
vorgesehen. 


10 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/334 


und nach Beratung mit den Gewerkschaften vorge- 
schlagen. Zwei der Arbeitnehmervertreter werden 
von den Spitzenorganisationen nach Beratung mit 
den im Unternehmen vertretenen Gewerkschaften 
und den Betriebsräten vorgeschlagen. Entsprechen- 
des gilt für das weitere Mitglied. 

Das neutrale Aufsichtsratsmitglied wird von den 
Aufsichtsratsmitgliedern beider Gruppen vorgeschla- | 
gen. 

Die Hauptversammlung oder die Gesellschafterver- 
sammlung (Gewerkenversammlung) wählt sämtliche 
Aufsichtsratsmitglieder. Hinsichtlich der Arbeitneh- 
mervertreter ist sie an die Vorschläge der Betriebs- 
räte und der Spitzenorganisationen gebunden. 

Das Mitbestimmungsgesetz sieht als gleichberechtig- 
tes Vorstandsmitglied einen Arbeitsdirektor vor. 
Seine Bestellung und deren Widerruf kann nicht 
gegen die Stimmen der Mehrheit der Arbeitnehmer- 
vertreter im Aufsichtsrat erfolgen. 

16 . Durch das Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes 
über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen 
des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden 
Industrie vom 7. August 1956 (Mitbestimmungs- 
ergänzungsgesetz) in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes 
über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen 
des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden 
Industrie vom 27. August 1967 wurde die Mitbestim- 
mung in den Obergesellschaften von unter das Mit- 
bestimmungsgesetz fallenden Unternehmen geregelt. 

Das Gesetz ist anwendbar auf herrschende Unter- 
nehmen, wenn der Unternehmenszweck des Kon- 
zerns durch unter das Mitbestimmungsgesetz fal- 
lende Konzernunternehmen und abhängige Unter- 
nehmen gekennzeichnet ist. Das ist der Fall, wenn 
diese Unternehmen mehr als die Hälfte der Umsätze 
des gesamten Konzerns erzielen. Die genannte Vor- 
aussetzung muß in fünf aufeinanderfolgenden Ge- 
schäftsjahren Vorgelegen haben. Ist sie in fünf auf- 
einanderfolgenden Geschäftsjahren entfallen, findet 
das Mitbestimmungsergänzungsgesetz keine An- 
wendung mehr. Der Aufsichtsrat des herrschenden 
Unternehmens besteht nach dem Mitbestimmungs- 
ergänzungsgesetz aus 15 Mitgliedern, ist paritätisch 
besetzt und hat ein neutrales Mitglied. Vier der 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat müssen aus 
den Betrieben der Konzernunternehmen stammen. 
Sie werden von Wahlmännern gewählt. Drei der 
Arbeitnehmervertreter werden von den Spitzen- 
organisationen nach vorheriger Beratung mit den 
jeweiligen Gewerkschaften und Betriebsräten ent- 
sandt. 

Das gesellschaftsrechtliche Wahlorgan wählt nur die 
Anteilseignervertreter im Aufsichtsrat. 

Der Arbeitsdirektor wird wie die übrigen Vor- 
standsmitglieder nach § 84 des Aktiengesetzes be- j 
stellt und abberufen. i 


17 . Dem Mitbestimmungsgesetz unterlag bei des- 
sen Inkrafttreten 1951 die folgende Zahl von Unter- 


nehmen: 

Eisen und Stahlerzeugung 34 

Bergbau 71 

darunter: 

Steinkohlenbergbau 58 

Braunkohlenbergbau 6 

Pechkohlenbergbau 1 

Erzbergbau 6 

105 


In zwei Fällen, die in dieser Zahl nicht enthalten 
sind, war die Frage der Anwendung oder Nicht- 
anwendung des Mitbestimmungsgesetzes zwischen 
Unternehmen und Gewerkschaften umstritten. Es 
wurden zwischen den Beteiligten besondere Mit- 
bestimmungsregelungen freiwillig vereinbart. 

18 . Im Zuge der Rekonzentration und Neuordnung 
der deutschen Montan-Industrie kam es zur Bildung 
von größeren Unternehmensgruppen, wodurch vor 
allem in den zu unselbständigen Betriebsabteilungen 
umgewandelten, ehemals rechtlich selbständigen 
Tochtergesellschaften der dort praktizierten Mitbe- 
stimmung die rechtliche Grundlage entzogen wurde. 
Erleichtert wurde diese Entwicklung durch das Um- 
wandlungsgesetz von 1956 und durch das Umwand- 
lungsteuergesetz von 1957. Im Juli 1969 hatte die 
Konzentrations- und Stillegungsentwicklung zu fol- 
gender Reduktion der Zahl der Unternehmen ge- 


führt ^) : 

Eisen- und Stahlerzeugung 19 

Bergbau 32 

darunter: 

Steinkohlenbergbau 28 

Braunkohlenbergbau 3 

Erzbergbau 1 

Atypische Obergesellschaften 5 

(dem Mitbestimmungsgesetz 

unterliegende Unternehmen) (56) 

Typische Obergesellschaften 

(dem Mitbestimmungsergänzungsgesetz 
unterliegend) 3 

Der qualifizierten Mitbestimmung kraft 

Gesetz unterliegende Unternehmen 59 


Dazu kommen drei Gesellschaften, in denen Ge- 
werkschaft und Anteilseigner sich über die Anwend- 
barkeit der Mitbestimmungsgesetze nicht einig wa- 
ren und in denen freiwillige Mitbestimmungsverein- 
barungen getroffen wurden. 


0 Nach einer Zusammenstellung der Abteilung Mit- 
bestimmung des DGB für die Mitbestimmungskommis- 
sion vergleiche Anlage 3 . 
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II. Das Betriebsverfassungsgesetz 

19 . In den Kapitalgesellschaften, die nicht unter die 
Montan-Mitbestimmung fallen, sind die Arbeitneh- 
mer ebenfalls an der Besetzung der Aufsichtsräte 
beteiligt, jedoch in geringerem Umfang als in der 
Montan-Industrie, Das Betriebsverfassungsgesetz 
vom 11. Oktober 1952 sieht vor, daß die Aufsichts- 
räte aller Aktiengesellschaften oder Kommanditge- 
sellschaften auf Aktien, ausgenommen Familien- 
gesellschaften mit weniger als 500 Arbeitnehmern, 
zu einem Drittel aus Vertretern der Arbeitnehmer 
bestehen; bei Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung und bergrechtlichen Gewerkschaften mit eige- 
ner Rechtspersönlichkeit ist, soweit sie mehr als 
500 Arbeitnehmer beschäftigen, ein Aufsichtsrat zu 
bilden; durch eine Konzernklausel sind auch die 
Aufsichtsräte von Obergesellschaften in die Rege- 
lung einbezogen. 

Das Betriebsverfassungsgesetz regelt außerdem die 
Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte der Ar- 
beitnehmer an sozialen, personellen und wirtschaft- 
lichen Entscheidungen der Unternehmens- und Be- 
triebsleitung. In den der Montan-Mitbestimmung 
unterliegenden Unternehmen gilt das Betriebsver- 
fassungsgesetz ergänzend neben der Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer in Aufsichtsrat und Vorstand. 

Die Vertretung der Arbeitnehmer bei innerbetrieb- 
lichen Entscheidungen erfolgt durch den Betriebsrat, 
der in allen Betrieben mit mindestens fünf ständi- 
gen wahlberechtigten Arbeitnehmern, wovon drei 
wählbar sein müssen, durch unmittelbare Wahl ge- 
bildet wird. 

Der Betriebsrat hat neben seinen allgemeinen Auf- 
gabenbereichen der Betreuung der Arbeitnehmer 
Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte in sozia- 
len, personellen und wirtschaftlichen Angelegenhei- 
ten. über die in seinen Aufgabenbereich fallenden 
Belange können zwischen Betriebsrat und Arbeit- 
geber Betriebsvereinbarungen abgeschlossen wer- 
den. Deren Durchführung ebenso wie die der zugun- 
sten der Arbeitnehmer geltenden Gesetze, Verord- 
nungen und Tarifverträge wird vom Betriebsrat im 
Rahmen seiner allgemeinen Aufgaben überwacht. 

Für Unternehmen mit mehr als 100 ständigen Ar- 
beitnehmern sieht das Gesetz die Bildung eines 
Wirtschaftsausschusses vor. Er besteht zur Hälfte 
aus Unternehmensangehörigen Arbeitnehmern, die 
der Betriebsrat bestimmt; die andere Hälfte der Mit- 
glieder des Wirtschaftsausschusses wird vom Unter- 
nehmer bestimmt. Der Wirtschaftsausschuß soll die 
gegenseitige Unterrichtung in wirtschaftlichen An- 
gelegenheiten sicherstellen. 

Besteht ein Unternehmen aus mehreren Betrieben, 
so kann neben den einzelnen Betriebsräten ein Ge- 
samtbetriebsrat gebildet werden; seine Mitglieder 
werden von den einzelnen Betriebsräten entsandt. 
Der Gesamtbetriebsrat ist zuständig für die An- 
gelegenheiten, die das Gesamtunternehmen oder 
mehrere Betriebsräte betreffen und nicht durch die 
einzelnen Betriebsräte geregelt werden können. 

In der Betriebsversammlung, die aus den Arbeit- 
nehmern des Betriebes besteht, hat der Betriebsrat 


den Arbeitnehmern vierteljährlich einen Tätigkeits- 
bericht zu erstatten. An den Betriebsversammlungen 
können Beauftragte der im Betrieb vertretenen Ge- 
werkschaften beratend teilnehmen; der Arbeitgeber 
kann, folgt er der zwingend vorgeschriebenen Ein- 
ladung zur Teilnahme an der Betriebsversammlung, 
einen Beauftragten der Arbeitgebervereinigung hin- 
zuziehen. 

Die nach dem Betriebsverfassungsgesetz vorge- 
schriebene Arbeitnehmervertretung im Aufsichtsrat 
wird von den Arbeitnehmern der Betriebe des Unter- 
nehmens regelmäßig unmittelbar gewählt. Das Wahl- 
vorschlagsrecht haben Betriebsräte und Arbeitneh- 
mer. 


III. Vereinbarte Mitbestimmungsregelungen 

20 . Neben den gesetzlichen Mitbestimmungsrege- 
lungen gibt es Mitbestimmungsregelungen kraft 
Vereinbarung zwischen Gewerkschaften und Unter- 
nehmen. Zweck solcher Vereinbarungen ist die Re- 
gelung der Mitbestimmung im Sinne der Montan- 
Mitbestimmung in Unternehmen, die — aus ver- 
schiedenen Gründen — nicht in den Anwendungs- 
bereich dieser Gesetze fallen. Je nach dem Anlaß 
für den Abschluß der Vereinbarung und nach ihrem 
konkreten Inhalt lassen sich diese Mitbestimmungs- 
regelungen in verschiedene Typen unterteilen ^). 

a) Der erste Typ kennzeichnet die Fälle, in denen 
die Gewerkschaften der Ansicht waren, ein Un- 
ternehmen unterliege dem Mitbestimmungsge- 
setz, während die Anteilseigner der Auffassung 
waren, nur das Betriebsverfassungsgesetz könne 
angewendet werden. Die Beteiligten waren je- 
weils daran interessiert, eine gerichtliche Klä- 
rung der Streitfrage zu umgehen. Sie vereinbar- 
ten in der Regel die Bildung eines paritätisch 
bezetzten Aufsichtsrates und die Berufung eines 
j Arbeitsdirektors in den Vorstand. 

i b) Ein zweiter Typ von Vereinbarungen wurde ab- 
' geschlossen, um dem im Zuge von Fusionen und 

i Umorganisationen aufgetretenen Fortfall von 

I Mitbestimmungsmöglichkeiten entgegenzuwir- 

’ ken. Zu diesem Zweck ist gelegentlich die Ver- 

I größerung des Aufsichtsrates auf 21 Mitglieder 

j und die Einsetzung eines weiteren Arbeitsdirek- 

I tors vereinbart worden. 

; c) Der dritte Typ von Mitbestimmungsvereinbarun- 
■ gen wurde aus ähnlichem Anlaß getroffen, näm- 

I lieh, um bei Fusionen, bei denen, vor allem im 

Gefolge der beiden Umwandlungsgesetze von 
1956 und 1957, rechtlich selbständige Tochter- 
gesellschaften in unselbständige Betriebsabtei- 
lungen umgewandelt wurden, die bestehenden 
Mitbestimmungsmöglichkeiten zu erhalten. In 
der Regel sehen diese Abkommen die Zusam- 
I menfassung der neuen Betriebsabteilungen zu 

i Werksgruppen vor, in deren Direktorium jeweils 

I ein Arbeitsdirektor berufen wird und die einen 


Vgl. zu den Mitbestimmungsregelungen die Aufstel- 
lung in Anlage 4. 
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paritätisch besetzten Beirat erhalten, der mit be- 
stimmten Mitbestimmungsrechten ausgestattet 
ist. Zu diesem Typ gehört das Lüdenscheider 
Abkommen. 

d) Ein vierter Typ von Vereinbarungen soll die 
Mitbestimmungsmöglichkeiten bei Umwandlun- 
gen einer Aktiengesellschaft in eine Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung erhalten. Dabei werden 
die Kompetenzen des GmbH-Aufsichtsrates de- 
nen eines AG-Aufsichtsrates angeglichen. 

d) Von den bisher beschriebenen Typen einer frei- 
willigen Mitbestimmungsvereinbarung völlig 
verschieden ist ein fünfter Typ. Dieser sieht bei 
den gewerkschaftseigenen Unternehmen die Ein- 
führung der Mitbestimmung nach dem Montan- 
Modell vor. Entsprechende grundsätzliche Ver- 
einbarungen zwischen den Gewerkschaften als 
den Anteilseignern dieser Unternehmen und den 
Betriebsräten sind 1969 getroffen worden. In der 
Verwirklichung am weitesten fortgeschritten ist 
diese Regelung bei der Neue-Heimat-Gruppe. 
Damit wird die paritätische Mitbestimmung erst- 
mals außerhalb des Montan-Bereichs eingeführt. 

f) Vereinbarungen, die 1969 im Zusammenhang mit 
der Gründung der Ruhrkohleeinheitsgesellschaft 
getroffen worden sind, waren der Kommission 
noch nicht zugänglich. 


21 . Eine Ausdehnung des gesetzlich vorgesehenen 
Mitbestimmungsbereichs durch Tarifvertrag oder 
Betriebsvereinbarung ist nach herrschender Meinung 
nicht möglich. Derartige Vereinbarungen sind der 
Kommission auch nicht bekanntgeworden. 


IV. Abgrenzung: Mitbestimmung 
und Mitbeteiligung 

22 . Eine Anzahl von Unternehmen unterschiedli- 
cher Branchen hat ein System der Partnerschaft zwi- 
schen Arbeitnehmern und Unternehmern eingeführt, 
das auf materieller Beteiligung am Betriebsergebnis 
beruht und auf dieser Grundlage Mitwirkung und 
Mitverantwortung der Arbeitnehmer gewährlei- 
stet®). Auch hier handelt es sich um Beiträge zur 
Lösung des Mitbestimmungsproblems. Derartige Lö- 
sungsversuche beschäftigen sich jedoch gleichzeitig 
mit der Frage der Vermögensverteilung; sie gehen 
insoweit über den Gutachtengegenstand hinaus. Zu- 
dem beinhalten sie auf das jeweilige Unternehmen 
bezogene, individuelle Regelungen, die nicht verall- 
gemeinerungsfähig sind und sich insbesondere auf 
große Kapitalgesellschaften nicht übertragen lassen. 
Die Kommission hat deshalb diese Lösungsversuche 
in ihre Untersuchung nicht einbezogen. 


C. Ausgewählte Aspekte des wirtschaftlichen Hintergrundes 
mitbestimmter Wirtschaftsbereiche 


23 . Die Kommission sieht davon ab, eine umfas- 
sende quantitative Untersuchung der volkswirt- 
schaftlichen Wirkungen der Mitbestimmung vorzu- 
legen. Eine solche Studie hätte schon deswegen mit 
kaum überwindbaren Schwierigkeiten zu rechnen, 
weil neben der Mitbestimmung zahlreiche andere 
Faktoren auf den Wirtschaftsprozeß eingewirkt ha- 
ben und die Mitbestimmung kein derartig dominie- 
render Wirtschaftsordnungsfaktor geworden ist, daß 
demgegenüber andere Einwirkungen zurücktreten. 
Die empirische Grundlage für die Erwägungen der 
Kommission haben Anhörungen und Erhebungen 
geliefert, die an Vorgänge in den Betrieben und 
Unternehmungen anknüpfen und Aussagen über 
Entwicklungstendenzen und die Richtung ermögli- 
chen, in der die Mitbestimmungsregelungen wahr- 
scheinlich gewirkt haben. 

Trotzdem ist es zweckmäßig, wenige Tatsachenanga- 
ben über die Wirtschaftsbereiche zu machen, in 
denen die Montan-Mitbestimmung gilt, und zum 
Vergleich Zahlen über andere Branchen heranzuzie- 
hen. Dadurch können die in den späteren Teilen 
des Kommissionsberichtes enthaltenen Schätzurteile 
erleichtert werden. 

24 . Die Montan-Mitbestimmung wird in ihren wirt- 
schaftlichen und sozialen Wirkungen dadurch be- 
grenzt, daß sie auf den Kohlen- und Eisenerzbergbau 
einerseits und die Eisen und Stahl erzeugende Indi- 


strie andererseits beschränkt ist. Die Zahl der Be- 
schäftigten im Kohlenbergbau hat sich von ca. 
578 000 im Jahre 1950 auf ca. 300 000 im Jahre 
1968 vermindert, der Anteil an den Beschäftigten in 
der Industrie ist von 11,4 ®/o auf unter 4 ®/o gefallen. 
In der eisenschaffenden Industrie hat die Beschäftig- 
tenzahl zwar von ca. 220 000 im Jahre 1950 auf ca. 
322 000 im Jahre 1968 zugenommen, doch hat sich 
der um 4 ®/o schwankende Anteil an der Zahl der In- 
dustriebeschäftigten nicht spürbar verändert; in jün- 
gerer Zeit ist eine leichte Abnahme der Beschäftig- 
tenzahl auch in der Eisen und Stahl erzeugenden In- 
dustrie zu beobachtend^). Die Gesamtzahl der bei 
qualifizierter Mitbestimmung Beschäftigten ist also 
absolut und noch viel stärker relativ zur wachsen- 


®) Etwa 300 bis 400 Unternehmen; vergleiche Herrmann: 
Der Stand der betrieblichen Partnerschaft, in: AGP- 
Mitteilungen, Nr. 7, VIII, S. 3 ff., zitiert bei Wilhelm 
Krelle, Johann Schunck, Jürgen Siebke: überbetrieb- 
liche Ertragsbeteiligung der Arbeitnehmer, Band I, 
Tübingen 1968, S. 41. 

Bundesrepublik Deutschland und Saarland zusammen 
(für Saarland vergleiche Statistisches Jahrbuch für 
die Bundesrepublik Deutschland 1958, S. 218). 
Bundesrepublik Deutschland und Saarland zusammen 
(Saarland geschätzt, vergleiche Statistisches Jahr- 
buch für die Bundesrepublik Deutschland 1958, S. 220). 
^-) Vergleiche Statistische Jahrbücher für die Bundes- 
republik Deutschland 1954, S. 218 f.; 1958, S. 220; 1969, 
S. 201. 
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den Zahl der Industriebeschäftigten zurückgegangen. 
Daraus ergibt sich eine Art von Verdünnungseffekt 
für die qualifizierte Mitbestimmung. 

25 . Ein weiterer Verdünnungseffekt für die Mon- 
tan-Mitbestimmung hat sich aus der Rekonzentra- 
tion der Montan-Industrie ergeben; nach Abschluß 
der Entflechtungsmaßnahmen und mit Beginn des 
gemeinsamen Marktes für Kohle und Stahl wurden 
Rückverflechtungen erheblichen Umfanges möglich. 
Das Umwandlungsgesetz vom 12. November 1956 
und das Umwandlungsteuergesetz vom 11. Oktober 
1957 haben diese Entwicklung gefördert. Darüber 
hinaus hat sich die Konzentration weiter fortgesetzt. 
In der Stahlindustrie hat die Errichtung von vier 
gemeinsamen Kontoren für Walzstahlprodukte Zu- 
ständigkeiten aus den Unternehmungen herausver- 
lagert; außerdem hat sich die Unternehmenskonzen- 
tration durch Fusionen und fusionsähnliche Bindun- 
gen fortgesetzt (Zusammenschluß der August-Thys- 
sen-Hütte AG mit der Phoenix-Rheinrohr AG; Zu- 
sammenschluß der Hoesch AG mit der Dortmund- 
Hörder Hüttenunion AG; Zusammenschluß der 
August-Thyssen-Hütte AG mit der Hüttenwerk 
Oberhausen AG; Zusammenarbeit der August-Thys- 
sen-Hütte AG mit der Mannesmann AG). Durch 
diese Zusammenschlüsse sind Unternehmensorgane 
(Aufsichtsräte, Vorstände) entweder eingespart oder 
in ihren wirtschaftlichen Befugnissen beschränkt 
worden. Damit hat sich auch die Möglichkeit für die 
in diesen Organen vertretenen Arbeitnehmer ver- 
mindert, Mitbestimmungsrechte auszuüben. Die Mit- 
bestimmung ist allerdings auf der Ebene der ver- 
größerten Unternehmen fortgesetzt worden, doch 
ergibt sich bei wachsender Unternehmensgröße ein 
zunehmender Abstand der in der Unternehmens- 
spitze mitbestimmenden Arbeitnehmervertreter zu 
den einzelnen Arbeitnehmern. (Zur Schrumpfung der 
Zahl der Unternehmungen vergleiche Teil I, Zif- 
fer 18). 

Die Unternehmungen des Ruhrkohlenbergbaus sind 
inzwischen zur Ruhrkohleeinheitsgesellschaft Ruhr- 
kohle AG zusammengeschlossen, deren Unabhän- 
gigkeit durch staatliche Lenkungsbefugnis begrenzt 
ist. Andererseits sind die Einwirkungsrechte der 
Arbeitnehmerorganisationen und Mitbestimmungs- 
organe besonders gesichert, so daß es fraglich ist, 
ob ein Verdünnungseffekt für die Mitbestimmung 
eingetreten ist, 

26 . Die einzelnen Firmen der Montan-Industrie ha- 
ben traditionell oder neuerdings aus strukturellen 
Gründen eine geringere wirtschaftliche Bewegungs- 
freiheit besessen oder in Anspruch genommen als 
Firmen anderer Wirtschaftsbereiche. Solange die 
Preise für Kohle, Eisen und Stahl noch staatlich be- 
grenzt waren, konnten dabei keine unmittelbaren 
Wirkungen des unternehmerischen Verhaltens und 
mögliche Veränderungen durch Mitbestimmung be- 
obachtet werden. Nach Errichtung der gemeinsamen 
Märkte für Montanprodukte in den Jahren 1953 und 
1954 unterlag die Montan-Industrie nur noch gerin- 
geren preispolitischen Vorschriften. Doch hat sich 
einerseits die Tendenz immer stärker durchgesetzt, 
zu den traditionellen Formen der Wettbewerbsbe- 


schränkungen der Montanwirtschaft ziirückzukeh- 
ren, andererseits ist vor allem im Bereich des Koh- 
lenbergbaus ein starker Substitutionswettbewerb 
aufgetreten. 

27 . Die Abnahme der Beschäftigtenzahl im Koh- 
lenbergbau hat erhebliche soziale Probleme mit sich 
gebracht, an denen sich die Mitbestimmung zu be- 
währen hatte. Vergleicht man das Jahr 1968 mit dem 
Jahr 1950, so betrug der Rückgang etwa 278 000 Be- 
schäftigte (das heißt mehr als 48 Vo). Bei einem Ver- 
gleich mit dem Jahre 1957 ergibt sich sogar ein 
Rückgang um etwa 342 000 Beschäftigte (das heißt 
fast 53 Vo). Ähnlich schwere, wenn auch quantitativ 
um das Zehnfache größere Umstellungsprobleme 
hatte im Zeitraum von 1950 bis 1968 nur die deut- 
sche Landwirtschaft zu lösen (Abwanderung: ca. 
2,5 Millionen Erwerbspersonen = ca. 49 %). Aus dem 
industriellen Bereich wäre die Textilindustrie als 
Wirtschaftszweig mit sinkenden Beschäftigtenzahlen 
zu nennen (von 531 000 im Jahre 1950 bzw. 649 000 
im Jahre 1957 auf 489 000 im Jahre 1968) 

Der Montan-Industrie sind ebenso wie der Landwirt- 
schaft in beträchtlichem Umfang Anpassungslasten 
durch die staatliche Wirtschaftspolitik abgenommen 
worden. Für die Mitbestimmung bedeutete dies, 
daß sie einer relativ geringeren Belastungsprobe 
unterworfen wurde, weil insoweit die Interessen- 
konflikte im Unternehmen gemildert werden, wie 
die öffentliche Hand den vom Markt ausgehenden 
Anpassungsdrucfc abschwächt. Der Kohlenbergbau 
wurde durch zahlreiche protektionistische Maßnah- 
men gegen das Vordringen der Substitutionskonkur- 
renz abgeschirmt, die Kohleneinfuhr aus Drittlän- 
dern durch Schutzzoll und Kontingentierung einge- 
schränkt, der Kohleverbrauch durch Fracht- und Ver- 
brauchssubventionen begünstigt. Außerdem wurden 
umfangreiche Subventionen bei Stillegungen ge- 
zahlt; allein für 1968 waren für diesen Zweck 1 051 
Millionen DM vorgesehen, davon 488 Millionen DM 
Stillegungs-, Absatz- und Strukturhilfen und 563 
Millionen DM Sozialhilfen für Bergarbeiter und Maß- 
nahmen im Sozialbereich, die über die Unterneh- 
mungen gezahlt wurden ^^). 

Die weitgehende Entlastung des Bergbaus von den 
Beitragspflichten zur Sozialversicherung stellt eben- 
falls eine Maßnahme des Branchenschutzes dar. Die 
Unternehmungen der Stahlindustrie haben von die- 
sen Hilfen teilweise insoweit Vorteile oder minde- 
stens keine Nachteile gehabt, als sie selbst von den 
Verlusten der ihnen gehörenden Bergwerke entla- 
stet wurden und als sie von den Folgen des Kohle- 
protektionismus für ihre Produktionskosten befreit 
wurden (Kokskohle-Subvention). 


^3) Vergleiche Statistische Jahrbücher für die Bundes- 
republik Deutschland 1954, S. 219; 1958, S. 174, 178 
und 220; 1969, S. 121 und 201. 

14) Bericht der Bundesregierung über die Entwicklung 
der Finanzhilfen des Bundes und der Steuerbegünsti- 
gungen für die Jahre 1966 bis 1968 gemäß § 12 des 
Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachs- 
tums der Wirtschaft (Stabilitätsgesetz) vom 8. Juni 
1967, Bundestagsdrucksache V/2423, S. X. 
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28 . Daß die Montan-Mitbestimmung Rationalisie- 
rungen erheblichen Umfanges keinesfalls verhindert 
hat, zeigen die Indices des Produktionsergebnisses 
je Beschäftigtenstunde. Für den Kohlenbergbau ist 
dieser Index von 1962 = 100 auf 143,1 im Jahre 
1968 gestiegen und damit über den Industriedurch- 
schnitt von 142,7 (ohne öffentliche Energiewirtschaft 
und Bauindustrie). Die Schichtleistung je Arbeiter 
unter Tage ist im deutschen Steinkohlenbergbau 
seit 1950 um rund 2,1 t auf 3,5 t gestiegen. Für die 
eisenschaffende Industrie ergibt sich ein Anstieg des 
Index von 1962 = 100 auf 145,5 im Jahre 1968, also 
ebenfalls eine überdurchschnittliche Verbesserung; 
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die günstige Zahl für 1968 dürfte dabei allerdings 
von der günstigen Konjunkturlage und damit besse- 
ren Ausnutzung der Anlagen beeinflußt sein, doch 
ändert das an der Aussage grundsätzlich nichts, daß 
auch in dieser Branche in bedeutsamem Maße ratio- 
nalisiert worden ist 

Die Lohnentwicklung in der Montan-Industrie zeigt 
keine besonderen Abweichungen gegenüber den 
anderen Industriezweigen, wenn auch festzustellen 
ist, daß die Arbeiter der Montan-Industrie ihre Spit- 
zenstellung bei den Brutto-Stundenverdiensten nicht 
mehr unbestritten halten können 


TEIL II 

Zum gegenwärtigen Stand der Auseinandersetzungen 
um die quaiifizierte Mitbestimmung 


Vorbemerkung 

1 . Während die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
nach dem Betriebsverfassungsgesetz auch insoweit, 
wie sie durch Arbeitnehmervertreter im Aufsichts- 
rat ausgeübt wird, keinen grundsätzlichen Einwen- 
dungen begegnet, ist die Frage einer Ausdehnung 
der qualifizierten Mitbestimmung auf alle großen 
Unternehmen seit Jahren ein heiß umstrittenes poli- 
tisches Thema. Es versteht sich von selbst, daß die 
Kommission sich mit den im Schrifttum (einschließ- 
lich der Tageszeitungen) vorliegenden Argumenten 
und Empfehlungen auseinandersetzen mußte. Hin- 
gegen bedarf es wohl einer Begründung dafür, daß 
und in welcher Weise im folgenden ein Überblick 
über den Streitstand gegeben wird. Sicherlich ist es 
nicht Sache der Kommission, ein Literaturreferat zu 
erstatten, zumal es an derartigen Veröffentlichungen 
nicht fehlt. Gleichwohl glaubt die Kommission auf 
eine Kennzeichnung der Art und des Inhalts der 
Auseinandersetzungen um die qualifizierte Mitbe- 
stimmung und ihre Ausdehnung nicht verzichten zu 
dürfen. Angesichts der Breite, in der die Diskussion 
um dieses Problem in den letzten Jahren geführt 
worden ist, bildet der Meinungsstreit gewisser- 


A. Allgemeines 

1. Zur allgemeinen Charakteristik 
des Meinungsstreits 

2 . Seit dem Bestehen der Bundesrepublik ist um 
wenige Probleme der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
mit solcher Leidenschaft gestritten worden wie um 
die Bedeutung und Bewährung der qualifizierten 
Mitbestimmung und ihre Erstreckung auf weitere 
Wirtschaftszweige. Gewiß sind gelegentlich auch 


maßen den Hintergrund, vor dem die von der Kom- 
mission zu ermittelnden und auszuwertenden Er- 
fahrungen gesehen werden müssen. Der leiden- 
schaftliche Ernst, mit dem um diese Frage gerungen 
wird, macht das politische Klima aus, von dem die 
Kommission sich ständig Rechenschaft geben mußte. 
Es kommt hinzu, daß die im Schrifttum vorliegenden 
Äußerungen auch unter dem Gesichtspunkt des Er- 
fahrungsgehalts geprüft werden mußten, der in den 
einzelnen Stellungnahmen verarbeitet ist. 

Die folgende Übersicht bezweckt nach alledem nicht 
einen lückenlosen wissenschaftlichen Nachweis über 
die Argumente für und gegen eine Erweiterung der 
qualifizierten Mitbestimmung, sondern dient nur 
dem Zweck, die rechts-, wirtschafts-, sozial- und 
gesellschaftspolitischen Zusammenhänge zu verdeut- 
lichen, in denen die Mitbestimmungsfrage gegen- 
wärtig gesehen wird. Demgemäß werden zunächst 
einige allgemeine Merkmale der Diskussion hervor- 
gehoben; daran schließt sich eine Gegenüberstellung 
der wichtigsten Stellungnahmen sowie eine Über- 
sicht über die zur Zeit vorliegenden Gestaltungs- 
modelle an. 


Stimmen in dem Sinne zu hören, daß es sich um 
eine künstlich hochgespielte Forderung von sachlich 
begrenzter Tragweite handele; ganz überwiegend 
mißt man aber der Bewältigung dieser Probleme 


^®) Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutsch- 
land 1969, S. 217. 

^®) Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutsch- 
land 1969, S. 456. 
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elementare Bedeutung bei. Nicht wenige Vorkämp- 
fer für eine Ausdehnung der Mitbestimmung bezeich- 
nen sie, auf eine knappe Formel gebracht, als den 
wesentlichen Beitrag zur Vollendung des Sozial- 
staates und fürchten, wenn diese Forderung uner- 
füllt bleibe, auf lange Sicht um die Dauerhaftigkeit 
unserer demokratischen Ordnung. 

Die Gegner betrachten sie als einen Angriff auf 
das marktwirtschaftliche System, als Bedrohung 
der Wachstumsgrenze unserer Wirtschaft, als eine 
die freiheitliche Ordnung von Staat und Gesellschaft 
gefährdende Machtverlagerung zu den Gewerkschaf- 
ten hin. Die Fülle der Argumente, die im einzelnen 
gegeneinander ins Feld geführt werden, wird unten 
in Abschnitt B darzustellen sein. An dieser Stelle 
kommt es zunächst nur darauf an, die Spannung der 
Auseinandersetzungen, die Größe der Erwartungen 
auf der einen Seite, das Gewicht der Befürchtungen 
auf der anderen, zu betonen. 


II. Zur Entwicklung der Diskussion 
um die qualifizierte Mitbestimmung 

3 . Das Mitbestimmungsgesetz von 1951 stellt die 
gesetzliche Verankerung einer Regelung dar, die 
vorher bereits in ganz ähnlicher Form in den zwecks 
Entflechtung der Konzerne der eisen- und stahl- 
erzeugenden Industrie errichteten „Betriebsfüh- 
rungsgesellsdiaften" praktiziert worden war; in den 
Unternehmen des Bergbaus wurde die qualifizierte 
Mitbestimmung 1951 allerdings erst eingeführt. Zu 
der paritätischen Vertretung der Anteilseigner und 
der Arbeitnehmer und der Einrichtung des Arbeits- 
direktors in den Betriebsführungsgesellschaften war 
es aufgrund der Forderung der damaligen „Einheits- 
gewerkschaft" für die britische Besatzungszone ge- 
kommen, die die volle, verantwortliche Einschaltung 
der Arbeitnehmerschaft bei dem Wiederaufbau und 
der Neuordnung der Eisen- und Stahlindustrie durch 
Beteiligung bei der Besetzung der Gesellschafts- 
organe verlangt hatte. Bei den früheren Konzern- 
leitungen traf diese Forderung nicht auf Wider- , 
Spruch, sondern zum Teil sogar auf ausdrückliche ! 
Zustimmung, zumal die Anteilseigner infolge der 
aufgrund des Gesetzes Nr. 51 verhängten Beschlag- 
nahme ihre Rechte vorübergehend nicht selbst aus- 
üben konnten und die Mitwirkung der Gewerkschaft 
eine Verstärkung der Verhandlungsposition gegen- 
über der zuständigen Besatzungsbehörde erwarten 
ließ. I 

Der Zusammenhang mit der Entflechtung der Mon- ^ 
tan-Industrie erklärt nicht nur die Abgrenzung des | 
Kreises der qualifiziert mitbestimmten Unterneh- ^ 
men, sondern erleichtert auch das Verständnis dafür, 
warum es damals zu einer Klärung der grundsätzli- 
chen Probleme dieser Neuregelung nicht gekommen 
ist. Als die Einheitsgewerkschaft im Herbst 1946 
die Forderung nach Mitbestimmung erhob, gebot 
die Situation ein sofortiges Handeln; es ging vor- , 
dringlich um die Erhaltung und die Wiederherstel- ! 
lung von Arbeitsplätzen. Gewiß beruhte dieser Vor- j 
stoß der Gewerkschaft und die Haltung der früheren j 
Konzernleitungen auch auf gewissen Vorstellungen i 


über die ideellen Grundlagen der erstrebten Neu- 
ordnung. Aber man kann rückschauend nicht mehr 
mit Sicherheit feststellen, welcher Leitgedanke da- 
mals den Ausschlag gegeben hat. Als Begründungen 
wurden namentlich genannt: die besondere Arbeits- 
intensität der betreffenden Industriezweige und die 
Härte der körperlichen Arbeitsanforderungen; das 
Prinzip der Gleichberechtigung von Kapital und Ar- 
beit; die gesamtwirtschaftliche Schlüsselstellung, die 
man den Grundstoffindustrien zusprach. Insbeson- 
dere der Gedanke einer Gleichberechtigung von 
Kapital und Arbeit hatte in den ersten Jahren nach 
dem Zusammenbruch weit über die Kreise der Ar- 
beitnehmerschaft hinaus Anhänger. Andererseits 
war man damals von einem allgemeinen Konsens 
über die gesellschaftspolitische Bedeutung der 
Marktwirtschaft noch weit entfernt. Auch andere 
Grundfragen der Wirtschaftsordnung, wie etwa das 
Sozialisierungsproblem, sah man in weiten Kreisen 
vor der Währungsreform wesentlich anders als spä- 
ter. Unter diesen Umständen ist es nicht zu verwun- 
dern, daß die Beratungen des Mitbestimmungs- 
gesetzes vom 21. Mai 1951 zu keiner gründlichen 
prinzipiellen Erörterung über die ideellen Grundla- 
gen der qualifizierten Mitbestimmung geführt ha- 
ben. Zwar hatten die Gewerkschaften im Winter 
1950/51 mit Streiks gedroht, falls ihrer Forderung 
nach gesetzlicher Regelung der Mitbestimmung nicht 
Rechnung getragen würde; den parlamentarischen 
Verhandlungen über den Entwurf waren mithin 
harte Auseinandersetzungen vorausgegangen. Zu 
einer Vertiefung der grundsätzlichen Probleme kam 
es jedoch nicht. So nahm denn auch die Bundesregie- 
rung anstelle einer Begründung ihres Entwurfs auf 
die als bekannt vorausgesetzte „Vorgeschichte" Be- 
zug. 

4 . Mochte nach alledem für die damalige Zeit der 
von Franz Böhm 1952 erhobene Vorwurf, die Grund- 
lagen der Mitbestimmungsforderung und ihre ord- 
nungspolitischen Zusammenhänge seien nicht durch- 
dacht, eine gewisse Berechtigung gehabt haben, so 
hat sich doch inzwischen eine bedeutsame Klärung 
vollzogen. In grundsätzlichen Stellungnahmen, auf 
die unten (Abschnitt B) näher einzugehen ist, haben 
sowohl der DGB wie die DAG zu erkennen gegeben, 
daß sie die qualifizierte Mitbestimmung als mit der 
von ihnen bejahten marktwirtschaftlichen Ordnung 
vereinbar betrachten und sie nicht als Instrument 
gesamtwirtschaftlicher Lenkung verstehen; in die- 
sem Sinne darf man folglich nunmehr die Mitbestim- 
mungsforderung ungeachtet gelegentlicher wider- 
sprüchlicher Äußerungen aus gewerkschaftlichen 
Kreisen interpretieren. 

5 . Die Bestimmung des wirtschafts- und gesell- 
schaftspolitischen Rahmens, in den die Gewerkschaf- 
ten ihre Forderung nach Erstreckung der qualifizier- 
ten Mitbestimmung auf andere Wirtschaftszweige 
einordnen, ist auch noch unter einem anderen Ge- 
sichtspunkt bedeutsam, nämlich bezüglich der Frage, 
wie sich die von den Freien Gewerkschaften vor 
1933 vertretene Forderung nach „Wirtschaftsdemo- 
kratie" zu dem gegenwärtig erhobenen Postulat 
einer „Demokratisierung der Wirtschaft" verhält. 
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Dazu ist festzustellen, daß dieser Gedanke mit dem 
Programm für eine „Wirtschaftsdemokratie" nichts 
zu tun hat. Dieses 1928 von Fritz Naphtali heraus- 
gegebene Programm wollte als Ausfüllung des durch 
Artikel 156 und 165 WeimRV gezogenen Rahmens 
verstanden sein und setzte die Überführung der Pro- 
duktionsmittel der wichtigsten Wirtschaftszweige in 
gemeinwirtschaftliche Organisationsformen voraus. 
Hingegen wird heute von den Gewerkschaften das 
durch Mitbestimmung angestrebte Ziel der Demo- 
kratisierung nicht als eine etwa aufgrund des Arti- 
kels 15 GG zu verwirklichende Form der Gemein- 
wirtschaft angesehen. Vielmehr werden das markt- 
wirtschaftliche System und damit das selbständig 
handelnde Unternehmen vorausgesetzt. 


III. Zur Frage des empirischen Gehalts 
der Mitbestimmungsdiskussion 

6 . Angesichts des der Kommission erteilten Auf- 
trages lag der Gedanke nahe, aus den Stellungnah- 
men zum Mitbestimmungsproblem alle diejenigen 
Aussagen auszusondern, in denen konkrete Erfah- 
rungen mit den bisherigen Regelungen der Mit- 
bestimmung mitgeteilt werden. Diese Material- 
sammlung hätte sich freilich nicht auf die bekannten, 
von verschiedenen Seiten unternommenen sozial- 
wissenschaftlichen Untersuchungen über Praxis und 
Bewährung der Mitbestimmung zu erstrecken brau- 
chen, da die Ergebnisse dieser Erhebungen ohnehin 
veröffentlicht sind und als bekannt vorausgesetzt 
werden dürfen. Hingegen konnte es lohnend er- 
scheinen, das sonstige Schrifttum auf Erfahrungs- 
berichte aus der Praxis hin durchzusehen und diese 
Berichte zusammenfassend zu analysieren. 

Aus mancherlei Gründen ist indessen die aus der 
Literatur zu gewinnende Ausbeute an wissenschaft- 
lich verwertbaren Erfahrungstatsachen vergleichs- 
weise bescheiden und reicht keinesfalls dazu aus, 
eine hinreichend breite empirische Grundlage zu 
erarbeiten. Der wichtigste Grund hierfür liegt darin, 
daß eine Darstellung konkreter Vorgänge sich in 
aller Regel nicht dazu eignet, als Beweisstück oder 
Anknüpfung für ein positives oder negatives Wert- 
urteil über ein Sozialproblem der vorliegenden Art 
zu dienen. Der Einzelfall als solcher bietet nur dann 
ein überzeugendes Argument für allgemeinere 
Schlußfolgerungen, wenn und soweit er für die be- 
haupteten Zustände oder Entwicklungen repräsenta- 
tiv ist; gerade dies aber läßt sich nicht selten um so 
schwerer erweisen, je weiter die Darstellung des 
Vorgangs sich auf Einzelheiten einläßt. Bleiben 
die Angaben hingegen im Allgemeinen, so verlieren 
sie in dem Maße an Erkenntniswert, wie ihre Nach- 
prüfbarkeit vermindert ist — es sei denn, es handele 


sich um typische, in großer Zahl auftretende Er- 
scheinungen. 

Im Hinblick auf die Mitbestimmung kommt noch 
das Gebot der Vorsicht und der Rücksichtnahme auf 
die Beteiligten hinzu. Eine in die Einzelheiten ge- 
hende Schilderung bestimmter Vorfälle würde inner- 
halb des betreffenden Unternehmens oder zwischen 
den Sozialpartnern Unfrieden stiften können und 
daher vielfach mehr schaden, als eine genaue Infor- 
mation der Öffentlichkeit nützen könnte. Schon dies 
macht es verständlich, daß die vorliegenden Stel- 
lungnahmen sich in aller Regel mehr auf ein Fazit 
gewisser in der Praxis gemachter Beobachtungen als 
auf konkrete Angaben stützen. Das gilt für alle An- 
, wendungsgebiete gesetzlicher Mitbestimmungsrege- 
I lungen. 

I Bezüglich des empirischen Gehalts der Stellungnah- 
I men, die zum Problem einer Erweiterung der pari- 
I tätischen Mitbestimmung auf alle großen Unterneh- 
I men abgegeben worden sind, hatte die Kommission 
noch ein weiteres Moment in Betracht zu ziehen. 
In den vorliegenden Äußerungen wird nicht immer 
deutlich, wieweit die darin aufgestellten Behauptun- 
gen über die erhofften oder befürchteten Wirkungen 
einer Ausdehnung der Mitbestimmung auf Feststel- 
lungen über den in der Montan-Industrie bestehen- 
den Zustand gestützt und wieweit sie Folgerungen 
aus allgemeinen Erwägungen sind. Der Mangel an 
Deutlichkeit bezüglich der zugrunde gelegten öko- 
nomisch-sozialen Tatsachen ist nicht zu verwundern 
und wird hier nicht etwa in kritischer Absicht ver- 
merkt. Im Kampf um eine gesellschaftspolitische 
Neugestaltung, für die es bisher nur auf einem 
begrenzten Gebiet ein Beispiel der Verwirklichung 
gibt, geht in den Stellungnahmen allzu leicht das aus 
praktischen Einsichten gewonnene Wissen eine un- 
auflösliche Verbindung mit prinzipellen Anschauun- 
gen ein. 

Nach alledem hat die Kommission auf den Versuch 
verzichten müssen, die Übersicht über den Streit- 
stand unter den Leitgedanken zu stellen, bei jeder 
Einzelfrage bereits nach Erfahrungstatsachen, Be- 
wertungen und Postulaten zu unterscheiden. Gerade 
der Umstand, daß dies nicht möglich ist, daß viel- 
mehr nicht selten Tatsachenbehauptungen, systema- 
tische Analysen und politische Appelle miteinander 
verflochten sind oder unvermittelt einander gegen- 
übergestellt werden, verdient nach Ansicht der Kom- 
mission als ein Merkmal der Auseinandersetzungen 
hervorgehoben zu werden. Man darf darin wohl 
auch einen der Gründe sehen, weswegen eine Ver- 
ständigung zwischen den Anhängern der im Streit 
liegenden Auffassungen auf besondere Schwierig- 
keiten stößt, und diese Verständigungsschwierigkei- 
ten müssen als ein Teil des gesellschaftlichen Ge- 
samtkomplexes begriffen werden, auf den der Auf- 
trag der Kommission sich erstreckt. 
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B. Themen und Argumente 

der gegenwärtigen Mitbestimmungsdiskussion 


I. Grundsätzliche Stellungnahmen 

Die grundsätzlichen Stellungnahmen zur qualifizier- 
ten Mitbestimmung sind zum Teil sozialethischer 
oder sozialpolitischer Natur, zum Teil liegen sie 
auf dem Gebiet der Gesellschaftspolitik. 

1. Menschenwürde 

7 , Die Forderung nach Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer geht auf sozialethische Postulate zurück. 
Ansatzpunkt ist die Würde der menschlichen Person 
und ihre freie Entfaltung. Die Verbindlichkeit dieses 
Wertes wird sowohl aus der christlichen Lehre als 
auch mit dem Hinweis auf verfassungsrechtliche 
Grundnormen begründet 

Eine der Menschenwürde entsprechende Stellung 
des Arbeitnehmers ist nach Ansicht der Befürworter 
einer qualifizierten Mitbestimmung im modernen 
Industrieunternehmen nicht gewährleistet. Beson- 
ders in Großunternehmen bleibe der Arbeitnehmer 
bloßes „Rädchen im Getriebe". Seine Stellung im 
Unternehmen sei die eines fremdbestimmten Ob- 
jekts. Erst wenn der Arbeitnehmer auch an seinem 
Arbeitsplatz als verantwortliche, selbstbestimmte 
Persönlichkeit anerkannt werde, werde seine Men- 
schenwürde gewahrt. Die Objektstellung müsse sich 
zur Subjektstellung wandeln. Nur die Achtung der 
üblichen Grundnormen auch im wirtschaftlichen Be- 
reich könne die Integration des Arbeitnehmers in 
Wirtschaft und Gesellschaft bewirken. 

Das Betriebsverfassungsgesetz sei für die Erreichung 
dieses Zieles nicht ausreichend. Es beschränke sich 
auf die betriebliche Ebene; seine Institutionen be- 
wegten sich in den durch die Unternehmensentschei- 
dungen vorgegebenen Strukturen. Zur wirksamen 
Vertretung der Belange der Beschäftigten bedürfe 
es aber des Einflusses der Arbeitnehmer auf die 
gesamte Unternehmenspolitik, und zwar schon im 
Stadium der Planung. Das Betriebsverfassungsgesetz 
sei daher durch eine Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer auf Unternehmensebene zu ergänzen. 

8, Eine die personale Würde und Entscheidungs- 
freiheit des Arbeitnehmers respektierende Gestal- 
tung des Arbeitslebens wird von den Gegnern der 
qualifizierten Mitbestimmung als verbindliche ge- 
sellschaftspolitische Zielsetzung gleichermaßen an- 
erkannt. 

Gegen eine qualifizierte Mitbestimmung wird jedoch 
vorgetragen, sie könne den Prozeß der Integration 
des Arbeitnehmers in unsere Wirtschafts- und Ge- 
sellschaftsordnung nicht fördern. Einmal hätten em- 
pirische Untersuchungen ergeben, daß der Integra- 
tionsgrad in der paritätisch mitbestimmten Montan- 
industrie keineswegs höher sei als in der übrigen 
Industrie. Zum anderen sei die Mitbestimmung eine 


kollektiv-repräsentative Institution, die allein den 
Gewerkschaften und deren Funktionären diene. Der 
Freiheitsspielraum des einzelnen Arbeitnehmers da- 
gegen werde weitgehend eingeengt, weil sich der 
Arbeitnehmer in mitbestimmten Unternehmen dem 
gewerkschaftlichen Einfluß nicht entziehen könne 
und sich gezwungen sehe, der Gewerkschaft beizu- 
treten, wolle er nicht bei Einstellung und Beförde- 
rung benachteiligt werden. Für den einzelnen Ar- 
beitnehmer an seinem Arbeitsplatz mache sich eine 
paritätische Besetzung des Aufsichtsrates im allge- 
meinen gar nicht bemerkbar. 

Der institutioneile Weg zur Integration des Arbeit- 
nehmers liege vielmehr im Betriebsverfassungs- 
setz; hier sei den Belegschaften das Recht einge- 
räumt, alle Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 
aus ihren eigenen Reihen zu wählen. Die Gegner 
einer erweiterten Mitbestimmung sind der Ansicht, 
man müsse auf eine volle Ausschöpfung der mit 
dem Betriebsverfassungsgesetz gegebenen Möglich- 
keiten hinarbeiten. Die subjektive Stellung des Ar- 
beitnehmers im Betrieb sei vor allem dadurch zu 
verbessern, daß man die Information im Rahmen 
des Wirtschaftsausschusses dahin intensiviere, daß 
die Arbeitnehmer ein umfassendes Bild der wirt- 
schaftlichen Lage des Unternehmens erhielten und 
in der Lage seien, ihre Auffassung zu diesen Fragen 
gegenüber der Unternehmensleitung darzulegen. Die 
Beziehungen zwischen Betriebsrat und Unterneh- 
mensleitung seien zu verdichten, und das inner- 
betriebliche Gespräch sei zu beleben. Die Personal- 
politik habe besonders auf die Sicherung fairer 
Aufstiegschancen nach den Gesichtspunkten von 
Fähigkeit und Leistung zu achten. 


2. Kapital und Arbeit 

9 . Die Forderung nach qualifizierter Mitbestim- 
mung wird auch mit der gebotenen Gleichberechti- 
gung von Kapital und Arbeit begründet. 

Freilich seien die Funktionen des Kapitals und der 
Arbeitskraft grundsätzlich verschieden und nicht 
vergleichbar. Doch gelte für beide gleichermaßen, 
daß ihr Einsatz zur Erreichung des Produktions- 
erfolges unabdingbar sei. Beide Faktoren seien auf- 
einander angewiesen und für das Unternehmen im 
gleichen Maße unentbehrlich. „Kapital" und „Ar- 
beit" müßten daher im Unternehmen gleichgestellt 
sein. Zu diesem Ergebnis führe vor allem auch der 
personale Charakter der eingesetzten Arbeitskraft. 

Für die Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit 
spreche außerdem, daß nicht nur der Eigentümer, 
sondern auch der Arbeitnehmer das Risiko der un- 
ternehmerischen Entscheidung trage. Das Risiko des 


18 



Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/334 


Arbeitsplatzverlustes sei dem des Kapitaleinsatzes 
mindestens gleichwertig, in der Mehrzahl der Fälle 
müsse es sogar höher bewertet werden. Denn im 
großen Unternehmen hafte der Eigentümer in aller 
Regel nur mit dem eingesetzten Kapital; dessen 
Verlust aber berühre seine Lebenssituation weit 
weniger empfindlich als der Verlust des Arbeits- 
platzes den Arbeitnehmer treffe. 

Im Gegensatz dazu ermögliche die derzeitige Rechts- 
ordnung denen, die Kapital zur Verfügung stellen, 
die einseitige Bestimmung der Unternehmenspolitik 
zur Verfolgung der Interessen der Kapitalseite, 
Zwar träfen sich diese Interessen mit denen der Ar- 
beitnehmer insofern, als beide Seiten am Wohl- 
ergehen des Unternehmens interessiert seien. Doch 
gebe es in jedem Unternehmen strukturbedingte 
und damit sachnotwendige Interessendivergenzen. 
Das sei einmal der Lohnkonflikt, zum anderen der 
notwendige Konflikt zwischen unternehmerischen 
Maßnahmen und dem Interesse der Arbeitnehmer 
an der Erhaltung von Arbeitsplätzen; schließlich 
bedinge das notwendigerweise bestehende über- 
Unterordnungsverhältnis im Unternehmen einen 
Autoritätskonflikt. Da die Unternehmensleitung 
heute einseitig von Vertretern des Kapitalinteresses 
ausgewählt werde, entschieden sich Interessenkon- 
flikte zugunsten der Kapitalseite. Die Gleichberech- 
tigung der beteiligten Interessen dagegen verlange 
die institutioneile Berücksichtigung der Arbeitneh- 
merbelange in der Unternehmensleitung. Das be- 
deute, daß die Unternehmensleitung von der Gruppe 
der Arbeitnehmer und der der Kapitalgeber glei- 
chermaßen bestellt sein müsse. 

Der Forderung nach gleichberechtigter Vertretung 
des Arbeitnehmerinteresses in der Unternehmens- 
leitung könnte nicht etwa entgegengehalten werden, 
daß sich der Arbeitnehmer im Arbeitsvertrag der 
Weisungsbefugnis des Arbeitgebers unterstelle. Der 
Arbeitsvertrag habe mit der Unternehmensführung 
nichts zu tun, er regele vielmehr nur das Verhältnis 
des Arbeitnehmers zum Arbeitgeber, welcher seiner 
Funktion nach vom Unternehmer zu unterscheiden 
sei. 

In kleinen und mittleren Unternehmen sei die Sach- 
lage in wesentlichen Punkten anders als in Groß- 
unternehmen. Je geringer die Unternehmensgröße, 
um so weniger trete die scharfe Trennung von Ar- 
beit, Kapital und Unternehmensleitung hervor; der 
Eigentümer sei vielfach zugleich Unternehmenslei- 
ter. Die Notwendigkeit enger Zusammenarbeit zwi- 
schen Unternehmer einerseits und Belegschaft und 
Betriebsrat andererseits gestatte eine starke Ein- 
flußnahme seitens der Arbeitnehmer auf die Unter- 
nehmensleitung. Die Integration der Belegschafts- 
interessen könne sich hier im Rahmen des Betriebs- 
geschehens vollziehen. Deshalb genüge in mittleren 
und kleinen Unternehmen ein — verbessertes — 
Betriebsverfassungsgesetz. 

10 . Mitbestimmungsgegner sind der Ansicht, durch 
die arbeitsrechtliche Schutzgesetzgebung und die 
Existenz machtvoller Gewerkschaften sei heute die 
Gleichstellung von Arbeit und Kapital sichergestellt. 


Die Tatsache, daß das Unternehmensziel am Inter- 
esse der Ertragskraft ausgerichtet sei, bedeute keine 
einseitige Bevorzugung der Anteilseigner. In einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung liege in der Berück- 
sichtigung der Kapitalrendite nichts anderes als die 
Beachtung einer neutralen Meßfunktion für die sinn- 
volle Koordinierung aller wirtschaftlichen Vor- 
gänge. 

Der Arbeitnehmer sei außerdem gleichberechtigter 
Partner des Arbeitsvertrages. Eine weitergehende 
Gleichsetzung sei wegen der Verschiedenartigkeit 
der Funktionen von Kapital und Arbeit nicht mög- 
lich. Der Arbeitsvertrag bilde Grundlage und Be- 
grenzung für die Weisungsgebundenheit des Arbeit- 
nehmers gegenüber der Unternehmensleitung. 

Ein Nebeneinander von Mitbestimmung in der Un- 
ternehmensleitung und Mitbestimmung durch das 
Betriebsverfassungsgesetz führe nicht zur Gleich- 
berechtigung, sondern zur eindeutigen Bevorzugung 
des Faktors Arbeit. 

Wenn im übrigen die Gleichwertigkeit von Kapital 
und Arbeit tatsächlich die paritätische Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer gebieten würde, so würde 
die^ Beschränkung dieser Forderung auf Großunter- 
nehmen alle übrigen Arbeitnehmer zu „Arbeitneh- 
mern zweiter Klasse" machen. 


3. Demokratisierung 

11 . Die Befürworter der Mitbestimmung sehen ein 
grundlegendes Argument für ihre Forderung in der 
Notwendigkeit, das demokratische Prinzip auch im 
wirtschaftlichen Bereich zu verwirklichen. Mitbe- 
stimmung gehöre zum Wesen des demokratischen 
und sozialen Rechtsstaates. 

In einer freiheitlichen Demokratie entspreche der 
personalen Würde und Freiheit des einzelnen der 
Schutz vor der Willkür gesellschaftlicher Macht. 
Der — mit jeder Ordnung verbundenen — Macht- 
ausübung müsse die institutionell gesicherte Ver- 
pflichtung gegenüberstehen, diese Macht nur zum 
Wohle der davon Betroffenen auszuüben, sie auf das 
sachnotwendige Maß zu beschränken und die Frei- 
heitsrechte derer zu respektieren, die ihr untergeord- 
net sind. Für eine freiheitliche Ordnung sei die Le- 
gitimation gesellschaftlicher Machtausübung unab- 
dingbarer Grundsatz. 

Dieses Prinzip beanspruche Geltung für alle sozia- 
len Bereiche. Bisher bleibe seine Anerkennung auf 
den politischen Bereich beschränkt, während die 
Ordnung der Wirtschaft vom demokratischen Prinzip 
ausgeschlossen sei. Das moderne Großunternehmen 
aber stelle ein soziales Gebilde von gesellschafts- 
politischer Relevanz dar; hier die Geltung freiheitli- 
cher Grundnormen leugnen heiße die Freiheitlich- 
keit der Gesamtordnung in Frage stellen. 

Wegen der Besonderheit wirtschaftlicher Abläufe sei 
eine Übernahme der Formen parlamentarischer De- 
mokratie nicht möglich. Im wirtschaftlichen Bereich 
seien Formen zu wählen, die einerseits die Freiheits- 
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rechte des Menschen möglichst wenig einschränken, 
andererseits die Autonomie der Unternehmen in 
einer marktwirtschaftlichen Ordnung nicht zerstö- 
ren. Eine derartige demokratische Neuordnung mo- 
difiziere zwar die Wirtschaftsordnung, stelle ihre 
Prinzipien jedoch nicht in Frage. Sie mache den Ar- 
beitnehmer zum „Wirtschaftsbürger". 

Die Anwendung des demokratischen Prinzips auf 
die Unternehmen gebiete die Legitimation der Un- 
ternehmensleitung, das heißt ihrer Bestellung, Ab- 
berufung und Kontrolle, durch die von der Unter- 
nehmenspolitik berührten Gruppen. Die Legitima- 
tion der Unternehmensleitung könne deshalb nicht 
allein durch die Kapitaleigner erfolgen, sondern 
müsse gleichberechtigt auch von den Arbeitnehmern 
ausgehen; denn die Arbeitnehmer würden vom stän- 
digen Vollzug der unternehmerischen Entscheidung, 
vom Geist und von der Haltung der die Entschei- 
dung Ausführenden betroffen. Die Bezogenheit von 
Großunternehmen auf die Allgemeinheit verlange 
außerdem eine Legitimation der Unternehmenslei- 
tung durch das „Öffentliche Interesse". 

Die Ansicht, daß das demokratische Prinzip die 
Legitimation unternehmerischer Machtausübung 
außer durch die Faktoren Kapital und Arbeit auch 
durch die Allgemeinheit fordere, hat einige Befür- 
worter der erweiterten Mitbestimmung zur Entwick- 
lung einer Unternehmensverfassung geführt, die auf 
die Mitbestimmung aller im Unternehmen koope- 
rierenden Interessen, nicht nur der der Arbeitneh- 
mer, angelegt ist. Diese Konzeption betont den In- 
teressenpluralismus im Unternehmen. Auch sie aber 
befürwortet die dem Kapital gleichberechtigte Stel- 
lung des Faktors Arbeit und unterscheidet sich inso- 
fern nicht von anderen Vorstellungen, die den 
Schwerpunkt auf die Erweiterung der Mitbestim- 
mungsrechte für die Arbeitnehmer legen. 

12. Gegen die Übertragung des demokratischen 
Prinzips auf Wirtschaftsunternehmen wird vorge- 
bracht, Demokratie sei eine Staatsform und habe 
ihre ausschließliche Existenzberechtigung im öffent- 
lichen Bereich. Eine „Demokratisierung der Wirt- 
schaft" sei weder verfassungsrechtlich geboten noch 
sachlich notwendig; sie bedeute vielmehr eine unzu- 
lässige „Politisierung" der Wirtschaft. Im wirtschaft- 
lichen Bereich gehe es nicht um die Entscheidung 
politischer Fragen, sondern um die Lösung von 
Sachfragen innerhalb der vom Gesetzgeber und vom 
Markt vorgegebenen Ordnung. 

Zum Wesen der Demokratie gehöre die demokrati- 
sche Chance wechselnder Mehrheiten. Im Gegen- 
satz dazu berge eine erweiterte Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer durch gewerkschaftliche Vertretung 
die Gefahr einer Entwicklung zum Syndikalismus, 
der die Demokratie ersticke. 

Der vom demokratischen Prinzip gebotenen freiheit- 
lichen Selbstbestimmung des Arbeitnehmers wirke 
eine gewerkschaftliche Mitbestimmung gerade ent- 
gegen: Die Ansiedlung der Gewerkschaften im Zen- 
trum unternehmerischer Entscheidungsmacht, näm- 
lich in Aufsichtsrat und Vorstand, und zugleich in 
deren Umkreis, nämlich in der Belegschaftsver- 


sammlung, in betrieblichen Vertrauensleuten, im 
Betriebsrat und im Tarifvertrag, ergebe für den Ar- 
beitnehmer einen mittelbaren Zwang zum Beitritt. 


4. Machtbindung 

13. Die qualifizierte Mitbestimmung wird nicht nur 
um der Legitimation unternehmerischer Machtaus- 
übung willen gefordert, sondern sie wird auch mit 
der Kontrolle von Unternehmensmacht begründet. 

Groß- und Größtunternehmen, so wird argumentiert, 
übten eine wirtschaftliche Macht aus, die über den 
Warenmarkt wie über den Arbeitsmarkt von ge- 
samtwirtschaftlicher Bedeutung sei. Für den Waren- 
markt gelte das vor allem dort, wo monopolistische 
oder oligopolistische Marktformen bestehen oder wo 
der Markt durch Absprachen organisiert oder mani- 
puliert werden könne. Hier wirke sich wirtschaftliche 
Macht möglicherweise zu Lasten der Verbraucher 
aus. Auf dem Arbeitsmarkt manifestiere sich die 
wirtschaftliche Macht in der einseitigen Bestimmung 
darüber, wo und wie Arbeitsplätze geschaffen wer- 
den. Die Dringlichkeit einer Kontrolle über die Ent- 
faltung wirtschaftlicher Macht werde verstärkt durch 
die zunehmende Konzentration von Großunterneh- 
men. 

Durch die Integration der am Unternehmen inter- 
essierten Gruppen in die Unternehmensleitung wer- 
de diese wirtschaftliche Macht geteilt. Indem sie 
übermäßige Machtkonzentration verhindere, ergänze 
Mitbestimmung das geltende Kartell- und Wettbe- 
werbsrecht. Die gegenseitige Kontrolle durch Mit- 
bestimmung bilde — neben den allgemeinen staat- 
lichen Kontrollen — eine Gewähr gegen den Miß- 
brauch wirtschaftlicher Macht. Dies gelte auch im 
Interesse einer Neutralisierung des Einflusses von 
Banken. 

Außerdem solle Mitbestimmung die politische Macht 
von Großunternehmen neutralisieren. Diese Macht 
zeige sich in einseitiger Einwirkung der „Wirtschaft" 
auf die politische Willensbildung und könne miß- 
braucht werden durch die Finanzierung bestimmter 
Parteien oder politischer Gruppen, sowie durch 
Druck auf das Parlament oder parlamentarische 
Gruppen. 

Für eine qualifizierte Mitbestimmung spricht nach 
Ansicht ihrer Befürworter auch die Tatsache, daß 
von Großunternehmen eine allgemeine gesellschaft- 
liche Macht ausgehe. Sie bestehe darin, daß Groß- 
unternehmen durch ihre Stellung auf dem Waren- 
markt die Verbrauchergewohnheiten und die ge- 
sellschaftlichen Leitbilder beeinflußten. Uber den 
Arbeitsmarkt gerieten die Arbeitnehmer ganzer Re- 
gionen hinsichtlich ihrer materiellen Existenz und 
beruflichen Entfaltung in Abhängigkeit von be- 
stimmten Großunternehmen. Solche Unternehmen 
seien nicht mehr private, sondern „gesellschaftliche" 
Gebilde. 

14. Gegner der Mitbestimmung sind der Meinung, 
daß die qualifizierte Mitbestimmung zur Kontrolle 
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von Unternehmensmacht weder notwendig noch ge- 
eignet sei. 

Wirtschaftliche Macht werde durch das marktwirt- 
schaftliche System selbst kontrolliert. Ein system- 
immanenter Kontrollmechanismus bestehe einmal 
in den Wünschen der Verbraucher, nach denen sich 
das wirtschaftliche Verhalten jeden Unternehmens 
zu richten habe, wolle es seine Produkte absetzen. 
Zugleich bestimme der Wettbewerb die Unterneh- 
menspolitik; er zwinge dazu, Art, Qualität und 
Preise der angebotenen Produkte an die Markt- 
gegebenheiten anzupassen. Ein Unternehmen, das 
die Marktsignale nicht beachte, ihnen nicht durch 
Umstellungs- und Anpassungsmaßnahmen folge, 
könne nicht bestehen. Der Wettbewerb reguliere 
auch den Arbeitsmarkt. Zudem unterlägen die Un- 
ternehmen hier der Bindung an Tarifverträge. 

In den Fällen, in denen der Wettbewerb am Güter- 
markt durch die marktbeherrschende Stellung ein- 
zelner Unternehmen oder durch Kartelle ausgeschal- 
tet werde und damit auch der Marktpreis-Mechanis- 
mus nicht mehr funktioniere, greife die gesetzlich 
vorgesehene staatliche Kontrolle der Kartellbehörde 
ein. Diese Kontrolle unternehmerischen Machtmiß- 
brauches zu unterstützen sei die Mitbestimmung 
nicht geeignet, Die Arbeitnehmer seien über ihr 
Interesse an der Erhaltung der Arbeitsplätze und 
an höherem Einkommen an einer starken Stellung 
„ihres Unternehmens" interessiert. Es gebe keinen 
vernünftigen Grund anzunehmen, daß sie sich einer 
Wettbewerbsminderung zugunsten ihres Unterneh- 
mens widersetzen würden. 

Der Spielraum unternehmerischer Betätigungsmög- 
lichkeiten werde außerdem durch die Wirtschafts- 
und Sozialgesetzgebung sowie durch die staatliche 
WirtschaftS“ und Kreditpolitik eingeengt. 

Einem Mißbrauch wirtschaftlicher Macht zu politi- 
schen Zwecken ständen die rechtsstaatlichen Siche- 
rungen des Grundgesetzes, die darauf aufbauende 
staatliche Gesetzgebung und Verwaltungstätigkeit 
sowie die Existenz anderer politischer Kräfte und 
gesellschaftlicher Gruppen entgegen. 

Die qualifizierte Mitbestimmung schaffe im Gegen- 
teil die Gefahr politischer Machtentfaltung auf sei- 
ten der Gewerkschaften. Zwar seien auch diese den 
rechtsstaatlichen Bindungen unterworfen; eine Kon- 
trolle durch den Markt oder durch staatliche Instan- 
zen gebe es jedoch nicht. Mitbestimmung versetze 
die Gewerkschaften in die Lage, neben ihrem parla- 
mentarischen Einfluß auch außerhalb des Parlamen- 
tes über die Wirtschaft politische Macht entfalten zu 
können. 

Zur gesellschaftlichen Macht von Großunternehmen 
sagen Mitbestimmungsgegner, auch solche Unter- 
nehmen gehörten grundsätzlich dem privatrechtli- 
chen Bereich an; Größe allein könne ein qualitatives 
Umschlagen in eine Einrichtung öffentlicher Art 
nicht bewirken. Das marktwirtschaftliche System 
gehe davon aus, daß das Wirtschaftsgeschehen 
grundsätzlich dem privatrechtlichen Raum überlas- 
sen bleibe. 

Damit sei die Kontrolle über wirtschaftliches Ge- 
schehen dem privatrechtlichen Marktmechanismus 


übertragen. Versage dieser, komme als Alternative 
nur eine politische Kontrolle durch verfassungs- 
mäßige Träger politischer Herrschaftsbefugnisse in 
Betracht. Eine Kontrolle durch Mitbestimmung be- 
deute einen privatrechtswidrigen Eingriff in die 
privatrechtliche Zuständigkeitsverteilung, die eine 
für alle Mitglieder der Gesellschaft gleiche Selbst- 
bestimmungszuständigkeit vorsehe. Verschaffe man 
durch Mitbestimmung einer Gesellschaftsgruppe, 
den als Arbeitnehmer Tätigen, das Recht, in die 
Selbstbestimmung einer der anderen Gruppen, der 
Gewerbetreibenden, ohne deren rechtsgeschäftliche 
Einwilligung hereinzureden, dann privilegiere man 
diese berechtigte Gruppe gegenüber anderen Privat- 
rechtssubjekten. Das führe zu einem — neuen — 
Ständeprivileg. 

15 . Befürworter der Mitbestimmung halten die 
Kontrolle durch Mitbestimmung für eine privatrecht- 
liche Kontrolle, für eine „Art von Selbstverwal- 
tungsprinzip". Den Gedanken einer ständischen Pri- 
vilegierung lehnen sie ab. Die Zwangslage der Ar- 
beitnehmerschaft beheben heiße nicht, unsere Pri- 
vatrechtsordnung und das in ihr gründende Koordi- 
nationssystem der Marktwirtschaft zerstören oder 
verfälschen, sondern sie von einem ihrer schwersten 
Mängel, der Unterprivilegierung durch Fremdherr- 
schaft, befreien. 


II. Probleme der inneren Unternehmensstruktur 

1. Entscheidungsfähigkeit der Unternehmensleitung 

16 . Gegen eine gleichberechtigte Beteiligung der 
Arbeitnehmer an der Bestellung, Abberufung und 
Kontrolle der Unternehmensleitung wird vor allem 
vorgebracht, sie lähme deren Handlungsfähigkeit. 

Die paritätische Vertretung der Arbeitnehmer im 
Aufsichtsrat, so wird argumentiert, führe zu der 
Tendenz, unternehmerische Entscheidungen vom 
Vorstand in den Aufsichtsrat zu verlagern. Solche 
Entscheidungen würden im paritätisch besetzten 
Aufsichtsrat zu einer langwierigen Auseinanderset- 
zung zwischen zwei gleichstarken „Fraktionen" füh- 
ren. Gelangten die beiden Gruppen zu keiner Eini- 
gung, so liege die ganze Verantwortung beim neu- 
tralen Mann. Dieser werde damit überfordert, um so 
mehr, je kritischer die zur Entscheidung stehende 
Frage sei. Notwendige Entscheidungen würden auf 
diese Weise verzögert; es komme zum „Kuhhandel" 
zwischen den Parteien; nicht selten würden notwen- 
dige Entscheidungen ganz ausgeklammert. Eine 
wettbewerbsfähige Unternehmensleitung aber 
müsse schnell entscheiden und sich elastisch den 
Marktgegebenheiten anpassen können. 

Ein Vorstand, der bei Ernennung und Abberufung 
von einem mitbestimmten Aufsichtsrat abhängig ist, 
werde sich bei der Führung seiner Geschäfte abzu- 
sichern versuchen und die Interessen der Arbeit- 
nehmer möglicherweise in einem Umfang vertreten, 
der dem Interesse des Unternehmens zuwiderlaufen 
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könnte. Dasselbe gelte für das mittlere Management. 

Es wird die Befürchtung geäußert, Mitbestimmung 
könne so die Qualität des Managements verschlech- 
tern. 

Um die Berücksichtigung der Arbeitnehmerbelange 
bei unternehmerischen Entscheidungen sicherzustel- 
len, bedürfe es der Parität nicht. Die Einbeziehung 
des Arbeitnehmerinteresses sei heute eine Selbst- 
verständlichkeit. 

17 . Dem halten die Befürworter der Mitbestimmung 
entgegen, die Erfahrungen mit der Mitbestimmung 
im Aufsichtsrat nach dem Betriebsverfassungsgesetz 
hätten gezeigt, daß in den meisten Gesellschaften 
nicht das sachliche Argument, sondern die Zahl der 
hinter dem Argument stehenden Stimmen entschei- 
de. Wenn in den paritätisch mitbestimmten Auf- 
sichtsräten der Montan-Industrie die Argumente der 
Arbeitnehmerseite nicht einfach beiseite geschoben 
würden, dann liege das nur daran, daß eben die 
Parität als „fleet in being" wirke. 

Die Arbeitnehmervertreter sollten keineswegs le- 
diglich das Arbeitnehmerinteresse zur Geltung brin- 
gen. An der Wertschöpfung und Effizienz des Un- 
ternehmens seien Kapitaleigner und Arbeitnehmer 
gleichermaßen interessiert. Damit entfalle die Vor- 
aussetzung für die Behauptung, Mitbestimmung 
hindere das Unternehmen an der elastischen Befol- 
gung von Marktsignalen und beeinträchtige seine 
Effektivität. Kompromisse gebe es ebenso in nicht- 
mitbestimmten Aufsichtsräten, wo auch Vertreter 
divergierender Interessen säßen. Durch die paritäti- 
sche Vertretung der Arbeitnehmerinteressen würden 
vielmehr spontane, nicht genügend durchdachte und 
möglicherweise einseitig beurteilte Handlungen im 
Interesse des Gesamtunternehmens vermieden. In 
der Montan-Industrie habe sich erwiesen, daß in- 
folge der qualifizierten Mitbestimmung Strukturkri- 
sen und komplizierte Umstellungsmaßnahmen ohne 
größere soziale Spannungen bewältigt werden konn- 
ten. 

Da die Arbeitnehmer an der Rentabilität des Unter- 
nehmens interessiert seien, könne auch für sie das 
Kriterium der Auswahl und Beurteilung von Vor- 
standsmitgliedern allein in Leistungsfähigkeit und > 
charakterlicher Eignung liegen. Eine paritätische Be- ; 
teiligung von Arbeitnehmervertretern an der Aus- 
wahl der Unternehmensleitung werde deshalb deren 
Qualität nicht beeinträchtigen. | 


2. Beteiligung der Gewerkschaften 

18 . Einen weiteren wesentlichen Streitpunkt um 
die erweiterte Mitbestimmung bildet die Beteili- 
gung der Gewerkschaften. 

Gegen sie wird vorgebracht, ein Entsendungs- und 
Vorschlagsrecht der Gewerkschaften für die Arbeit- 
nehmervertretung im mitbestimmten Aufsichtsrat 
bringe ein unternehmensfremdes Element in die Un- 
ternehmensleitung, das überdies den Belegschaften 
fernstehe. Die Mitbestimmung nach dem Betriebs- 


verfassungsgesetz habe gezeigt, daß die Belegschaft 
selbst sich gegen externe Arbeitnehmervertreter 
sträube. 

Eine Ansiedlung der Gewerkschaften auf den „Kom- 
mandohöhen der Unternehmen", wie sie die ge- 
werkschaftliche Mitbestimmung bedeute, heiße für 
Arbeiter und Angestellte nichts anderes, als daß nun 
statt des bisherigen einen Herrn „zwei Herren" 
über sie „regierten". Zur Würde und Freiheit des 
Arbeitnehmers, für die gerade die Gewerkschaften 
sich einsetzten, könne die Vertretung durdi Ge- 
werkschaftsfunktionäre nidit beitragen. 

Dazu komme, daß die Gewerkschaften derzeit nur 
ungefähr ein Drittel der Arbeitnehmer repräsentier- 
ten; ihr Anspruch, als Vertreter des Arbeitnehmer- 
interesses schlechthin zu gelten, sei deshalb gar 
nicht gerechtfertigt. 

19 . Die Befürworter einer gewerkschaftlichen Mit- 
bestimmung sind der Ansicht, eine Vertretung aus- 
schließlich durch Unternehmensangehörige Arbeit- 
nehmer liege weder im Interesse des Unternehmens 
noch in dem der Arbeitnehmer selbst. Unterneh- 
mensangehörige Arbeitnehmervertreter seien häu- 
fig nicht in der Lage, unternehmenspolitische Fragen 
in ihrer ganzen Tragweite zu übersehen und sach- 
gerecht zu beurteilen. Gewerkschaftsvertreter dage- 
gen verfügten über eine höhere fachliche Qualifika- 
tion und hätten einen besseren Überblick über die 
Situation der Branche und der Gesamtwirtschaft. 
Zudem neigten Belegschaftsangehörige zum Be- 
triebsegoismus. Dem wirke die Beteiligung Unter- 
nehmensexterner entgegen, die übergeordnete Ge- 
sichtspunkte zur Geltung bringe. 

über das Belegschaftsinteresse hinaus bestehe an 
der erfolgreichen Leitung von Großunternehmen we- 
gen der möglichen Auswirkung der Unternehmens- 
politik auf den Arbeitsmarkt und den allgemeinen 
sozialen Leistungsstand ein Interesse der Arbeitneh- 
merschaft als Ganzes. Dieses Interesse könne nur 
durch die Gewerkschaften wahrgenommen werden. 

Schließlich gebe es einen politischen Grund für die 
Anwesenheit von Gewerkschaftsvertretern in den 
Institutionen der Mitbestimmung. Nur die gewerk- 
schaftliche Macht könne sichersteilen, daß die Un- 
ternehmer die Mitbestimmung auch tatsächlich re- 
spektieren und daß die Mitbestimmungsträger Be- 
ratung, Hilfe und Schutz erhalten. Auch sei eine 
Abstimmung der Arbeitnehmervertreter mit ihren 
Organisationen notwendig. 

Der Einwand gegen den Anspruch der Gewerkschaf- 
ten, die Arbeitnehmerschaft als Ganzes zu repräsen- 
tieren, verkenne das Wesen der Repräsentation. Da- 
zu gehöre weder eine persönliche Beziehung zu 
allen Repräsentierten noch deren Ermächtigung. 
Nehme zum Beispiel ein Aktionär an der Hauptver- 
sammlung weder selbst noch durch einen Vertreter 
teil, so werde er durch die Beschlüsse der erschiene- 
nen Aktionäre und Aktionärsvertreter gebunden, 
von ihnen repräsentiert. 
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3. Arbeitsdirektor 

20. Die Einrichtung des Arbeitsdirektors wird als 
mißglückte Institution kritisiert. Die Kritik richtet 
sich nicht gegen die Vertretung des Personal- und 
Sozialwesens auf Vorstandsebene, sondern gegen 
die Doppeleigenschaft des Arbeitsdirektors als Vor- 
standsmitglied und Arbeitgeber einerseits und als 
von der Gewerkschaft abhängiger Repräsentant der 
Arbeitnehmer andererseits. Einseitige Abhängigkeit 
eines Vorstandsmitgliedes gefährde die Homogenität 
eines Vorstandes. Sie bedeute ferner die Austragung 
von Interessenkollisionen in der Person des Ar- 
beitsdirektors und bedinge Loyalitätskonflikte. Hier 
wird auf Tarifverhandlungen hingewiesen, an denen 
der Arbeitsdirektor als Arbeitgebervertreter teil- 
nehme, obwohl seine Position von der Arbeitneh- 
merseite abhänge, 

21. Befürworter der Institution des Arbeitsdirek- 
tors entgegnen, jedes Vorstandsmitglied habe für 
das Wohl des Betriebes, der Belegschaft und für das 
öffentliche Wohl Sorge und damit vielseitigen Be- 
langen Rechnung zu tragen; die Stellung des Ar- 
beitsdirektors sei insofern keine besondere. Der Ar- 
beitsdirektor trage informierend, abwägend und ver- 
mittelnd dazu bei, daß naturbedingte Konflikte zwi- 
schen Arbeitnehmern und Arbeitgebern unter Be- 
rücksichtigung der Arbeitnehmerinteressen vernünf- 
tig gelöst werden. Im übrigen trage er in gleicher 
Weise wie die anderen Vorstandsmitglieder für den 
Bestand und das Gedeihen des Unternehmens Ver- 
antwortung. Ein Loyalitätskonflikt bei Tarifverhand- 
lungen könne für den Arbeitsdirektor in der Regel 
deshalb nicht entstehen, weil Tarifverträge nicht in 
Einzelunternehmen, sondern zwischen den jeweili- 
gen Arbeitgeberverbänden und den Gewerkschaften 
abgeschlossen würden. 

Als Arbeitsdirektoren gelangten zudem nur solche 
Persönlichkeiten in die Unternehmensleitung, die 
den fachlichen Anforderungen voll gewachsen seien. 
Mitbestimmung eröffne den Aufstieg in führende 
Positionen unabhängig von Eigentum und sozialer 
Herkunft allein unter dem Gesichtspunkt fachlicher 
und menschlicher Eignung; auf diese Weise er- 
schließe sie ein bisher ungenutztes Reservoir von 
Führungskräften. 


III. Das Unternehmen 

als autonome Entscheidungseinheit 

1. Unternehmensziele 

22. Befürworter wie Gegner der qualifizierten Mit- 
bestimmung sehen das Unternehmen als Bestandteil 
einer an marktwirtschaftlichen Prinzipien ausgerich- 
teten Wirtschaftsordnung, wie sie heute als „soziale 
Marktwirtschaft" begriffen wird. Beide Seiten er- 
warten, daß das Verhalten des einzelnen Unterneh- 
mens auf grundsätzlich autonomen, am Markt oder 
an Signalen staatlicher Wirtschaftspolitik orientier- 
ten Entscheidungen beruht. Da im marktwirtschaft- 
lichen System die Folgen des unternehmerischen 


Verhaltens dem Unternehmen selbst zugerechnet 
werden, begründet es für das Unternehmen die 
Notwendigkeit, sein Verhalten an der Rentabilität 
auszurichten. Befürworter und Gegner der Mitbe- 
stimmung sind sich deshalb darüber einig, daß die 
Rentabilität zu den unverzichtbaren Zielen eines 
erwerbswirtschaftlichen Unternehmens gehört. 

Rentabilität setzt voraus, daß sich das Unternehmen 
am Markt orientiert, das heißt, daß es sich nach den 
Wünschen und Bedürfnissen der Verbraucher rich- 
tet. über den Wettbewerb der Unternehmen um den 
Marktanteil garantiert so das Streben nach Ren- 
tabilität die Bedarfsdeckung der Bevölkerung und 
erhält seinen auf die Allgemeinheit bezogenen Sinn. 
Auch hier besteht zwischen den um die Mitbestim- 
mung streitenden Parteien Übereinstimmung, die 
in der gemeinsamen Präferenz für das marktwirt- 
schaftliche System zum Ausdruck kommt. 

23. Es gibt auch Befürworter der qualifizierten Mit- 
bestimmung, die der Ansicht sind, mit den Grund- 
normen einer freiheitlichen Gesellschaft sei unver- 
einbar, daß die Unternehmen das Ziel der Rentabili- 
tät ausschließlich verfolgen. Das Rentabilitätsinter- 
esse sei an die Berücksichtigung der Interessen des 
Arbeitnehmers zu binden. Diese Bindung aber werde 
nur gewährleistet durch eine gleichberechtigte Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer. 

24. Dazu sagen Mitbestimmungsgegner, zur Be- 
rücksichtigung des Arbeitnehmerinteresses in der 
Unternehmenspolitik bedürfe es einer zahlenmäßi- 
gen Parität im Aufsichtsrat nicht; heute beziehe jede 
Unternehmensleitung die Belange der Arbeitnehmer 
in ihre Erwägungen ein. Zum anderen sei das Ren- 
tabilitätsinteresse auch institutionell an die Berück- 
sichtigung des Arbeitnehmerinteresses gebunden. 
Nicht nur räume das Betriebsverfassungsgesetz der 
Arbeitnehmerseite über Betriebsrat und Wirtschafts- 
ausschuß konkrete Mitbestimmungsrechte ein, son- 
dern es bestehe vor allem über das Tarifvertrags- 
system ein straff organisiertes Lohnkartell der Ge- 
werkschaften, das notfalls vom Arbeitskampf Ge- 
brauch machen könne. Eine paritätische Vertretung 
des Arbeitnehmerinteresses auch innerhalb des Un- 
ternehmens bedeute ein Übergewicht der Arbeit- 
nehmerseite. 

Schaffe man ein solches Übergewicht, um in jedem 
Fall — auch entgegen der Lage des Unternehmens — 
das Arbeitnehmerinteresse überwiegen zu lassen, 
dann gebe man mit der Rentabilität des Unterneh- 
mens das marktwirtschaftliche Prinzip selbst auf. 
Sei es aber die Absicht der mitbestimmenden Ar- 
beitnehmervertreter, insbesondere der Gewerkschaf- 
ten, sich mit dem marktwirtschaftlich arbeitenden 
Unternehmen zu identifizieren, das heißt Kosten in 
Schach und Proportion zu halten, dann gerate die 
Gewerkschaftsvertretung in die Zange zwischen den 
Anforderungen des Unternehmens einerseits und 
der Kritik der von ihr Repräsentierten andererseits. 
Die darin liegende Fragwürdigkeit der Mitbestim- 
mung lasse sich verdecken bei Inflation oder bei 
mit stark wachsender Produktivität verbundener 
Hochkonjunktur; eine Deflation aber müsse die 
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Mitbestimmenden in eine Verantwortung bringen, 
die dem Interesse der Arbeitnehmer zuwiderlaufe. 

Gerade um der freiheitlichen Stellung des Arbeit- 
nehmers willen dürfe deshalb die mögliche Span- 
nung zwischen dem Unternehmensziel Rentabilität 
und dem Interesse des Arbeitnehmers an Lohn und 
sozialem Status nicht innerhalb der Unternehmens- 
organe ausgetragen werden, sondern müsse im Be- 
reich der Tarifautonomie zum Ausgleich kommen. 

Der institutioneile Zwang zum Ausgleich der ent- 
gegenstehenden Interessen innerhalb der Unterneh- 
mensorgane könne gerade in Krisenzeiten dazu 
führen, daß sich Arbeitnehmervertreter und Anteils- 
eignervertreter auf Kosten der Allgemeinheit einig- 
ten. Das habe zum Beispiel die Entwicklung im 
Ruhrgebiet gezeigt, wo der Steuerzahler die Sozial- 
pläne finanziert habe. 


2. Wettbewerbsfähigkeit 

25 , Mit den vorgebrachten Bedenken hängt auch 
die Befürchtung der Mitbestimmungsgegner zusam- 
men, das marktwirtschaftliche System könne durch 
eine Lähmung des Wettbewerbs aufgehoben werden. 

Technischer Fortschritt, eine unabdingbare Voraus- 
setzung für die Erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit, 
erfordere von den Unternehmen die Bereitschaft 
und Fähigkeit zu strukturellen Veränderungen, die 
häufig dem Interesse des Arbeitnehmers an der Er- 
haltung seines Arbeitsplatzes zuwiderliefen. Der 
Widerstand der Arbeitnehmervertretung im paritä- 
tisch mitbestimmten Aufsichtsrat, der mit Hilfe 
des neutralen Mannes Entscheidungen blockieren 
könne, führe zumindest zu nachhaltigen Verzögerun- 
gen notwendiger Umstellungsmaßnahmen. Auch das 
habe sich im Ruhrgebiet gezeigt. Sozialpläne, die die 
Belange der von Umstellungsmaßnahmen betroffe- 
nen Arbeitnehmer regeln, gebe es auch in den nicht 
paritätisch mitbestimmten Industriezweigen; sie bil- 
deten kein Argument für die Parität. 

Die wesentliche Gefahr für den marktwirtschaftli- 
chen Wettbewerb sehen Mitbestimmungsgegner in 
der Möglichkeit einer zentralen Lenkung des Wirt- 
schaftsgeschehens durch die Gewerkschaften. Der 
DGB und seine Gewerkschaften seien heute mit 
ihren Unternehmen und ihrer Beteiligung an rund 
100 Wirtschaftsunternehmen in der Bundesrepublik 
Deutschland einer der größten Unternehmer. Durch 
die gewerkschaftliche Entsendung und Bestimmung j 
der Arbeitnehmervertreter für die Aufsichtsräte i 
aller großen Unternehmen, deren Zahl ständig wach- i 
se, gerieten nahezu 80Vo der deutschen Industrie un- 
ter gewerkschaftliche Kontrolle. Damit werde die i 
marktwirtschaftliche Konkurrenz zwischen gewerk- 
schaftseigenen und gewerkschaftsfreien Unterneh- 
men ausgeschaltet. Den Gewerkschaften erwachse 
daraus die Möglichkeit zur zentralen Steuerung 
weiter Bereiche der deutschen Wirtschaft. Wollten 
die Gewerkschaften, wie von ihrer Seite verlautet 
sei, „die Investitionen in den Griff bekommen", so 
bedeute das einen fundamentalen Eingriff in das 
marktwirtschaftliche System. 


Die Stellung der Gewerkschaften in mitbestimmten 
Aufsichtsräten könne nicht etwa mit der Vertretung 
von Banken in den Aufsichtsräten verglichen wer- 
den. Einer zentralen Koordination von seiten der 
Banken stehe der Wettbewerb unter den einzelnen 
Kreditinstituten entgegen. Das Depotstimmrecht sei 
durch die Aktienrechtsreform von 1965 so gestaltet 
worden, daß von einer Bankenmacht anstelle des 
Aktionärswillens keine Rede sein könne. 

26 . Die Gewerkschaften schließen die Möglichkeit 
einer gewerkschaftlichen Fernsteuerung der Wirt- 
schaft aus. Die Absicht, die Mitbestimmung als In- 
strument zentraler Wirtschaftslenkung zu benutzen, 
bestehe nicht. Es habe weder bisher entsprechende 
organisatorische Ansätze gegeben, noch werde man 
sie in Zukunft schaffen. 

Vor allem sei eine zentrale Koordination von seiten 
der Gewerkschaften faktisch unmöglich. Einmal rei- 
che die durch Mitbestimmung eröffnete Einfluß- 
nahme auf die Unternehmensorgane dazu gar nicht 
aus. Zum anderen müsse sie an der Eigenständigkeit 
der Industriegewerkschaften scheitern. Diese wie- 
derum entspreche den spezifischen, brancheneigen- 
tümlichen Interessen der Arbeitnehmer und sei so- 
mit sachbedingt. 

Schließlich widerspreche eine zentrale Wirtschafts- 
lenkung den Vorstellungen der Gewerkschaften von 
einer freiheitlichen Wirtschafts- und Gesellschafts- 
ordnung. 


3. Kapitalbeschaffung 

27 . Als ein weiteres Bedenken gegen die qualifi- 
zierte Mitbestimmung wird geltend gemacht, daß die 
ihr unterliegenden Unternehmen Schwierigkeiten in 
der Kapitalbeschaffung haben werden. Gerade die 
großen Unternehmen seien, wollten sie internatio- 
nal, insbesondere im Vergleich zu internationalen 
Großunternehmen, wettbewerbsfähig bleiben, auf 
den inländischen und ausländischen Kapitalmarkt 
angewiesen. Die durch die Mitbestimmung bedingte 
Lähmung der rentabilitätsorientierten unternehmeri- 
schen Initiative werde nicht nur ausländische Kapi- 
talanleger vom deutschen Kapitalmarkt zurückhal- 
ten, sondern auch inländische Sparer dazu veranlas- 
sen, ihr Geld in der nichtmitbestimmten ausländi- 
schen Industrie anzulegen. Der gewaltige Investi- 
tionsbedarf der deutschen Großunternehmen könne 
dann nicht mehr gedeckt werden. Der Umfang aus- 
ländischen Besitzes in der Montan-Industrie sei er- 
heblich geringer als in der übrigen Wirtschaft. 

28 . Befürworter der Mitbestimmung teilen diese 
Befürchtungen nicht. Kapital werde sich stets dort 
engagieren, wo die beste Rendite zu erwarten ist; 
das wiederum hänge von verschiedenen Gesichts- 
punkten ab. Zum Beispiel die geringe Streikhäufig- 
keit in der Bundesrepublik werde den deutschen 
Kapitalmarkt attraktiv erhalten. Während Mitbe- 
stimmungsgegner die relativ geringe Streikhäufig- 
keit vor allem auf die im Rahmen des Betriebsver- 
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fassungsgesetzes praktizierte betriebliche Partner- 
schaft zurückführen, sind Befürworter der qualifi- 
zierten Mitbestimmung der Ansicht, daß gerade 
letztere zum Arbeitsfrieden beitrage. Im übrigen 
komme es für die Frage des Kapitalmarktes allein 
darauf an, daß die Mitbestimmung in jeder Hinsicht 
sinwandfrei funktionsfähig gestaltet werden. 

4. Internationale Zusammenhänge 

29. Gegen die Mitbestimmung wird weiter vorge- 
tragen, die europäische Industrie müsse, um auf dem 
Weltmarkt wettbewerbsfähig zu bleiben, zu größe- 
ren Unternehmenseinheiten gelangen. In der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinsdiaft sei Deutschland 
das einzige Land mit Plänen im Sinne der erweiter- 
ten Mitbestimmung; die in den übrigen EWG-Staa- 
ten praktizierten Mitbestimmungs- und Mitwir- 
kungsregelungen blieben erheblich hinter den Be- 
stimmungen des deutschen Betriebsverfassungsge- 
setzes zurück. Unternehmer und Gewerkschaften des 
ausländischen EWG-Bereichs lehnten die paritäti- 
sche Mitbestimmung ab. Ein mitbestimmtes deut- 
sches Unternehmen werde deshalb im Falle einer 
Fusion nur schwer ausländische Partner finden, die 
bereit wären, sich den Mitbestimmungsregelungen 
zu unterwerfen. Grenzüberschreitende Zusammen- 
schlüsse würden folglich unter Ausschluß der Bun- 
desrepublik Deutschland erfolgen oder in der Form, 
daß deutsche Unternehmen von ausländischen auf- 
genommen und damit der Gesellschaftssitz in das 
mitbestimmungsfreie Ausland verlagert würde. Die 
deutsche Wirtschaft laufe damit langfristig gesehen 
Gefahr, zur Produktionsstätte ausländischer Kon- 
zerne zu werden. Wegen der Ablehnung im übrigen 
EWG-Rahmen stelle die Forderung nach erweiterter 
Mitbestimmung auch die Konzeption einer europä- 
ischen Aktiengesellschaft in Frage. 

30. Dem wird entgegengehalten, die Forderung 
nach Mitbestimmung der Arbeitnehmer werde in 
allen industrialisierten Ländern der Welt gestellt, 
jeweils in der den spezifischen Gegebenheiten des 
Landes und der Struktur der Gewerkschaftsbewe- 
gung angepaßten Form. Mitbestimmung bilde kein 
Hindernis für die internationale Wirtschaftsver- 
flechtung. Auch der Verwirklichung der europä- 
ischen Aktiengesellschaft stehe sie nicht entgegen; 
die Hindernisse bei der Schaffung eines europä- 
ischen Gesellschaftsrechts lägen vielmehr im Politi- 
schen. 


IV. Probleme der Rechts- 
und Gesellschaftsordnung 

1. Eigentumsgarantie 

31. Mitbestimmungsgegner halten die qualifizierte 
Mitbestimmung für einen Eingriff in das Eigentum. 
Durch die Einführung des wirtschaftlichen Mitent- 
scheidungsrechts werde die freie Verfügungsmacht 
der Kapitaleigner betroffen. Das gehe über die ver- 
fassungsmäßige soziale Bindung des Eigentums hin- 


aus und stelle eine „kalte Sozialisierung" dar. Die 
dem Eigentum immanente Sozialbindung komme für 
den Eigentümer eines Unternehmens in den durch 
die arbeitsrechtlichen Schutzgesetze auferlegten Bin- 
dungen zum Ausdruck. Eine wesentliche Sozial- 
gebundenheit unternehmensbezogenen Eigentums 
liege außerdem darin, daß die in ein Unternehmen 
eingesetzten einzelnen Vermögenswerte in der hö- 
heren Einheit des Unternehmens aufgingen und al- 
len möglichen Bestimmungen des Wirtschaftsrechts 
unterworfen seien, um auf diese Weise der Versor- 
gung der Allgemeinheit mit Gütern gerecht zu wer- 
den. 

Die Verfügungsmadit des Unternehmenseigners 
werde über die Unternehmensleitung ausgeübt. Ein 
wesentlich mit dem Eigentum verbundenes Recht sei 
deshalb die Befugnis zur Bestellung und Kontrolle 
der Unternehmensleitung. 

Uber den rechtlichen Zusammenhang zwischen 
Eigentum und unternehmerischer Tätigkeit sind auch 
auf seiten der Mitbestimmungsgegner die Meinun- 
gen geteilt. Es wird vertreten, das Recht, entweder 
selbst oder durch Beauftragung eines Dritten unter- 
nehmerisch tätig zu sein, leite sich unmittelbar aus 
der Privatautonomie ab und sei unabhängig vom 
Nachweis an Eigentum. Mitbestimmung bei der Aus- 
übung unternehmerischer Tätigkeit ohne die rechts- 
geschäftliche Einwilligung des unternehmerisch Tä- 
tigen bedeutet nach dieser Ansicht keinen Eingriff 
in das Eigentum, sondern in die Privatautonomie. 

32. Die Befürworter der Mitbestimmung gehen 
ebenfalls von Existenz und Berechtigung des Privat- 
eigentums aus. Die qualifizierte Mitbestimmung be- 
deutet nach ihrer Ansicht keinen Eingriff in das 
Eigentum der Kapitaleigner. 

Die richtige Würdigung der unternehmensrechtli- 
chen Zusammenhänge müsse in Betracht ziehen, 
daß Eigentum nur zur Herrschaft über Sachen, nicht 
über Menschen berechtige. Das Unternehmen sei 
eine Zusammenfassung von Sachgütern und perso- 
nalen Kräften; die Summe der Eigentumsrechte an 
den unternehmerisch genutzten Einzelobjekten 
könne nicht ohne weiteres mit dem Recht am Unter- 
nehmen als Ganzem gleichgesetzt werden. Diese 
Auffassung leugne das zum Unternehmen gehörige 
personale Element der Arbeit. Die Diskussion um 
die Auslegung der verfassungsrechtlichen Eigen- 
tumsgarantie im Hinblick auf untemehmensbezoge- 
nes Eigentum gehe deshalb im Grunde um eine ge- 
sellschaftspolitische Wertentscheidung. 

Abgesehen von dem bereits erwähnten Argument, 
die Unternehmensleitung bedürfe einer demokrati- 
schen Legitimation, halten Befürworter der Mitbe- 
j Stimmung die Ableitung der Befugnis zur Bestellung 
I der Unternehmensleitung aus dem Eigentum aus 
' einer weiteren Erwägung für verfehlt: Gerade bei 
j den großen Kapitalgesellschaften habe eine Ent- 
j funktionalisierung des Eigentums stattgefunden. Se- 
he man vom Großaktionär ab, habe der Aktionär 
praktisch keine Einwirkungsmöglichkeit auf die Un- 
ternehmenspolitik. Hier habe sich eine „Entwicklung 
vom Eigentümer- zum Managerunternehmen voll- 
; zogen". Das „selbstbewußte Management" behalte 
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sich vor, gleichgewichtig zum Eigentum an den Be- 
stimmungsrechten teilzunehmen. Die Leitung großer 
Unternehmen stelle sich als dritter, verselbständig- 
ter Faktor dar, der unabhängig vom Eigentum am 
Unternehmen und ohne Erfolgsrisiko über das Un- 
ternehmen bestimme. 

33. Dem wird entgegengehalten, wenn sich das 
Management in der Praxis, abweichend von der 
gesetzlichen Konstruktion der Aktiengesellschaft, 
verselbständige und von der juristischen Person 
nicht mehr zu kontrollieren sei, dann sei das ein 
Problem der juristischen Person, nicht des Eigen- 
tums. Die Lösung müsse in einer Verbesserung des 
Instituts Aktiengesellschaft gesucht werden. Mitbe- 
stimmung könne hier nicht abhelfen. Durch Mit- 
bestimmung beteilige man vielmehr die Arbeitneh- 
merschaft an den Chancen, die sich aus der Verselb- 
ständigung des Managements darböten. 

2. Tarifautonomie 

34. Mitbestimmungsgegner halten die erweiterte 
Mitbestimmung für unvereinbar mit der Tarifauto- 
nomie. Nach der gegenwärtigen Verfassungs- und 
Sozialordnung beruhe die Tarif autonomie auf dem 
Gegenüber zweier gleichberechtigter, voneinander 
unabhängiger und im wesentlichen gleichgewichti- 
ger Tarifvertragspartner im nichtstaatlichen Raum. 
Durch Mitbestimmung entfalle die Gleichberechti- 
gung der Tarifpartner, weil den Gewerkschaften 
einseitige Kontrollfunktionen gegenüber dem ande- 
ren Partner eingeräumt würden. Der Grundsatz der 
Gegnerfreiheit der Koalitionen werde dadurch ver- 
letzt, daß der Arbeitsdirektor, Mitglied und Ver- 
trauensmann der Gewerkschaft, gleichzeitig Vor- 
standsmitglied sei und als solches häufig in dem zu- 
ständigen Arbeitgeberverband die Arbeitgeberseite 
bei Tarifverhandlungen vertrete. Das Gleichgewicht 
zwischen den Tarifvertragsparteien werde gestört 
durch die infolge Mitbestimmung gegebene gewerk- 
schaftliche Machtkonzentration. Begrenzt auf die 
Montan-Industrie seien diese Tatbestände wegen 
der vielfachen Verflechtungen mit der nichtmitbe- 
stimmten Industrie tragbar gewesen. Eine Auswei- 
tung der qualifizierten Mitbestimmung auf alle 
Großunternehmen bedeute jedoch eine qualitative 
Veränderung zu Lasten der Tarifautonomie. Das 
Lohndiktät der Gewerkschaften sei die Folge. 

35. Befürworter der Mitbestimmung teilen diese 
Ansicht nicht. Der Arbeitsdirektor macht weder die 
Gewerkschaft noch den Arbeitgeberverband tarif- 
unfähig. Diese Auffassung stützt sich darauf, daß 
die Rechtswissenschaft die Tariffähigkeit für die 
Montan-Industrie bejaht und eine Lockerung des 
Grundsatzes von der Unabhängigkeit der Koalitio- 
nen befürwortet habe. Im übrigen hätten die Erfah- 
rungen mit der Montan-Industrie gezeigt, daß die 
Gewerkschaftsvertreter in Mitbestimmungsorganen 
die Interessen der Arbeitnehmer in angemessener 
Weise vertreten konnten, ohne daß ihre Funktion 
als Tarifvertragspartner beeinträchtigt oder ihre 
Selbständigkeit verändert worden wäre. 


Die institutionalisierte Mitbestimmung gewerk- 
schaftlicher Arbeitnehmervertreter im Unternehmen 
sei mit der Tarifautonomie nicht vereinbar, son- 
dern eine der Voraussetzungen für ihre gesell- 
schaftspolitisch optimale Effektivität; denn durch 
Vermittlung zusätzlicher Erfahrungen und Kennt- 
nisse vertiefe sie die Einsicht der Gewerkschaften in 
die tarifpolitischen Zusammenhänge. 

Von seiten der Befürworter von Mitbestimmung 
wird auch vertreten, daß es in der Tat abzuwägen 
gelte, bis zu welchem Grad ein mittelbarer Einfluß 
der Gewerkschaften auf die Mitbestimmung mit ih- 
rer ursprünglichen Funktion als Arbeitnehmerkoali- 
tion und Tarifvertragspartner kompatibel sei. An- 
dererseits hätten jedoch einige Vorgänge der letz- 
ten Zeit — zum Beispiel die „Konzertierte Aktion" 
— die Frage aufgeworfen, ob die Tarifautonomie 
der Sozialpartner so, wie sie bisher bestanden 
habe und verstanden worden sei, auf die Dauer 
überhaupt beibehalten werden könne. 

3. Gewerkschaftsmacht 

36. Fast alle gegen die qualifizierte Mitbestim- 
mung vorgebrachten Argumente drücken die Be- 
fürchtung aus, Mitbestimmung werde den Einfluß 
und die Macht der Gewerkschaften in unvertretba- 
rem Maße verstärken. Eine Entwicklung zum „Ge- 
werkschaftsstaat" ist der schwerwiegendste Ein- 
wand der Mitbestimmungsgegner. 

Zu der den Gewerkschaften über die Mitbestimmung 
gegebenen wirtschaftlichen Macht komme hinzu, daß 
fast die Hälfte aller Bundestagsmitglieder Gewerk- 
schaftsangehörige, daß zahlreiche Mitglieder und 
Funktionäre in allen übrigen Legislativorganen ver- 
treten seien und daß Gewerkschaftsgelder für die 
Finanzierung politischer Parteien eingesetzt würden. 
Außerdem seien die Gewerkschaften in den Einrich- 
tungen der Sozialen Selbstverwaltung vertreten so- 
wie in Beiräten, Verwaltungsräten und Ausschüssen 
der Verwaltung. Die Kumulation dieser Einfluß- 
bereiche ergebe eine ungeheure Machtkonzentration 
bei einer einzigen gesellschaftlichen Gruppe. 

Ohne den heutigen Gewerkschaften die Absicht zum 
Mißbrauch ihrer Macht zu unterstellen, sehen Mit- 
bestimmungsgegner allein im Vorhandensein dieser 
einseitigen Machtstellung ein grundsätzliches ord- 
nungspolitisches Problem. Mit der Frage nach der 
Stellung der Gewerkschaften im Staat geht es ihnen 
um die Grenze zwischen Staat und Gesellschaft. 

Diese Grenze verschwimme, soweit der Staat zum 
„Juniorpartner" oder gar zum Instrument mächtiger 
Verbände werde. Damit verschiebe sich die zentrale 
hoheitliche Aufgabe des Staates, die Kompetenz zur 
Wahrung des Allgemeinwohls, zugunsten von Inter- 
essenverbänden. Das aber berge die Gefahr, daß 
Verbände ihre Interessen als Förderung des Ge- 
meinwohls, als „sozial" definieren. 

37. Die aufgezeigte Argumentation richtet sich ge- 
gen das Selbstverständnis der Gewerkschaften. Die- 
se sehen neben der Repräsentation ihrer Mitglieder 
ihre gesellschaftspolitische Aufgabe auch in der 


26 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/334 


Wahrnehmung des Allgemeinwohls. Die Gewerk- 
schaften sind der Ansicht, sie seien über die bloße 
Interessenvertretung längst hinausgewachsen und 
könnten auf ihre ursprüngliche, rein arbeitsmarkt- 
politische Funktion nicht zurückverwiesen werden. 

Daß die Gewerkschaften die Mitbestimmung faktisch 
für ungeeignet halten, eine Konzentration von 


C. Gesetzentwürfe, Empfehlungen 
und programmatische Äußerungen 

I. Zusammenfassung der relevanten Fragen 

38 . Die Gegner der heutigen Mitbestimmungsfor- 
derung lehnen die Integration der Arbeitnehmerver- 
treter in die Unternehmensorgane nicht grundsätz- 
lich ab; ihre gesellschafts- und rechtspolitischen Be- 
denken richten sich gegen das Ausmaß der gefor- 
derten Integration. Befürworter und Gegner einer 
qualifizierten Mitbestimmung sind mit Gesetzent- 
würfen, Empfehlungen und programmatischen Äuße- 
rungen an die Öffentlichkeit getreten, in denen sie 
die ihren Vorstellungen entsprechende Gestaltung 
der Mitbestimmung vortragen. Sie setzen überwie- 
gend bei den Unternehmensorganen an, wie sie das 
geltende Gesellschaftsrecht vorsieht. Einige Empfeh- 
lungen befürworten eine neue Unternehmensverfas- 
sung, deren Organe den gesellschaftsrechtlichen 
zwar nachgebildet sind, die jedoch unabhängig von 
diesen bestehen. Diese Empfehlungen trennen das 
Unternehmen als solches vom gesellschaftsrechtli- 
chen Verband, dessen Organe auf die reine Ver- 
mögensträgerschaft beschränkt werden und mit der 
Verfassung des Unternehmens nichts zu tun haben. 
Da die Kommission bei ihren Überlegungen von 
dem bestehenden gesellschaftsrechtlichen Ansatz 
ausgegangen ist, finden diese Empfehlungen in der 
folgenden Aufstellung keine Berücksichtigung. 

Für die Darstellung der Mitbestimmungsdiskussion 
interessieren Gesetzentwürfe und andere Äußerun- 
gen nicht in Einzelheiten; sie interessieren in den 
Punkten, in denen sich die grundsätzlichen Mei- 
nungsverschiedenheiten zur Mitbestimmung konkre- 
tisieren. 

39 . Im Mittelpunkt der Diskussion steht der Auf- 
sichtsrat. Voraussetzung für eine reale Einwir- 
kungsmöglichkeit der Arbeitnehmervertreter auf die 
Unternehmensleitung durch deren Auswahl und 
Kontrolle ist nach Ansicht der Befürworter einer 
qualifizierten Mitbestimmung die paritätische Be- 
setzung des Aufsichtsrates mit Arbeitnehmervertre- 
tern. Zur Frage des quantitativen Verhältnisses zwi- 
schen Arbeitnehmervertretung und Anteilseigner- 
vertretung im Aufsichtsrat besteht daher eine grund- 
sätzliche Divergenz. 

Sie wird für die Gegner eines paritätisch besetzten 
Aufsichtsrates dadurch verstärkt, daß es, soll ein 
solcher Aufsichtsrat entscheidungsfähig sein, einer 
neutralen Instanz bedarf, die bei Stimmengleichheit 


Macht auf ihrer Seite herbeizuführen, ist bereits an 
anderer Stelle ausgeführt worden. Sollte dennoch 
unter nicht voraussehbaren Umständen eine gesell- 
schaftspolitisch bedenkliche Machtzusammenballung 
eintreten, so verweisen die Gewerkschaften darauf, 
daß die Grundnormen einer freiheitlichen Gesell- 
schaft selbstverständlich auch auf die Gewerkschaf- 
ten selbst angewendet werden müßten. 


den Ausschlag gibt. Eine qua institutione neutrale 
Persönlichkeit hält man bei unternehmenspolitischen 
Entscheidungen für überfordert. Die von den Mon- 
tan-Mitbestimmungsgesetzen vorgesehene Einrich- 
tung des „Neutralen" ist daher ein zusätzlicher 
Streitpunkt. 

Im Zusammenhang mit der Besetzung des Auf- 
sichtsrates teilen sich die Meinungen außerdem zu 
der Frage, ob oder in welchem Umfang den Ge- 
werkschaften für die Arbeitnehmervertretung im 
Aufsichtsrat ein Entsendungs- oder Vorschlagsrecht 
gewährt werden soll. 

Uneinigkeit besteht ferner in bezug auf die Ver- 
tretung des öffentlichen Interesses im Aufsichtsrat. 

Das Unternehmensorgan, in dem als Hauptversamm- 
lung oder Gesellschafterversammlung die Kapital- 
eigner zusammentreten, interessiert bei der Betrach- 
tung der Entwürfe und Empfehlungen zur Mitbe- 
stimmung insofern, als im Zusammenhang mit der 
Besetzung des Aufsichtsrates die Rechte der Kapital- 
eigner zur Wahl der Aufsichtsratsmitglieder neu ge- 
regelt werden. 

Hinsichtlich der Zusammensetzung der Unterneh- 
mensleitung ist man sich insofern einig, als beide 
Seiten die Vertretung des Personal- und Sozial- 
wesens auf Vorstandsebene für notwendig halten. 
Umstritten ist jedoch, ob für dieses Vorstandsmit- 
glied ein besonderer Bestellungsmodus gelten soll, 
wie ihn das Montan-Mitbestimmungsgesetz für den 
Arbeitsdirektor vorsieht. 

II. Die Gesetzentwürfe, Empfehlungen und pro- 
grammatische Äußerungen in ihren wichtig- 
sten Punkten 

1. Deutscher Gewerkschaftsbund 

40 . Der Gesetzentwurf des DGB gilt für die bisher 
dem Mitbestimmungsgesetz und dem Mitbestim- 
mungsergänzungsgesetz unterliegenden Unterneh- 
men sowie für alle übrigen Kapitalgesellschaften, 
soweit sie zwei der folgenden Kriterien erfüllen: 
Mindestens 2 000 Arbeitnehmer, mindestens 75 Mil- 
lionen DM Bilanzsumme, mindestens 150 Millionen 
DM Jahresumsatz; Kreditinstitute und Versiche- 
rungsunternehmen unterliegen gesonderten Krite- 
rien. 
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Der Aufsichtsrat setzt sich wie nach dem Montan- 
Mitbestimmungsgesetz paritätisch aus Arbeitneh- 
mervertretern, Kapitaleignervertretern und weite- 
ren Mitgliedern zusammen; außerdem gehört ihm 
ein neutrales Mitglied an. 

Bei einem elfköpfigen Aufsichtsrat haben die Ge- 
werkschaften für zwei Arbeitnehmervertreter und 
ein „weiteres Mitglied'' dieser Gruppe ein Entsen- 
dungsrecht. Zwei Arbeitnehmervertreter kommen 
aus der Belegschaft des Unternehmens; die Gewerk- 
schaften haben hier nach der Wahl ein Einspruchs- 
recht. 

Die Hauptversammlung wählt nur die Aufsichtsrats- 
mitglieder, die die Anteilseignerseite vertreten, und 
hat auf die Wahl der Arbeitnehmervertretung kei- 
nen Einfluß. Die Arbeitnehmervertreter werden, so- 
weit sie nicht von der Gewerkschaft entsandt wer- 
den, durch eine Betriebsräteversammlung gewählt. 

Dem Vorstand, der aus mindestens drei Mitgliedern 
besteht, gehört mindestens ein Arbeitsdirektor an. 
Der Bestellungsmodus des Arbeitsdirektors ent- 
spricht der Regelung des Mitbestimmungsgesetzes, 
das heißt der Arbeitsdirektor kann nicht gegen die 
Mehrheit der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 
bestellt werden. 

2. Deutsche Angestellten Gewerkschaft 

41. Die Thesen der DAG zur Mitbestimmung bezie- 
hen sich auf alle Unternehmen, die zwei der folgen- 
den Kriterien erfüllen: Mindestens 2 000 Arbeitneh- 
mer, mindestens 75 Millionen DM Bilanzsumme, 
mindestens 150 Millionen DM Jahresumsatz. Diese 
Unternehmen können nur in der Rechtsform einer 
Kapitalgesellschaft geführt werden. 

Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens elf Mit- 
gliedern. Er setzt sich paritätisch aus je vier Ver- 
tretern der Arbeitnehmer- und Anteilseignerseite 
und aus drei Vertretern des „öffentlichen Interesses" 
zusammen. 

Für einen von vier Arbeitnehmervertretern, der 
nicht dem Unternehmen angohören soll, hat die Ge- 
werkschaft ein Vorschlagsrecht. 

Die Kapitalvertreterversammlung ist nur für die 
Wahl der Anteilseignervertreter im Aufsichtsrat 
zuständig. Die Arbeitnehmervertreter werden von 
einer aus Wahlmännern zusammengesetzten Arbeit- 
nehmervertreterversammlung gewählt. Die Vertre- 
ter des Öffentlichen Interesses werden durch Landes- 
oder Bundeswahlausschüsse gewählt. 

Der Vorstand hat ein Mitglied, das für personelle 
und soziale Angelegenheiten zuständig ist. Alle 
Vorstandsmitglieder werden vom Aufsichtsrat mit 
Vs Mehrheit bestellt. 

3. Bundesvereinigung 

der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) 

42. Die BDA lehnt die paritätische Mitbestimmung 
ab. In ihren Empfehlungen spricht sie sich für eine 
volle Ausschöpfung der Einrichtungen des Betriebs- 


verfassungsgesetzes aus. Sie weist insbesondere auf 
den Wirtschaftsausschuß hin und regt hier eine Er- 
weiterung des Informationskataloges an. Sie emp- 
fiehlt den Ausbau der Beziehungen personeller und 
sachlicher Art zwischen Wirtschaftsausschuß, Be- 
triebsrat und der Unternehmensleitung. Der Kontakt 
zwischen Betriebsrat und Arbeitnehmern soll durch 
Verbindungsleute gestärkt werden. 

Die BDA äußert sich gegen eine Verstärkung ge- 
werkschaftlichen Einflusses auf den innerbetriebli- 
chen Bereich und auf die Unternehmensleitung. 

Das Personal- und Sozialwesen soll auf Vorstands- 
ebene vertreten sein. 


4. Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

43. Der Gesetzentwurf der SPD stimmt hinsichtlich 
des Geltungsbereichs und der Besetzung des Auf- 
sichtsrats mit dem Entwurf des DGB überein. 

Abweichend von den Vorstellungen des DGB haben 
die Gewerkschaften für zwei Arbeitnehmervertreter 
im Aufsichtsrat, die zwingend unternehmensextern 
sind, nach Beratung mit den Betriebsräten ein Vor- 
schlagsrecht. Die Wahlvorschläge für die Beleg- 
schaftsmitglieder im Aufsichtsrat stammen nicht nur 
vom Betriebsrat, sondern auch von den Beschäftig- 
ten. Das „weitere Mitglied" der Arbeitnehmergruppe 
im Aufsichtsrat wird von den übrigen Mitgliedern 
der Arbeitnehmergruppe nach deren Wahl vorge- 
schlagen. 

Die Hauptversammlung wählt nur die Anteilseig- 
nervertreter im Aufsichtsrat. Neben die Hauptver- 
sammlung tritt eine Unternehmensversammlung, die 
die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat wählt, 
ausgenommen das „weitere Mitglied" dieser Gruppe, 
das wie das entsprechende Mitglied der Anteils- 
eignerseite von den bereits gewählten Gruppenver- 
tretern gewählt wird. Der „neutrale Mann" wird 
vom gesamten übrigen Aufsichtsrat gewählt. 

Die Regelung zum Vorstand gleicht der von der 
DAG empfohlenen, sieht aber mindestens drei Vor- 
standsmitglieder vor. 

5. Christlich-Demokratische Union 

44. Die CDU äußert sich im Rahmen ihres „Berli- 
ner Programms" gegen eine schematische Übernah- 
me des Modells der Montan-Mitbestimmung und 
gegen ein überbetriebliches Einflußmonopol zugun- 
sten von organisierten Interessen. Sie befürwortet 
eine moderne partnerschaftliche Gestaltung unter 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Leistungsfä- 
higkeit der Unternehmen. 

Die Sozialausschüsse der Christlich-Demokratischen 
Arbeitnehmerschaft haben einen eigenen „Entwurf 
zur Ausgestaltung der Rechte des Arbeitnehmers in 
Betrieb, Unternehmen und Wirtschaft" vorgelegt. 
Sie sehen eine neue, vom geltenden Gesellschafts- 
recht abweichende Unternehmensverfassung vor. 
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6. Freie Demokratische Partei 

45. Die FDP spricht sich gegen paritätische Mitbe- 
stimmung aus und befürwortet die volle Anwen- 
dung des Betriebsverfassungsgesetzes. 

In ihrem Gesetzentwurf zum Betriebsverfassungs- 
gesetz fordert die FDP für Unternehmen mit mehr 
als 100 Beschäftigten zusätzlich zum Betriebsrat 
einen Technisch- Wissenschaftlichen Ausschuß, des- 
sen Mitglieder direkt von der Belegschaft gewählt 
werden. Er soll allen im Betrieb Beschäftigten er- 
möglichen, über den eigenen Arbeitsplatz hinaus 
auf Organisation und Leitung des Betriebes einzu- 
wirken. Die FDP fordert ein Recht auf volle Informa- 
tion für Betriebsrat und Technisch-Wissenschaftli- 
chen Ausschuß durch den Unternehmer. 

7. Kammer für soziale Ordnung beim Rat 
der Evangelischen Kirche in Deutschland 

46. Die vom Rat der EKD vorgelegte Studie bezieht 
sich auf Großunternehmen, die als soziale Gebilde 


TEIL III 

Erfahrungen mit der Mitbestimmung 


A. Einleitung 

I. Vorbemerkungen zur Methode 

1. Wie bereits im ersten Teil des Berichtes darge- 
legt, hat die Kommission ihren Auftrag darin ge- 
sehen, vor dem Hintergrund der bisherigen Erfah- 
rungen mit der Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
im Unternehmen — vor allem im Bereich der Mon- 
tan-Industrie — Empfehlungen zur institutionellen 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Unterneh- 
mensorganen und damit auch zur gesetzlichen Neu- 
regelung dieser Materie zu erarbeiten. Das Ergeb- 
nis dieser Arbeit, das im vierten und fünften Teil 
des Berichtes vorgelegt wird, stützt sich in erster 
Linie auf die Sachkenntnis der Kommissionsmitglie- 
der und das besondere Sachverständnis der ständi- 
gen Berater der Kommission. Weiter hat die Kom- 
mission zur Ermittlung der bisherigen Erfahrungen 
mit der Mitbestimmung und als weitere Basis für 
das eigene Urteil ihrer Mitglieder umfangreiche An- 
hörungen und eine schriftliche Befragung durchge- 
führt. Die wichtigsten Ergebnisse dieser Anhörun- 
gen, ergänzt durch Angaben aus der schriftlichen 
Befragung, sind im folgenden wiedergegeben. 

Zweck dieser Wiedergabe ist es, diejenigen Anga- 
ben und Gesichtspunkte darzustellen, die der Kom- 


die Entfaltungsmöglichkeit und die wirtschaftliche 
Existenz von weiten Teilen des Volkes maßgeblich 
beeinflussen. Die Studie bringt eine Mehrheits- und 
zwei Minderheitsmeinungen zum Ausdruck. 

Die Mehrheit sieht vor, daß der Aufsichtsrat zur 
Hälfte von Anteilseignervertretern besetzt wird. 
Der Teil der anderen Hälfte, der den Arbeitnehmer- 
Vertretern nach dem Betriebsverfassungsgesetz zur 
Parität fehlt, wird von Personen besetzt, deren Be- 
stellung vom Vertrauen beider Seiten abhängt. 

Gewerkschaften, Betriebsrat und Belegschaft erhal- 
ten für die Arbeitnehmervertreter ein Vorschlags- 
recht. 

Die Hauptversammlung wählt nur die Anteilseig- 
nervertreter im Aufsichtsrat. Die Arbeitnehmerver- 
treter werden vom Betriebsrat gewählt. 

Die Studie befürwortet ein ausschließlich für Per- 
sonal- und Sozialfragen zuständiges Vorstandsmit- 
glied. 


mission in den Anhörungen vorgetragen wurden 
und die sie für relevant hält, sei es, weil sie die 
Bedeutung bestimmter Tendenzen oder Entwicklun- 
gen für die Beantwortung der gestellten Frage dar- 
tun oder unterstreichen, sei es, weil sie geeignet 
sind, das Gewicht wiederkehrender Argumente in 
der Mitbestimmungsdiskussion zu relativieren. Dar- 
über hinaus erscheint es der Kommission für die 
Würdigung ihrer Empfehlungen erforderlich, die 
Grundlagen ihres eigenen Urteils so weitgehend 
mitzuteilen, wie dies in zusammengefaßter Form 
möglich ist. 

2. Die der Kommission gestellte Frage nach der 
Auswertung der bisherigen Erfahrungen mit der 
Mitbestimmung als Grundlage weiterer Überlegun- 
gen ist eine Bewertungsfrage. Die Beantwortung sol- 
cher Fragen ist nicht ohne die Einführung entspre- 
chender Wertmaßstäbe möglich. 

Da die Bewertungen durch die Kommission zugleich 
als Grundlage für weitere Maßnahmen im Bereich 
der Mitbestimmung dienen sollen, kommt der Wer- 
tung und damit Urteilsbildung über die Bedeutung 
ermittelter Tatsachen ein besonderes Gewicht zu. 
Dieser Umstand war einer der maßgebenden Gründe 
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für die von der Kommission getroffene Entscheidung, 
im Anschluß an die erforderlichen methodischen und 
theoretischen Vorarbeiten umfangreiche Anhörun- 
gen durchzuführen. Solche Anhörungen, die durch 
ein ausführliches Gespräch nach einer einführenden 
Stellungnahme der „Zeugen" gekennzeichnet sind, 
ergeben zwar keine quantitativ meßbaren Resultate, 
der Kommission kam es jedoch besonders darauf an, 
sichere Anhaltspunkte für die Bewertung von Er- 
fahrungen mit der Mitbestimmung und einen um- 
fassenden Überblick über diejenigen Probleme und 
Aspekte der Mitbestimmung zu gewinnen, die von 
den Beteiligten selbst für relevant gehalten werden. 
Durch die Anhörungen wollte die Kommission so 
auch feststellen, ob den in der öffentlichen Diskus- 
sion vorgetragenen Gesichtspunkten und Erfahrun- 
gen, Erwartungen und Befürchtungen in der Praxis 
der Mitbestimmung tatsächlich die Bedeutung zu- 
kommt, die ihnen in der Auseinandersetzung gege- 
ben wird. 

Die Resultate der Anhörungen haben sich als eine 
wichtige Erkenntnisquelle erwiesen. Sie haben nicht 
nur den im Schrifttum dargestellten Argumenta- 
tionshaushalt in wesentlichen Bereichen ergänzt 
oder korrigiert, sondern der Kommission auch die 
Ermittlung derjenigen Gesichtspunkte erleichtert, 
die von den Beteiligten für wirklich entscheidend 
gehalten werden. Ohne die Kenntnis dieser Ge- 
sichtspunkte aber wäre eine bewertende Aussage zu 
den Folgen der Mitbestimmung nur schwer möglich 
gewesen. 

3. Aufgabe der Anhörungen war es weiterhin, der 
Kommission einen Einblick in die konkrete Aus- 
gestaltung der Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
und ihrer Wirkungen zu ermöglichen. Die Kommis- 
sion hielt es deshalb für zweckmäßig, Personen zu 
befragen, die aufgrund ihrer Tätigkeit besonders 
große Erfahrungen auf dem Gebiet der Mitbestim- 
mung gewonnen haben. Dabei war sie sich der Tat- 
sache bewußt, daß der Wert der Informationen we- 
sentlich von der Bereitschaft der Befragten abhängig 
sein würde, über ihre Erfahrungen zu berichten. Die 
angehörten Personen waren in der Regel bereit, 
über Einzelheiten und konkrete Geschehensabläufe 
zu berichten und offen zu diskutieren. Diese Bereit- 
schaft ist zweifellos durch den Umstand gefördert 
worden, daß die Kommission ihre Anhörungen ver- 
traulich durchgeführt hat und auch die ständigen 
Berater der Kommission an den Anhörungen nicht 
beteiligt waren. Die Zusicherung absoluter Vertrau- 
lichkeit der Anhörungen erschien der Kommission 
aber auch deshalb angezeigt, weil ihr anders als 
etwa der Royal Commission zum Studium der Ar- 
beitnehmer-Arbeitgeber-Beziehung in Großbritan- 
nien, keinerlei verfahrensrechtliche Möglichkeiten 
zur Verfügung standen, Zeugen zu laden und zu 
vernehmen. Der Kommission erscheint es ungeach- 
tet der überwiegend positiven Erfahrungen mit den 
Anhörungen erwägenswert, ob für die Arbeit zu- 
künftiger Expertenkommissionen nicht auch in 
Deutschland ähnliche Möglichkeiten geschaffen wer- 
den sollten. 

Die Kommission konnte im Rahmen der Anhörungen 
nur eine begrenzte Zahl von Personen hören. Schon 


aus diesem Grund kam der Auswahl der Personen 
besondere Bedeutung zu. Für diese Auswahl waren 
zwei Gesichtspunkte maßgebend: Erstens wollte die 
Kommission durch die Anhörungen Einblick in die 
Funktionsweise der Mitbestimmung in konkreten 
Unternehmen gewinnen, und zwar in Unternehmen, 
die ihr charakteristisch für bestimmte Unterneh- 
mensarten oder -gattungen erschienen. Zum zweiten 
wollte sie ihr Urteil über die Arbeitsweise der Mit- 
bestimmung in einem Unternehmen nicht auf den 
Bericht nur einer Persönlichkeit aus diesem Unter- 
nehmen stützen, sondern jeweils die wichtigsten 
Funktionsträger aus dem gleichen Unternehmen hö- 
ren. In der Regel waren dies der Aufsichtsratsvor- 
sitzende, der Vorstandsvorsitzende und der Vorsit- 
zende des Betriebsrates, in Unternehmen aus dem 
Montan-Bereich weiter der stellvertretende Auf- 
sichtsratsvorsitzende, das „neutrale" Mitglied des 
Aufsichtsrates und der Arbeitsdirektor. Durch das 
zweite Auswahlkriterium wurde die Zahl der unter- 
suchten Unternehmen zwar wesentlich reduziert. 
Andererseits konnte die Kommission die verschie- 
denen Ansichten zu denselben Vorgängen kennen- 
lernen und der Gefahr einseitiger Beurteilung be- 
gegnen. Da es der Kommission bei den Anhörungen 
ohnehin nicht um eine Repräsentativbefragung im 
strengeren Sinne des Wortes ging, wogen die Vor- 
teile der Mehrfachanhörungen innerhalb eines Un- 
ternehmens die größere Zufälligkeit der Unterneh- 
mensauswahl auf (eine Liste der untersuchten Un- 
ternehmen und der gehörten Personen ist im An- 
hang zum Bericht beigefügt) ^). Bei der Auswahl 
der Unternehmen hat die Kommission der Montan- 
industrie und hier wiederum der Stahlindustrie be- 
sondere Aufmerksamkeit gewidmet. Die besondere 
Berücksichtigung der Stahlindustrie im Rahmen der 
Anhörungen beruht einmal auf der Annahme, daß 
die Entwicklung in dieser Industrie eher mit der in 
anderen Industriezweigen vergleichbar sein könne 
als die Entwicklung des Kohlebergbaues. Zum ande- 
ren stieß die Kommission bei ihren Bemühungen, 
Persönlichkeiten aus dem Kohlebergbau zu hören, 
auf nicht unerhebliche Schwierigkeiten. Sie hatten 
ihre Ursache wohl vor allem in den Verhandlungen 
Über die Gründung einer Einheitsgesellschaft, wel- 
che zur Zeit der Anhörungen im Gang waren. Beides 
erklärt die geringe und nichtrepräsentative Zahl 
von Unternehmen aus dem Kohlebergbau, die die 
Kommission im Rahmen der Anhörungen in ihre 
Untersuchungen einbezogen hat. 

Neben den Unternehmen aus dem Anwendungsbe- 
reich der Montan-Mitbestimmung hat die Kommis- 
sion in ihren Anhörungen auch Unternehmen aus 
dem Anwendungsbereidi des Betriebsverfassungs- 
gesetzes untersucht. Auch hier hat sie solche Gesell- 
schaften ausgewählt, die ihr für die Entwicklung des 
Industriezweiges und damit für die Frage der Mit- 
bestimmung besonders charakteristisch erschienen. 
Dabei hat sie nicht nur Produktionsunternehmen, 
sondern auch Dienstleistungsunternehmen (Handels- 
betriebe, Banken, Versicherungen) in den Kreis ihrer 
Untersuchungen einbezogen. Auf diese Weise hat 
die Kommission versucht, einen in Grenzen verall- 


1) Vgl. Anlage 1 
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gemeinerungsfähigen Quersdinitt aus den Unterneh- 
men zu gewinnen, in denen die Mitbestimmung seit 
Jahren praktiziert wird. 

4 . Vor allem um die Verallgemeinerungsfähigkeit 
der Ergebnisse der Anhörungen zu kontrollieren 
und die Allgemeingüitigkeit der auf diese Weise 
entwickelten Tendenzen und Schemata zu ermitteln, 
hat die Kommission sich im Laufe der Anhörungen 
zu der gesonderten schriftlichen Befragung ent- 
schlossen. Aufgabe der schriftlichen Befragung war 
es, quantifizierbare Angaben über Tatsachen zu er- 
halten, die die Organisation und den Ablauf der 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unternehmen 
betreffen. Dagegen zielte die schriftliche Erhebung 
— von wenigen Ausnahmen abgesehen — nicht auf 
die Ermittlung von Meinungen der Befragten zum 
Zweck und der Arbeitsweise der Mitbestimmung ab. 
Bei der schriftlichen Befragung war die Kommission 
um einen möglichst umfassenden Überblick über 
größere Unternehmen sowohl des Anwendungsbe- 
reichs des Betriebsverfassungsgesetzes wie des 
Montan-Mitbestimmungsgesetzes bemüht. Im Ge- 
gensatz zu den Anhörungen erstreckte sich die 
schriftliche Befragung deshalb auf alle Unterneh- 
men, auf die nach einer Zusammenstellung des WWI 
eine qualifizierte Mitbestimmung Anwendung fin- 
den sollte. 


II. Gegenstände der Anhörungen 

5 . Die Kommission hat sich im Rahmen ihrer Un- 
tersuchungen bemüht, den Einfluß zu ermitteln, den 
die Mitbestimmung im Bereich der Montan-Mitbe- 
stimmung und der Mitbestimmung nach dem Be- 
triebsverfassungsgesetz tatsächlich auf den Willens- 
bildungs- und Entscheidungsprozeß, insbesondere 
die Entscheidung von Vorstand und Aufsichtsrat 
hatte. Dabei ging es der Kommission vor allem um 
die Frage, wie der gesamte Entscheidungsprozeß 


B. Ergebnisse der Untersuchungen der 

I. Der Aufsichtsrat 

6 . Dem Aufsichtsrat der Aktiengesellschaften und 
— soweit sie mehr als 500 Arbeitnehmer beschäfti- 
gen — der Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
kommt in der Diskussion über die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer im Unternehmen eine entschei- 
dende Bedeutung zu. Sowohl die bisherigen gesetz- 
lichen Regelungen zur Mitbestimmung im Unterneh- 
men wie die überwiegende Mehrzahl der Stimmen, 
die einen Ausbau der institutionellen Mitbestim- 
mung fordern, gehen davon aus, daß sich die reprä- 
sentative Teilnahme der Arbeitnehmer am Willens- 
bildungsprozeß im Unternehmen in erster Linie im 
Rahmen des Aufsichtsrats vollziehen soll. Der Auf- 
sichtsrat wird als dasjenige gesellschaftsrechtliche 
Unternehmensorgan angesehen, welches sich für 


in den betroffenen Unternehmen durch die Einbezie- 
hung der Mitbestimmungsträger in die Entschei- 
dungsorgane oder das Entscheidungsverfahren in- 
haltlich beeinflußt worden war. Im einzelnen hat 
sich die Kommission vor allem mit folgenden Pro- 
blemen beschäftigt: 

— dem Aufsichtsrat, seiner Funktionsweise und den 
Konsequenzen der unterschiedlichen Zusammen- 
setzung des Aufsichtsrates im Bereich der Mon- 
tan-Industrie und anderer Industriezweige 

— der Arbeitsweise des Vorstandes im Mitbestim- 
mungsbereich, insbesondere der Zusammenarbeit 
mit dem Betriebsrat oder Gesamtbetriebsrat und 
der besonderen Rolle des Arbeitsdirektors oder 
Personalvorstandes 

— ■ den verschiedenen Aspekten der betriebsverfas- 
sungsrechtlichen Mitbestimmung der Arbeitneh- 
mer unter dem Gesichtspunkt ihrer Bedeutung 
für die Mitbestimmung im Unternehmen: Be- 
triebsrat, Gesamtbetriebsrat, Wirtschaftsausschuß 
und Betriebsversammlung 

— den Informations- und Kooperationsprozessen im 
Unternehmen, soweit sie die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer betreffen 

— dem Einfluß der Mitbestimmung auf die unter- 
nehmenspolitischen Zielsetzungen und damit 

— dem Einfluß der Mitbestimmung auf die Stellung 
des Unternehmens im Markt, seinem Verhältnis 
zu staatlichen Instanzen der Wirtschaftspolitik 
(gesamtwirtschaftliche Auswirkungen) sowie den 
Zusammenhängen von Mitbestimmung im Unter- 
nehmen und Tarifpolitik. 

Die wichtigsten Resultate und Eindrücke dieser Un- 
tersuchungen werden im folgenden dargestellt. Auf 
sie wird weiterhin im vierten und fünften Teil des 
Kommissionsberichtes an zahlreichen Stellen Bezug 
genommen. 


Kommission 


eine institutioneile Integration der Arbeitnehmer 
besonders anbietet. So ist es nicht verwunderlich, 
daß der Zusammensetzung des Aufsichtsrates, ins- 
besondere der zahlenmäßigen Verteilung der Auf- 
sichtsratsmandate auf Vertreter der Anteilseigner 
und der Arbeitnehmer des Unternehmens eine für 
die Ausgestaltung der Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer im Unternehmen entscheidende Bedeutung 
zugemessen wird. 

Diese Beurteilung der Bedeutung des Aufsichtsrates 
für die Mitbestimmung der Arbeitnehmer hat die 
Kommission in den Anhörungen bestätigt gefunden. 
Alle Befragten stimmten darin überein, daß eine 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Unterneh- 
mensorganen vor allem am Aufsichtsrat anzusetzen 
habe und der zahlenmäßigen Zusammensetzung des 
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Aufsichtsrates entscheidende Bedeutung für die 
Wirksamkeit der Mitbestimmung zukomme. Dage- 
gen wurde die Hauptversammlung oder Geselh 
schafterversammlung des Unternehmens nicht als 
geeigneter Ort für eine institutioneile Integration 
der Arbeitnehmer in den Willensbildungsprozeß des 
Unternehmens angesehen. Die Mehrheit der Befrag- 
ten war der Auffassung, daß die Einbeziehung von 
Arbeitnehmervertretern, insbesondere in den Vor- 
stand oder die Geschäftsleitung des Unternehmens 
die Homogenität dieses Kollegialorgans und damit 
seine Funktionsfähigkeit gefährden könne. 

7 . Bei ihren Befragungen ist die Kommission da- 
von ausgegangen, daß die Aufgabe des Aufsichts- 
rates im Rahmen des Willensbildungsprozesses des 
Unternehmens zwar in erster Linie in der Überwa- 
chung und Kontrolle der Geschäftsführung besteht, 
sich darin aber nicht erschöpft. Ungeachtet aller 
tatsächlichen Verschiedenheiten, die sich in den 
Anhörungen gezeigt haben, läßt sich eine eindeutige 
Entwicklung erkennen, in deren Verlauf der Auf- 
sichtsrat neben seiner kontrollierenden Funktion 
auch zu einem beratenden Organ des Vorstandes 
geworden ist. 

Über seine Kontroll- und Zustimmungsbefugnisse, 
deren Umfang gemäß § 111 AktG durch die Satzung 
über den gesetzlichen Umfang hinaus ausgedehnt 
werden kann, kann der Aufsichtsrat darüber hinaus 
auf den Entcheidungsprozeß im Unternehmen Ein- 
fluß nehmen und damit bis zu einem gewissen Um- 
fang selbst zu einer Instanz des Entscheidungspro- 
zesses werden. Wenn auch dem Aufsichtsrat keine 
Aufgaben der Geschäftsführung übertragen werden 
können, so kann er doch die Vornahme bestimmter 
Geschäfte von seiner Zustimmung abhängig machen 
und damit in den Entscheidungsprozeß des Unterneh- 
mens eingreifen. Dieser Prozeß, der sich in zahlrei- 
chen Beispielen abgezeichnet hat, ist vor allem das 
Ergebnis der Erfahrung, daß es besser ist, die Über- 
wachung der Unternehmensleitung in das Stadium 
der Entscheidungsvorbereitungen zu verlegen, als 
die Kontrolle erst nach Beendigung des durch die 
Entscheidung eingeleiteten Prozesses vorzunehmen. 
Auch diese Einsicht hat dazu beigetragen, daß der 
Aufsichtsrat zu seiner Kontrollfunktion Beratungs- 
und — in gewissem Umfang — Entscheidungsauf- 
gaben übernommen hat. 

8 . Umfang und Bedeutung der Kontroll- und Be- 
ratungsfunktion des Aufsichtsrates sind in hohem 
Maße abhängig von der Struktur der Anteilseigner- 
seite des Unternehmens. Die Anhörungen der Kom- 
mission haben deutlich gemacht, daß bei Publikums- 
gesellschaften die beratende Funktion des Aufsichts- 
rates im Vordergrund steht. Wird das Unternehmen 
durch einen Mehrheitsaktionär oder durch wenige 
Aktionäre kontrolliert, so nimmt die Kontrollfunk- 
tion des Aufsichtsrates und seine Teilnahme am Ent- 
scheidungsprozeß im Unternehmen entsprechend zu, 
sofern nicht der Großaktionär diese Funktion tat- 
sächlich selbst ausübt. In jedem Fall erwächst jedoch 
dem Aufsichtsrat aus seiner gesetzlichen Aufgabe, 
die Mitglieder des Vorstandes zu berufen, eine 
wichtige Möglichkeit, durch personalpolitische Ent- 


scheidungen auf den Inhalt der Unternehmenspolitik 
langfristig Einfluß zu nehmen. Für die Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer im Unternehmen spielt 
diese Kompetenz des Aufsichtsrates nach überein- 
stimmender Auffassung aller Befragten eine ent- 
scheidende Rolle. 

1. Zusammensetzung des Aufsichtsrates 

9. Da in den Aufsichtsräten der Aktiengesellschaf- 
ten und der Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung, soweit sie zur Bildung eines Aufsichtsrates 
verpflichtet sind, bereits heute Vertreter der Ar- 
beitnehmer, wenn auch in unterschiedlichem Um- 
fang, mitwirken, hat die Kommission bei der Analy- 
se der Funktionsweise des Aufsichtsrates ihre Auf- 
merksamkeit zunächst der Frage zugewandt, wie 
sich das Verhältnis der Vertreter der Anteilseigner 
und der Vertreter der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat 
gestaltet und von welchen Bedingungen und Gesetz- 
mäßigkeiten die Zusammenarbeit beider Gruppen 
bestimmt wird. Für die Beantwortung dieser Frage 
nach der Kooperation von „Kapital und Arbeit" 
im Aufsichtsrat, nach den Ursachen möglicher Inter- 
essenkonflikte und nach den Auswirkungen der 
Existenz zweier Gruppen auf die Funktionsfähigkeit 
des Aufsichtsrates war wiederum erheblich, wie sich 
die beiden Gruppenvertretungen zusammensetzten 
und nach welchen Kriterien Anteilseigner- und Ar- 
beitnehmervertreter im Aufsichtsrat ausgewählt 
werden. 

Was zunächst die Vertreter der Anteilseigner an- 
betrifft, so haben die Anhörungen der Kommission 
gezeigt, daß ihre Auswahl — von den Fällen ein- 
deutiger Beherrschung eines Unternehmens durch 
einen Alleineigentümer oder Mehrheitsaktionär ab- 
gesehen — nicht ohne maßgebliche Mitwirkung der 
Unternehmensleitung erfolgt. Die Unternehmenslei- 
tung sieht jedoch als Aufgabe der von den Aktionä- 
ren gewählten Aufsichtsratsmitglieder nicht in er- 
ster Linie die Vertretung der Aktionärsinteressen im 
Aufsichtsrat, sondern vornehmlich die Beratung des 
Unternehmens an. Von der Unternehmensleitung 
werden den Aktionären deshalb in der Regel solche 
Persönlichkeiten zur Wahl in den Aufsichtsrat vor- 
geschlagen, die für besonders geeignet gehalten 
werden, dem Unternehmen durch ihren Rat und ihre 
Erfahrung zu dienen. Auf diesen Umstand ist es 
zurückzuführen, daß vor allem in Publikumsgesell- 
schaften dem Aufsichtsrat in der Regel Personen an- 
gehören, die an dem Unternehmen überhaupt nicht 
oder nur geringfügig beteiligt sind. Lediglich in 
denjenigen Gesellschaften, in denen sich das Kapital 
in der Hand von Großaktionären befindet, besteht 
ein enger Zusammenhang zwischen Aufsichtsrats- 
mandat und Kapitalbesitz. In abhängigen Konzern- 
gesellschaften üben die von der Konzernleitung 
bestimmten Aufsichtsratsmitglieder neben ihrer 
kontrollierenden auch eine koordinierende Funktion 
aus. 

Bei der Auswahl der Personen, die die Anteilseig- 
ner im Aufsichtsrat vertreten sollen, spielt vor al- 
lem bei Publikumsgesellschaften auch das Interesse 
des Unternehmens an der Pflege seiner geschäftli- 
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eben Beziehungen und seines allgemeinen Verhält- 
nisses zu Staat und Gesellschaft eine Rolle. Auf 
solche Gesichtspunkte ist es in erster Linie zurück- 
zuführen, daß sich in den Aufsichtsräten großer 
Publikumsgesellschaften neben prominenten Ver- 
tretern anderer Industriezweige auch Persönlichkei- 
ten des öffentlichen Lebens, aus Politik und Verwal- 
tung finden. 

10 . Eine besondere Bedeutung wird in der Mit- 
bestimmungsdiskussion der Präsenz der Banken in 
den Aufsichtsräten der Unternehmen zugemessen. 
Vielfach wird in dieser Präsenz, die sowohl auf das 
Depotstimmrecht wie auf die enge geschäftliche Ver- 
flechtung zwischen Banken und Unternehmen zu- 
rückgeführt wird, eine besondere Möglichkeit der 
externen Beeinflussung der Willensbildung im Un- 
ternehmen durch die Banken gesehen. Befürworter 
der Mitbestimmung der Arbeitnehmer erwarten in 
diesem Zusammenhang, daß sie geeignet sei, solche 
externen Einflüsse zu neutralisieren. Zum tatsäch- 
lichen Umfang der Bankenpräsenz in den Aufsichts- 
räten hat die schriftliche Befragung ergeben, daß in 
etwa der Hälfte der Unternehmen im BetrVG-Be- 
reich wie im Montan-Bereich keine Banken in den 
Aufsichtsräten vertreten sind. (Vgl. Anlage 3, Ta- 
belle 1.) In der anderen Hälfte der Unternehmen 
werden nur in 11 ®/o bzw. 10 Vo der gesamten Fälle 
mehr als 2 Aufsichtsratsmandate von Banken gehal- 
ten. Mit der Angabe dieser zahlenmäßigen Vertre- 
tung ist noch nichts über die gesamtwirtschaftliche 
Bedeutung gesagt. Was die Wirkung der Präsenz 
der Bankenvertreter auf die Geschäftsbeziehungen 
des Unternehmens zu Kreditinstituten anbetrifft, so 
haben die Anhörungen gezeigt, daß die Anwesen- 
heit von Bankenvertretern in den Aufsichtsräten die 
Unternehmensleitungen nicht gehindert hat, die ih- 
nen von den Hausbanken gewährten Konditionen 
durch Verhandlungen mit Konkurrenzunternehmen 
zu überprüfen. Im übrigen waren die Äußerungen 
über die Rolle der Banken unterschiedlich. Teilweise 
wurde die Meinung vertreten, ein Interessenkonflikt 
zwischen Unternehmen und Banken sei wesens- 
mäßig überhaupt ausgeschlossen, teilweise wurde 
über die Praxis berichtet, die Banken an solchen 
Beratungen nicht zu beteiligen, an denen sie ein 
besonderes geschäftliches Interesse hätten. Gleich- 
wohl wurde der Wert der Repräsentanz von Banken- 
vertretern in speziellem Sachverstand gesehen, der 
den Unternehmen von solchen Personen in der 
Finanzierungspolitik zur Verfügung gestellt werden 
kann. Irgendeine Kontrolle der Geschäftsbeziehun- 
gen zwischen Unternehmen und Banken durch die 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat war nicht 
festzustellen. 

Die Anhörungen haben keine Anhaltspunkte dafür 
ergeben, ob von Banken ein über die eigenen Ge- 
schäftsbeziehungen hinausgehender Einfluß auf die 
Unternehmen angestrebt oder ausgeübt wird. 

11 . Die Zusammensetzung der Vertreter der Ar- 
beitnehmer im Aufsichtsrat ist im Montan-Bereich 
und im Betriebsverfassungsgesetz-Bereich unter- 
schiedlich. Diese Unterschiede sind im wesentlichen 


auf die unterschiedlichen gesetzlichen Regelungen 
zurückzuführen, von denen bereits die Rede war. 

Für die Zusammensetzung der „Arbeitnehmerseite" 
in beiden Bereichen ist kennzeichnend, daß die Ar- 
beitnehmervertreter, soweit sie aus dem eigenen 
Unternehmen stammen, in der Regel auch dem Be- 
triebsrat oder den Betriebsräten des Unternehmens 
angehören. Wie die schriftlichen Befragungen erge- 
ben haben, sind sowohl im Montan- wie im Betriebs- 
verfassungsgesetz-Bereich fast alle unternehmens- 
internen Arbeitnehmer im Aufsichtsrat zugleich Be- 
triebsratsmitglieder. 

Der wesentliche Unterschied zwischen beiden Be- 
reichen besteht in der Präsenz unternehmensexter- 
ner Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat. Wäh- 
rend im Anwendungsbereich des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes in 85 der Aufsichtsräte kein unter- 
nehmensfremder Arbeitnehmervertreter ein Mandat 
innehat, werden entsprechend der andersartigen 
gesetzlichen Regelung in den Aufsichsträten im Mon- 
tan-Bereich in 41 ®/o der Fälle drei, in 39 ^/o der 
Fälle vier und in 16 ^/o der Fälle sechs Mandate 
im Aufsichtsrat von unternehmensfremden Arbeit- 
nehmervertretern gehalten (vgl. Anlage 3, Tabelle 2). 
Es sind in 33 % der Fälle zwei Mandatsträger, in 
31 ®/o der Fälle drei Mandatsträger und in 16®/o der 
Fälle vier Mandatsträger hauptamtlich bei einer 
Gewerkschaft tätig (vgl. Anlage 3, Tabelle 3). 

12 . Sowohl die unternehmensinternen wie die un- 
ternehmensexternen Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat sehen ihre Aufgabe neben der Erfüllung 
der gesetzlichen Verpflichtungen des Aufsichtsrats- 
mitglieds vor allem in der Geltendmachung der be- 
sonderen Interessen und Anliegen der Arbeitnehmer 
des Unternehmens im Rahmen des unternehmeri- 
schen Willensbildungsprozesses. Dies gilt, wie die 
Anhörungen ergeben haben, für die von der Beleg- 
schaft entsandten Aufsichtsratsmitglieder in stärke- 
rem Maße als für die unternehmensexternen Arbeit- 
nehmervertreter. Für die unternehmensinternen Ar- 
beitnehmerverteter ist kennzeichnend, daß sie sich 
durch ein ausgeprägt unternehmensorientiertes Den- 
ken auszeichnen. Oft gehören sie dem Unternehmen 
Jahre hindurch an und verfügen über große prakti- 
sche Erfahrungen in Werkstatt und Büro. Die per- 
sonellen Verhältnisse am Arbeitsplatz und in den 
Abteilungen, in denen sie arbeiten, sind ihnen ver- 
traut. Diese Betriebsverbundenheit der von der Be- 
legschaft gewählten Arbeitnehmervertreter wurde 
von allen Befragten positiv beurteilt. Dies gilt für 
den Bereich der Montan-Mitbestimmung ebenso wie 
für den Anwendungsbereich des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes. Auch die Vorstandsmitglieder von 
Dienstieistungsunternehmen, insbesondere von Ban- 
ken, gaben zu verstehen, daß sie in der fachlichen 
Vorbildung der in den Aufsichtsrat gewählten Ar- 
beitnehmervertreter einen großen Vorzug für die 
im Aufsichtsrat zu leistende Arbeit sehen. 

13 . Die Untersuchungen zur Motivation der unter- 
nehmensinternen Arbeitnehmervertreter haben er- 
geben, daß das unternehmensorientierte Verhalten 
der von der Belegschaft gewählten Aufsichtsratsmit- 
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glieder zu einem gewissen Betriebsegoismus führen | 
kann. Die im Aufsichtsrat zur Entscheidung anste- 
henden Probleme werden oft zu sehr unter Gesichts- 
punkten des Unternehmens- und Belegschaftsinter- 
esses gesehen, überbetriebliche Aspekte finden 
dann nicht hinreichend Beachtung. So kann es ge- 
schehen, daß kurzfristigen Maßnahmen vor langfri- 
stigen Überlegungen und Planungen der Vorzug ge- 
geben wird. Auf eine solche Gefahr der Überbeto- 
nung innerbetrieblicher Aspekte bei der Mitwirkung 
an Entscheidungen des Aufsichtsrates wurde auch 
von den unternehmensexternen Arbeitnehmerver- 
tretern, insbesondere von den Gewerkschaftsvertre- 
tern im Aufsichtsrat hingewiesen. Betriebsratsvor- 
sitzende äußerten sich ähnlich. Sie waren allerdings 
der Auffassung, daß es gerade zu den Vorzügen der 
Mitbestimmung gehöre, die unternehmensinternen 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat mit den Rea- 
litäten der unternehmerischen Politik zu konfrontie- 
ren, mit denen der Vorstand sich ständig auseinan- 
dersetzen müsse und von denen sie außer durch Mit- 
arbeit im Aufsichtsrat nichts erfahren könnten. Ge- 
rade die Arbeit im Aufsichtsrat sei ein geeignetes 
Mittel, die betriebsbezogene Betrachtungsweise un- 
ternehmerischer Probleme zu korrigieren, falls sich 
dies als notwendig erweisen sollte. Dabei erweise 
sich stets, daß das Interesse der Arbeitnehmer am 
Fortbestand des ünternehmens nicht geringer sei 
als das der Anteilseigner. 

14 . Die Beurteilung des Beitrages der unterneh- 
mensexternen Arbeitnehmervertreter zur Arbeit des 
Aufsichtsrates durch die Befragten war unterschied- 
lich. Von den Befragten aus Unternehmen im An- 
wendungsbereich der Montan-Mitbestimmung wur- 
de die Mitwirkung von Gewerkschaftsvertretern im 
Aufsichtsrat, von allgemeineren Vorbehalten abge- 
sehen, überwiegend positiv beurteilt. Dabei wurde 
insbesondere betont, daß die unternehmensexternen 
Arbeitnehmervertreter in höherem Maße als die aus 
dem Unternehmen stammenden Arbeitnehmerver- 
treter überbetrieblichen und gesamtwirtschaftlichen 
Überlegungen und Dispositionen im Rahmen der 
ünternehmenspolitik zugänglich seien. Ihre Präsenz 
habe sich deshalb in vielen Fällen korrigierend auf 
die stark unternehmensbezogene Verhaltensweise 
der aus dem ünternehmen stammenden Arbeitneh- 
mervertreter ausgewirkt. Dies gilt, wie die Anhö- 
rungen ergeben haben, nicht nur in Fällen der Struk- 
turanpassung oder der Stillegung von ünterneh- 
mensteilen oder einzelnen Betrieben, sondern in 
gleicher Weise auch im Zusammenhang mit der Ver- 
wirklichung langfristiger unternehmenspolitischer 
Konzeptionen, wie zum Beispiel der Rekonzentra- 
tionsprozesse in der Stahlindustrie. Die Kommission 
hat aus den Anhörungen den Eindruck gewonnen, 
daß die Verwirklichung der wichtigsten Konzentra- 
tionsvorhaben in der Stahlindustrie im letzten Jahr- 
zehnt durch die Mitarbeit der Gewerkschaftsver- 
treter in den Aufsichtsräten der betroffenen Gesell- 
schaften unterstützt wurde. 

Ebenso wie im Zusammenhang mit der Repräsen- 
tanz der Banken in den Aufsichtsräten wurde im 
Rahmen der Anhörungen verschiedentlich die Be- 
fürchtung geäußert, die Präsenz von Gewerkschafts- 


vertretern in den Aufsichtsräten könne zu einer Be- 
einträchtigung der autonomen Willensbildung der 
Unternehmen durch externe Einflußnahme auf die- 
sen Willensbildungsprozeß führen. Die Kommission 
hat im Rahmen ihrer Anhörungen keine Tatsachen 
ermitteln können, die die Berechtigung dieser Be- 
fürchtung bestätigen könnten. Vielmehr hat sich 
gezeigt, — und dies wurde auch durch Aussagen 
von Gewerkschaftsvertretern bestätigt — daß selbst 
in den Fällen, in denen eine Koordination des Ver- 
haltens von Gewerkschaftsvertretern in den Auf- 
sichtsräten versucht wurde, eine solche Koordination 
regelmäßig an den Schwierigkeiten gescheitert ist, 
sie personell und organisatorisch zu verwirklichen. 
Die Kommission ist deshalb aufgrund der Anhörun- 
gen zu dieser Frage überzeugt, daß der Befürchtung 
einer zentralen Steuerung der Gewerkschaftsvertre- 
ter in den Aufsichtsräten der Unternehmen die 
Grundlage fehlt. 

15 . Die Kommission hat auch versucht, sich über 
das Verhältnis zu informieren, das zwischen den 
unternehmensinternen und unternehmensexternen 
Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat besteht. Für 
die Beurteilung dieses Verhältnisses ist zunächst er- 
heblich, daß in der Regel die Nominierung eines Ge- 
werkschaftsvertreters für den Aufsichtsrat eines Un- 
ternehmens das Ergebnis von Verhandlungen ist, die 
zwischen der Gewerkschaft und den Betriebsräten 
geführt werden. Die Anhörungen haben gezeigt, daß 
durch diese Verhandlungen spätere Schwierigkeiten 
weitgehend vermieden worden sind. Soweit ersicht- 
lich, haben die Gewerkschaften nicht versucht, einen 
Gewerkschaftsvertreter gegen den Willen des Be- 
triebsrates in den Aufsichtsrat zu entsenden. Das 
schließt, wie die Anhörungen zeigen, nicht aus, daß 
es später doch zu Meinungsverschiedenheiten und 
Auseinandersetzungen zwischen dem Betriebsrat 
und den dem Aufsichtsrat angehörenden Gewerk- 
schaftsvertretern kommen kann. 

Die im Montan-Mitbestimmungsgesetz vorgesehene 
gemeinsame Beratung von Gewerkschaften, gewerk- 
schaftlichen Spitzenorganisationen und Betriebsräten 
gibt den Gewerkschaften ihrerseits die Möglichkeit, 
auf die Nominierung der unternehmensinternen Ar- 
beitnehmervertreter Einfluß zu nehmen. Auch hier 
gehen der Nominierung der Arbeitnehmervertreter 
oft langwierige Verhandlungen voraus. 

16 . Angesichts des auffälligen Unterschiedes in der 
Zusammensetzung der Arbeitnehmervertretung im 
Aufsichtsrat im Anwendungsbereich der Montan- 
Mitbestimmung und des Betriebsverfassungsgeset- 
zes ist die Kommission der Frage nachgegangen, 
welche Gründe vor allem dafür maßgebend sind, 
daß in die Aufsichtsräte der Unternehmen im Be- 
reich des Betriebsverfassungsgesetzes kaum unter- 
nehmensexterne, insbesondere der Gewerkschaft an- 
gehörende, Arbeitnehmervertreter entsandt werden. 
Nach den überwiegend übereinstimmenden Anga- 
ben der Befragten ist die Ursache für die geringe 
Zahl unternehmensexterner Arbeitnehmervertreter 
in den Aufsichtsräten der Unternehmen im Betriebs- 
verfassungsgesetz-Bereich vor allem darauf zurück- 
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zuführen, daß die Belegschaft der Wahl unterneh- 
mensinterner Arbeitnehmervertreter den Vorzug 
gibt, wenn ihr die Freiheit gelassen wird, zwischen 
beiden Alternativen zu wählen. Diese Tendenz läßt 
sich selbst in solchen Unternehmen beobachten, die, 
wie im Bereich der Automobilindustrie oder der 
Chemie, einen relativ hohen Organisationsgrad auf- 
weisen. Der Kommission sind in den Anhörungen 
Fälle bekanntgeworden, in denen es zwischen der im 
Unternehmen vertretenen Gewerkschaft und den Be- 
triebsräten zu Auseinandersetzungen über die Frage 
der Repräsentanz unternehmensexterner Arbeitneh- 
mervertreter im Aufsichtsrat gekommen ist, Aus- 
einandersetzungen, die in einem Falle zum Aus- 
schluß des Betriebsratsvorsitzenden aus der Ge- 
werkschaft beigetragen haben. Aufgrund der Anhö- 
rungen hat die Kommission deshalb den Eindruck 
gewonnen, daß die Präsenz unternehmensexterner 
Arbeitnehmervertreter, falls sie erwünscht ist, nur 
durch gesetzliche Regelung sichergestellt werden 
kann. 

Die Kommission hat aus den Anhörungen darüber 
hinaus den Eindruck gewonnen, daß die Gewerk- 
schaften im Betriebsverfassungsgesetz-Bereich auf 
die Ernennung der unternehmensinternen Arbeit- 
nehmervertreter für den Aufsichtsrat ebenfalls einen 
geringeren Einfluß ausüben können als im Bereich 
der Montan-Mitbestimmung. Auch in der Frage der 
Auswahl der unternehmensinternen Arbeitnehmer- 
vertreter ist es in verschiedenen Unternehmen zur 
Auseinandersetzung zwischen der Gewerkschaft und 
der betrieblichen Vertretung der Arbeitnehmer ge- 
kommen. 

17. Wie bereits erwähnt, rekrutieren sich die un- 
ternehmensinternen Arbeitnehmervertreter über- 
wiegend aus den Reihen der Betriebsräte. Diese 
weitgehende Personalunion zwischen Mitgliedschaft 
im Aufsichtsrat und im Betriebsrat wurde von den 
Befragten überwiegend positiv beurteilt. Dies gilt 
insbesondere für die Mitgliedschaft des Betriebsrats- 
vorsitzenden oder Gesamtbetriebsratsvorsitzenden 
im Aufsichtsrat des Unternehmens. Sie hat den Vor- 
teil, daß ein unmittelbarer Informations- und Kom- 
munikationsweg zwischen dem Aufsichtsrat und der 
Belegschaftsvertretung besteht. Dadurch wird auch 
der Gefahr vorgebeugt, daß Informationen verzerrt 
oder unvollständig weitergegeben werden. 

18. Allgemein haben die Anhörungen ergeben, daß 
Anteilseigner- und Arbeitnehmervertreter in den 
Aufsichtsräten nach anfänglichen Schwierigkeiten 
sowohl im Anwendungsbereich der Montan-Mitbe- 
stimmung wie im Betriebsverfassungsgesetz-Bereich 
kooperieren und die mit der Mitgliedschaft der Ar- 
beitnehmer im Aufsichtsrat angestrebte Integration 
trotz Fortdauer der unterschiedlichen Interessenlage 
stattfindet. Keine der von der Kommission gehörten 
Personen hat die Auffassung vertreten, auf eine Mit- 
wirkung von Arbeitnehmervertretern im Aufsichts- 
rat des Unternehmens könne oder sollte verzichtet 
werden. Von allen Befragten wurde die Bedeutung 
des Beitrages unterstrichen, den die Arbeitnehmer- 
vertreter im Aufsichtsrat zur Erfüllung der gesetzli- 
chen Aufgaben des Aufsichtsrates beitragen. Auf- 


grund der Anhörungen ist die Kommission deshalb 
zu dem Ergebnis gelangt, daß sich die Einbeziehung 
von Arbeitnehmervertretern in den zunächst als 
gesellschaftsrechtliches Organ ausgestalteten Auf- 
sichtsrat bewährt hat. 

Die Beurteilung der Zusammenarbeit von Anteils- 
eigner- und Arbeitnehmervertretern in den Auf- 
sichtsräten durch die Arbeitnehmervertreter fällt für 
die Unternehmen im Montan-Mitbestimmungsbe- 
reich günstiger aus als für die Unternehmen im 
Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgeset- 
zes. Dabei wird die größere Bereitschaft der Zusam- 
menarbeit in den Aufsichtsräten der Montan-Indu- 
strie von den befragten Arbeitnehmervertretern in 
erster Linie auf die paritätische Besetzung der Auf- 
sichtsräte zurückgeführt. Die Beurteilung der Zu- 
sammenarbeit in den Aufsichtsräten der Unterneh- 
men im Betriebsverfassungsgesetz-Bereich ist dem- 
gegenüber unterschiedlich. Während einige Arbeit- 
nehmervertreter zum Ausdruck brachten, daß die 
dem Aufsichtsrat vorgelegten Fragen zwar disku- 
tiert, letztlich aber durch die Anteilseignervertreter 
entschieden würden, wurde der Kommission aus 
anderen Unternehmen von Arbeitnehmervertretern 
und Betriebsratsvorsitzenden berichtet, daß die Ein- 
führung einer paritätischen Zusammensetzung des 
Aufsichtsrates die Kooperationsbereitschaft im Auf- 
sichtsrat kaum verbessern könne. Dabei handelt es 
sich in der Regel um Unternehmen, in denen die 
Dezentralisation des Willensbildungsprozesses weit 
fortgeschritten war und in denen die Arbeitnehmer 
in den Aufsichtsräten durch Personen vertreten wa- 
ren, die in den Unternehmen selbst wichtige Positio- 
nen innehatten. Allgemein hat die Kommission aus 
den Anhörungen den Eindruck gewonnen, daß mit 
einer zunehmenden Zahl von Angestellten im Ver- 
hältnis zu Arbeitern und einer wachsenden Dezen- 
tralisierung der Entscheidungsprozesse innerhalb 
des Unternehmens die Kooperationsbereitschaft im 
Aufsichtsrat — ebenso wie zwischen Unternehmens- 
leitung und betrieblicher Arbeitnehmervertretung — 
auch unabhängig von der konkreten Zusammenset- 
zung des Aufsichtsrates wächst. 

2. Arbeitsweise des Aufsichtsrates 

19. Durch die Einbeziehung von Arbeitnehmerver- 
tretern in den Aufsichtsrat hat sich die personelle 
Zusammensetzung des Aufsichtsrates verändert. Die 
Kommission hat im Rahmen ihrer Anhörungen ver- 
sucht, sich über die Auswirkungen zu unterrichten, 
die diese Änderung in der Zusammensetzung des 
Aufsichtsrates auf die Arbeitsweise des Aufsichts- 
rates hatte. Wegen des unterschiedlichen Ausmaßes 
der Beteiligung der Arbeitnehmer nach dem Montan- 
Mitbestimmungsgesetz und dem Betriebsverfas- 
sungsgesetz mußte die Kommission auch hier zwi- 
schen beiden Bereichen unterscheiden. Naturgemäß 
hat dabei der Montan-Mitbestimmungsbereich im 
Vordergrund gestanden. 

Versucht man die Ergebnisse der Anhörungen zur 
Arbeitsweise der Aufsichtsräte im montan-mitbe- 
stimmten Bereich in einer Feststellung zusammenzu- 
fassen, so ist es die, daß die im Aufsichtsrat zur Be- 
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Schlußfassung vorliegenden Fragen nur in seltenen 
Ausnahm'efällen im Aufsichtsrat selbst kontrovers 
behandelt, diskutiert und entschieden worden sind. 
Fast stereotyp wurde der Kommission erklärt, die 
Aufsichtsratssitzungen verliefen glatt, alle Beschlüs- 
se würden einstimmig gefaßt und es komme nur 
selten zu Kampfabstimmungen. Die Fälle, in denen 
Beschlüsse nicht einstimmig gefaßt wurden und 
Kampfabstimmungen nicht zu vermeiden waren, 
sind offenbar außerordentlich selten geblieben. Zu 
demselben Ergebnis kommt auch die schriftliche Be- 
fragung der Kommission (vgl. Anlage 3, Tabelle 4). 
Dieses angesichts der heftigen Auseinandersetzung 
über die Zusammensetzung des Aufsichtsrates über- 
raschende Ergebnis hat die Kommission veranlaßt, 
der Frage nachzugehen, an welcher Stelle tatsächlich 
die Entscheidungen über die Vorhaben und Vorla- 
gen fallen, die später im Aufsichtsrat beschlossen 
werden. Sieht man von den Entscheidungsvorberei- 
tungen ab, die die Unternehmensleitung und ihre 
Mitarbeiter in den Stabs- und Linienstellen treffen, 
läßt man außerdem zunächst die besondere Zusam- 
menarbeit zwischen dem Vorsitzenden des Vorstan- 
des und dem Vorsitzenden des Aufsichtsrates unbe- 
rücksichtigt, so zeigt sich, daß die im Aufsichtsrat 
anstehenden Entscheidungen in erster Linie durch 
Vorbesprechungen innerhalb der Gruppe der Ar- 
beitnehmervertreter im Aufsichtsrat, aber auch zwi- 
schen dieser Gruppe und Mitgliedern des Vorstan- 
des vorbereitet werden. 

a) Vorbesprechungen und Fraktionsbildungen 

20 . Die Anhörungen der Kommission haben erge- 
ben, daß in erster Linie im Bereich der Montan-Mit- 
bestimmung, aber auch im Bereich der Mitbestim- 
mung nach dem Betriebsverfassungsgesetz, Vorbe- 
sprechungen unter den Arbeitnehmervertretern im 
Aufsichtsrat und zwischen diesen und den Mitglie- 
dern des Vorstandes (vgl. Anlage 3, Tabelle 5) 
stattfinden, über Vorbesprechungen zwischen der 
Unternehmensleitung und Vertretern der Anteils- 
eigner im Aufsichtsrat war in den Anhörungen 
nichts zu erfahren. Die schriftliche Befragung zeigt 
für den Montan-Bereich — ■ nur dort wurde eine ent- 
sprechende Frage gestellt — , daß es in etwa 50 Vo 
der Unternehmen solche Arbeitsgespräche gibt (vgl. 
Anlage 3, Tabelle 6). 

Die Formen, in denen die Vorbesprechungen zwi- 
schen den Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat 
und dem Vorstand abgehalten werden, sind nicht 
einheitlich. In einigen Unternehmen unterrichtet der 
Vorstandsvorsitzende die Arbeitnehmervertreter 
über die zur Beschlußfassung in der Aufsichtsrats- 
sitzung anstehenden Tagesordnungspunkte. Andere 
Vorstandsmitglieder oder Sachverständige aus den 
Unternehmen nehmen in diesen Fällen an den Sit- 
zungen nach Bedarf teil. In der Mehrzahl der Fälle 
wird jedoch der Arbeitsdirektor mit der Aufgabe 
betraut, den Arbeitnehmervertretern die erforder- 
liche Information über die Tagesordnungspunkte der 
Aufsichtsratssitzungen zu geben. Nur in einem Fall 
ist der Kommission bekanntgeworden, daß die Ini- 
tiative zu den Vorbesprechungen der Arbeitnehmer- 
vertreter von dem stellvertretenden Aufsichtsrats- 


vorsitzenden ausging, der der Gruppe der Arbeit- 
nehmervertreter angehörte und von sich aus die 
Vorstandsmitglieder um Information und Ausspra- 
che ersuchte. 

21 . Die Vorbesprechungen zur Vorbereitung der 
Aufsichtsratssitzungen werden von allen Arbeitneh- 
mervertretern eindeutig positiv beurteilt. Die Be- 
sprechungen dienen dazu, die anstehenden Fragen 
bereits im Vorfeld zu klären. Sie dienen der Vor- 
bereitung der Entscheidungen, die später im Auf- 
sichtsrat getroffen werden müssen. Teilweise wer- 
den diese Vorbereitungen für notwendig gehalten, 
weil die Arbeitnehmervertreter nicht genügend sach- 
kundig seien, um ad hoc die ganze Tragweite einer 
Aufsichtsratsvorlage zu übersehen. Von den Vor- 
besprechungen wird die Gelegenheit erwartet, die 
vom Vorstand vorgelegten Berichte und Informatio- 
nen über die Tagesordnungspunkte bis in die Ein- 
zelheiten durchzusprechen. Zum anderen geben sie 
den Arbeitnehmervertretern Gelegenheit zu einer 
kritischen Auseinandersetzung mit den Argumenten 
des Vorstandes. In beiden Fällen handelt es sich 
nach dem Eindruck der Kommission um einen wich- 
tigen Informationsprozeß. Der Vorstand erhält durch 
die Vorbesprechungen die Gelegenheit, die Vertre- 
ter der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat von der 
Zweckmäßigkeit seiner Vorschläge und Planungen 
zu überzeugen. Die Gespräche bilden so ein wichti- 
ges Glied im gesamtbetrieblichen Informationspro- 
zeß. 

Damit werden die Vorbesprechungen der Arbeitneh- 
mervertreter im Aufsichtsrat zugleich zu einem wich- 
tigen Instrument des Vorstandes zur Vorbereitung 
der Aufsichtsratssitzungen. Die Bedeutung dieses 
Instrumentes liegt vor allem in der Tatsache, daß 
der Vorstand bei paritätischer Besetzung des Auf- 
sichtsrates mit der Zustimmung der Arbeitnehmer- 
vertreter bereits die Zustimmung fast der Hälfte der 
Aufsichtsratsmitglieder und damit regelmäßig die 
Zustimmung des gesamten Aufsichtsrates zu seinen 
Vorlagen erhält, ehe diese Vorlagen im Plenum des 
Aufsichtsrats diskutiert worden sind. Vor allem dar- 
auf ist es nach Ansicht der Kommission zurückzufüh- 
ren, daß die Vorlagen im Aufsichtsrat selbst regel- 
mäßig nicht kontrovers diskutiert werden. Darüber 
hinaus haben die Vorbesprechungen zur Folge, daß 
Meinungsverschiedenheiten unter den Vertretern 
der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat nach außen nicht 
erkennbar werden und deshalb auch den Anteils- 
eignervertretern im Aufsichtsrat verborgen bleiben. 
Den Anteilseignervertretern im Aufsichtsrat wird 
damit die Möglichkeit genommen, diejenigen Ge- 
sichtspunkte kennenzulernen, die einzelne Vertre- 
ter der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat zunächst ver- 
anlaßt haben mögen, gegenüber Vorstandsvorlagen 
eine kritische Haltung einzunehmen. Auch dieser 
Umstand führt, wie die Anhörungen bestätigt haben, 
zu einer relativen Stärkung der Stellung des Vor- 
standes gegenüber dem Aufsichtsrat. 

Die Kommission hat nicht feststellen könne, ob die 
regelmäßigen Vorbesprechungen der Arbeitnehmer- 
vertreter mit dem Vorstand oder den Vorstandsmit- 
gliedern zur Vorbereitung der Aufsichtsratssitzungen 
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dazu geführt haben, daß Initiativen der Unterneh- | 
mensleitung unterblieben sind, weil der Vorstand 
die Aussichten, die Arbeitnehmervertreter für solche 
Initiativen zu gewinnen, negativ beurteilte. Dabei 
ist sich die Kommission darüber im klaren, daß sich 
der Feststellung solcher Tendenzen außerordentliche 
Schwierigkeiten in den Weg stellen. Ob bestimmte 
unternehmerische Initiativen von vornherein unter- 
bleiben, weil sie gewissermaßen „institutionell ku- 
piert" werden, konnte die Kommission nicht ermit- 
teln. Einzelne Aussagen in den Anhörungen der 
Kommission deuten jedoch darauf hin, daß sich die 
Vorbesprechungen der Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat als eine Art Filter unternehmerischer 
Initiativen ausgewirkt haben könnten. 

22 . An den Vorbesprechungen nehmen nicht nur 
die unternehmensinternen, sondern auch die unter- 
nehmensexternen Vertreter der Arbeitnehmer teil. 
Dieser Teilnahme wird von den Vertretern der Ge- 
werkschaften in den Aufsichtsräten der Montan- 
Unternehmen besondere Bedeutung zugemessen. Sie 
sind der Meinung, daß nur auf diese Weise alle wich- 
tigen Beurteilungsgesichtspunkte zur Sprache kämen 
und die Probleme in voller Breite diskutiert würden. 
Die unternehmensinternen Vertreter im Aufsichtsrat 
sehen nach Auffassung der Gewerkschaftsvertreter 
wie auch der Aufsichtsratsvorsitzenden und der Vor- 
standsvorsitzenden aus dem Montan-Bereich die Pro- 
bleme oft zu eng unter Gesichtspunkten des eigenen 
Betriebes oder Unternehmens. 

Dies gelte vor allem bei der Entscheidung von Fra- 
gen wie Betriebsstillegungen oder Umbesetzungen. 
Gerade in solchen Fragen könnten die Vertreter 
der Gewerkschaften die überbetrieblichen und ge- 
samtwirtschaftlichen Gesichtspunkte zur Geltung 
bringen und so möglichen Betriebsegoismen ent- 
gegenwirken. 

Die Mitwirkung der Gewerkschaftsvertreter bei den 
Vorbesprechungen der Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat legt die Frage nahe, welche Rolle die 
Gewerkschaftsvertreter im Prozeß der Meinungsbil- 
dung der Arbeitnehmervertreter spielen. Die Anhö- 
rungen haben zu dieser Frage ergeben, daß sich die 
Vorbesprechungen nicht im „gewerkschaftsfreien 
Raum" abspielen; zwischen Betriebsrat und Gewerk- 
schaften bestehen vielfältige Kontakte zum Teil 
enger Art. Trotzdem ist es keineswegs so, daß die 
Arbeitnehmervertreter in den Vorbesprechungen auf 
die Selbständigkeit ihres Urteils verzichten. Zwar 
überlassen sie es in der Regel dem unternehmens- 
externen Arbeitnehmervertreter, die Auffassungen 
der Arbeitnehmerseite in der eigentlichen Aufsichts- 
ratssitzung vorzutragen. Gerade in solchen Fragen, 
in denen ihr Sachverstand aufgrund ihrer engen 
Verbundenheit mit dem Unternehmen groß ist, ver- 
stehen sie es jedoch nach Aussagen der Befragten, 
ihre Argumente in den Vorgesprächen überlegt zu 
formulieren und ihre Ansichten durchzusetzen. Der 
Einfluß der Gewerkschaften auf die Meinungsbil- 
dung der betriebsinternen Arbeitnehmervertreter 
wird, so zeigen die Anhörungen, jedenfalls in sol- 
chen Fragen oft überschätzt, für die die Arbeitneh- 
mervertreter aus dem Unternehmen fachlich zustän- 
dig sind. 


23 . Von den Vertretern der Anteilseigner in den 
Aufsichtsräten, insbesondere den Aufsichtsratsvor- 
sitzenden, und von den Vorstandsmitgliedern wird 
die Bedeutung der Vorbesprechungen der Arbeit- 
nehmer untereinander und mit Mitgliedern des Vor- 
standes unterschiedlich beurteilt. Während einige 
Vorstandsvorsitzende die kritische Diskussion mit 
den Arbeitnehmervertretern über die anstehenden 
Probleme begrüßen und in ihr eine wichtige Vor- 
klärung sehen, legen andere Aufsichtsrats- und Vor- 
standsmitglieder den Vorbesprechungen keine große 
Bedeutung bei. 

Soweit Anteilseignervertreter im Aufsichtsrat, ins- 
besondere Aufsichtsratsvorsitzende, die Vorbespre- 
chungen zwischen Arbeitnehmervertretern und Vor- 
standsmitgliedern negativ beurteilen, geschieht dies 
vor allem wegen der aus der Vorbesprechung er- 
wachsenen Stärkung der Position des Vorstandes 
gegenüber dem Aufsichtsrat. 

Die Vorbesprechungen wurden in diesem Zusam- 
menhang gelegentlich als „Vorabstimmungen" be- 
zeichnet, die als Verlagerung der Entscheidungsbil- 
dung in ein gesetzlich nicht vorgesehenes Gremium 
angesehen werden müßten und mit den Aufgaben 
und Funktionen des Aufsichtsrates nicht vereinbar 
seien. 

24 . Eng verbunden mit dem Problem der Vorbe- 
sprechung ist die Frage der sogenannten „Frak- 
tionsbildung". Aus ihren Anhörungen im Montan- 
Bereich hat die Kommission den Eindruck gewonnen, 
daß die Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsräten 
der Montan-Unternehmen sich regelmäßig als eine 
geschlossene Gruppe verstehen, die in den Plenar- 
sitzungen des Aufsichtsrates in der Regel einheitlich 
aufzutreten pflegt. Die Folge ist, daß die Position 
der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat selbst in 
der Regel nur von ihrem Sprecher vertreten wird 
und sich die übrigen Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat nur hin und wieder an der Diskussion 
beteiligen. Aufgrund der Anhörungen hat die Kom- 
mission den Eindruck gewonnen, daß es sich bei die- 
ser Verfahrensweise um das typische Verhaltens- 
schema der Arbeitnehmervertretung im Aufsichtsrat 
handelt. Soweit Konflikte unter den Arbeitnehmer- 
vertretern im Aufsichtsrat bestehen, werden diese 
nicht im Aufsichtsrat selbst, sondern im Rahmen der 

i Vorbesprechungen, also innerhalb der „Fraktion" 

I ausgetragen. 

; Dieses Fraktionsverhalten ist für die Arbeitsweise 
^ des Aufsichtsrates, insbesondere unter Bedingungen 
' der paritätischen Besetzung des Aufsichtsrates, nicht 
ohne Konsequenzen. Einmal führt es dazu, daß die 
j Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat in aller Regel 
I einheitlich abstimmen, unterschiedliche Stimmen- 
I abgaben auf Arbeitnehmerseite somit die Ausnahme 
bleiben. Zum anderen führt die Vorabklärung der 
Standpunkte, die die Arbeitnehmerseite in der Auf- 
; Sichtsratssitzung einnehmen will, dazu, daß eine 
Meinungsänderung in der gleichen Aufsichtsratssit- 
; zung in der Regel nicht möglich ist. Auch dies führt 
I zu einer inhaltlichen Entleerung der Aussprache im 
I Aufsichtsrat selbst. 
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Die bei weitem bedeutsamste Konsequenz der Frak- 
tionsbildung der Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat wird von den befragten Vorstandsvorsit- 
zenden jedoch in der Möglichkeit gesehen, die Be- 
schlußfassung über Vorlagen des Vorstandes im 
Aufsichtsrat zu blockieren. Die größere Zahl der 
von der Kommission befragten Vertreter der An- 
teilseigner und der Vorstandsmitglieder aus dem 
Montan-Bereich hält die mit der Fraktionsbildung 
begründete Möglichkeit, Entscheidungen im Auf- 
sichtsrat zu verhindern und damit die Durchführung 
unternehmerischer Initiativen und Planungen zu 
verzögern oder unmöglich zu machen, für einen be- 
sonders schwerwiegenden Nachteil der paritätischen 
Mitbestimmung im Aufsichtsrat. Andererseits lassen 
sich Fälle, in denen unternehmerische Initiativen des 
Vorstandes durch die Vertreter der Arbeitnehmer 
im Aufsichtsrat endgültig verhindert worden sind, 
kaum nachweisen. Die zu diesem Problem befragten 
Vorstandsmitglieder betonten in der Regel, daß es 
ihnen nach Verhandlungen doch gelungen sei, die 
Schwierigkeiten, die sich ergeben hätten, zu über- 
winden. Die Fähigkeit, derartige Situationen zu mei- 
stern, ist nach Ansicht der befragten Vorstandsmit- 
glieder eine unerläßliche Voraussetzung der Unter- 
nehmensführung. Gleichwohl war die Fraktionsbil- 
dung im Aufsichtsrat und die Gefahr der Verhinde- 
rung unternehmerischer Initiativen, insbesondere 
durch die Ablehnung von Vorstandsvorlagen, ein 
Thema, das in den Anhörungen der Aufsichtsrats- 
und Vorstandsvorsitzenden eine wesentliche Rolle 
gespielt hat. Auch von den Vertretern der Gewerk- 
schaften und den Betriebsräten wurde eine gewisse 
Tendenz zur Fraktionsbildung in den Aufsichtsräten 
der Gesellschaft im Montan-Bereich bestätigt. Die 
Arbeitnehmervertreter wiesen in den Anhörungen 
jedoch darauf hin, daß es nur dann zu Fraktionsbil- 
dungen komme, wenn über Fragen zu entscheiden 
sei, die für das Unternehmen und die in ihm be- 
schäftigten Arbeitnehmer von größerer Bedeutung 
seien. 


Scheidung anstehenden Fragen ein eigenes Urteil zu 
bilden. Durch die vor Eintritt in die Aufsichtsrats- 
sitzung geführte Diskussion mit Vorstandsmitglie- 
dern und anderen Arbeitnehmervertretern im Auf- 
sichtsrat wird die Einsicht in die Problematik der zur 
Entscheidung anstehenden Fragen vergrößert. Einige 
Kommissionsmitglieder sehen jedoch eine Gefahr für 
die gesetzmäßige Funktionsweise des Aufsichtsrates 
in dem Umstand, daß die Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat bereits vor der Aufsichtsratssitzung zu 
einer einheitlichen Meinungsbildung über die zu be- 
schließenden Fragen gelangen und diese einheitliche 
Meinungsbildung im Aufsichtsrat durch geschlossene 
Abstimmung zum Ausdruck bringen. In der damit 
begründeten Möglichkeit, geschäftspolitische Absich- 
ten des Vorstandes zu blockieren oder ihre Durch- 
führung zu verzögern und einen Meinungsaustausch 
im Aufsichtsrat zu verhindern, sehen diese Kom- 
missionsmitglieder eine Beeinträchtigung des Wil- 
lensbildungsprozesses im Unternehmen. 

Andere Mitglieder der Kommission messen dieser 
Gefahr eine geringere Bedeutung zu und beurteilen 
die Vorbesprechungen von Vorstandsmitgliedern 
und Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat positi- 
ver. Die Vorbesprechungen kompensieren nach An- 
sicht dieser Kommissionsmitglieder ein etwa noch 
vorhandenes Informations- und Ubersichtsgefälle 
gegenüber den anderen Mitgliedern des Aufsichts- 
rates. Sie erleichtern die offene und freie Meinungs- 
äußerung bei Problemen, bei denen sich die Arbeit- 
nehmervertreter zunächst in ihrem Urteil unsicher 
fühlen, und sie geben dem Vorstand eine Chance, 
für seine Vorhaben bei den Arbeitnehmern Zustim- 
mung zu finden. Dadurch wird nach Auffassung die- 
ser Kommissionsmitglieder die Stellung des Vor- 
standes eher gestärkt und damit die Möglichkeit zur 
Entfaltung unternehmerischer Initiative vergrößert. 


b) Aufsichtsratspräsidium und -ausschüsse 


Ungeachtet des Fraktionsverhaltens der Arbeitneh- 
mervertreter in den Aufsichtsräten der Montan-Ge- 
sellschaften gibt es keinen „Fraktionszwang". Die 
Kommission konnte jedenfalls nicht feststellen, daß 
die Arbeitnehmervertreter durch die Vorbesprechun- 
gen einem Zwang zur einheitlichen Abstimmung in 
der Aufsichtsratssitzimg unterworfen werden. 

25 . Angesichts der geringeren Zahl von Arbeit- 
nehmervertretern in den Aufsichtsräten der Unter- 
nehmen im Bereich des Betriebsverfassungsgesetzes 
spielt das Problem der Fraktionsbildung dort keine 
dem Montan-Bereich vergleichbare Rolle. Der Mög- 
lichkeit der Fraktionsbildung wurde deshalb von den 
Aufsichtsratsvorsitzenden und Vorstandsvorsitzen- 
den aus dem Betriebsverfassungsgesetz-Bereich 
keine besondere Bedeutung beigemessen. 

26 . In der Kommission sind die Ansichten über die 
Bedeutung, die der Fraktionsbildung für den Ent- 
scheidungsprozeß im Aufsichtsrat zukommt, nicht 
einheitlich. Zweifellos haben die Arbeitnehmerver- 
treter in gewissen Fällen nur begrenzte Möglichkei- 
ten, sich über die in der Aufsichtsratssitzung zur Ent- 


27 . Die Kommission hat weiter geprüft, ob es 
außerhalb des Aufsichtsrates und neben den Vorbe- 
sprechungen der Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat weitere Gremien oder Verfahren gibt, in 
denen die Entscheidungen vorbereitet werden, die 
den Aufsichtsrat beschäftigen. Die Anhörungen ha- 
ben gezeigt, daß neben der unmittelbaren Zusam- 
menarbeit zwischen Vorstand und Aufsichtsratsvor- 
sitzendem vor allem das Aufsichtsratspräsidium und 
I Aufsichtsratsausschüsse als Einrichtungen in Frage 
' kommen, die die Entscheidungen des Aufsichtsrates 
I vorbereiten. 

Der Umfang der Bildung von Aufsichtsratspräsidien, 
die Zusammensetzung und die Funktion dieser Prä- 
sidien sind im Montan-Bereich und im Bereich des 
Betriebsverfassungsgesetzes verschieden. Während 
im Anwendungsbereich der Montan-Mitbestimmung 
71 ‘*/o der schriftlich befragten Vorstandsmitglieder 
angaben, daß im Unternehmen ein Aufsichtsratsprä- 
sidium gebildet worden ist, findet sich — nach An- 
; gäbe von insgesamt 317 Vorständen — ein solches 
j Präsidium im Anwendungsbereich des Betriebsver- 
! fassungsgesetzes nur bei 44 Vo der Gesellschaften 
I (vgl. Anlage 3, Tabelle 7). Ebenfalls nach Angabe 
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der Vorstände haben im Bereich des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes 10% der Unternehmen Präsidien mit 
vier und mehr Mitgliedern, im Montan-Bereich 26 %. 
Präsidien mit zwei oder drei Mitgliedern haben 34 % 
der Gesellschaften, die der Mitbestimmung nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz unterliegen, und 45 % der 
Montan-Unternehmen. Der Rest hat kein Präsidium 
oder hat darüber keine Auskunft gegeben (vgl. An- 
lage 3, Tabelle 8). Die Aufsichtsratspräsidien der Ge- 
sellschaften im Betriebsverfassungsgesetz-Bereich 
sind eher klein und umfassen meistens nur den Auf- 
sichtsratsvorsitzenden, seinen Stellvertreter und ein 
weiteres Mitglied. Im Bereich der Montan-Mitbe- 
stimmung gehören dem Aufsichtsratspräsidium ne- 
ben dem Aufsichtsratsvorsitzenden regelmäßig der 
stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende und zwei^ 
oder drei weitere, dem Aufsichtsrat angehörende 
Vertreter der Anteilseigner oder Arbeitnehmer an. 
Da der Stellvertreter des Aufsichtsratsvorsitzenden 
bei Montan-Unternehmen regelmäßig ein Arbeit- 
nehmervertreter — zum Teil ein Vertreter der Ge- 
werkschaften — zu sein pflegt, sind dort im Auf- 
sichtsratspräsidium immer auch die Arbeitnehmer 
vertreten (vgl. auch Anlage 3, Tabelle 9 in Verbin- 
dung mit Tabelle 7). Darin besteht zugleich der we- 
sentliche Unterschied zu den Aufsichtsratspräsidien 
in Gesellschaften, die der Mitbestimmung nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz, und zwar ohne Rücksicht 
auf die Größe der Unternehmen, unterliegen. Nur in 
einem Sechstel der Fälle gehören dem Aufsichtsrats- 
präsidium in diesen Gesellschaften Vertreter der Ar- 
beitnehmer im Aufsichtsrat an. 

Da weniger als die Hälfte aller Gesellschaften im 
Betriebsverfassungsgesetz-Bereich ein Aufsichtsrats- 
präsidium gebildet haben, ist jedoch die in den An- 
hörungen der Kommission des öfteren geäußerte 
Vermutung allenfalls mit Einschränkungen zutref- 
fend, durch die Bildung eines Aufsichtsratspräsi- 
diums im Betriebsverfassungsgesetz-Bereich werde 
die Mitwirkung der Arbeitnehmer an wichtigen Be- 
schlußfassungen im Aufsichtsrat umgangen. 

Für die Kompetenz des Aufsichtsratspräsidiums oder 
vergleichbarer Ausschüsse gilt in beiden Bereichen 
dasselbe: ihre bei weitem wichtigste Zuständigkeit 
ist die Regelung von Personalangelegenheiten des 
Vorstandes. An zweiter Stelle folgt die Beratung der 
Unternehmensleitung in dringenden Geschäftsvor- 
fällen. Wie die Anhörungen gezeigt haben, handelt 
der Vorstand in derartigen Fällen, soweit sie von 
größerer Bedeutung für das Unternehmen sind, sel- 
ten ohne die vorherige Orientierung des Aufsichts- 
ratsvorsitzenden oder des Aufsichtsratspräsidiums. 
Im Montan-Mitbestimmungsbereich befaßt sich das 
Aufsichtsratspräsidium darüber hinaus mit Fragen 
der Stillegung von Betriebsteilen, mit Belegschafts- 
und Sozialfragen, mit dem Erwerb oder der Veräuße- 
rung von Beteiligungen und mit Investitionsproble- 
men. Im Betriebsverfassungsgesetz-Bereich erstreckt 
sich die Tätigkeit des Aufsichtsratspräsidiums oder 
vergleichbarer Ausschüsse neben den Personalan- 
gelegenheiten des Vorstandes auf Bilanz- und Treu- 
handfragen, Finanzierungsfragen und auf Fragen der 
Investitionspolitik. Allgemein läßt sich sagen, daß 
Aufsichtsratspräsidien von den Unternehmen im 
Montan-Bereich nicht nur wesentlich häufiger gebil- 


det werden, sondern auch über weitergehende 
Kompetenzen oder Zuständigkeiten zur Entschei- 
dungsvorbereitung verfügen. 

Die Anhörungen der Kommission ließen erkennen, 
daß gegen die Einschaltung des Aufsichtsratsvor- 
sitzenden oder eines Aufsichtsratspräsidiums durch 
die Unternehmensleitung in dringenden Geschäfts- 
vorfällen von keiner Seite prinzipielle Einwendun- 
gen erhoben werden. Allerdings zeigt es sich auch, 
daß die Mitglieder des Aufsichtsratspräsidiums In- 
formationen erhalten, die den anderen Mitgliedern 
des Aufsichtsrates entweder gar nicht oder wesent- 
lich später zugänglich gemacht werden. Daraus er- 
gibt sich vor allem für die Arbeitnehmervertreter 
in den Aufsichträten derjenigen Gesellschaften, die 
dem Betriebsverfassungsgesetz unterliegen, eine In- 
formations- und Kommunikationslücke, die von 
ihnen auch empfunden und negativ beurteilt wird. 
Die Vorstandsmitglieder und Aufsichtsratsvorsit- 
zenden dieser Gesellschaften erklärten demgegen- 
über, bei der privilegierten Information handele es 
sich vorzugsweise um Personalangelegenheiten, die 
einer besonderen Vertraulichkeit bedürften. Im übri- 
gen waren sie der Meinung, daß die Behandlung 
von Personalangelegenheiten im Aufsichtsratspräsi- 
diiim nicht zu einer Vorenthaltung, sondern allen- 
falls zu einer Verzögerung der Information der nicht- 
beteiligten Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 
führe. Gleichwohl steht es für die Kommission außer 
Zweifel, daß die Bildung von Aufsichtsratspräsidien 
ohne Beteiligung der Arbeitnehmervertreter zu einer 
unterschiedlichen Behandlung dieser Gruppe im Auf- 
sichtsrat führt. 

28 . Neben dem Aufsichtsratspräsidium fällt auch 
den Ausschüssen des Aufsichtsrates die Aufgabe zu, 
Aufsichtsratsentscheidungen vorzubereiten und Vor- 
entscheidungen zu treffen. Dabei handelt es sich zum 
Teil um ständige Ausschüsse, zum Teil werden sie 
ad hoc zur Bearbeitung spezieller Fragen gebildet. 
Die ständigen Ausschüsse bearbeiten vor allem In- 
vestitions-, Personal-, Sozial-, Finanzierungs- und 
Bilanzfragen. Im Montan-Bereich gehören den Aus- 
schüssen fast ausnahmslos auch Arbeitnehmerver- 
treter an. In der überwiegenden Mehrzahl der Fälle 
sind sie paritätisch zusammengesetzt. Den Aufsichts- 
ratsausschüssen, die im Bereich der Mitbestimmung 
nach dem Betriebsverfassungsgesetz gebildet sind, 
gehören nur in etwa der Hälfte der untersuchten 
Fälle Arbeitnehmervertreter an. Allerdings werden, 
wie die schriftliche Befragung der Kommission erge- 
ben hat, im Bereich des Betriebsverfassungsgesetzes 
weit weniger Aufsichtsratsausschüsse gebildet als 
im Montan-Bereich. 

In den paritätisch zusammengesetzten Ausschüssen 
der Montan-Unternehmen findet, wie die Anhörun- 
gen ergeben haben, im Gegensatz zu den Plenarsit- 
zungen des Aufsichtsrates eine echte Diskussion zwi- 
schen den Ausschußmitgliedern statt. Kontroverse 
Auffassungen werden offen ausgetragen. Ob die in 
die Zuständigkeit des Aufsichtsrates fallenden An- 
gelegenheiten der Sache nach bereits in den Aus- 
schüssen entschieden werden, konnte die Kommis- 
sion nicht eindeutig klären. 
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c) Das „neutrale‘‘ Mitglied des Aufsichtsrates 

29 . Sogenannte „neutrale" Aufsichtsratsmitglieder 
gibt es nur in den Aufsichtsräten der Gesellschaften, 
die der Montan-Mitbestimmung unterliegen. Die die- 
sen Aufsichtsratsmitgliedern vom Gesetz zugedachte 
Funktion besteht in erster Linie darin, die Entschei- 
dungsfähigkeit des Aufsichtsrates trotz seiner pari- 
tätischen Zusammensetzung zu erhalten. Die Kom- 
mission ist deshalb in den Anhörungen und in der 
schriftlichen Befragung der Frage nachgegangen, ob 
und in welcher Weise die neutralen Mitglieder des 
Aufsichtsrates dieser gesetzgeberischen Erwartung 
entsprochen haben. 

Die neutralen Aufsichtsratsmitglieder werden vor 
allem aus dem Bereich der Wirtschaft, der Politik 
und der öffentlichen Verwaltung ausgewählt. Auch 
einige Wissenschaftler gehören den Aufsichtsräten 
der Montan-Gesellschaften als Neutrale an (vgl. An- 
lage 3, Tabelle 10). Etwa ein Drittel dieser Auf- 
sichtsratsmitglieder wird aufgrund eines Vorschlages 
der Arbeitnehmervertreter bestellt; ein weiteres 
Drittel verdankt seine Bestellung einem gemein- 
samen Vorschlag von Anteilseigner- und Arbeitneh- 
mervertretern. Die übrigen Neutralen werden auf 
Vorschlag der Anteilseignervertreter, aber auch des 
Vorstandes berufen (vgl. Anlage 3, Tabelle 11). 

Nach dem Eindruck, den die Kommission aufgrund 
der Anhörungen gewonnen hat, haben sich die an 
die Institution des „Neutralen" geknüpften Erwar- 
tungen nicht erfüllt. Nach der übereinstimmenden 
Auffassung der von der Kommission gehörten Per- 
sonen ist man allgemein darum bemüht, das neu- 
trale Mitglied des Aufsichtsrates nach Möglichkeit 
nicht mit der Entscheidung zu belasten, falls zwi- 
schen den Vertretern der Anteilseigner und den 
Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat keine Eini- 
gung zustande kommt. Die Aufgabe des Neutralen 
wird mehr darin gesehen, zwischen den beiden 
Gruppen auszugleichen und in strittigen Fragen zu 
vermitteln. Zwar sind der Kommission einige Fälle 
bekannt geworden, in denen das neutrale Mitglied 
des Aufsichtsrates bei Abstimmung den Ausschlag 
gegeben hat. Diese Fälle sind jedoch die Ausnahme 
geblieben. So haben die Unternehmen aus dem 
Montan-Bereich im Rahmen der schriftlichen Befra- 
gung berichtet, daß in 72 ^/o der Unternehmen (be- 
zogen auf die Vorstandsantworten) in der Zeit von 
1964 bis 1968 das neutrale Aufsichtsratsmitglied in 
keinem Falle den entscheidenden Ausschlag geben 
mußte (vgl. Anlage 3, Tabelle 12). Soweit das neu- 
trale Mitglied des Aufsichtsrates durch seine Stimme 
den Ausschlag gegeben hat, ließ sich nicht klären, ob 
in diesen Fällen vor der Abstimmung Verhand- 
lungen zwischen den widerstreitenden Gruppen und 
dem neutralen Mitglied des Aufsichtsrates statt- 
gefunden haben und ob es hierbei zu Absprachen 
kam. Die Kommission hat jedoch den Eindruck, der 
in den Anhörungen verschiedentlich auch bestätigt 
wurde, daß zumindest in einigen Fällen, in denen 
das neutrale Mitglied des Aufsichtsrates den Aus- 
schlag gab, die Stimmabgabe des neutralen Mit- 
glieds die stillschweigende Billigung der Arbeit- 
nehmervertreter gefunden hat, obwohl es gegen die 
Stimmen der Arbeitnehmervertreter votierte. 


Die in den Anhörungen Befragten erklärten über- 
einstimmend, daß das neutrale Mitglied des Auf- 
sichtsrates bei schwerwiegenden Entscheidungen 
überfordert sei, wenn sich unter den Aufsichtsrats- 
mitgliedern im übrigen keine Einigung erzielen 
lasse. Es sei nicht vertretbar, das neutrale Mitglied, 
das in der Regel keine oder nur geringe Fachkennt- 
nisse für die Beurteilung der strittigen Fragen mit- 
bringe, mit der Verantwortung für solche Entschei- 
dungen zu belasten. Im übrigen ließen die Anhörun- 
gen erkennen, daß sich neutrale Aufsichtsratsmit- 
glieder bei solchen Abstimmungen auch der Stimme 
enthalten haben, um damit zum Ausdruck zu brin- 
gen, daß sie weder bereit noch in der Lage seien, 
die Verantwortung für die Entscheidung über Fra- 
gen von großer Tragweite für das Unternehmen zu 
übernehmen. 

Vor allem solche Fälle von Stimmenthaltung bei 
Entscheidungen, in denen die Stimme des Neutralen 
nach der Vorstellung des Gesetzgebers den Aus- 
schlag geben sollte, zeigen, daß diese Institution 
wenig geeignet ist, die Entscheidungsfähigkeit des 
Aufsichtsrates zu sichern. Auch die in den Anhörun- 
gen befragten Personen waren überwiegend der 
Auffassung, daß sich die Institution des „Neutralen" 
nicht bewährt habe. 


d) Die sogenannten weiteren Mitgiieder des Aufsichtsrates 

30 . Auch die Figur des „weiteren Mitglieds" des 
Aufsichtrates findet sich nur im Bereich der Montan- 
Mitbestimmung. Die Kommission hat nicht ermitteln 
können, welche Rolle im Entscheidungsprozeß im 
Unternehmen von diesen „weiteren Mitgliedern" 
übernommen worden ist. Von Ausnahmen abgese- 
hen, waren keine zusätzlichen Motivationen erkenn- 
bar, die durch die „weiteren Mitglieder" in den 
Willensbildungsprozeß des Aufsichtsrates einge- 
bracht worden wären. Mit dieser Feststellung will 
die Kommission ausdrücklich keine Abwertung der 
Figur des weiteren Mitgliedes verbunden wissen. Es 
liegt ihr lediglich an der Feststellung, daß im Rah- 
men der von ihr vorgenommenen Untersuchungen 
spezielle Wirkungen dieser „weiteren Mitglieder" 
nicht feststellbar waren. 


e) „Kopplungsgeschäfte“ und Verzögerung von Entschei- 
dungen 

31 . Zu den immer wieder erhobenen Bedenken 
gegen eine paritätische Besetzung des Aufsichtsrates 
gehört die Befürchtung, die Arbeitnehmervertreter 
im Aufsichtsrat würden ihre Zustimmung zu wich- 
tigen unternehmenspolitischen Entscheidungen da- 
von abhängig machen, daß andere mit dem Entschei- 
dungsgegenstand nicht unmittelbar verbundene Pro- 
bleme zugunsten der Arbeitnehmer entschieden 
würden. Die Kommission ist diesem Problem eines 
„Junktim" zwischen verschiedenen in die Zu- 
ständigkeit des Aufsichtsrats fallenden Entschei- 
dungen nachgegangen. Dabei hat sich ergeben, daß 
vor allem im Zusammenhang mit der Beschluß- 
fassung über Konzentrationsvorhaben, Unterneh- 
menszusammenschlüsse, Umstellungen oder Be- 
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triebsstillegungen die Zustimmung der Arbeit- 
nehmervertreter zu den entsprechenden Entschei- 
dungsvorlagen wiederholt von der Erfüllung be- 
stimmter auf die Wahrung des „Mitbestimmungsbe- 
sitzstandes" oder des sozialen Status der Arbeitneh- 
mer gerichteter Forderungen abhängig gemacht ; 
wurde. Vereinzelt wurde von Arbeitnehmervertre- 
tern in den Aufsichtsräten von Montan-Gesellschaf- j 
ten auch die Zustimmung zu vorgeschlagenen Divi- 
dendenregelungen mit entsprechenden Zusatzlei- : 
stungen an die Arbeitnehmerschaft des Unterneh- : 
mens in Zusammenhang gebracht, ohne daß aller- : 
dings ein ausdrückliches Junktim hergestellt wurde. 

Soweit der Kommission aus dem Montan-Bereich 
über „Kopplungsgeschäfte" berichtet wurde, han- 
delte es sich regelmäßig entweder um die Wahrung : 
des Mitbestimmungsbesitzstandes oder um die aus- i 
reichende Berücksichtigung des sozialen Besitzstan- i 
des der Arbeitnehmer im Rahmen sogenannter : 
Sozialpläne, In beiden Fällen läßt sich nach Auf- ; 
fassung der Kommission nur in sehr beschränktem i 
Umfange von einem Kopplungsgeschäft im Sinne 
der Verbindung entscheidungsfremder Probleme mit | 
bestimmten unternehmenspolitischen Entscheidun- ! 
gen sprechen. 

Im übrigen haben die Anhörungen gezeigt, daß sich 
die Sorge über eine mögliche Verfälschung unter- 
nehmenspolitischer Entscheidungsprozesse durch 
Kopplungsgeschäfte durch die in der Vergangenheit 
gemachten Erfahrungen nicht rechtfertigen läßt. 

32 . Zu den wichtigsten Bedenken gegen die pari- 
tätische Besetzung des Aufsichtsrates gehört weiter- , 
hin, daß ein so zusammengesetzter Aufsichtsrat zu 
einer für das Unternehmen nachteiligen Verzöge- 
rung unternehmenspolitischer Entscheidungen füh- 
ren könne. Während sich im Betriebsverfassungs- 
gesetz-Bereich aus naheliegenden Gründen eine sol- 
che Verzögerung durch die Teilnahme von Arbeit- 
nehmervertretern an den Beratungen im Aufsichtsrat 
nicht nachweisen läßt, hat die Mitwirkung der 
Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsräten der 
Montan-Gesellschaften nach überwiegender Aussage 
der in den Anhörungen befragten Personen Ver- 
zögerungen der Entscheidungsprozesse zur Folge 
gehabt. Dieser von der Kommission im Rahmen der 
Anhörungen gewonnene Eindruck ist durch die 
schriftliche Befragung der Kommission insoweit be- 
stätigt worden, als in den Aufsichtsräten im Montan- 
Bereich Vertagungen von Beschlußfassungen über 
Aufsichtsratsvorlagen weit häufiger anzutreffen sind 
als in den Aufsichtsräten der Gesellschaften im Be- 
reich des Betriebsverfassungsgesetzes (vgl. An- 
lage 3, Tabelle 13), und zwar aufgrund von Ein- ; 
wänden „beider Seiten". Als Gründe für diese Ver- , 
tagungen werden in erster Linie die Überprüfung ' 
der Beschlußvorlagen auf zusätzliche Aspekte und 
unterschiedliche Auffassungen über die Beschluß- 
vorlage im Aufsichtsrat angegeben. 

Die Kommission hat andererseits im Rahmen ihrer 
Anhörungen den Eindruck gewonnen, daß Verzöge- ; 
rungen der Entscheidungen nicht unbedingt auf eine 
retardierende Politik der Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat zurückgeführt werden können. In meh- 


reren der Kommission vorgetragenen Fällen waren 
die Verzögerungen darauf zurückzuführen, daß von 
den Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat neue 
Gesichtspunkte vorgetragen wurden, die eine Über- 
arbeitung der Aufsichtsratsvorlage erforderlich 
machten. 

Allgemein hat die Kommission den Eindruck ge- 
wonnen, daß Verzögerungen, soweit sie stattfinden, 
in erster Linie auf die durch die Parität bedingte 
Notwendigkeit der Überzeugung der Arbeitnehmer- 
vertreter im Aufsichtsrat zurückzuführen sind, eine 
Notwendigkeit, die einerseits zur Vertagung wich- 
tiger unternehmenspolitischer Entscheidungen füh- 
ren kann, andererseits jedoch die Bereitschaft der 
Arbeitnehmer des Unternehmens stärkt, die Richtig- 
keit einmal getroffener Entscheidungen anzuer- 
kennen. 


II. Einfluß der Mitbestimmung 

auf die unternehmenspolitischen Ziele 

33 . Für die tatsächliche Auswirkung der Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer, insbesondere der paritäti- 
schen Mitbestimmung, auf unternehmenspolitische 
Entscheidungen ist vor allem erheblich, welchen 
Einfluß die in den Aufsichtsrat gewählten Arbeit- 
nehmervertreter auf die unternehmenspolitische 
Planung der Unternehmensleitung ausgeübt haben. 
Die Kommission hat im Rahmen ihrer Anhörungen 
dieser Frage deshalb ihre besondere Aufmerksam- 
keit gewidmet. Dabei ist sie stets von der Annahme 
ausgegangen, daß die unternehmerische Planung 
sich in erster Linie daran orientiert, auf das im 
Unternehmen investierte Kapital eine möglichst 
hohe Rendite zu erwirtschaften. Die Kommission ist 
weiter davon ausgegangen, daß die unternehmens- 
politischen Entscheidungen unter unsicheren Erwar- 
tungen getroffen werden. Es ist ungewiß, welchen 
Verlauf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung 
nimmt, in welche Richtung und mit welchem Tempo 
die technische Entwicklung fortschreitet und wie die 
Absatzmärkte auf die Verkaufsanstrengungen der 
Unternehmen reagieren. Diese Unsicherheit über die 
Konsequenzen unternehmerischer Maßnahmen ist 
ein unaufhebbares Datum aller wirtschaftlichen Be- 
tätigung im Rahmen marktwirtschaftlicher Systeme 
und somit ein Datum in den Bemühungen, auf das 
investierte Kapital eine möglichst hohe Rendite zu 
erwirtschaften. 

Unternehmen, die eine auf Expansion gerichtete Po- 
litik betreiben, müssen mit absatzwirtschaftlichen, 
finanziellen, kapazitativen und Engpässen anderer 
Art rechnen. Die Aktionen und Reaktionen der Un- 
ternehmen auf Änderungen des Marktes, auf tech- 
nische und personelle Veränderungen hängen von 
diesen Beschränkungen der unternehmerischen Ent- 
faltungsmöglichkeiten ab. Wenn somit vom Bestre- 
ben der Unternehmen die Rede ist, auf die Dauer 
eine möglichst hohe Rendite auf das in ihnen inve- 
stierte Kapital zu erzielen, so gilt diese These unter 
der Bedingung der Unsicherheit und der knappen 
Ressourcen. Diese Vorstellungen vom Unternehmen 
lagen den Befragungen der Kommission zur Auswir- 
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kung der Mitbestimmung auf die unternehmens- 
politischen Ziele zugrunde, 

1. Mitbestimmung und Rentabilitätsprinzip 

34. Die Kommission hat in diesem Zusammenhang 
als erstes die Frage zu klären versucht, ob die Mit- 
bestimmung einen störenden Einfluß auf die all- 
gemeine Orientierung des Unternehmens am Grund- 
satz der Rentabilität hatte. Anders ausgedrückt; hat 
die Mitbestimmung zur Entwicklung von Alternati- 
ven unternehmenspolitischen Verhaltens geführt, die 
mit dem Rentabilitätsstreben konkurrieren oder es 
außer Kraft setzen? Läßt sich nach den bisherigen 
Erfahrungen sagen, daß die Mitbestimmung ten- 
denziell die Rentabilitätsaspekte durch andere Ziel- 
gebungen ersetzt und damit geeignet ist, eine der 
wesentlichsten Grundlagen unternehmenswirtschaft- 
lichen Verhaltens im System der gegenwärtigen 
Wirtschaftsordnung aufzuheben? 

35. Die Kommission hat der Klärung dieser Frage 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet, weil sie die 
Grundlagen unternehmerischer Tätigkeit im markt- 
wirtschaftlichen System berührt. Die Anhörungen 
der Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsräten 
sowohl im Montan-Bereich als auch im Bereich des 
Betriebsverfassungsgesetzes haben eindeutig ge- 
zeigt, daß weder bei den unternehmensinternen Ar- 
beitnehmervertretern noch bei den Vertretern der 
Gewerkschaften die Absicht besteht, das Rentabili- 
tätsprinzip aufzugeben. Die unternehmensinternen 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat, in der Regel 
die Betriebsratsvorsitzenden, waren übereinstim- 
mend daran interessiert, die Leistungsfähigkeit ihrer 
Unternehmen zu erhalten und zu verbessern. Diese 
Einstellung war eindeutig durch das Interesse an 
höheren Löhnen und sicheren Arbeitsplätzen moti- 
viert. 

Auch die Vertreter der Gewerkschaften in den Auf- 
sichtsräten der Unternehmen zeigten sich im Rah- 
men der Anhörungen an einer günstigen Ertrags- 
entwicklung der Unternehmen interessiert. Die 
Gründe für dieses Interesse stimmten zum Teil mit 
denen der unternehmensinternen Arbeitnehmerver- 
treter überein. Zum anderen beruhte das Interesse 
auf der Überlegung, daß sich die Position der Ge- 
werkschaften bei Lohnverhandlungen verbessere, 
wenn die Unternehmungen hohe Überschüsse erzie- 
len. 

36. Von den Vorstandsmitgliedern und Aufsichts- 
ratsvorsitzenden wurde im Rahmen der Anhörungen 
die Frage, ob das Rentabilitätsstreben als unter- 
nehmenspolitische Zielsetzung von den Vertretern 
der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat angegriffen oder 
in Frage gestellt werde, eindeutig verneint. Die 
Aussagen dieser Personengruppen haben ergeben, 
daß die Beteiligung der Arbeitnehmer im Aufsichts- 
rat zwar zu einer stärkeren Betonung der sozialen 
Aspekte und Notwendigkeiten unternehmerischer 
Tätigkeit geführt, die Gültigkeit des Rentabilitäts- 
prinzips als Leitmaxime unternehmerischer Initiati- 
ven und Planungen jedoch in keinem Fall in Frage 


I gestellt hat. So sind auch Rationalisierungsmaßnah- 
, men mit dem Ziel der Kostensenkung nie auf den 
Widerstand der Arbeitnehmervertreter gestoßen, 

; wenn und soweit für die Erhaltung des sozialen 
Status der im Unternehmen beschäftigten Arbeit- 
nehmer ausreichende Vorsorge getroffen worden 
war. 

37. Diese für den Montan-Bereich getroffenen Fest- 
stellungen gelten in gleicher Weise auch für den An- 
wendungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes. 
Auch hier wurde der Kommission kein Fall bekannt, 
in dem es zu Konflikten gekommen wäre, weil das 
Rentabilitätsprinzip als Orientierungsmaxime un- 
ternehmenspolitischer Entscheidungen von den Ar- 
beitnehmervertretern abgelehnt oder durch alter- 
native Orientierungskriterien ersetzt worden wäre. 
Worauf es den Arbeitnehmervertretern in den Auf- 
sichtsräten aller in den Anhörungen untersuchten 
Gesellschaften allein ankam, war die ausreichende 
Berücksichtigung sozialer Forderungen und Ge- 
sichtspunkte bei allen auf die Verbesserung der 
Wirtschaftlichkeit des Unternehmens und damit auf 
Kostensenkung gerichteten Maßnahmen. Das Ziel 
solcher Maßnahmen selbst, die Steigerung der sach- 
lichen Ergiebigkeit betrieblicher Prozesse und damit 
die Verbesserung der Wirtschaftlichkeit und der 
Ertragssituation des Unternehmens wurde dagegen 
nie grundsätzlich in Frage gestellt. Dies gilt unbe- 
schadet der Tatsache, daß es über das Für und Wider 
bestimmter betrieblicher Maßnahmen und ihre Be- 
urteilung unter Rentabilitätsaspekten zu unter- 
schiedlichen Auffassungen gekommen ist. Auch in 
solchen Konfliktsfällen wurde das Rentabilitätsstre- 
ben als Leitmaxime unternehmerischer Betätigung 
nicht ernsthaft in Zweifel gezogen. 

1 

I 2. Einfluß der Mitbestimmung 

auf die allgemeine Unternehmenspolitik 

38. Neben den Einwirkungen der Mitbestimmung 
' auf die Grundorientierung der Unternehmungen ist 
I die Kommission in ihren Anhörungen auch der Frage 
1 nachgegangen, ob die Teilnahme von Arbeitnehmer- 
■ Vertretern an wichtigen Beschlüssen des Aufsichts- 
: rates zu einer inhaltlichen Beeinflussung der unter- 
, nehmenspolitischen Planung etwa im Bereich der 
i Produktionsgestaltung, des Absatzes und der Unter- 
nehmensfinanzierung geführt hat. In diesem Zu- 
sammenhang erinnert die Kommission an die leb- 
haften Diskussionen, die bei den Beratungen über 

: das Betriebsverfassungsgesetz durch die Frage aus- 
gelöst wurden, wo die Grenze zwischen Mitbestim- 
I mung im sozialen und im wirtschaftlichen Bereich 
1 der Unternehmen gezogen werden sollte. Damals 
wurde die Auffassung vertreten, die sich dann im 
Gesetz auch durchsetzte, daß die Freiheit und die 
j Elastizität der Unternehmensleitung im wirtschaft- 
lichen Bereich unter allen Umständen gesichert blei- 
ben müßten. 

Durch die Einbeziehung der Arbeitnehmervertreter 
in den Aufsichtsrat ist diese Grenze der Mitbestim- 
mung jedoch sehr weit in den wirtschaftlichen Ent- 
I scheidungsbereich des Unternehmens verlagert wor- 
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den. Schon aus diesem Grunde mußte sich die Kom- i 
mission für die Beantwortung der Frage interessie- 
ren, ob die Einbeziehung des wirtschaftlichen Ent- 
scheidungsspielraumes in die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer, das heißt die Teilnahme der Arbeit- 
nehmervertreter nicht nur an den personellen und 
sozialen, sondern auch an den wirtschaftlichen Ent- 
scheidungen im Unternehmen, die Freiheit und Ela- 
stizität der Unternehmensführung tatsächlich einge- 
engt hat und ob damit die Befürchtung berechtigt 
ist, die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Auf- 
sichtsrat könne die Elastizität der Unternehmens- 
führung beeinträchtigen. 

39 . Die Kommission sah sich bei dem Versuch, 
diese Frage zu klären, mit dem Umstand konfron- 
tiert, daß diejenigen Unternehmen, bei denen allein 
Erfahrungen mit dei paritätischen Mitbestimmung 
vorliegen, Industriezweigen angehören, die durch 
exzeptionelle Umstände gekennzeichnet sind. Dies 
gilt in erster Linie für den Kohlebergbau, bis zu 
einem gewissen Umfange aber auch für die Stahl- 
industrie. Diese Besonderheiten in der technischen 
und wirtschaftlichen Struktur der Unternehmen des 
Montan-Bereiches sind der Kommission bei ihren 
Befragungen deutlich sichtbar geworden. Gleichwohl 
lassen sich jedoch, jedenfalls im Bereich der Stahlin- 
dustrie, auf der Grundlage der bisherigen Erfahrun- 
gen Anhaltspunkte für die Beantwortung der Frage 
nach den Auswirkungen der Mitbestimmung auf die 
unternehmenspolitische Planung gewinnen. 

In ihren Anhörungen wurde der Kommission aus 
dem Bereich der Montan-Industrie fast ohne Aus- 
nahme berichtet, daß von einer negativen Einfluß- 
nahme der Mitbestimmungsträger auf die unterneh- 
menspolitische Planung der Unternehmensleitungen ' 
nicht gesprochen werden könne. Zwar hätten die 
Arbeitnehmervertreter bei bestimmten Fragen, zum 
Beispiel im Zusammenhang mit Konzentrationsvor- i 
gängen, Stillegungen und ähnlichen Problemen, ihre 
eigene Vorstellung über den Inhalt der unterneh- ! 
menspolitischen Entscheidungen zu erkennen gege- 
ben. Es sei darüber auch zu grundsätzlichen Aus- 
sprachen gekommen. Die Rationalität des Entschei- 
dungsprozesses in allen für das Unternehmen wich- 
tigen Fragen ist jedoch, wie die Anhörungen erge- 
ben haben, durch die Mitbestimmungsträger im Un- 
ternehmen nicht in Frage gestellt worden. Die unter- | 
nehmenspolitischen Konzeptionen, die von der Un- 
ternehmensleitung für richtig befunden wurden, ha- 
ben sich ungeachtet der Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer in den Aufsichtsräten auch im Montan-Be- 
reich im Ergebnis stets verwirklichen lassen. 

40 . Die Befragung der Vorstandsvorsitzenden, Mit- 
glieder der Unternehmensleitungen, der Aufsichts- 
ratsvorsitzenden sowie der Vertreter der Anteils- 
eigner im Aufsichtsrat im Bereich des Betriebsver- ! 
fassungsgesetzes hat zu gleichen Ergebnissen ge- 
führt. Die Zurückhaltung der Arbeitnehmervertreter 
in den Aufsichtsräten in Fragen der Unternehmens- 
politik wurde in diesem Bereich von einigen Be- 
fragten auf die Tatsache zurückgeführt, daß die ge- j 
ringere zahlenmäßige Beteiligung der Arbeitnehmer- j 
Vertreter eine unmittelbare Einflußnahme auf die 


Planungen der Unternehmensleitung erschwere. Zum 
anderen handele es sich um Vorgänge, die technisch 
so kompliziert seien, daß nur ein geringer Teil der 
Aufsichtsratsmitglieder überhaupt zu einem fundier- 
ten Urteil in der Lage sei. Im übrigen hat die Kom- 
mission in den Anhörungen den Eindruck gewonnen, 
daß die unternehmerische Planung von den Arbeit- 
nehmervertretern im Aufsichtsrat in erster Linie als 
eine Aufgabe des Vorstandes angesehen wird. Be- 
reits die Notwendigkeit eines speziellen Fachwis- 
sens und großer beruflicher Erfahrungen als Voraus- 
setzungen für die Entfaltung unternehmerischer Ini- 
tiative schließen es nach Auffassung der Kommission 
aus, daß die Mitglieder des Aufsichtsrates, gleich- 
gültig, ob es sich um Arbeitnehmervertreter oder 
Anteilseignervertreter handelt, wesentliche eigene 
unternehmerische Initiativen entfalten können. 

41 . Damit ist nicht gesagt, daß die Vertreter der 
Arbeitnehmer in . den Aufsichtsräten sowohl der 
Montan-Gesellschaften wie der Gesellschaften im 
Bereich des Betriebsverfassungsgesetzes keinerlei 
eigene Initiativen entfalten. Die schriftliche Befra- 
gung der Kommission hat vielmehr gezeigt, daß 
solche Initiativen in Form von Sachanträgen im Auf- 
sichtsrat auch von den Arbeitnehmervertretern ent- 
faltet werden. Die weit überwiegende Mehrzahl die- 
ser Initiativen bezieht sich im Erhebungszeitraum 
1968 allerdings auf das Sozialwesen des Unterneh- 
mens. An zweiter und dritter Stelle folgen Investi- 
tionsfragen und Probleme der Umstrukturierung des 
Unternehmens. Daneben entfalten die Arbeitneh- 
mervertreter in den Aufsichtsräten, wie sich aus den 
Anhörungen der Kommission ergibt, eigene Initia- 
tiven vor allem im Zusammenhang mit Beschlußvor- 
lagen des Vorstandes. Auch hier handelt es sich, 
wie bereits bemerkt, in erster Linie um die „soziale 
Korrektur" unternehmenspolitischer Initiativen. 

42 . Zusammenfassend läßt sich aufgrund der Anhö- 
rungen der Kommission feststellen, daß die Mit- 
wirkung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten 
sowohl im Montan-Bereich wie im Bereich des Be- 
triebsverfassungsgesetzes zu keiner feststellbaren 
inhaltlichen Veränderung unternehmerischer Initia- 
tiven geführt hat. Dabei ist sich die Kommission dar- 
über im klaren, daß sich die Frage, ob unternehme- 
rische Initiativen unterblieben sind, weil die Unter- 
nehmensleitung die Aussichten ihrer Billigung durch 
die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat negativ 
beurteilte, der empirischen Beantwortung entzieht. 
Der Kommission sind solche Fälle nicht vorgetragen 
worden, was jedoch nicht ausschließt, daß mit ihnen 
gleichwohl gerechnet werden muß. 

Die Anhörungen haben weiter ergeben, daß sich die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat 
auf die unternehmenspolitischen Initiativen in Pha- 
sen der unternehmerischen Expansion anders aus- 
wirkt als in Phasen der Kontraktion. Während die 
Unternehmensleitung bei Expansionsmaßnahmen re- 
gelmäßig mit der Unterstützung der Arbeitnehmer- 
vertreter rechnen kann und die paritätische Mitbe- 
stimmung im Montan-Bereich den Spielraum des 
Vorstandes gegenüber den Anteilseignervertretern 
im Aufsichtsrat deshalb vergrößert hat, stoßen un- 
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ternehmenspolitische Initiativen mit dem Ziel einer 
Verringerung unternehmerischer Tätigkeit (Stille- 
gung, Anpassungsmaßnahmen etc.) solange auf den 
Widerstand der Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat, als die sozialen Auswirkungen solcher 
Maßnahmen nicht in einem Umfang berücksichtigt 
sind, den die Arbeitnehmer für ausreichend halten. 
Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer könne somit 
in Zeiten der Expansion zu einer unerwünschten 
Verstärkung der unternehmenspolitischen Initiative 
des Vorstandes, in Zeiten des Abschwungs zu einer 
unerwünschten Verzögerung unternehmenspoliti- 
scher Initiativen führen. 


3. Die Investitionspolitik des Unternehmens 

43. Der Umfang derjenigen Geschäfte der Unter- 
nehmensleitung, die der Zustimmung des Aufsichts- 
rates bedürfen, ist von den seitens der Kommission 
untersuchten Gesellschaften unterschiedlich gere- 
gelt. Die Kommision stand damit vor der Notwen- 
digkeit, einige dieser Geschäfte herauszugreifen und 
an ihnen zu prüfen, inwieweit die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat sich auf die Durch- 
führung solcher unternehmerischer Maßnahmen aus- 
gewirkt hat. Da jedoch regelmäßig Investitionspla- 
nungen, die ein gewisses Ausmaß übersteigen, als 
zustimmungspflichtige Geschäfte angesehen werden, 
hat die Kommision in ihren Anhörungen geprüft, ob 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Aufsichts- 
rat die Beschlußfassung über Investitionsvorhaben 
beeinflußt und zu einer inhaltlichen Veränderung 
entsprechender Beschlußvorlagen der Unterneh- 
mensleitung geführt hat. 

Die Geschäftspolitik der Unternehmensleitung 
schlägt sich in den von ihr geplanten Investitions- 
vorhaben nur zum Teil nieder. Im Bergbau wie in 
der eisen- und stahlerzeugenden Industrie müssen 
große Investitionen oft vorgenommen werden, um 
gesetzlichen Sicherheitsvorschriften Rechnung zu 
tragen. Auf solche Investitionen hat der Aufsichts- 
rat keinen Einfluß. Auch für Investitionsvorhaben, 
die dem Ersatz vorhandener Betriebsanlagen dienen, 
gilt, daß sie sich der Einflußnahme durch den Auf- 
sichtsrat so gut wie ganz entziehen, weil ihr Umfang 
im wesentlichen durch technische Überlegungen be- 
stimmt wird. 

Dagegen treten die besonderen Unternehmens- und 
betriebspolitischen Überlegungen der Unterneh- 
mensleitung in denjenigen Investitionsvorhaben in 
Erscheinung, die der Umstrukturierung der betrieb- 
lichen Einrichtungen, der Rationalisierung und der 
Erweiterung des Unternehmens dienen. Solche In- 
vestitionen deuten auf größere technische oder un- 
ternehmenspolitische Planungen hin. 

Noch deutlicher wird der betriebs- und unterneh- 
menspolitische Hintergrund der zur Beschlußfassung 
anstehenden Investitionsvorhaben dann, wenn der 
Vorstand Investitionen vorschlägt, die in erster Linie 
Rationalisierungszwecken dienen. Diese Rationali- 
sierungsmaßnahmen können sich als erforderlich er- 
weisen, um das Produktionskostenniveau des Unter- 
nehmens zu senken oder die Kapazität auf bestimm- 
ten Gebieten zu erweitern. Auch mit Investitions- 


vorhaben, die der Erweiterung der betrieblichen 
Kapazität dienen, wird zugleich die Unternehmens- 
politik deutlich, an der sich der Vorstand orientiert. 

Wenn der Aufsichtsrat über solche Investitionen 
entscheidet, indem er ihnen zustimmt oder sie ab- 
lehnt, entscheidet er damit zugleich über die investi- 
; tionspolitischen Grundlagen der Beschlußvorlage 
und damit über die unternehmerische Konzeption 
der Unternehmensleitung. 

44. Es übersteigt in der Regel die fachlichen und 
zeitlichen Möglichkeiten der einzelnen Aufsichtsrats- 
mitglieder, die oft umfangreichen und nur den 
Spezialisten verständlichen Berechnungen nachzu- 
prüfen, die den Begründungen der Investitionsvor- 
haben beigefügt sind. Diese Tatsache ist jedoch inso- 
weit ohne Bedeutung für die Funktionsfähigkeit des 
Aufsichtsrates, als es bei seinen Entscheidungen 
nicht um die Nachprüfung der technischen Berech- 
nungen, sondern der investitionspolitischen Absich- 
ten geht, die den Investitionsvorschlägen des Vor- 
standes zugrunde liegen. Zu diesen Absichten muß 
der Aufsichtsrat Stellung nehmen, wenn er seiner 
Aufgabe gerecht werden will, die Geschäftsführung 
des Vorstandes auf investitionspolitischem Gebiet 
zu überwachen. 

Die Kommission ist iü ihren Anhörungen der Frage 
nachgegangen, in welchem Umfang die Investitions- 
vorschläge und die in ihnen zum Ausdruck kom- 
mende Investitionspolitik der Unternehmensleitung 
zum Gegenstand kritischer Überprüfung durch den 
Aufsichtsrat gemacht werden. Bei ihren Befragungen 
stieß sie immer wieder auf die Feststellung, daß es 
in den Aufsichtsratssitzungen nur in seltenen Aus- 
nahmefällen zu Kontroversen über die Investitions- 
vorlagen der Unternehmensleitung und damit über 
die investitionspolitischen Absichten des Vorstan- 
des kommt. Von Ausnahmen abgesehen, haben die 
I Investitionsvorlagen der Vorstände die Zustimmung 
des Aufsichtsrates im wesentlichen ohne Diskussion 
gefunden. Damit hat der Aufsichtsrat zugleich auch 
den investitionspolitischen Intentionen des Vorstan- 
1 des ohne kontroverse Aussprache zugestimmt; bil- 
det jedoch diese Art, den investitionspolitischen 
Vorschlägen zuzustimmen, die Regel, so kann nicht 
gesagt werden, daß die in den Aufsichtsrat entsand- 
ten Arbeitnehmervertreter die Investitionspolitik 
der Unternehmensleitung beeinträchtigen oder hem- 
men. Dies gilt für den Bereich der Montan-Industrie 
in gleicher Weise wie für den Anwendungsbereich 
: des Betriebsverfassungsgesetzes. 

i 45. Aus den Anhörungen hat die Kommission wei- 
terhin den Eindruck gewonnen, daß von den Ver- 
tretern der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat nur in 
seltenen Ausnahmefällen ein retardierender Einfluß 
auf die investitionspolitischen Absichten der Unter- 
nehmensleitung ausging. Auch bei der Beratung 
über Investitionsvorschläge in paritätisch besetzten 
Investitionsausschüssen im Bereich der Montan- 
industrie zeigten die Arbeitnehmervertreter die 
' gleiche investitionspolitische Haltung, Von Ver- 
tretern der Anteilseigner wurde in diesem Zusam- 
! menhang eher beanstandet, daß die Vertreter der 
I Arbeitnehmer im Aufsichtsrat zu investitionsfreudig 
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seien. Dieses Verhalten der Arbeitnehmervertreter j 
bei Beschlußfassungen über Investitionen wird, wie 
die Anhörungen zeigen, vor allem durch das Bestre- 
ben bestimmt, die Arbeitsplätze der vorhandenen 
Belegschaft auf Dauer zu sichern. Darauf ist es auch 
zurückzuführen, daß Investitionsvorschläge direkt 
von Vertretern der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat 
ausgehen. Allerdings hat die Kommission im Rah- 
men ihrer Anhörungen den Eindruck gewonnen, daß 
vom Aufsichtsrat selbst nur in Aiisnahmefällen 
investitionspolitische Initiativen ausgehen. 

In Fällen, in denen für die Vornahme von Investi- 
tionen eine behördliche Zustimmung erforderlich ist, 
wie dies zum Beispiel bei Konzentrationsvorgängen 
nach dem Montan-Union-Vertrag der Fall ist, haben 
sich die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat ent- 
weder unmittelbar oder über ihre Organisationen 
für die Erteilung der Zustimmung durch die zu- 
ständigen Behörden eingesetzt. 

Soweit Investitionsvorhaben der Unternehmenslei- 
tung mit der Umbesetzung von Arbeitskräften oder 
Entlassungen verbunden sind, machen die Arbeit- 
nehmervertreter im Aufsichtsrat und in den Inve- 
stitionsausschüssen ihre Zustimmung zu den Plänen 
der Unternehmensleitung davon abhängig, daß in 
hinreichendem Maße den sozialen Erfordernissen 
Rechnung getragen wird, die aus solchen Umbeset- 
zungen oder Entlassungen erwachsen. Auch diese 
Beobachtung gilt für den Montan-Bereich in gleicher 
Weise wie für den Bereich des Betriebsverfassungs- 
gesetzes, wenngleich in letzterem angesichts des 
stetigen Wachstums solche Investitionsvorhaben die 
Ausnahme gebildet haben. Die Anhörungen der 
Kommission haben jedoch ergeben, daß sich die 
Arbeitnehmervertreter auch in solchen Fällen nicht 
gegen die Verbesserung der technischen Einrich- 
tungen des Unternehmens gewandt, sondern der- 
artige Maßnahmen gefördert haben. Sie haben ledig- 
lich mit Nachdruck die Forderung erhoben, daß die 
sozialen Aspekte derartiger Maßnahmen volle Be- 
rücksichtigung finden und ausreichend und recht- 
zeitig geplant werden. Dies hat, wie ein Teil der 
gehörten Vorstandsmitglieder betonte, die Ausar- 
beitung wichtiger Investitionsvorhaben und die Vor- 
bereitung der Beschlußfassung über ihre Realisie- 
rung insoweit erschwert, als ein Ausgleich zwischen 
den technisch-wirtschaftlichen Interessen und den 
sozialen Forderungen der Arbeitnehmer gesucht und 
herbeigeführt werden mußte, um die Zustimmung 
der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat zu fin- 
den. übereinstimmend bezeichneten die befragten 
Vorstandsmitglieder die Berücksichtigung der sozia- 
len Aspekte bei der Ausarbeitung von Investitions- 
vorhaben jedoch als selbstverständlichen Teil einer 
modernen, auch der Belegschaft verpflichteten Un- 
ternehmensführung. Die Beachtung sozialer Aspekte, 
auch das zeigen die Anhörungen der Kommission, 
ist keine Besonderheit der Montan-Mitbestimmung. 
Sozialpläne als formelles Verfahren langfristiger 
Vorausplanung der sozialen Konsequenzen struk- 
tureller Anpassung finden sich deshalb auch nicht 
nur im Bereich der Montan-Industrie, sondern auch 
in Unternehmen, auf die das Bertiebsverfassungs- 
gesetz Anwendung findet. 


46. Die Kommission hat somit aus den Anhörungen 
den Eindruck gewonnen, daß die Arbeitnehmerver- 
treter im Aufsichtsrat der Investitionspolitik der 
Unternehmensleitung keine Schwierigkeiten bereitet 
haben. Die investitionspolitischen Intentionen des 
Vorstandes sind, soweit ersichtlich, niemals durch 
die Arbeitnehmervertreter in Frage gestellt worden. 
Der bctriebs- und unternehmenspolitische Hand- 
lungsspielraum des Vorstandes ist somit durch die 
qualifizierte Mitbestimmung ebensowenig wie durch 
die Mitbestimmung nach dem Betriebsverfassungs- 
i gesetz inhaltlich eingeengt worden. Wirtschaftlich- 
keitserwägungen des Vorstandes sind stets respek- 
tiert worden, wenn und soweit die Belegschaft ge- 
gen die sozialen Konsequenzen entsprechender In- 
vestitionsmaßnahmen ausreichend gesichert war. 
Nach den bisherigen Erfahrungen mit der Mitbestim- 
mung läßt sich sagen, daß die Mitwirkung der Ar- 
beitnehmervertreter im Aufsichtsrat zu keiner we- 
sentlichen inhaltlichen Veränderung der Investi- 
tionspolitik im Unternehmen geführt hat. 


4. Auswirkungen der Mitbestimmung 
auf Konzentrationsvorgänge 

j 47. Auch die Einstellung der Arbeitnehmervertre- 
I ter zu Fragen der Unternehmenskonzentration wird, 
wie die Anhörungen zeigen, durch das Bestreben 
nach Sicherung der Arbeitsplätze motiviert. Wie 
sich gezeigt hat, stehen die Arbeitnehmervertreter 
in den Aufsichtsräten Konzentrationsbestrebungen 
und der Straffung von Konzernstrukturen nicht 
grundsätzlich ablehnend gegenüber. Sie sind viel- 
mehr überwiegend der Ansicht, daß die Zusammen- 
fassung von Unternehmen zu großen, einheitlich ge- 
führten Gebilden die Stellung der Unternehmen im 
Markt stärkt und eine solche Stärkung der Macht- 
position auch mit günstigen Folgen für die Beleg- 
schaft der Unternehmen verbunden ist. Konzentra- 
tionsvorgänge und die damit zusammenhängenden 
Probleme werden also von den Arbeitnehmerver- 
tretern in den Aufsichtsräten in erster Linie unter 
unternehmenswirtschaftlichen Gesichtspunkten ge- 
sehen. 

Soweit die Arbeitnehmervertreter in den Aufsichts- 
räten der Montan-Unternehmen auf Beschlußfas- 
sungen über Konzentrationsvorgänge eingewirkt 
haben, geschah dies in erster Linie, um den Mit- 
I bestimmungsbesitzstand zu erhalten. Von den Ar- 
beitnehmervertretern wurde in den Anhörungen 
! dazu erklärt, daß bei Fusionen, die zur Beseitigung 
I bisher rechtlich selbständiger Gesellschaften im 
Montan-Bereich führen, die Möglichkeiten der Mit- 
; Bestimmung erheblich beschnitten würden. Vor 
allem im Zusammenhang mit Konzentrationsvor- 
haben wurde deshalb von den Vertretern der Ar- 
beitnehmer in den Aufsichtsräten der Montan-Unter- 
nehmen die Forderung erhoben, den Mitbestim- 
mungsbesitzstand zu wahren. Dies hat in mehreren 
Fällen zur Einrichtung aufsichtsratsähnlicher Beiräte 
und zur Übernahme von zwei Arbeitsdirektoren in 
den Vorstand der neuen Gesellschaft geführt. 
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Neben dem Bestreben nach Wahrung des Mitbestim- 
mungsbesitzstandes treten andere Gesichtspunkte, 
die von den Arbeitnehmervertretern im Zusammen- 
hang mit Konzentrationsvorgängen geltend gemacht 
worden sind, in den Hintergrund. Die Kommission 
hat zwar im Rahmen ihrer Anhörungen von einem 
Falle Kenntnis erhalten, in dem die Zustimmung der 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat zum Zusam- 
menschluß ihres Unternehmens mit einem anderen 
Unternehmen davon abhängig gemacht wurde, daß 
die Produktion in dem betroffenen Unternehmen 
nicht eingestellt und die Beschäftigung der Beleg- 
schaft damit gesichert werde, eine Forderung, der 
auch entsprochen worden ist. Solche Bedingungen 
sind, nach dem Ergebnis der Anhörungen der Kom- 
mission, jedoch die Ausnahme geblieben. 

Die Forderung nach Aufrechterhaltung des Mit- 
bestimmungsbesitzstandes hat Fusionsverhandlun- 
gen im Bereich der Montan-Industrie nicht nur er- 
schwert, sondern in manchen Fällen auch verzögert. 
Die Anhörungen haben jedoch eindeutig ergeben, 
daß immer dann, wenn eine befriedigende Regelung 
zur Erhaltung des Mitbestimmungsbesitzstandes ge- 
troffen worden war, der Verwirklichung der Ziele 
der Unternehmensleitung über die zukünftige recht- 
liche und organisatorische Gestaltung ihres Kon- 
zerns von den Vertretern der Arbeitnehmer in den 
beteiligten Aufsichtsräten keine Hindernisse in den 
Weg gelegt wurden. 

5. Kapazitätsbeschränkungen und Stillegungen 

48. Die Stillegung von Betriebsanlagen mit dem 
Ziel einer Anpassung an die veränderten Absatz- 
verhältnisse war in den vergangenen Jahren vor 
allem ein Problem des Kohlebergbaus. Die Kom- 
mission hat diesen Vorgängen im Rahmen der von 
ihr vorgenommenen Anhörungen ihre besondere 
Aufmerksamkeit gewidmet, um zu erfahren, wie die 
qualifizierte Mitbestimmung der Arbeitnehmer sol- 
che Stillegungsmaßnahmen beeinflußt hat. Das Inter- 
esse der Kommission richtete sich dabei vor allem 
auf die Stillegungsaktionen, die zum Teil auch in 
der Öffentlichkeit diskutiert worden sind. 

Die Anhörungen der Kommission haben ergeben, 
daß in einer Anzahl von Fällen Beschlußfassungen 
über die Stillegung von Zechenanlagen durch Um- 
stände verzögert worden sind, die auch in der Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer begründet sind. In 
einem besonderen Fall, in dem eine Zeche erst ein 
Jahr nach einem entsprechenden Vorschlag des 
Vorstandes stillgelegt wurde, zeigten die Befra- 
gungen, daß sich nicht nur der Betriebsrat, sondern 
auch die Geschäftsleitung der betroffenen Zeche für 
den Weiterbetrieb der Zeche verwandt hatten. 
Beide, Geschäftsleitung und Betriebsrat, hatten die 
Ertragsfähigkeit der Zeche auf lange Sicht nicht als 
bedroht angesehen. Sie waren im Gegensatz zur 
Konzernleitung der Auffassung, daß sich die ein- 
getretenen Verluste durch betriebstechnische und 
organisatorische Maßnahmen bestimmter Art be- 
seitigen lassen würden. Die Beschlußfassung über 
die Stillegung der Zeche zog sich aus diesem Grunde 
über mehrere Aufsichtsratssitzungen hin. Schließ- 


lich kam es zu einer Abstimmung im Aufsichtsrat, 
die eine Mehrheit für die Schließung der Zeche 
ergab, eine Mehrheit, zu der auch die Arbeitneh- 
mervertreter im Aufsichtsrat beitrugen. 

Der beschriebene Fall ist jedoch insoweit nicht ty- 
pisch für die Auswirkungen der Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer im Unternehmen, als die Verzögerung 
der Beschlußfassung weder auf die Mitbestimmungs- 
träger in der betroffenen Zeche noch auf die Arbeit- 
nehmervertreter im Aufsichtsrat der Konzernspitze 
zurückgeführt werden kann. Auch andere Personen 
und Instanzen haben versucht, die Stillegung der 
Zeche hinauszuzögern. Die Verzögerung der Still- 
legungsentscheidung kann somit nicht ausschließlich 
der Mitbestimmung der Arbeitnehmer zugerechnet 
werden. 

49. Das Beispiel der erwähnten Zechenstillegung 
zeigt, daß nicht nur der Schutz der Arbeitsplätze, 
sondern auch andere Motivationen auf den Ent- 
scheidungsprozeß eingewirkt haben. Der Beschluß 
über die Stillegung der Zeche wurde erst gefaßt, 
nachdem die Pläne entwickelt waren, mit deren 
Hilfe das Schicksal der von der Stillegung betroffe- 
nen Personen erleichtert werden sollte. Hier wie in 
anderen Fällen sieht die Kommission erhebliche 
Schwierigkeiten, den Einfluß der Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer auf derartige unternehmerische Maß- 
nahmen im einzelnen nachzuweisen. Die Berück- 
sichtigung sozialer Aspekte bei betrieblichen Maß- 
nahmen ist heute in einem solchen Umfang zur 
Selbstverständlichkeit unternehmerischer Verhal- 
tensweisen geworden, daß sich eine Kausalität zwi- 
schen der Berücksichtigung solcher Aspekte und der 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Unterneh- 
mensorganen im einzelnen nicht exakt feststellen 
läßt. Wie weit diese Entwicklung fortgeschritten ist, 
hat die Kommission nicht feststellen können. Ihre 
Anhörungen haben jedoch gezeigt, daß sich auch im 
Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgeset- 
zes ähnliche Entwicklungen erkennen lassen. Auch 
hier werden von den Gesellschaften oft Sozialpläne 
ausgearbeitet und mit den Organen der Mitbestim- 
mung erörtert, wenn Entscheidungen auf betrieb- 
licher oder Unternehmensebene mit sozialen Konse- 
quenzen verbunden sind. Die Berücksichtigung der 
sozialen Auswirkungen betrieblicher oder unterneh- 
menspolitischer Maßnahmen läßt sich also nicht al- 
lein der paritätischen Mitbestimmung oder allge- 
mein der Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Unternehmensorganen zuschreiben. Die Kommission 
hat aus den Anhörungen vielmehr den Eindruck 
gewonnen, daß das Denken in sozialen Konsequen- 
zen betrieblicher oder unternehmenspolitischer Ent- 
scheidungen inzwischen zum Allgemeingut unterneh- 
merischen Verhaltens geworden ist. Wenn auch die 
Information, die die Kommission im Rahmen ihrer 
Anhörungen und ihrer schriftlichen Befragungen er- 
halten hat, die Herstellung eindeutiger Beziehungen 
zwischen der Berücksichtigung sozialer Aspekte und 
der Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Unter- 
nehmensorganen nicht gestattet, so hat die Kommis- 
sion doch den Eindruck gewonnen, daß die Berück- 
sichtigung sozialer Konsequenzen Betriebs- und un- 
ternehmenspolitischer Entscheidungen zu den Auf- 
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gaben gehört, denen sich die Arbeitnehmervertreter 
in den Aufsichtsräten der Unternehmen sowohl im 
Montan-Bereich wie im Bereich des Betriebsverfas* 
sungsgesetzes in besonderem Maße verpflichtet füh- 
len. In Erfüllung dieser Verpflichtung ist im Falle 
von Stillegungen und Umbesetzungen in der Regel 
nach einem Ausgleich der Interessen zwischen dei 
wirtschaftlichen Notwendigkeit solcher Maßnahmeri 
und den sozialen Verpflichtungen des Unternehmens 
gesucht worden. Die auf diesen Interessenausgleich 
gerichteten Verhandlungen beanspruchen Zeit. Ver- 
zögerungen der vom Vorstand für notwendig be- 
fundenen Maßnahmen lassen sich unter diesen Um- 
ständen nicht immer vermeiden. In der Mehrzahl 
der Fälle werden heute aber die sozialen Probleme 
von Kapazitätseinschränkungen in Verhandlungen 
zwischen Vorstand und Betriebsrat geklärt; sie be- 
rühren dann die Arbeit im Aufsichtsrat nicht mehr. 
Auch im Zusammenhang mit Kapazitätsbeschränkun- 
gen und Stillegungen zeigt sich somit, daß die Ar- 
beitnehmervertreter im Aufsichtsrat entsprechenden 
Vorschlägen der Unternehmensleitungen im Ergeb- 
nis folgen, wenn sie von der wirtschaftlichen Not- 
wendigkeit der Stillegung überzeugt sind und die 
vom Unternehmen angebotenen Sozialpläne ihre 
Billigung finden. Zusammenfassend läßt sich als Er- 
gebnis der Anhörungen der Kommission zu dieser 
Frage feststellen, daß die Mitbestimmung im Mon- 
lan-Bereich in gewissen, keineswegs seltenen, aber 
auch nicht zu häufigen Fällen zu Verzögerungen des 
Entscheidungsprozesses bei Kapazitätsbeschränkun- 
gen oder Stillegungen, nicht aber zur endgültigen 
Ablehnung der Vorschläge und Ziele der Unterneh- 
mensleitung geführt hat. 

6. Dividendenpolitik 

50. Im Rahmen ihrer Ermittlungen über die Aus- 
wirkungen der Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
auf unternehmenspolitische Entscheidungen ist die 
Kommission auch der Frage nachgegangen, welche 
Haltung die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 
zur Dividendenpolitik des Unternehmens eingenom- 
men haben. Als Ergebnis hat sich gezeigt, daß die 
Gewinnverteilungsvorschläge der Unternehmens- 
leitungen bei den Arbeitnehmervertretern im Auf- 
sichtsrat regelmäßig nicht auf Widerstand gestoßen 
sind. 

In einigen der untersuchten Gesellschaften aus dem 
Bereich der Montan-Mitbestimmung ist die Höhe der 
an die Belegschaft zur Verteilung gelangten Jahres- 
abschluß-Gratifikation an die Höhe der Dividende 
gekoppelt. Solche Regelungen sind jedoch nicht ty- 
pisch. Nach dem, was der Kommission im Rahmen 
ihrer Anhörungen berichtet wurde, werden sie auch 
zunehmend abgebaut. 

Die Anhörungen der Kommission haben weiter er- 
geben, daß die Arbeitnehmervertreter in den Auf- 
sichtsräten im allgemeinen Verständnis dafür auf- 
bringen, daß sich die Höhe der Dividende nach den 
Kapitalmarktverhältnissen zu richten hat und daß 
die Dividendenpolitik auch darauf abzielen muß, 
günstige Voraussetzungen für die spätere Inan- 
spruchnahme des Kapitalmarktes zu schaffen. Gleich- 


wohl läßt sich nicht verkennen, daß die Arbeitneh- 
mervertreter in den Aufsichtsräten eher dazu nei- 
gen, die Gewinne des Unternehmens zur Selbstfinan- 
zierung zu verwenden, statt sie an die Aktionäre 
auszuschütten. Im allgemeinen sind jedoch in den 
Aufsichtsräten keine Schwierigkeiten bei der Be- 
ratung über die Dividendenvorschläge der Vor- 
stände aufgetreten. Dies gilt sowohl für den Montan- 
Bereich wie für den Anwendungsbereich des Be- 
triebsverfassungsgesetzes. 


7. Tarif- und Sozialpolitik im Unternehmen 

51. Im Zusammenhang mit der Frage nach den Ein- 
wirkungen der Mitbestimmung auf den Inhalt der 
Unternehmenspolitik ist die Kommission auch den 
möglichen Zusammenhängen nachgegangen, die zwi- 
schen der Mitwirkung der Arbeitnehmer im Auf- 
sichtsrat einerseits und der Tarif- und Sozialpolitik 
des Unternehmens andererseits bestehen. Sie hat 
dabei vor allem für den Bereich der Montan-Mitbe- 
stimmung zu ermitteln versucht, ob sich die paritä- 
tische Mitbestimmung im Aufsichtsrat und die Exi- 
stenz des Arbeitsdirektors im Vorstand auf die 
Tarif- und Sozialpolitik im Unternehmen in erkenn- 
barer Weise ausgewirkt haben. 

Im einzelnen hat die Kommission zunächst festge- 
stellt, daß tarifpolitische Probleme in den Aufsichts- 
räten der Montan-Unternehmen zwar gelegentlich 
angesprochen worden sind, aber nie mit dem Ziel 
behandelt wurden, für die Unternehmensleitung ver- 
bindliche Richtlinien zu beschließen oder tarifpoliti- 
sche Empfehlungen auszusprechen. Alle Befragten 
stimmten darin überein, daß der Aufsichtsrat für 
solche Angelegenheiten nicht zuständig sei und 
tarifpolitische Probleme bereits aus diesem Grunde 
nicht in den Aufsichtsrat gehörten. Die Kommission 
hat darüber hinaus den Eindruck gewonnen, daß 
sich die Arbeitnehmervertreter der Möglichkeit 
eines Konfliktes zwischen institutioneller Mitbestim- 
mung und tarifvertraglicher Regelung der Arbeits- 
bedingungen durchaus bewußt und deshalb bestrebt 
waren, solche Konflikte durch die klare Wahrung 
der Zuständigkeitsverteilung zu vermeiden. Ähn- 
liche Beobachtungen konnte die Kommission auch 
bei den Unternehmen aus dem Betriebsverfassungs- 
gesetz-Bereich machen. 

Die klare Zuständigkeitsabgrenzung zwischen Auf- 
sichtsrat und Tarifvertragsparteien bedeutet jedoch, 
wie die Anhörungen zeigten, nicht, daß die Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer ohne jede Folge für 
den Prozeß der Tarif Verhandlungen und damit die 
Gestaltung der Tarifpolitik geblieben ist. überein- 
stimmend wurde der Kommission vielmehr erklärt, 
daß die Mitwirkung der Arbeitnehmer im Aufsichts- 
rat zu einer wesentlichen Verbesserung der Informa- 
tion der Gewerkschaften als Tarifvertragsparteien 
über die wirtschaftliche Lage der Unternehmungen 
und ihre Leistungsfähigkeit geführt habe. Dies hat 
sich nach Angabe der Befragten jedoch nicht nur im 
Sinne einer Erhöhung der gewerkschaftlichen Forde- 
rungen, sondern auch dahin ausgewirkt, daß die 
Gewerkschaften in angespannten wirtschaftlichen Si- 
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tuationen eher zur Berücksichtigung der tatsächli- ' 
chen wirtschaftlichen Lage der Unternehmen bereit ^ 
gewesen sind. 

52, Zur Rolle der Arbeitsdirektoren bei Tarifver- 
handlungen haben die Anhörungen der Kommission 
im Montan-Bereich kein einheitliches Bild ergeben. 
Während im Kohlebergbau die Beteiligung der Ar- 
beitsdirektoren an Tarifverhandlungen vermieden 
wurde, weil die Unternehmen nicht durch die Ar- 
beitsdirektoren in den Tarifverbänden vertreten wa- 
ren, waren die Arbeitsdirektoren aus dem Bereich 
der Stahlindustrie neben Technikern und Kaufleuten 
gleichberechtigt in den Tarifkommissionen der Un- 
ternehmensverbände tätig. Nach der übereinstim- 
menden Aussage aller Befragten hat die Mitwirkung 
der Arbeitsdirektoren in den Tarifverhandlungen 
nicht zu einer Verschlechterung der tarifpolitischen 
Position der betroffenen Unternehmen geführt. Von 
den Gewerkschaften ist die den Arbeitsdirektoren 
durch ihre Mitgliedschaft in der Tarifkommission zu- 
gewiesene Rolle als Vertreter der Unternehmen 
vielmehr voll anerkannt worden. 

Der Kommission sind in den Anhörungen auch keine 
Fälle bekannt geworden, in denen die Gewerk- 
schaft versucht hätte, mit dem Ziel einer Verbesse- 
rung ihrer tarifpolitischen Situation auf die Arbeits- 
direktoren einzuwirken. 

53. Was die Sozialpolitik des Unternehmens, ins- 
besondere die Bereitschaft der Unternehmensleitung 
anbetrifft, übertarifliche Leistungen zu erbringen 
oder soziale Vergünstigungen zu gewähren, so haben 
die Anhörungen der Kommission gezeigt, daß diese 
Bereitschaft weit mehr durch die Entwicklung des 
Arbeitsmarktes beeinflußt worden ist als durch die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer. Vor allem von 
den Vorständen der Unternehmen aus dem Anwen- 
dungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes wurde 
betont, daß der Umfang der Sozialleistungen dieser 
Unternehmen die Sozialleistungen der Unternehmen 
aus dem Montan-Bereich oft weit übersteige. In den 
Montan-Unternehmen gehören die Sozialleistungen 
und Probleme aus dem sozialen Bereich zwar zu 
den wichtigsten Anlässen zu Initiativen der Arbeit- 
nehmervertreter in den Aufsichtsräten. Gleichwohl 
wurde der Kommission auch von den Unternehmens- 
leitungen dieser Unternehmen berichtet, daß sich die 
Gestaltung ihrer Sozialleistungen und der Umfang 
der mit diesen Leistungen verbundenen Aufwendun- 
gen nicht wesentlich anders entwickelt hätte, wenn 
es an einer paritätischen Mitbestimmung im Auf- 
sichtsrat gefehlt hätte. 

Nach den Anhörungen der Kommission läßt sich 
somit allgemein feststellen, daß ein wesentlicher 
Zusammenhang zwischen der Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer im Unternehmen und der Tarifpolitik 
weder im Montan-Bereich noch im Anwendungsbe- 
reich des Betriebsverfassungsgesetzes besteht. Das 
gleiche gilt für die Sozialleistungen und übertarif- 
lichen Aufwendungen der Unternehmungen jeden- 
falls insoweit, als der Umfang dieser Aufwendungen 
in wesentlich stärkerem Maße durch die Situation 
auf dem Arbeitsmarkt und die Leistungsfähigkeit 


des Unternehmens als durch konkrete Einwirkungen 
der Arbeitnehmer auf den Willensbildungsprozeß im 
Unternehmen beeinflußt wird. 


III. Einfluß der Mitbestimmung auf die Auswahl 
der Unternehmensführung 

54, Es ist unbestritten, daß die Bestellung der Mit- 
glieder des Vorstandes zu den wichtigsten gesetz- 
lichen Aufgaben des Aufsichtsrates gehört. Die Aus- 
wahl einer geeigneten Unternehmensführung ist 
nicht nur für den wirtschaftlichen Erfolg des Unter- 
nehmens, sondern auch für seine innere Organisa- 
tion und die Zusammenarbeit zwischen Unterneh- 
mensleitung und Arbeitnehmern entscheidend. Zu 
recht wird deshalb von allen Beteiligten an der 
Mitbestimmungsdiskussion den Auswirkungen der 
Mitwirkung der Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat auf das Ergebnis der Führungsauswahl 
durch den Aufsichtsrat eine entscheidende Bedeu- 
tung beigemessen. Auch in den Anhörungen der 
Kommission hat dieses Problem zu den wichtigsten 
Gegenständen der Gespräche mit den Befragten ge- 
hört. 

1, Auswahlprozeß 

55, Das Verfahren, nach dem die Personalentschei- 
dungen bei der Besetzung des Vorstandes in den 
Gesellschaften zustande kommen, ist nicht einheit- 
lich. Es wird im wesentlichen durch die Struktur 
der Anteilseignerseite der Unternehmungen beein- 
flußt. Bei Publikumsgesellschaften erfolgt die Be- 
rufung von Vorstandsmitgliedern in der Regel nach 
den Grundsätzen der Kooptation. Der Vorstand 
selbst schlägt die neuen Mitglieder vor, die durch 
den Aufsichtsrat in den Vorstand berufen werden. 
Dies gilt, wie die Anhörungen gezeigt haben, sowohl 
im Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsge- 
setzes wie im Montan-Bereich, dort allerdings mit 
Ausnahme des Arbeitsdirektors, dessen Berufung 
gesetzlich besonders geregelt ist. 

Nach übereinstimmender Ansicht der von der Kom- 
mission gehörten Personen aus beiden Bereichen 
hat sich das Prinzip der Kooptation bei der Berufung 
neuer Vorstandsmitglieder im allgemeinen bewährt. 
Dabei spielt nach dem Eindruck, den die Kommission 
gewonnen hat, der Umstand eine besondere Rolle, 
daß die Unternehmungen in zunehmendem Maße 
dazu übergehen, Mitglieder des Vorstandes aus den 
Reihen des Führungsnachwuchses des eigenen 
Hauses zu rekrutieren. Dies erlaubt dem Vorstand, 
zukünftige Mitglieder des Vorstandes über einen 
längeren Zeitraum zu beobachten und sich ein 
Urteil über ihre Eignung zu bilden. Notwendiger- 
weise ist mit einem solchen Verfahren eine weitere 
Verlagerung der Personalinitiative vom Aufsichtsrat 
auf den Vorstand verbunden. 

Soweit in den Unternehmungen eindeutige Mehr- 
heitsbeteiligungen bestehen, liegt die Personal- 
initiative dagegen beim Aufsichtsrat, respektive 
beim Aufsichtsratsvorsitzenden. Zwar spielt auch 
hier das Vorschlags recht des Vorstandes eine nicht 


48 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/334 


unerhebliche Rolle, insbesondere dann, wenn das 
neue Vorstandsmitglied aus den Reihen des Füh- 
rungsnachwuchses des eigenen Unternehmens 
stammt. Personalpolitische Entscheidungen in ver- 
schiedenen Unternehmungen zeigen jedoch, daß bei 
eindeutigen Mehrheitsbeteiligungen Außenberufun- 
gen bei der Neubesetzung von Vorstandsressorts 
eine größere Rolle spielen. 

56 . Sowohl im Montan-Bereich wie im Anwen- 
dungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes wird 
über die Berufung neuer Vorstandsmitglieder im 
gesamten Aufsichtsrat zwar beschlossen; die Ent- 
scheidung wird jedoch nicht vom gesamten Auf- 
sichtsrat, sondern vom Aufsichtsratsvorsitzenden 
oder einem Aufsichtsratspräsidium bis zur Ent- 
scheidungsreife vorbereitet. Das Verfahren in beiden 
Bereichen unterscheidet sich aber insoweit, als im 
Montan-Bereich Vertreter der Arbeitnehmer im Auf- 
sichtsrat, meistens der stellvertretende Aufsichts- 
ratsvorsitzende, unter Umständen aber auch das 
neutrale Aufsichtsratsmitglied von Anfang an an 
der personalpolitischen Überlegung des Aufsichts- 
ratsvorsitzenden beteiligt sind. 

Die Beschränkung der Teilnahme an der Vorbe- 
reitung personalpolitischer Entscheidungen auf 
wenige Mitglieder des Aufsichtsrates wurde von 
allen von der Kommission befragten Personen für 
notwendig gehalten. Es bestand allgemein die Auf- 
fassung, daß ein solches Verfahren schon aus Grün- 
den der Geheimhaltung geboten sei, da geeignete 
Führungskräfte nur gewonnen werden könnten, 
wenn eine solche Geheimhaltung gewährleistet wer- 
den könne. 

Nach Ansicht der befragten Aufsichtsratsvorsitzen- 
den und Vorstandsmitglieder ist das Auswahl- und 
Bestellungsverfahren von Vorstandsmitgliedern 
durch die Mitbestimmung von Arbeitnehmerver- 
tretern im Montan-Mitbestimmungsbereich umständ- 
licher, zum Teil auch schwieriger geworden, da vor 
der Bestellung geklärt werden müsse, ob die Ar- 
beitnehmervertreter im Aufsichtsrat der Berufung 
des Vorstandsmitgliedes zustimmen. Die Notwendig- 
keit der vorherigen Abstimmung der Personalvor- 
schläge mit den Arbeitnehmervertretern hat jedoch 
nach übereinstimmender Aussage aller dazu Befrag- 
ten, vom Arbeitsdirektor abgesehen regelmäßig 
nicht zu einer inhaltlichen Beeinflussung der Per- 
sonalpolitik der Unternehmungen geführt. Dies gilt 
nicht nur für den Anwendungsbereich des Betriebs- 
verfassungsgesetzes, sondern auch für die Montan- 
Unternehmen. Aus den Anhörungen hat die Kom- 
mission den Eindruck gewonnen, daß die Arbeit- 
nehmervertreter in den Aufsichtsräten dieser Ge- 
sellschaften die Berufung neuer Vorstandsmitglieder 
grundsätzlich der Initiative der Unternehmensleitung 
überlassen und keine eigene personalpolitische 
Initiative entfaltet haben. Erst in jüngster Zeit läßt 
sich ein zunehmendes Interesse der Arbeitnehmer- 
vertreter in den Aufsichtsräten der Montangesell- 
schaften erkennen, auf die Besetzung aller Vor- 
standspositionen Einfluß zu nehmen. Bei der 
Besetzung der Vorstände der Kohle-Einheitsgesell- 
schaft und ihrer Betriebsgesellschaften gehört die 


Entfaltung personalpolitischer Initiative bei der Be- 
setzung aller Vorstandspositionen zu den erklärten 
Absichten der IG Bergbau und Energie. 

57 . Die Kommission hat in ihren Anhörungen die 
Frage aufgeworfen, ob die Montangesellschaften 
nach Ansicht ihrer Aufsichtsratsvorsitzenden und 
Vorstandsmitglieder eine andere Personalpolitik be- 
trieben hätten, wenn die Arbeitnehmervertreter in 
den Aufsichtsräten nicht in der Lage gewesen 
wären, Einfluß auf die Bestellung von Vorstands- 
mitgliedern zu nehmen. Der Kommission ist auf 
diese Frage allgemein erklärt worden, daß sich die 
Vorstände der Gesellschaften, vom Arbeitsdirektor 
abgesehen, nicht anders zusammensetzen würden, 
wenn ihre Mitglieder ohne Mitwirkung der Arbeit- 
nehmervertreter berufen worden wären. Diese An- 
sicht ist von den Arbeitnehmervertretern in den 
Aufsichtsräten der untersuchten Gesellschaften be- 
stätigt worden. Dabei hat sich gezeigt, daß die Ar- 
beitnehmervertreter in der gleichen Weise wie die 
Vertreter der Anteilseigner an der Gewinnung fach- 
lich hochqualifizierter Personen für die Unterneh- 
mensführung interessiert sind. Sie messen aller- 
dings bei der Auswahl dieser Personen dem per- 
sönlichen Verhalten der vorgeschlagenen Kandi- 
daten, insbesondere ihrer Fähigkeit zur Menschen- 
führung, in der Regel eine größere Bedeutung bei. 

58 . Die Kommission ist bei der Untersuchung der 
Auswirkungen der Mitbestimmung auf die Füh- 
rungsauswahl auch der Frage nachgegangen, ob 
durch die Einschaltung der Arbeitnehmervertreter 
im Aufsichtsrat, insbesondere der Gewerkschafts- 
vertreter, in den Auswahlprozeß für Führungskräfte 
der „Markt für Leitungspersonal" beschränkt wer- 
den kann. Sie ist dabei von der Tatsache ausgegan- 
gen, daß in jedem Unternehmen Situationen ein- 
treten können, in denen der Vorstand Entscheidun- 
gen treffen muß, die ihn unter Umständen in 
erhebliche Konflikte mit den Arbeitnehmervertre- 
tern im Aufsichtsrat und mit dem Betriebsrat brin- 
gen können. t 

Die von der Kommission gehörten Vorstandsmit- 
glieder, einschließlich der Arbeitsdirektoren aus 
dem Montan-Bereich, haben die Bedeutung dieser 
Frage bestätigt. Sie haben darauf hingewiesen, daß 
ein Vorstandsmitglied „zu unbequemen Entschei- 
dungen" in der Regel nur dann bereit ist, wenn 
seine Unabhängigkeit gewährleistet werde. Voraus- 
setzung dafür sei die Erhaltung der Möglichkeit, 
von einem Unternehmen zum anderen zu wechseln, 
also „ein offener Markt" für Führungskräfte. Dieser 
Markt ist nach Auffassung der von der Kommission 
befragten Vorstandsmitglieder jedoch dann nicht als 
„offen" anzusehen, wenn überbetriebliche Kontakte 
auf der Arbeitnehmerseite die Berufung eines Vor- 
standsmitgliedes in gleichwertige Stellungen in an- 
deren Unternehmen erschweren. Auf die Frage, ob 
derartige Behinderungen in der beruflichen Mobili- 
tät von Führungskräften, insbesondere von Vor- 
standsmitgliedern, bereits vorgekommen und nach- 
weisbar seien, erhielt die Kommission keine dezi- 
dierten Antworten; jedenfalls wurden ihr keine 
Unterlagen zugänglich gemacht oder Fälle ange- 
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geben, aus denen sich Anhaltspunkte dafür ent- 
nehmen lassen, daß die berufliche Freizügigkeit für 
Führungskräfte aus den angegebenen Gründen 
ernsthaft gefährdet gewesen sei. Die Kommission 
ist sich allerdings darüber im klaren, daß der Nach- 
weis der objektiven Existenz solcher Behinderungen 
außerordentlich schwierig ist. 

2. Auswirkungen der Mitbestimmung 
auf den Führungsnachwuchs 

59. Für die Führungsauswahl ist nicht nur die 
eigentliche Berufungsentscheidung, sondern auch die 
Qualität des Führungsnachwuchses entscheidend. 
Die Kommission hat deshalb in diesem Zusammen- 
hang auch die Frage untersucht, ob die Mitwirkung 
von Arbeitnehmervertretern bei der Bestellung von 
Vorstandsmitgliedern unerwünschte Rückwirkungen 
auf das Verhalten des Führungsnachwuchses ge- 
habt hat. 

Von Aufsichtsratsvorsitzenden und Vorstandsmit- 
gliedern wurde in den Anhörungen des öfteren die 
Befürchtung geäußert, daß sich bei einer paritäti- 
schen Besetzung des Aufsichtsrates negative Aus- 
wirkungen auf den Führungsnachwuchs nicht ver- 
meiden ließen. Die zum Führungsnachwuchs gehö- 
renden Angestellten könnten bestrebt sein, beson- 
ders enge Kontakte mit den „Mitbestimmungsträ- 
gern" zu pflegen, um auf diese Weise die besondere 
Unterstützung der Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat zu gewinnen und damit die eigenen Auf- 
stiegschancen zu verbessern. Die Gefahr einer sol- 
chen Entwicklung wurde auch von den in der Kom- 
mission gehörten Arbeitnehmervertretern in den 
Aufsichtsräten der Montanunternehmen gesehen. 
Die Arbeitnehmervertreter wiesen jedoch darauf 
hin, daß auch sie in erster Linie an der fachlichen 
Qualifikation der Bewerber für Vorstandspositionen 
interessiert seien und Versuche, ihr Urteil zu beein- j 
flussen, deshalb in der Regel ohne Erfolg bleiben 
müßten. Daß ein Bewerber für eine Vorstandstätig- 
keit im Unternehmen auch über die Fähigkeit ver- 
fügen müsse, mit Menschen umzugehen und zu ko- 
operieren, sei eine Selbstverständlichkeit. 

Aus dem Anwendungsbereich des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes sind der Kommission keine vergleich- 
baren Probleme bekanntgeworden. Auch hier wurde 
jedoch von den befragten Aufsichtsratsvorsitzenden 
und Vorstandsvorsitzenden die allgemeine Sorge 
geäußert, daß die bestimmende Einflußnahme der 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat auf die Per- 
sonalpolitik des Unternehmens eine unerwünschte 
Veränderung der Verhaltensweise des Führungs- 
nachwuchses im Unternehmen zur Folge haben 
könne. Dabei wurde mehrfach auf die Entwicklung 
im Rahmen des Kohlebergbaus, insbesondere aus 
Anlaß der Bildung der Kohleeinheitsgesellschaft hin- 
gewiesen. 

3. Arbeitsdirektor und Personalvorstand 

60. Wie bereits dargelegt, ist die Bestellung des 
sogenannten Arbeitsdirektors als Verwalter des Per- 
sonalressorts im Vorstand der Montangesellschaften 


gesetzlich besonders geregelt. Die Anhörungen 
haben gezeigt, daß das im Montan-Mitbestimmungs- 
recht den Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat 
eingeräumte Vetorecht gegen die Bestellung des 
Arbeitsdirektors von Anfang an als ein Vorschlags- 
recht der Arbeitnehmervertreter und damit auch der 
im Unternehmen vertretenen Gewerkschaften ge- 
handhabt wurde. Von der Möglichkeit, auf die Be- 
stellung des Arbeitsdirektors durch eigene personal- 
politische Initiativen Einfluß zu nehmen, wurde stets 
Gebrauch gemacht. Die entsprechenden Vorschläge 
werden allgemein mit den Betriebsräten des betrof- 
fenen Unternehmens abgestimmt. Der Kommission 
sind jedoch keine Fälle aus dem Anwendungsbe- 
reich der Montan-Mitbe Stimmung bekanntgewor- 
den, in denen der Arbeitsdirektor gegen den Wider- 
stand des übrigen Vorstandes in den Vorstand be- 
rufen worden wäre. Wenn es zwischen der Anteils- 
eignerseite und den Arbeitnehmervertretern im Auf- 
sichtsrat nicht zu einer sofortigen Einigung über die 
vorgeschlagene Person kam, wurde die Steile des 
Arbeitsdirektors so lange offengehalten, bis eine 
Einigung erzielt werden konnte. 

61. Alle von der Kommission befragten Personen 
waren der Auffassung, daß die innere Homogenität 
des Vorstandes für den Erfolg des Unternehmens 
von erheblicher Bedeutung sei. Die Kommission ist 
deshalb im Zusammenhang mit dem Arbeitsdirektor 
auch der Frage nachgegangen, ob das besondere Be- 
stellungsverfahren des Arbeitsdirektors geeignet 
gewesen sei, die Homogenität des Vorstandes zu 
beeinträchtigen. Aus der Erörterung dieser Frage im 
i Rahmen der Anhörungen hat die Kommission den 
Eindruck gewonnen, daß der Arbeitsdirektor nach 
anfänglichen Schwierigkeiten, die auf die Neuartig- 
keit des Problems und eine nicht immer glückliche 
Personalauswahl zurückgeführt wurden, im vollen 
Umfang in die Vorstände der Montan-Unternehmen 
integriert worden ist. Dieser Entwicklung kam auch 
die allgemeine Einsicht in die Notwendigkeit zu- 
gute, daß das Personalressort im Vorstand größerer 
Unternehmen durch ein dafür berufenes Vorstands- 
mitglied vertreten sein müsse. Für die Gegenwart 
läßt sich aufgrund der Anhörungen feststellen, daß 
der Arbeitsdirektor als vollwertiges Vorstandsmit- 
glied angesehen wird und daß auch die Gewerk- 
schaften und die Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat vom Arbeitsdirektor die Vertretung des 
Unternehmensinteresses auch gegenüber den Ar- 
beitnehmern des Unternehmens erwarten. 

Die in dieser Einstellung zum Ausdruck kommende 
Entwicklung hat auch dazu geführt, daß der viel- 
erörterte Loyalitätskonflikt, in den der Arbeitsdirek- 
tor durch die besondere Art seiner Bestellung ge- 
raten kann, soweit er bestand, in den letzten Jahren 
zum größten Teil abgebaut werden konnte. 

Die von der Kommission befragten Arbeitsdirekto- 
ren erklärten übereinstimmend, daß ein Konflikt 
dieser Art für sie jedenfalls heute nicht existiere, 
weil sie sich einer Einflußnahme von außen wider- 
setzen würden. Die guten Kontakte, die sie zu den 
gewerkschaftlichen Organisationen unterhielten, 
seien im übrigen nicht als eine Erschwerung, son- 
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dem als eine Erleichterung ihrer Arbeit anzusehen. 
Auf diesen Kontakten beruhe zum großen Teil der 
goodwill, den sie in der Belegschaft des Unterneh- 
mens besäßen. 

Die Arbeitsdirektoren treffen sich in sogenannten 
Arbeitsdirektoren-Konferenzen. Aus den Anhörun- 
gen hat die Kommission den Eindruck gewonnen, 
daß es sich bei diesen Konferenzen um Fachtagun- 
gen handelt, die dem persönlichen Erfahrungsaus- 
tausch der Arbeitsdirektoren dienen. Die wieder- 
holt geäußerte Vermutung, daß im Rahmen solcher 
Zusammenkünfte das Verhalten der Arbeitsdirekto- 
ren koordiniert oder gesteuert werde und sich eine 
solche Steuerung zuungunsten der Unternehmen und 
als Beeinträchtigung der Selbständigkeit der Ar- 
beitsdirektoren auswirken könne, hat sich in den 
Anhörungen nicht bestätigt. Auch die von der Kom- 
mission befragten Aufsichtsratsvorsitzenden und 
Vorstandsvorsitzenden hatten an der Loyalität ihrer 
Arbeitsdirektoren keinen Zweifel. 

Im Zusammenhang mit der selbständigen Vertretung 
des Personalressorts im Vorstand ist die Kommis- 
sion schließlich der Frage nachgegangen, ob sich 
das besondere gesetzlich vorgeschriebene Bestel- 
lungsverfahren für Arbeitsdirektoren im Bereich der 
Montan-Mitbestimmung bewährt hat. Ein Teil der 
von der Kommission dazu befragten Personen war 
der Auffassung, daß dies nicht der Fall sei. Schon 
die Tatsache, daß das Bestellungsverfahren bei den 
Arbeitsdirektoren ein anderes sei als bei anderen 
Vorstandsmitgliedern, habe zur Folge, daß der Ar- 
beitsdirektor im Vorstand in gewisser Flinsicht eine 
besondere Stellung einnehme, die ihn von anderen 
Vorstandsmitgliedern unterscheide. Dies sei jedoch 
aus Gründen der Homogenität des Vorstandes un- 
erwünscht. 

Die Auffassung der Arbeitsdirektoren zu dieser 
Frage war nicht einheitlich. Einige der Herren 
hielten das gegenwärtige Bestellungsverfahren nicht 
für vorteilhaft und vertraten die Auffassung, daß es 
im Sinne einer Anpassung an das Bestellungsver- 
fahren der anderen Vorstandsmitglieder geändert 
werden müsse. Andere sahen in der Notwendigkeit 
einer Zustimmung der Arbeitnehmervertreter zur 
Bestellung des Arbeitsdirektors für die Wirksam- 
keit ihrer Tätigkeit keinen Nachteil, wieder andere 
einen Vorteil für ihre Position im Vorstand. Von 
einigen befragten Arbeitnehmervertretern wurde 
das Bestellungsverfahren deswegen für günstig er- 
klärt, weil damit die Loyalität des Arbeitsdirektors 
gegenüber den Arbeitnehmern des Unternehmens 
ständig gesichert sei. 

Übereinstimmung bestand bei allen von der Kom- 
mission befragten Personen sowohl aus dem Bereich 
der Montan-Mitbestimmung wie aus dem Anwen- 
dungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes, daß 
das Personalressort durch ein dafür berufenes Vor- 
standsmitglied in der Unternehmensleitung vertre- 
ten sein müsse und daß es nicht sinnvoll sei, dieses 
Ressort mit einer Person zu besetzen, die nicht die 
Zustimmung der Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat oder der betrieblichen Vertretung der Ar- 


I beitnehmer gefunden habe. Ohne die Bereitschaft 
i der Arbeitnehmer, den Personalvorstand zu akzep- 
; tieren, sei eine gedeihliche Zusammenarbeit im Rah- 
men des Unternehmens unmöglich. Von zahlreichen 
im Rahmen der Anhörungen befragten Personen 
wurde die Entbehrlichkeit einer besonderen gesetz- 
lichen Regelung damit begründet, daß die Bestellung 
eines Personalvorstandes gegen den Willen der 
Arbeitnehmer schon aus diesen Gründen unterblei- 
ben werde. 


IV. Die Zusammenarbeit von Vorstand 
und Betriebsrat 

1. Bedeutung der Kooperation und Verhältnis 
zum Wirtschaftsausschuß 

62 . Die Anhörungen der Kommission zur Funktions- 
weise der Mitbestimmung in den Unternehmen der 
Montan-Industrie und aus dem Anwendungsbereich 
des Betriebsverfassungsgesetzes haben ergeben, daß 
zwischen der Mitbestimmung der Arbeitnehmer im 
Aufsichtsrat des Unternehmens und der Zusammen- 
arbeit zwischen der Unternehmensleitung und der 
betrieblichen Vertretung der Arbeitnehmer nach 
dem Betriebsverfassungsgesetz ein untrennbarer 
Zusammenhang besteht. Es hat sich gezeigt, daß der 
Umfang und die Wirksamkeit der Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer im Unternehmen nicht allein nach 
den Auswirkungen der Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmervertreter im Aufsichtsrat beurteilt werden 
können. Wesentliche Fragen der Unternehmenspoli- 
tik, insbesondere der inneren Organisation des Un- 
ternehmens, werden nicht im Aufsichtsrat, sondern 
zwischen der Unternehmensleitung und der betrieb- 
lichen Vertretung der Arbeitnehmer, insbesondere 
also zwischen Vorstand und Betriebsrat respektive 
Gesamtbetriebsrat, geklärt und geregelt. Wie die 
Anhörungen ergeben, hat sich diese Zusammen- 
arbeit zwischen Vorstand und Betriebsrat zunächst 
im Bereich der Montan-Mitbestimmung, zunehmend 
aber auch im Bereich des Betriebsverfassungsge- 
setzes institutionalisiert. Sie hat zu einer Verlage- 
rung der Zusammenarbeit zwischen Unternehmens- 
leitung und Arbeitnehmervertretung aus dem Auf- 
sichtsrat einerseits und aus dem Wirtschaftsausschuß 
andererseits auf die Kooperation zwischen Vorstand 
und Betriebsrat geführt. 

Dieser Entwicklung, die in den bisherigen gesetz- 
lichen Regelungen zur Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer im Unternehmen nicht vorgezeichnet ist, 
wird von allen von der Kommission befragten Per- 
sonen eine entscheidende Bedeutung beigemessen. 
Wie die Anhörungen der Kommission, aber auch 
ihre schriftliche Befragung zeigen, wird die Bedeu- 
tung der Kooperation vor allem in der umfassenden 
Information der betrieblichen Vertretung der Ar- 
beitnehmer und in der Möglichkeit gesehen, alle 
Probleme aus dem Bereiche der Betriebe und des 
Unternehmens möglichst frühzeitig mit den Mit- 
gliedern der Unternehmensleitung zu erörtern; wei- 
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ter dient die Kooperation zwischen Vorstand und | 
Betriebsrat der Lösung von Konflikten und Mei- | 
nungsverschiedenheiten. 

Daß gemeinsame Sitzungen zwischen Betriebsrat 
oder Gesamtbetriebsrat und Vorstand nicht nur im 
Bereich der Montan-Industrie, sondern in fast glei- 
chem Umfang auch im Anwendungsbereich des Be- 
triebsverfassungsgesetzes stattfinden, deutet nach 
Auffassung der Kommission darauf hin, daß mit die- 
sen Sitzungen einem Bedürfnis nach Information 
und Kooperation Rechnung getragen wird, dem 
weder durch die Mitwirkungen der Arbeitnehmer 
im Aufsichtsrat noch durch den im Betriebsverfas- ! 
sungsgesetz vorgesehenen Wirtschaftsausschuß ‘ 
Rechnung getragen werden kann. 

Die von der Kommission vorgenommenen schrift- 
lichen Befragungen bestätigen diese Annahme. Da- ' 
nach finden in 88®/o der Montan-Unternehmen und j 
in rund 80 Vo der Unternehmen aus dem Bereich des ; 
Betriebsverfassungsgesetzes gemeinsame Sitzungen : 
zwischen Vorstand und Betriebsrat statt (vgl. An- j 
läge 3, Tabelle 14). Im Anwendungsbereich des Be- 
triebsverfassungsgesetzes waren sie im Jahre 1968 | 
sogar häufiger als im Montanbereich. ; 

Auch die Verhandlungsgegenstände der gemein- 
samen Sitzungen von Vorstand und Betriebsrat ent- 
sprechen sich in beiden Bereichen. Den sozialen An- 
gelegenheiten als dem häutigst genannten Gegen- ^ 
stand folgen Produktionsfragen, Investitionsfragen, | 
Finanzierungsfragen und Personalangeiegenheiten | 
in auch prozentual vergleichbarer Reihenfolge. ' 

An den gemeinsamen Sitzungen nehmen im Montan- j 
Bereich fast stets der Arbeitsdirektor, in beiden Be- 
reichen im übrigen regelmäßig auch andere Vor- 
standsmitglieder und häufig auch der Vorstandsvor- 
sitzende teil. Von allen befragten Vorstandsvor- 
sitzenden und Vorstandsmitgliedern wurde die be- 
sondere Bedeutung dieser Form der Zusammen- 
arbeit mit der betrieblichen Vertretung der Arbeit- 
nehmer betont. Die Vorstandsmitglieder sehen in 
den gemeinsamen Sitzungen die Gelegenheit, sich 
unmittelbar über die Sorgen und Nöte der im Unter- 
nehmen Beschäftigten zu unterrichten. Der Informa- 
tionsweg vom Arbeitsplatz zur Unternehmensleitung 
werde auf diese Weise verkürzt. 


63. Aus den Anhörungen hat die Kommission den 
Eindruck gewonnen, daß die frühzeitige Einrichtung 
regelmäßiger Zusammenkünfte zwischen der Unter- 
nehmensleitung und der betrieblichen Vertretung 
der Arbeitnehmer im Montan-Bereich auch darauf 
zurückzuführen war, daß von der paritätischen Be- 
setzung des Aufsichtsrates ein gewisser Zwang zur 
Kooperation zwischen Unternehmensleitung und Ar- 
beitnehmern im Unternehmen ausging. Dadurch 
wurde die Stellung des Betriebsrates in den montan- 
mitbestimmten Gesellschaften gegenüber dem Vor- 
stand gestärkt und dies hat sich, wie die Anhörun- 
gen ergeben haben, auch zugunsten der Erfüllung 
der betriebsverfassungsrechtlichen Aufgaben des 
Betriebsrates ausgewirkt. 


2. Betriebsrat, Gesamtbetriebsrat, 

Konzernbetriebsrat 

64. Angesichts der großen Bedeutung, die von den 
befragten Personen der Kooperation zwischen Unter- 
nehmensleitung und betrieblicher Vertretung der 
Arbeitnehmer beigemessen wurde, hat die Kommis- 
sion in ihren Anhörungen die Frage aufgeworfen, 
ob in Abweichung vom derzeit geltenden Recht die 
Errichtung eines Gesamtbetriebsrates als Vertretung 
aller Arbeitnehmer des Unternehmens gegenüber 
der Unternehmensleitung zwingend vorgeschrieben 
werden sollte. Das Ergebnis der Untersuchung die- 
ser Frage ist uneinheitlich. Einerseits wurde von 
den befragten Personen, vor allem von Mitgliedern 
des Vorstandes die Notwendigkeit der Bildung eines 
Gesamtbetriebsrates als Gesprächspartner der 
Unternehmensleitung unterstrichen. Andererseits 
wurde von vielen Betriebsratsmitgliedern, aber auch 
von Mitgliedern des Vorstandes auf die Gefahr 
hingewiesen, daß die Vertretung der Interessen der 
Arbeitnehmer der einzelnen Betriebe durch den Ge- 
samtbetriebsrat nicht ausreichend gewährleistet sei, 
die gesetzlich vorgeschriebene Errichtung eines Ge- 
samtbetriebsrates aber zu einer Aushöhlung der be- 
trieblichen Vertretung der Arbeitnehmer führen 
könne. Die Strukturen der einzelnen Betriebe und 
Belegschaften seien im übrigen zu heterogen, als 
daß alle Arbeitnehmer des Unternehmens durch 
einen Gesamtbetriebsrat allein wirksam vertreten 
werden könnten. Die einzelnen Betriebsräte ver- 
fügten über mehr Kontakte zu den Werksieitungen 
und könnten damit vor allem auf das Geschehen am 
Arbeitsplatz wirksamer Einfluß nehmen. Mit dieser 
Begründung standen viele der von der Kommission 
befragten Betriebsratsmitglieder der zwingenden 
Einrichtung von Gesamtbetriebsräten mit Vorbehalt 
gegenüber. 


3. Der Wirtschaftsausschuß 

65. Die regelmäßige und in zahlreichen Unterneh- 
men formalisierte Zusammenarbeit zwischen der Un- 
ternehmensleitung und der betrieblichen Vertretung 
der Arbeitnehmer hat, wie bereits erwähnt, in ge- 
wissem Umfang zu einer Entleerung der gesetzlich 
vorgesehenen Funktion des Wirtschaftsausschusses 
geführt. Wie die Anhörungen ergeben haben, wird 
dem Wirtschaftsausschuß in zahlreichen Unterneh- 
men des Montan-Bereiches nur eine untergeordnete 
oder eine geringe Bedeutung beigemessen. Von den 
befragten Betriebsratsvorsitzenden und Betriebsrats- 
mitgliedern wurde wiederholt erklärt, daß sich die 
Bildung eines Wirtschaftsausschusses angesichts der 
unmittelbaren Kooperation zwischen Unternehmens- 
leitung und Betriebsräten erübrigt hat; in manchen 
Unternehmen des Montan-Bereiches war die Tätig- 
keit des Wirtschaftsausschusses praktisch zum Er- 
liegen gekommen. 

Die schriftlichen Befragungen der Kommission haben 
dieses Ergebnis der Anhörungen bestätigt. Danach 
besteht in rund einem Viertel der im Montan- 
Bereich befragten Unternehmen kein Wirtschafts- 
ausschuß. Das Fehlen des Wirtschaftsausschusses 
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wurde regelmäßig mit der Existenz anderer Koope- 
rationsformen begründet, (vgl. Anlage 3, Tabelle 15 
und Tabelle 16) 

Im Anwendungsbereich des Betriebsverfassungs- 
gesetzes ist die Situation nicht grundsätzlich anders. 
Zwar ist dort in 85 ®/o aller untersuchten Unterneh- 
men ein Wirtschaftsausschuß gebildet worden; auch 
hier wird jedoch, falls ein Wirtschaftsausschuß fehlt, 
die Existenz anderer Kooperationsformen als der 
wichtigste Grund angegeben (vgl. Anlage 3, Tabelle 
15 und Tabelle 16). 

Trotz der zurückgetretenen Bedeutung des Wirt- 
schaftsausschusses hat die Kommission aufgrund 
ihrer Anhörungen den Eindruck gewonnen, daß die 
Einrichtung in den meisten Unternehmen auch bei 
unmittelbarer Zusammenarbeit zwischen Unterneh- 
mensleitung und Betriebsräten als Kooperations- 
instrument der „zweiten Ebene" beibehalten wird. 
Im übrigen dient der Wirtschaftsausschuß als zu- 
sätzliches Kommunikationsmittel. Die Information 
seiner Mitglieder wird von knapp 70 Vo der Be- 
triebsratsvorsitzenden der Unternehmen aus dem 
Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgeset- 
zes für ausreichend und nur von 15 ^/o für nicht aus- 
reichend gehalten. Zu Konflikten über Informations- 
verweigerungen im Wirtschaftsausschuß ist es so 
gut wie nie gekommen (vgl. Anlage 3, Tabelle 17). 

4. Die Betriebsversammlung 

66. Im Zusammenhang mit der Kooperation zwi- 
schen Unternehmensleitung und betrieblicher Ver- 
tretung der Arbeitnehmer hat sich die Kommission 
schließlich auch mit der Frage befaßt, welche Rolle 
der Betriebsversammlung im Rahmen der Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer im Unternehmen zii- 
kommt. Die Institution der Betriebsversammlung ist 
in den Anhörungen recht unterschiedlich beurteilt 
worden. Während eine größere Zahl von Vorstands- 
mitgliedern, aber auch Betriebsratsmitgliedern die 
Bedeutung der Betriebsversammlungen für die Mit- 
bestimmung gering einschätzten, erklärten andere, 
daß die Versammlung der Arbeitnehmer in hohem 
Maße geeignet sei, der Unternehmensleitung ihre 
Anonymität zu nehmen, den Informationsfluß zu 
fördern und günstige Voraussetzungen für eine Dis- 
kussion der die Belegschaft interessierenden Fragen 
vor dem „Plenum" der Betriebsangehörigen zu 
schaffen. Ähnlich wie im Zusammenhang mit der 
Frage nach der Bildung eines Gesamtbetriebsrates 
hängt die Wirksamkeit der Betriebsversammlung in 
erheblichem Umfang von der inneren Struktur des 
Unternehmens ab. Solange die Betriebsversammlung 
in übersehbaren Dimensionen verbleibt, was insbe- 
sondere bei einer weiteren Streuung von Betriebs- 
einheiten der Fall ist, kann sie auch einen nennens- 
werten Beitrag zur Information der Belegschaft und 
zur Kooperation zwischen Belegschaft und Unter- 
nehmensleitung leisten. 

Allgemein hat die Kommission jedoch den Eindruck 
gewonnen, daß der selbständige Beitrag der Be- 
triebsversammlung zur Verwirklichung der Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer im Unternehmen ge- 
ring ist. 


V. Information und Kooperation im Unternehmen 

67. In den Anhörungen der Kommission sind die 
Probleme der Information und Kommunikation zwi- 
schen der Unternehmensleitung und den Vertretern 
der Arbeitnehmer sehr eingehend diskutiert worden. 
Von den Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat 
und den Betriebsratsmitgliedern wurde stets mit 
Nachdruck betont, daß es nur dann zu einer befrie- 
digenden Zusammenarbeit zwischen der Unterneh- 
mensleitung und der Arbeitnehmervertretung kom- 
men könne, wenn die Vertreter der Arbeitnehmer 
ausreichend und rechtzeitig über die Planungen der 
Unternehmensleitung, die unternehmenspolitischen 
Absichten und die aktuellen Probleme unterrichtet 
würden, die für die Belegschaft von besonderem 
Interesse sind. 

68. Die Anhörungen der Kommission haben erge- 
ben, daß der Umfang der Information der Arbeit- 
nehmervertreter in den Unternehmen recht verschie- 
den ist. Während die Arbeitnehmervertretungen im 
Bereich der Montan-Mitbestimmung durch ihre stän- 
dige Mitwirkung an allen Entscheidungsprozessen im 
Aufsichtsrat und auf der Ebene der Kooperation zwi- 
schen Unternehmensleitung und Betriebsrat fast 
immer in vollem Umfang informiert werden, sind 
der Kommission aus dem Anwendungsbereich des 
Betriebsverfassungsgesetzes mehrere Fälle offen- 
sichtlich unzureichender Information der Arbeitneh- 
mervertreter bekannt geworden. Dabei handelte es 
sich einmal um die Unterrichtung der Arbeitnehmer- 
vertreter im Aufsichtsrat, zum anderen um die den 
Betriebsräten gewährten Informationen. Zwar erhal- 
ten die Arbeitnehmervertreter in den Aufsichtsräten 
der Unternehmen, die der Anwendung des Betriebs- 
verfassungsgesetzes unterliegen, regelmäßig die 
gleichen schriftlichen Unterlagen wie andere Auf- 
sichtsratsmitglieder. In den Augen der Arbeitneh- 
mervertreter beruht das Informationsgefälle zwi- 
schen ihnen und den Anteilseignervertretern in den 
Aufsichtsräten, soweit ein solches Gefälle empfun- 
den wurde, jedoch weniger auf der unterschied- 
lichen schriftlichen Unterrichtung als auf dem unter- 
schiedlichen Zugang zur informellen Unterrichtung 
und Information durch die Unternehmensleitung. 
Durch die unmittelbare Zusammenarbeit zwischen 
Unternehmensleitung und Aufsichtsratsvorsitzendem 
wurde diese unterschiedliche Information in man- 
chen Fällen noch verstärkt. Allgemein hat die Kom- 
mission aufgrund der Anhörungen den Eindruck 
gewonnen, daß der Umfang der Informationsgewäh- 
rung und die Bereitschaft zur Kommunikation in den 
Unternehmen des Montanbereichs im allgemeinen 
größer ist als in den Unternehmen, die dem Anwen- 
dungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes unter- 
liegen. Dem steht nicht entgegen, daß es auch 
im Bereich des Betriebsverfassungsgesetzes Ge- 
sellschaften gibt, die ein ungewöhnlich hohes 
Maß an Information und Kommunikation kennen. 
Auch hier zeigt sich wieder, daß die persönliche 
Bereitschaft der Vorstandsmitglieder, Informationen 
zu geben und schwierige oder umstrittene Fragen 
mit den Vertretern der Arbeitnehmer durchzuspre- 
chen, die Art und Weise prägt, wie sich die Mit- 
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bestimmung in einem Unternehmen tatsächlich ver- 
wirklicht. 

Die Kommission hat jedoch den Eindruck, daß die 
Möglichkeiten der Information und Kommunikation 
in zahlreichen Unternehmen, die der Anwendung 
des Betriebsverfassungsgesetzes unterliegen, nicht 
ausgeschöpft werden. 

69 . Mit der Information der Arbeitnehmervertreter 
im Aufsichtsrat und im Rahmen der betrieblichen 
Vertretung der Arbeitnehmer ist immer auch das 
Problem der Geheimhaltung solcher Informationen 
verbunden, deren Bekanntgabe den Interessen des 
Unternehmens zuwiderlaufen könnte. Die Notwen- 
digkeit, sensitive Informationen geheimzuhalten, 
wurde von keinem der befragten Arbeitnehmerver- 
treter bestritten. Aus den Gesprächen mit den Vor- 
standsvorsitzenden und Aufsichtsratsvorsitzenden, 
iaber auch mit den Betriebsräten der untersuchten 
Unternehmen gewann die Kommission den Eindruck, 
daß bei der Frage der Geheimhaltung von Informa- 
tionen unterschwellig auch die Befürchtung eine 
Rolle spielt, die Information könne von beteiligten 
Arbeitnehmervertretern an Dritte, insbesondere an 
zentrale Informationsstellen der Gewerkschaften 
weitergegeben werden. Die Kommission ist der An- 
sicht, daß die Möglichkeit eines solchen Vertrauens- 
bruchs weder bei Arbeitnehmervertretern noch bei 
anderen Mitgliedern der Unternehmensorgane aus- 
geschlossen werden kann und daß die Anhörungen 
keine Anhaltspunkte dafür ergeben haben, daß die 
Gefahr eines Vertrauensbruchs bei Arbeitnehmer- 
vertretern höher ist als bei anderen Mitgliedern der 
Unternehmensorgane. Sie findet diese Ansicht nicht 
nur durch die Praxis, sondern auch durch die Aus- 
sagen zahlreicher Aufsichtsratsvorsitzender und Vor- 
standsvorsitzender bestätigt. 

70 . Im Zusammenhang mit der Geheimhaltung sen- 
sitiver Informationen über unternehmensinterne 
Vorgänge ist die Kommission auch der Frage nach- 
gegangen, ob es außerhalb des Unternehmens Ein- 
richtungen gibt, die Unternehmensdnformationen mit 
dem Ziel sammeln, sie den Arbeitnehmervertretern 
in den Unternehmensorganen zum Zwecke der Koor- 
dination ihrer Verhaltensweisen zur Verfügung zu 
stellen. Entsprechende, unter dem Stichwort „Fern- 
steuerung" vielfach diskutierte Befürchtungen haben 
sich durch die Anhörungen der Kommissiion nicht 
bestätigt. Zwar steht außer Frage, daß die gewerk- 
schaftlichen Organisationen sich um die Sammlung 
unternehmensrelevanter Informationen bemühen 
und zu diesem Zweck auch diejenige Information 
auswerten, die ihnen von Arbeitnehmervertretern 
dn den Aufsichtsräten zugänglich gemacht wird. Die 
Kommission hat sich in den Anhörungen jedoch 
davon überzeugt, daß diese Sammlung von Unter- 
nehmensinformationen nicht über die Auswertung 
vergleichbarer Informationen hinausführt, die auch 
von anderen Organisationen, insbesondere von 
Wirtschaftsverbänden und Arbeitgeberverbänden, 
vorgenommen wird. Im übrigen scheitert, wie be- 
reits an früherer Stelle erwähnt, der Versuch einer 
Beeinflussung der Arbeitnehmervertreter in den Un- 
ternehmensorganen mit dem Ziel eines gemeinsamen 


Verhaltens regelmäßig nicht nur an den organisa- 
torischen Schwierigkeiten, sondern auch an der 
Weigerung der Betroffenen, sich einheitlichen Ver- 
haltensanweisungen zu unterwerfen. Der Kommis- 
sion sind nur im Zusammenhang mit der Bildung der 
Kohle-Einheits-Gesellschaft und der Walzstahlkon- 
tore Fälle bekanntgeworden, in denen die Gewerk- 
schaft versucht hat, die Arbeitnehmervertreter in den 
Aufsichtsräten der beteiligten Gesellschaften zu 
einem einheitlichen Verhalten im Sinne einer ge- 
meinsamen Konzeption zu bewegen. Im Zusam- 
menhang mit der Bildung der Walzstahlkontore 
sind diese Versuche jedoch von den Unterneh- 
mensleitungen einiger der beteiligten Unternehmen 
zumindest mittelbar unterstützt worden. Auch in an- 
deren Fällen, in denen es nicht zu einer nachweis- 
baren Beeinflussung von Arbeiitnehmervertretern ge- 
kommen ist, konnte sich die Kommission des Ein- 
drucks nicht erwehren, daß die beteiligten Unter- 
nehmensleitungen von der Möglichkeit einer solchen 
Beeinflussung zur Verwirklichung ihrer unterneh- 
merischen Konzeption Gebrauch gemacht hätten, 
wenn sie bestanden hätte. 

71 . Wie bereits erwähnt, hat die Kommission auf- 
grund ihrer Anhörungen den Eindruck gewonnen, 
daß die Bereitschaft der Unternehmensleitung zur 
Kooperation mit den Arbeitnehmervertretungen in- 
nerhalb des Unternehmens durch die paritätische 
Besetzung des Aufsichtsrates im Montan-Be reich ge- 
fördert wird. Von zahlreichen Arbeitnehmer- und 
Gewerkschaftsvertretern wurde in den Anhörungen 
darauf hingewiesen, daß die Bedeutung der paritä- 
tischen Besetzung des Aufsichtsrates in erster Linie 
in dieser Wirkung auf die Unternehmensleiitung be- 
stehe. Selbst wenn sich die Kooperation zwischen 
Unternehmensleitung und Arbeitnehmervertretung 
überwiegend außerhalb des Aufsichtsrates vollziehe, 
so sei es doch gleichwohl möglich, die fraglichen 
Probleme im Aufsichtsrat zur Sprache zu bringen, 
wenn sie nicht unmittelbar zwischen Unternehmens- 
leitung und betrieblicher Vertretung gelöst werden 
könnten. In dieser Möglichkeit der Einwirkung auf 
die Kooperation im Unternehmen sehen die befrag- 
ten Arbeitnehmervertreter einen der wichtigsten 
Vorzüge der paritätischen Besetzung des Aufsichts- 
rates. 

Die Kommission ist aufgrund ihrer Anhörungen zu 
dem Ergebnis gelangt, daß die paritätische Beset- 
zung der Aufsichtsräte der Montan-Industrie zur 
Förderung der Kooperationsbereitschaft der Unter- 
nehmensleitungen mit den Arbeitnehmervertretun- 
gen zumindest wesentlich beigetragen hat. Wie die 
Entwicklung im Bereich des Betriebsverfassungsge- 
setzes zeigt, treten jedoch zunehmend andere, aus 
der Natur des Unternehmens erwachsende Koopera- 
tionszwänge neben den von der paritätischen Beset- 
zung des Aufsichtsrats ausgehenden Kooperations- 
zwang. Diese Entwicklung, die auch von den Be- 
triebsratsvorsitzenden einiger Unternehmen aus dem 
Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgeset- 
zes in eindrucksvoller Weise bestätigt wurde, hat 
den von der paritätischen Besetzung des Aufsichts- 
rates ausgehenden Kooperationszwang in diesen 
Fällen gewissermaßen „überholt". 
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Völlig einheitldch wurde von allen befragten Per- 
sonen die Auffassung vertreten, daß ohne eine in- 
tensive Zusammenarbeit zwischen Unternehmens- 
leitung und betrieblicher Arbeitnehmervertretung 
die Führung eines modernen Unternehmens unmög- 
lich ist. 

72. Im übrigen ist die Kommission sich völlig dar- 
über im klaren, daß die Zusammenarbeit zwischen 
Unternehmensleitung und Arbeitnehmervertretung 
auch in den Unternehmen, die der Anwendung des 
Betriebsverfassungsgesetzes unterliegen, zu einem 
erheblichen Teil Sache des persönlichen Führungs- 
stils der Vorstandsmitglieder, insbesondere des Vor- 
standsvorsitzenden, und der weitgehend durch die- 
sen Stil geprägten Bereitschaft der Arbeitnehmer ist, 
mit dem Vorstand zusammenzuarbeiten. 

Der Kommission wurden eindrucksvolle Beweise 
einer solchen Kooperation gerade auch in Unterneh- 
men aus dem Anwendungsbereich des Betriebsver- 
fassungsgesetzes geliefert, Beweise, die dartun, daß 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer auch dann, 
wenn im Aufsichtsrat keine Parität besteht, zu her- 
vorragenden Ergebnissen führen kann. Die Anhö- 
rungen haben jedoch gezeigt, daß solche Ergebnisse, 
wo sie auftreten, in stärkerem Maße der persön- 
lichen Qualifikation der Mitglieder des Vorstandes 
und der Mitglieder der betrieblichen Arbeitnehmer- 
vertretung zuzurechnen sind als im Montan-Bereich. 


VI. Gesamtwirtschaftliche Aspekte 
der Mitbestimmung 

1. Kontrolle wirtschaftlicher Macht 

73. Zu den wichtigsten Argumenten, mit denen die 
Forderung nach paritätischer Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in den Unternehmensorganen begrün- 
det wird, gehört die Betonung der Notwendigkeit, 
die wirtschaftliche Macht von Großunternehmen 
durch die Einbeziehung der Arbeitnehmervertreter 
und der Gewerkschaftsvertreter in den Willensbil- 
dungsprozeß des Unternehmens zu kontrollieren. 

Die Kommission ist deshalb im Rahmen ihrer An- 
hörungen auch der Frage nachgegangen, ob und in 
welcher Weise die Mitbestimmung im Montan-Be- 
reich zu einer Kontrolle wirtschaftlicher Macht der 
betroffenen Unternehmungen geführt haben könnte. 
Als Ergebnis dieser Untersuchungen läßt sich fest- 
stellen, daß die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
in den Unternehmensorganen bisher nicht geeignet 
war, einen möglichen Mißbrauch wirtschaftlicher 
Macht durch Großunternehmen zu verhindern. Ins- 
besondere die Untersuchung der Konzentrationsvor- 
gänge in der Stahlindustrie und der Einstellung der 
Arbeitnehmervertreter zu diesen Vorgängen hat 
deutlich gemacht, daß sich die Arbeitnehmervertreter 
in den Aufsichtsräten bei der Beurteilung des Pro- 
blems der wirtschaftlichen Macht im wesentlichen 
von den gleichen Gesichtspunkten leiten lassen wie 
die Unternehmensleitungen. Damit ist nicht gesagt, 
daß die Gewerkschaftsvertreter und die Arbeitneh- 
mervertreter in den Aufsichtsräten der beteiligten 
Gesellschaften nicht erkannt hätten, daß mit der Re- 


konzentration in der Stahlindustrie das Problem der 
Entstehung wirtschaftlicher Machtstellungen verbun- 
den war. Sämtliche zu diesem Problem befragten 
Arbeitnehmervertreter waren jedoch, ebenso wie 
die Unternehmensleitungen, der Auffassung, daß ein 
Mißbrauch eventueller wirtschaftlicher Machtposi- 
tionen nicht zu befürchten sei und im übrigen sowohl 
ein unternehmenspolitisches wie ein gesamtwirt- 
schaftliches Interesse an möglichst starken und 
„wettbewerbsfähigen" Unternehmen bestehe. Da- 
bei wurde von den Arbeitnehmervertretern ebenso 
wie von den Mitgliedern der Unternehmensleitung 
auf die besondere Bedeutung der internationalen 
Wettbewerbslage hingewiesen. Ebensowenig wie die 
Verhinderung eines Mißbrauchs wirtschaftlicher 
Macht spielt auch die Verhinderung eines politischen 
Mißbrauchs der wirtschaftlichen Machtstellung der 
Unternehmen in der Mitbestimmung der Nachkriegs- 
zeit eine praktische Rolle. Die von der Kommission 
befragten Gewerkschaftsvertreter und Arbeitneh- 
mervertreter in den Aufsichtsräten der Montan- 
industrie haben übereinstimmend darauf hingewie- 
sen, daß die Möglichkeit eines politischen Miß- 
brauchs der wirtschaftlichen Stellung der Montan- 
Unternehmen heute keine praktische Bedeutung 
mehr habe. Die Kommission sieht gerade in der Klä- 
rung dieser Frage ein wichtiges Ergebnis ihrer An- 
hörungen. 

2. Auswirkungen der Mitbestimmung 
auf den Kapitalmarkt 

74. Zu den Einwendungen gegen eine paritätische 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat 
gehört auch die Sorge, daß diese Mitbestimmung 
den Zugang des Unternehmens zum Kapitalmarkt 
erschweren könne und insbesondere die Bereitschaft 
ausländischer Investoren verringern würde, in deut- 
schen Unternehmen zu investieren. Aufgrund der 
bisherigen Erfahrungen mit der Montan-Mitbestim- 
mung läßt sich diese Sorge nicht rechtfertigen. Von 
den von der Kommission gehörten Aufsichtsratsvor- 
sitzenden und Vorstandsvorsitzenden aus dem Mon- 
tan-Bereich konnten keine Fälle genannt werden, in 
denen die Emissionsfähigkeit ihrer Gesellschaften 
durch die Existenz der paritätischen Mitbestimmung 
beeinträchtigt worden wäre. 

Allgemein wurde von den Aufsichtsratsvorsitzenden 
und den Vorstandsvorsitzenden, sowohl aus dem 
Montan- als auch aus dem Bereich des Betriebsver- 
fassungsgesetzes, die Ansicht vertreten, daß mit 
nachhaltigen Auswirkungen auf den Kapitalmarkt 
erst dann zu rechnen sei, wenn die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer im Unternehmen dazu führe, daß 
über das im Unternehmen investierte Kapital gegen 
den Willen der Anteilseigner entschieden werden 
könne. Das gleiche gilt nach der Ansicht mehrerer 
Befragter auch dann, wenn die Investoren aufgrund 
der Mitbestimmung der Arbeitnehmer die Kontrolle 
über die Führungsauswahl im Unternehmen gänz- 
lich verlieren. Da in der Praxis der Montan-Mit- 
bestimmung weder der eine noch der andere Sach- 
verhalt verwirklicht worden ist, läßt sich die Be- 
rechtigung dieser der Kommission vorgetragenen 
Annahmen empirisch nicht verifizieren. 
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TEIL IV 

Grundlagen der Empfehlungen der Kommission 


A. Rechtfertigung der Mitbestimmung 

I. Grundlagen der Mitbestimmung 

1. Bei ihren Empfehlungen zur Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer im Unternehmen geht die Kommission 
davon aus, daß die Mitbestimmung der Arbeitneh- 
mer in den Organen des Unternehmens nicht nur 
politisch gefordert und historisch gegeben, sondern 
sachlich notwendig ist. Unter Mitbestimmung ver- 
steht die Kommission dabei die institutioneile Teil- 
nahme der Arbeitnehmer oder ihrer Vertreter an der 
Gestaltung und inhaltlichen Festlegung des Willens- 
bildungs- und Entscheidungsprozesses im Unterneh- 
men, zunächst ohne Rücksicht auf die Art der Teil- 
nahme und die konkrete Anzahl der Stimmen, die 
den Arbeitnehmern oder ihren Vertretern in den 
Organen des Unternehmens zustehen. 

Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unterneh- 
men ist nach Ansicht der Kommission abzuleiten aus 

1. dem besonderen rechtlichen, wirtschaftlichen und 
sozialen Charakter des Arbeitsverhältnisses, wie 
er durch den Arbeitsvertrag, die organisatorische 
Eingliederung des Arbeitnehmers in den Betrieb, 
die Verfügung über die Arbeitskraft des Arbeit- 
nehmers und die damit verbundene, dem Arbeits- 
verhältnis eigene Autoritätsbeziehung gestaltet 
wird; 

2. der Zugehörigkeit des Arbeitnehmers zum Un- 
ternehmen, die durch das Arbeitsverhältnis be- 
gründet wird und ihre konkrete Gestaltung durch 
den Beitrag erfährt, den der Arbeitnehmer im 
Rahmen der Organisation Unternehmen zur Ver- 
wirklichung des Zwecks der Organisation ent- 
sprechend der unternehmerischen Planung und 
unter einheitlicher Organisationsgewalt leistet. 

1. Inhalt und Charakter der Wertentscheidung 

2. Das Arbeitsverhältnis und die damit begründete 
Zugehörigkeit zum sozialen Verband Unternehmen 
führen allerdings nicht aufgrund einer zwingend not- 
wendigen, der Eigengesetzlichkeit der wirtschaftli- 
chen Veranstaltung Unternehmen entnommenen 
Schlußfolgerung zur Mitbestimmung des Arbeit- 
nehmers im Unternehmen. Das Unternehmen als 
wirtschaftliche Zweckorganisation ist auch ohne Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer in den Organen des 
Unternehmens denkbar und praktikabel. Die Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer leitet sich vielmehr aus 
dem richtigen Verständnis von der normativen Ge- 
staltung des Arbeitsverhältnisses und der Stellung 


des Arbeitnehmers im Unternehmen und damit einer 
Wertentscheidung ab. 

Gegenstand dieser Wertentscheidung ist die zu- 
treffende Gestaltung der Stellung des Einzelnen in 
der organisierten Gemeinschaft Unternehmen. In- 
haltlich beruht die Wertentscheidung auf dem 
grundlegenden Bekenntnis zur Würde der Person, 
zu den unverletzlichen und unveräußerlichen Men- 
schenrechten als Grundlage jeder menschlichen Ge- 
meinschaft und zum Recht auf freie Entfaltung der 
Persönlichkeit (Art. 1 und 2 GG). Zunächst allge- 
mein ausgedrückt, besagt sie, daß die Unterordnung 
des Arbeitnehmers unter fremde Leitungs- und Or- 
ganisationsgewalt im Unternehmen mit seiner 
Selbstbestimmtheit, der ihm rechtlich zuerkannten 
Möglichkeit, seine Zwecke selbst zu wählen und 
eigene Initiativen zu entfalten, nur solange verein- 
bar ist, als sie ihre Entsprechung in Gestalt der Frei- 
heit der Beteiligung an den Entscheidungen findet, 
die den Arbeitsprozeß regeln und gestalten. 

Die Wertentscheidung, von der nach der Überzeu- 
gung der Kommission bei der rechtlichen Regelung 
des Arbeitsverhältnisses und damit der Zugehörig- 
keit des Arbeitnehmers zu der Organisation Unter- 
nehmen ausgegangen werden muß, ist nicht von der 
Kommission selbst entwickelt worden. Die Kommis- 
sion findet sie vielmehr als einen Bestandteil der 
Wertordnung vor, auf der die rechtliche Ordnung 
unseres Staates und seiner Gesellschaft allgemein 
beruht. Hinweise auf diese Wertordnung lassen sich 
in Artikel 1 des Grundgesetzes der Bundesrepublik 
Deutschland und den nachfolgenden Grundrechten 
ebenso wie in zahlreichen gesetzlichen Bestimmun- 
gen finden, die die gesetzliche Ordnung des Arbeits- 
verhältnisses, ganz allgemein die Ordnung des 
Arbeitslebens, zum Gegenstand haben. Im meta- 
rechtlichen Bereich findet sie sich in den theolo- 
gischen Äußerungen beider christlichen Konfessio- 
nen zur sozialen Ordnung und zur Frage der Mitbe- 
stimmung in der Wirtschaft. 

Die grundsätzliche Entscheidung, den Arbeitneh- 
mern in der Organisation des modernen Unterneh- 
mens Mitbestimmungsrechte einzuräumen und damit 
die Freiheit der Person und den Grundsatz der Men- 
schenwürde unter den Bedingungen der modernen 
Industriegesellschaft zu verwirklichen, ist keine iso- 
lierte Wertentscheidung. Sie ist Teil der allgemeinen 
Wertvorstellungen, auf denen die Gestaltung und 
Organisation unserer Wirtschaftsordnung und das 
j sie bestimmende Recht beruhen. Ihre Verwirk- 
i lichung bedingt deshalb im Ergebnis die Entschei- 
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düng der Frage, wie sich der Gedanke der Mitbe- 
stimmung mit den weiteren Grundsätzen unserer 
Gesellschaftsordnung, mit der Verteilung der Ver- 
antwortung für unternehmerische Entscheidungen 
und mit den Elementen vor allem der Privatrechts- 
ordnung in Einklang bringen läßt, die diese Verant- 
wortungen und Kompetenzen regelt. Gefragt ist 
nach der Harmonisierung der verschiedenen, in einer 
freiheitlich konzipierten Wirtschaftsordnung kon- 
kurrierenden Prinzipien und Werte, zu denen die 
durch den sozialen Imperativ gebundene Freiheit 
unternehmerischer Initiative, die Handlungsfreiheit 
und das Privateigentum ebenso gehören wie das 
Prinzip Mitbestimmung. Die Kommission hat es als 
eine ihrer wichtigsten Aufgaben angesehen, das 
Verhältnis der einzelnen Grundsätze zueinander zu 
entwickeln und ihre institutioneile Ausgestaltung so 
miteinander abzuwägen, daß die Entscheidung deut- 
lich wird, auf der die Wertentscheidung beruht. 

3 . Mit der prinzipiellen Anerkennung einer solchen 
Entscheidung ist allerdings noch nichts ausgesagt 
über die Art und Weise, wie der Grundsatz in der 
rechtlichen Ordnung des Arbeitsverhältnisses und 
der Organisation Unternehmen konkrete Gestalt an- 
nehmen soll. Diese Frage läßt sich nicht allein auf 
der Grundlage der bisherigen, mit institutioneilen 
Mitbestimmungsregelungen gemachten Erfahrungen 
bewältigen. 

Die Kommission hält es deshalb für unerläßlich zu 
überprüfen, in welcher Weise die allgemeinen Wert- 
vorstellungen in konkrete zweckbestimmte Organi- 
sationsregeln umzusetzen sind. 

Dies erlaubt nicht nur, die Erfahrungen und Erkennt- 
nisse mitzuverwerten, die in den vergangenen 20 
Jahren in unserem Lande im Bereich der Wirtschafts- 
ordnung gemacht worden sind. Ein solcher Neu- 
ansatz bietet zugleich die Chance, die Bedeutung 
derjenigen politischen Motivationen der ursprüng- 
lichen Grundsatzentscheidung für eine Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer zu relativieren, die heute 
mehr historischen als praktischen Wert haben und 
deren erneute Bemühung die Diskussion um eine 
sachgerechte Antwort auf die Mitbestimmungsfrage 
nur belasten kann. 

4 . Daß sich die Notwendigkeit der Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer im Unternehmen aus einem zu- 
treffenden Verständnis vom Arbeitsverhältnis und 
der Mitgliedschaft des Arbeitnehmers im sozialen 
Verband und damit aus einer wertbezogenen Ge- 
staltung dieses Verhältnisses ergibt, erklärt zu- 
gleich, warum es sich bei der Mitbestimmung im 
Unternehmen um eine für die deutsche Sozialord- 
nung charakteristische Form der institutioneilen 
Bewältigung des Abhängigkeitsproblems im Unter- 
nehmen handelt. In der Tat ist die institutionelle 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unternehmen 
eine Besonderheit der deutschen Wirtschaftsord- 
nung, jedenfalls dann, wenn man die wirtschaftlich 
wichtigsten Länder zum Vergleich heranzieht, deren 
Wirtschaft marktwirtschaftlich organisiert ist. Von 
diesem Umstand ist verschiedentlich gesagt worden, 
er spreche gegen eine institutioneile Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer im Unternehmen. Eine Regelung, 


die konzeptionell so stark von vergleichbaren Ord- 
nungsvorstellungen in Ländern mit verwandten 
Wertordnungen abweiche, habe den Verdacht der 
Systemwidrigkeit oder doch der unzureichenden 
Vereinbarkeit mit der geltenden Wirtschaftsord- 
nung gegen sich. 

Diese Schlußfolgerung aus der Besonderheit der 
institutioneilen Mitbestimmung im Vergleich mit 
anderen Industrienationen übersieht nach Auffas- 
sung der Kommission jedoch, daß auch die Wert- 
entscheidungen, die ihr zugrunde liegen, auf beson- 
deren, von anderen Industrienationen kaum geteil- 
ten politischen und historischen Erfahrungen beru- 
hen. Das Resultat solcher Erfahrungen ist eine spe- 
zifische Einstellung zum Problem der Organisations- 
und Leitungsgewalt gegenüber Menschen, eine Sen- 
sibilität gegenüber organisatorischen Abhängigkei- 
ten, die sich auch dann nicht eliminieren oder igno- 
rieren läßt, wenn es um die rechtliche Organisation 
zweckgebundener Veranstaltungen geht, bei der Ge- 
sichtspunkte der Zweckmäßigkeit und der Sachge- 
setzlichkeit im Vordergrund stehen. Die besondere 
Erfahrung geht auch in diesem Fall in die Wertent- 
scheidung und damit in die gefundene konkrete 
institutioneile Regelung ein und wird auf diese 
Weise Teil der Organisationsgesetze selbst. 

Die Wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Erfah- 
rungen, die der Konkretisierung allgemeiner Wert- 
vorstellungen im Bereich des Arbeitsverhältnisses 
und des Unternehmens zugrundeliegen, erlauben es 
andererseits nicht, die Fragen zu ignorieren, die sich 
für die wirtschaftliche Veranstaltung Unternehmen 
im Verhältnis zu seiner Umwelt, insbesondere zu 
internationalen Märkten ergeben können. Daraus 
kann aber nach Auffassung der Kommission kein 
prinzipieller Einwand gegen die Notwendigkeit insti- 
tutioneller Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Un- 
ternehmen abgeleitet werden. Vielmehr sind diese 
— ebenso wie andere aus der Eigengesetzlichkeit 
des Unternehmens und der Märkte resultierende Ge- 
sichtspunkte — im Rahmen der konkreten institu- 
tionellen Ausformung der Mitbestimmung zu be- 
rücksichtigen. 

5 . Mit dieser Feststellung ist zugleich der Gang der 
Überlegungen der Kommission vorgezeichnet. Er 
beginnt mit einer Analyse der Gesichtspunkte, 
aus denen sich die Rechtfertigung der institu- 
tionellen Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Un- 
ternehmen ableitet. Daran schließt sich eine Be- 
schreibung derjenigen Unternehmens-, markt- und 
gesamtwirtschaftsbezogenen Wertentscheidungen 
und Bedingungen an, die nach Ansicht der Kom- 
mission bei der institutioneilen Ausgestaltung der 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Organen 
des Unternehmens Berücksichtigung finden müssen. 


2. Ausgangspunkte einer institutioneilen 
Ausgestaltung der Mitbestimmung 

i 6 . Die Frage nach der zutreffenden Ausgestaltung 
I des Arbeitsverhältnisses und damit der Zugehörig- 
I keit der Arbeitnehmer zum Unternehmen hat aus- 
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zugehen von der rechtlichen Ordnung der Bezie- 
hungen zwischen Arbeitnehmer und Unternehmen 
und von ihrer sozialen Wirklichkeit. Läßt man die 
bereits vorhandenen Mitbestimmungsregelungen der 
Montan-Mitbestimmung und des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes — und zwar auf Unternehmensebene 
ebenso wie auf betrieblicher Ebene — außer Be- 
tracht, so beruht die rechtliche Organisation des 
Unternehmens allein auf dem Gesellschaftsrecht. Das 
Organisationsstatut der Gesellschafter des Unter- 
nehmens dient zugleich als Organisationsstatut des 
Unternehmens selbst. Die gesellschaftsrechtlichen 
Organe sind auch die Organe des Unternehmens. 
Die rechtliche Vertretung der Gesellschafter fällt 
zusammen mit der wirtschaftlichen Leitung des Un- 
ternehmens als eines wirtschaftlichen und sozialen 
Zweckverbandes. 

Rechtlich gesehen sind die Beziehungen der Arbeit- 
nehmer zum Unternehmen nicht Teil dieser auf dem 
Gesellschaftsrecht aufbauenden Organisation. Sie 
regeln sich durch den Arbeitsvertrag. Dieser Ver- 
trag ist trotz des Umstandes, daß er als personen- 
rechtliches Gemeinschaftsverhältnis und deshalb als 
gemeinschaftsbegründend angesehen wird, ein 
schuldrechtlicher Vertrag. Er rechnet, im Unterschied 
zu gesellschaftsrechtlichen Rechtsbeziehungen, zu 
den sogenannten Austauschverträgen. Er ist Einzel- 
vertrag zwischen dem Arbeitgeber und dem indivi- 
duellen Arbeitnehmer und von den Arbeitsverträ- 
gen der anderen Arbeitnehmer zum gleichen Unter- 
nehmen rechtlich getrennt. Im Kern regelt er den 
Austausch von Leistung und Gegenleistung im wei- 
testen Sinne.' Trotz seiner personenrechtlichen, ge- 
meinschaftsorientierten Aspekte, über deren Gewich- 
tung in der arbeitsrechtlichen Literatur Streit be- 
steht, überwiegt der im Lohn- Arbeitsverhältnis an- 
gelegte Interessengegensatz der Vertragsparteien. 

Der Arbeitsvertrag ist somit, bezogen auf das ge- 
sellschaftsrechtliche Organisationsstatut des Unter- 
nehmens, nicht Teil der gesellschaftsrechtlichen 
Struktur, sondern Vertrag mit einem Dritten. Der 
Allbeitnehmer ist nach geltendem Recht nicht Gesell- 
schafter und damit Mitglied des gesellschaftsrecht- 
lichen Verbandes. Er ist Gläubiger der Lohnforde- 
rung und Schuldner der Arbeitsleistung. Der Charak- 
ter dieser Leistung und ihre wirtschaftliche Bedeu- 
tung für das Unternehmen unterscheiden sie jedoch 
wesentlich von den Leistungen anderer Vertrags- 
partner des Unternehmens. 


7 . Der Arbeitsvertrag ist die rechtliche Grundlage 
des Arbeitsverhältnisses. Dieses wird in der arbeits- 
rechtlichen Literatur, wenn auch nicht unangefoch- 
ten, als personenrechtliches Gemeinschaftsverhältnis 
verstanden. Es kommt durch den Eintritt des Arbeit- 
nehmers in den Lebens- und Gestaltungsbereich des 
Arbeitgebers, durch die „Eingliederung" in den Be- 
trieb des Arbeitgebers zustande. Die Bezeichnung 
Gemeinschaftsverhältnis wird gewählt, um den be- 
sonderen Beziehungen Rechnung zu tragen, die zwi- 
schen den Vertragsparteien entstehen und die auf 
dem Umstand beruhen, daß der Arbeitnehmer seine 
Leistungen in Person und in Abhängigkeit vom Ar- 


beitgeber erbringt. Rechtlich manifestiert sich diese 
Beziehung im Weisungsrecht und in der Fürsorge- 
pflicht des Arbeitgebers und den Schutzansprüchen, 
der Weisungsgebundenheit und der Treuepflicht des 
Arbeitnehmers. 

Ungeachtet dieser Fortentwicklung vom Austausch- 
vertrag zum gegenseitigen Vertrag mit personen- 
und gemeinschaftsrechtlicher Ausgestaltung seiner 
Rechts- und Pflichtenstruktur bleibt der Arbeitsver- 
trag jedoch ein Einzelvertrag. Er versteht die recht- 
liche Stellung des Arbeitnehmers im Unternehmen 
als rechtliche Beziehung zum Arbeitgeber. Die so- 
ziale und gesellschaftliche Wirklichkeit des Betrie- 
bes als eines sozialen Verbandes, der „Betriebs- 
gemeinschaft", wird vom Arbeitsvertrag, von Aus- 
nahmen abgesehen, ebensowenig erfaßt wie die 
Wirklichkeit des Unternehmensvefbandes. dessen 
Teil der Betrieb ist. Weder Betriebsgemeinschaft 
noch Unternehmen als sozialer Verband bestehen, 
von der rechtlichen Beziehung des Arbeitnehmers 
zum Unternehmen her gesehen, als rechtlich aner- 
kannte, Mitgliedschaftsrechte des Arbeitnehmers be- 
gründende Verbände. Das Arbeitsvertragsrecht ist 
individualrechtlich, am einzelnen Arbeitnehmer 
orientiert. 


8 . Diese Orientierung der rechtlichen Bestimmung 
der Arbeitnehmerstellung im Unternehmen am Ein- 
zelvertrag vernachlässigt die Besonderheiten der 
tatsächlichen Beziehung des Arbeitnehmers zum Be- 
trieb und zum Unternehmen, zum Arbeitgeber und 
zur Unternehmensleitung, kurz: seine Zugehörig- 
keit zu einem durch gemeinsame wirtschaftliche und 
soziale Zielsetzung und durch einheitliche Leitung 
konstituierten sozialen Verband. Für die Ausgestal- 
tung der rechtlichen Stellung des Arbeitnehmers im 
Unternehmen im Sinne der von der Kommission 
zugrunde gelegten Wertvorstellungen und damit 
auch für die Ausgestaltung der Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer ist die Berücksichtigung dieser Zuge- 
hörigkeit zum sozialen Verband Unternehmen jedoch 
unerläßlich. Das geltende Ai^beitsrecht hat den indi- 
vidual-orientierten Ansatz des Arbeitsvertragsrech- 
tes auf zweierlei Weise fortentwickelt: durch das 
Betriebsverfassungsgesetz und durch das Tarifver- 
tragssystem. Der Tarifvertrag — und der kollektiv- 
rechtliche Zusammenschluß der Arbeitnehmer in Ge- 
werkschaften als seine institutionelle Voraussetzung 
— bewirken im Ergebnis eine kollektivrechtliche 
Zusammenfassung der einzelvertraglichen Beziehun- 
gen durch kollektivvertragliche Regelungen von 
Leistung und Gegenleistung. Zwar wird der Ein- 
zelvertrag als Rechtsgrundlage des Arbeitsverhält- 
nisses und als Anknüpfungspunkt für die tarif- 
vertragliche Vereinbarung beibehalten; in wesent- 
lichen Fragen wird er jedoch materiell durch 
kollektive Regelungen verdrängt. Nicht die Bezie- 
hung des einzelnen Arbeitnehmers zum Arbeitgeber, 
sondern die gleiche ökonomische Situation aller ver- 
gleichbaren Arbeitnehmer eines Industriezweiges ist 
die Grundlage des Tarifvertrages. Er reicht deshalb 
regelmäßig über die Grenzen des Unternehmens als 
selbständiger Organisation hinaus. 
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Die Betriebsverfassung dagegen knühft nicht am 
Unternehmen, sondern am Betrieb und der Zuge- 
hörigkeit des Arbeitnehmers zum Betrieb an. Sie 
sieht eine gemeinsame Vertretung aller Arbeitneh' 
mer des Betriebes oder mehrerer Betriebe eines Un- 
ternehmens vor. Damit gibt das Betriebsverfassungs- 
gesetz der sozialen Wirklichkeit des Betriebes als 
einer gemeinsamen, zweckorientierten Veranstaltung 
und als gemeinsamer Bedingung aller betroffenen | 
Arbeitnehmer den rechtlichen Ausdruck, den ihr der I 
Einzelvertrag nicht zu geben vermag. Der Arbeit- : 
nehmer soll sich nicht mehr allein dem Verantwor- j 
tungsbewußtsein und dem Schutz gesetzlicher Rege- 
lungen und Schutzvorschriften anvertrauen müssen. 
Er wird durch die Institutionen des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes vielmehr in die Lage versetzt, eigene 
Initiativen zur Wahrung seiner Interessen in dem 
Bereich zu entfalten, in dem nach arbeitsvertrags- 
rechtlicher Regelung der Arbeitgeber allein entschei- 
det. Einzelarbeitsvertrag, Betriebsverfassung und 
Tarifvertrag definieren somit zusammen mit dem 
gesetzlichen Arbeitsrecht und Arbeitsschutzrecht 
den rechtlichen Ort des Arbeitnehmers im Betrieb 
und das Verhältnis zwischen Arbeitnehmer und Ar- 
beitgeber. 

9. Die Stellung des Arbeitnehmers im Unternehmen 
wird vom Betriebsverfassungsgesetz nur in einzel- 
nen Fragen rechtlich erfaßt. Abgesehen von der Mög- 
lichkeit, einen Gesamtbetriebsrat zu 'bilden, wenn 
das Unternehmen mehrere Betriebe umfaßt (§ 46 
BetrVG), gilt dies vor allem für den Wirtschafts- 
ausschuß (§§ 67 ff. BetrVG), die sogenannte wirt- 
sdiaftliche Mitbestimmung (§§ 72 ff. BetrVG) und 
die Vorschriften über die Beteiligung der Arbeit- 
nehmer im Aufsichtsrat, das heißt in einem Organ 
des Unternehmens (§§ 76 ff. BetrVG). Eine allge- 
mein rechtliche Erfassung des Unternehmens als 
eines auf die Erbringung wirtschaftlicher Leistungen 
gerichteten Zweckverbandes wird vom Betriebsver- 
fassungsgesetz dagegen nicht beabsichtigt. Im Un- 
ternehmensbereich beschränkt sich das Gesetz viel- 
mehr, wie vor allem die Vorschriften über die wirt- 
schaftliche Mitbestimmung zeigen, im wesentlichen 
darauf, die Arbeitnehmer vor Nachteilen zu schüt- 
zen, die sich aus den Abhängigkeiten und Inter- 
dependenzen ergeben können, welche für das Ar- 
beitsverhältnis kennzeichnend sind, und ihnen einen, 
wenn auch begrenzten Zugang zu gesellschaftsrecht- 
Idchen Entscheidungsorganen zu verschaffen. 


3. Leitungs- und Direktionsbefugnis im Unternehmen 

10. Diese Abhängigkeiten und Interdependenzen, 
die sowohl aus dem Arbeitsverhältnis wie aus der 
Zugehörigkeit des Arbeitnehmers zum sozialen Ver- 
band Unternehmen resultieren, sind der wesentliche 
Grund für eine institutionelle Mitbestimmung. Sie 
beruhen erstens auf der für die wirtschaftliche Stel- 
lung des Arbeitnehmers typischen Abhängigkeit 
vom Arbeitsplatzangebot. Diese Abhängigkeit aus- 
zugleichen ist ebenso Aufgabe der staatlichen Wirt- 
schaftspolitik und Sozialgesetzgebung wie der Kol- 
lektivverbände, des Tarifvertragssystems und der 
Mitbestimmung. Zweitens beruhen sie - — innerhalb 


des einzelnen Unternehmens — auf dem Grundsatz 
der Arbeitsteilung und der daraus resultierenden 
Notwendigkeit der Organisation und Leitung des 
arbeitsteiligen Produktionsprozesses. 

Dem einzelnen Arbeitnehmer gegenüber mani- 
festiert sich die einheitliche Leitung des arbeitsteili- 
gen Produktionsprozesses einmal in Gestalt des 
sogenannten Direktions- oder Weisungsrechtes des 
Arbeitgebers. Der Arbeitnehmer verspricht nicht be- 
stimmte, einzelne Arbeitsleistungen, sondern stellt 
dem Arbeitgeber seine Arbeitskraft und seine Fähig- 
keiten in einer durch den Arbeitsvertrag näher defi- 
nierten Weise zur Verfügung, „damit dieser von sei- 
ner Arbeitskraft in den gesetzlich, tariflich, betrieb- 
lich oder einzelvertraglich gesetzten Grenzen Ge- 
brauch machen kann" (Nikisch, Lehrbuch des Ar- 
beitsrechts, Band I., 3. Auflage, S. 255). Der Arbeit- 
geber verfügt über die Arbeitskraft des Arbeitneh- 
mers, indem er die jeweils auszuführende Arbeit 
vorschreibt. 

Dieses Direktionsrecht, dem eine arbeitsrechtliche 
Gehorsamspflicht des Arbeitnehmers gegenüber 
Weisungen des Arbeitgebers entspricht, ist für die 
arbeitsrechtliche Definition des Arbeitsverhältnisses 
charakteristisch. Für das gewerbliche Arbeitsver- 
hältnis ist es im § 121 GewO ausdrücklich vorge- 
sehen. Es gilt aber für alle anderen Arbeitsverhält- 
nisse in gleicher Weise, „weil sich das Direktions- 
recht aus dem Wesen des abhängigen Arbeitsver- 
hältnisses ergibt" (Hueck-Nipperdey, Lehrbuch des 
Arbeitsrechts, Band I, 7. Auflage, S. 158). 

11. Unter Gesichtspunkten der Organisation Unter- 
nehmen dient das Direktions- und Weisungsrecht, 
neben dem Arbeitsvertrag und entsprechenden kol- 
lektivrechtlichen Regelungen, der exakten Defini- 
tion der Funktion des Arbeitnehmers im arbeitsteili- 
gen Prozeß, der Fixierung und Anpassung seiner 
„Rolle", seines Beitrages zur Verwirklichung des je- 
weiligen Produktionszieles. Es handelt sich bei der 
Ausübung des arbeitsrechtlichen Weisungs- und Di- 
rektionsrechts regelmäßig um eine auf den arbeits- 
technischen Zweck der Produktionsveranstaltung be- 
zogene Konkretisierung der Arbeitsleistung und da- 
mit der Leistungspflicht des Arbeitnehmers. Die 
Folge ist, daß das Direktionsrecht vorwiegend auf 
der Ebene des Betriebes und, jedenfalls bei kompli- 
zierter strukturierten Organisationen, in der Person 
nachgeordneter, dem eigentlichen Arbeitgeber unter- 
stellter Funktionsträger residiert. Das arbeitsrecht- 
liche Weisungs- und Direktionsrecht ist das Instru- 
ment zur Leitung und Koordination des arbeitsteili- 
gen Prozesses im Betrieb und somit der betrieb- 
lichen Ebene zugeordnet. 

Die für das Arbeitsverhältnis charakteristische „Ver- 
fügung" über die Arbeitskraft des Arbeitnehmers 
erschöpft sich jedoch nicht im arbeitsrechtlichen 
Weisungs- und Direktionsrecht des Arbeitgebers, mit 
dem der Arbeitgeber „die jeweils auszuführende 
Arbeit" verschreibt. Die Ausübung des Direktions- 
rechts im Betrieb ist vielmehr selbst Teil der Erfül- 
lung des wirtschaftlichen Zweckes des Unternehmens 
als organisatorischer Zusammenfassung aller be- 
trieblich organisierten Produktionsveranstaltungen. 
Dieser wirtschaftliche Zweck des Unternehmens un- 


59 



Drucksache VI/334 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


terscheidet sich von dem des Betriebes durch seine 
Ausrichtung auf den wirtschaftlichen Beitrag des 
Unternehmens zur arbeitsteiligen Gesamtwirtschaft, 
das heißt den Markt für Waren und Dienstleistun- 
gen. Im Unterschied zum Betrieb ist das Unterneh- 
men der Ort wirtschaftlicher Ziel- und Zwecksetzung, 
der inhaltlichen Festlegung des produktiven Bei- 
trages der Produktionsveranstaltung Unternehmen. 
Welche Leistungen im Markt angeboten werden sol- 
len, ist eine unternehmerische Entscheidung. Sie 
fällt in den Organen des Unternehmens. Wie der so 
gesetzte Unternehmenszweck produktionstechnisch 
und -organisatorisch verwirklicht werden kann, ist 
Gegenstand der betrieblichen Entscheidungs- und 
Leitungsgewalt. Die zweite wird inhaltlich durch die 
erste bestimmt. 

12. Für die Frage nach der „Verfügung" über rüe 
Arbeitskraft des Arbeitnehmers folgt daraus, daß 
nicht nur in der Ausübung des Weisungs- und Di- 
rektionsrechtes, sondern auch in der unternehmeri- 
schen Entscheidung über die Ziele des Unternehmens 
und ihre Korrektur eine „Verfügungsentscheidung" 
zu sehen ist, wenn auch anderer Art. Die unterneh- 
merische Entscheidung betrifft, jedenfalls in der Re- 
gel, nicht, wie das Direktionsrecht, die Verfügung 
über die Arbeitskraft eines bestimmten Arbeitneh- 
mers. Sie definiert vielmehr die Ziele und legt den 
unternehmerischen Plan fest, nach dem Einzelan- 
weisungen erst sinnvollerweise ergehen können. 
Im Gegensatz zum Direktionsrecht ist die Leitungs- 
gewalt des Unternehmens Planungs- und Richtlinien- 
kompetenz. Ihre Ausübung ist Voraussetzung für 
die Konkretisierung der Einzelarbeitspflicht durch 
Ausübung des Direktionsrechtes im betrieblichen 
Verband und damit eine Bedingung des arbeitsrecht- 
lichen Weisungs- und Direktionsrechtes. Die be- 
triebsbezogene „Verfügung" über die Arbeitskraft 
des Arbeitnehmers beruht auf der unternehmeri- 
schen „Verfügung" über das Arbeitskräftepotential 
des Unternehmens, über den Produktionsfaktor Ar- 
beit. Diese Verfügung ist regelmäßig nicht perso- 
nenbezogen, betrifft also nicht einen individuellen 
Arbeitnehmer, wohl aber bestimmte Gruppen oder 
die Arbeitnehmer eines bestimmten Betriebes oder 
des ganzen Unternehmens. Aus diesem Grunde läßt 
sich ihre Ausübung, anders als die Ausübung des 
Weisungs- und Direktionsrechtes, auch nicht dem 
einzelnen Arbeitsvertrag zuordnen. Die unterneh- 
merische Disposition über den „Faktor Arbeit" im 
Unternehmen und die organisatorische Verselbstän- 
digung dieser Funktion in der Organisationsstruk- 
tur setzt, anders als das Direktionsrecht, die Zusam- 
menfassung vieler Arbeitnehmer in der Organisa- 
tion Unternehmen und damit unter eine gemeinsame 
Leitung voraus. Sie beruht damit unmittelbar auf 
dem durch die arbeitsteilige Produktionsveranstal- 
tung begründeten sozialen Zweckverband Unterneh- 
men. Ihre Verbindung zum Arbeitsvertrag ist nur 
mittelbar: über die für das Arbeitsverhältnis konsti- 
tutive Eingliederung des einzelnen Arbeitnehmers in 
das Unternehmen, das heißt aber die durch den Ar- 
beitsvertrag begründete Zugehörigkeit zum sozialen 
Zweckverband Unternehmen. 

Die Unterscheidung zwischen der Verfügung über 
die konkrete Arbeitsleistung im Rahmen des Direk- 


tionsrechtes und der Verfügung über den Faktor Ar- 
beit im unternehmerischen Bereich ist praktisch und 
damit auch organisatorisch nur möglich, wenn die 
Funktionen unterschiedlichen Entscheidungsträgern 
im Unternehmen zugeordnet, also auch organisato- 
risch als selbständiger Vorgang erkennbar sind. 
Etwas anderes gilt deshalb, wenn die unternehme- 
rische Disposition über die Arbeitskraft und die kon- 
krete Weisung im Rahmen des Direktionsrechts 
organisatorisch und personell zusammenfallen und 
damit für den einzelnen Arbeitnehmer zu einem 
einheitlichen Vorgang werden. Diese Situation be- 
steht einmal bei leitenden Angestellten und Spezia- 
listen im Unternehmen, bei denen die „Verfügung" 
über den Faktor Arbeit und konkrete arbeitsvertrag- 
liche Weisung zusammenfallen. Sie ist jedoch vor 
allem für kleinere Unternehmen kennzeichnend. Der 
Umfang solcher Unternehmen macht es nicht erfor- 
derlich und oft auch nicht möglich, die Funktionen 
Unternehmensleitung und Ausübung des arbeits- 
rechtlichen Weisungsrechtes (betriebliche Ebene) 
organisatorisch und damit institutionell deutlich zu 
trennen. Unternehmer- und Arbeitgeberfunktion, 
Planung und konkrete Weisung sind nicht nur orga- 
nisatorisch, sondern oft auch personell vereinigt. In 
solchen Unternehmen kann bei der Ausgestaltung 
der institutionellen Mitbestimmung deshalb auch 
nicht zwischen dem betrieblichen und dem unterneh- 
merischen Bereich organisatorisch unterschieden 
werden. Die Kommission hat diesem Umstand bei 
ihren Empfehlungen zum Anwendungsbereich der 
institutioneilen Mitbestimmung im Unternehmen 
Rechnung getragen. 


4. Unternehmen und Betrieb 

13. Den unterschiedlichen Funktionen der unter- 
nehmerischen Verfügung über Arbeitskraft und dem 
Weisungs- und Direktionsrecht gegenüber dem ein- 
zelnen Arbeitnehmer entsprechen auch die unter- 
schiedlichen Funktionen der sozialen Gebilde Unter- 
nehmen und Betrieb. Der Betrieb definiert sich 
durch einen vorgegebenen Produktionsauftrag und 
durch die an der Erfüllung dieses Auftrages orien- 
tierte Produktionsleistung. Für den Verband Unter- 
nehmen ist die an wirtschaftlicher Zweckrationa- 
lität orientierte unternehmerische Planung, das heißt 
die Festlegung der wirtschaftlichen Ziele selbst, 
konstitutiv. Das Unternehmen ist der Ort der unter- 
nehmerischen Freiheit zur Planung und damit der 
Träger unternehmerischer Autonomie. Unbeschadet 
der betriebswirtschaftlich erheblichen Frage, ob er 
als selbständige Einheit des Unternehmens, als 
„Teilkörperschaft" auch im Sinne etwa der Gewinn- 
erzielung angesehen werden muß, unterscheidet 
sich der Betrieb vom Unternehmen somit vor allem 
durch die fehlende Autonomie. Soweit im Betrieb 
selbst Planungsentscheidungen getroffen werden, 
geschieht dies nicht in Ausübung autonomer Pla- 
nungskompetenz, sondern im Rahmen eines Ermes- 
sens, das den betrieblichen Organen durch den 
unternehmerischen Plan eingeräumt wird, an dessen 
Verwirklichung der Betrieb mitwirkt. Sobald der 
betriebliche Verband durch seine Organe selbst 
autonom planen kann, hört er auf, allein betrieb- 
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liehe Funktionen zu erfüllen. Er wird selbst Unter- 
nehmen. 

Der unterschiedlichen Zwecksetzung der Organisa- 
tionen Unternehmen und Betrieb entsprechen unter- 
schiedliche Organisationsformen und damit audi 
unterschiedliche, den funktionellen Differenzen ent- 
sprechende Formen der Leitungs- und Organisa- 
tionsgewalt, Daraus folgt für die Zwecke einer insti- 
tutioneilen Mitbestimmung ein qualitativer Unter- 
schied zwischen betriebs- und unternehmensbezoge- 
ner Mitbestimmung der Arbeitnehmer. Dieser quali- 
tative Unterschied ist der Grund dafür, daß das 
Problem der unternehmensbezogenen Mitbestim- 
mung nicht durch eine Ausweitung der betriebs- 
bezogenen Mitbestimmung gelöst werden kann. 
Ebenso wie sich die betriebliche und die unterneh- 
merische Organisations- und Leitungsgewalt unter- 
scheiden, müssen sich auch die Formen einer insti- 
tutionellen Teilnahme der Arbeitnehmer an dieser 
Organisations- und Leitungsgewalt qualitativ unter- 
scheiden, wenn sie dem Charakter der jeweiligen 
Funktion zutreffend Rechnung tragen sollen. Dieser 
Umstand wird, wie noch auszuführen ist, vom 
Betriebsverfassungsgesetz bereits berücksichtigt. 

Damit ist nicht gesagt, daß die Teilnahme der 
Arbeitnehmer an der Ausübung der betrieblichen 
Leitungs- und Organisationskompetenz und der ent- 
sprechenden unternehmerischen Kompetenz unab- 
hängig voneinander ausgestaltet werden könnte. 
Eine solche Annahme würde nadi Ansicht der Kom- 
mission den funktionellen, durch das Unternehmen 
als Zweckverband begründeten Zusammenhang bei- 
der Kompetenzen ignorieren und damit der Sach- 
gesetzlichkeit des Unternehmens widersprechen. Die 
Empfehlungen der Kommission gehen deshalb auch 
vom inneren Zusammenhang betrieblicher und 
unternehmensbezogener Mitbestimmung aus. Aber 
sie beruhen zugleich auf der Einsicht, daß die be- 
triebliche Mitbestimmung zwar das betriebliche 
Direktions- und Weisungsrecht, nicht aber die Aus- 
übung unternehmerischer Kompetenz und damit die 
Inanspruchnahme der Autonomie des Unternehmens 
erreichen kann. Die unternehmerische Mitbestim- 
mung ist ihrem Ausgangspunkt, ihrem Gegenstand, 
ihrem Adressaten und damit auch ihrer normativen 
Qualität nach von der betrieblichen Mitbestimmung 
verschieden. 


II. Leitungs- und Direktionskompetenz 
und Mitbestimmung 

1. Die Leitungs- und Direktionskompetenz 
des Unternehmers 

14. Mit dem Nachweis eines betrieblichen Wei- 
sungs- und Direktionsrechtes und einer unterneh- 
merischen Leitungs- und Planungskompetenz ist zu- 
nächst noch nichts über die Notwendigkeit einer 
Mitwirkung der betroffenen Arbeitnehmer bei der 
Ausübung dieser Kompetenzen gesagt. Formell ge- 
sehen liegt auch in der vertraglichen Begründung 
eines Weisungs- oder Direktionsrechtes zugunsten 
eines Vertragsbeteiligten keine prinzipielle Abwei- 


chung vom Grundsatz des gegenseitigen, auf freiem 
Willen der Parteien beruhenden Vertrages. Mate- 
riell gesehen gilt das gleiche, wenn die Vertrags- 
parteien rechtlich und tatsächlich in der Lage sind, 
über die Begründung und den Umfang eines Wei- 
sungsrechtes zu disponieren, also auch darauf zu 
verzichten. Für das Arbeitsverhältnis fehlt es an 
dieser Voraussetzung. Die Notwendigkeit der Orga- 
nisation und Direktion besteht im Unternehmen 
völlig unabhängig vom Willen der Arbeitsvertrags- 
parteien. Sie ist dem arbeitsteiligen Produktionspro- 
zeß immanent. Weder im Rahmen des Einzelvertra- 
ges noch durch kollektivrechtliche Regelung kann 
auf das Direktions- und Weisungsrecht oder auf die 
Planungskompetenz des Unternehmens verzichtet 
oder seine Inanspruchnahme unterbunden werden, 
ohne daß damit zugleich die Voraussetzungen für 
die Organisation und Leitung eines Unternehmens 
selbst beseitigt werden. Eine Organisation des 
Unternehmens, die auf eine Planungskompetenz, 
ein Weisungsrecht und eine korrespondierende 
Pflicht zur Befolgung von Weisungen ganz verzich- 
tet und die Zielbestimmung und die Koordination 
des arbeitsteiligen Prozesses ausschließlich der frei- 
willigen Kooperation der Beteiligen überläßt, er- 
scheint der Kommission trotz der Bedeutung, die sie 
der Kooperation im Unternehmen beimißt, nicht 
durchführbar, 

15. Ist die Unterwerfung unter eine allgemeine un- 
ternehmerische Planungskompetenz und das Direk- 
tionsrecht des Arbeitgebers dem Arbeitsverhältnis 
aus tatsächlichen Gründen immanent, so bedeutet 
dies jedoch, daß eine rechtliche Ordnung des 
Arbeitsverhältnisses strukturelle Gegebenheiten 
vorfindet, die mit den rechtlichen Mitteln der frei- 
willigen Kooperation, das heißt im Wege der Ver- 
tragsfreiheit, allein nicht bewältigt werden können. 
Ebensowenig wie für den Abschluß oder Nicht- 
absdiluß des Arbeitsvertrages kann der Arbeitneh- 
mer auch für die Unterwerfung unter die Planungs- 
kompetenz des Unternehmens und ein Weisungs- 
recht des Arbeitgebers auf seine „Freiheit" verwie- 
sen werden, Verträge zu schließen oder ihren Ab- 
schluß zu verweigern. An einer solchen gleichbe- 
rechtigten Freiheit fehlt es in beiden Fällen und 
damit auch an der vollen Verwirklichung des den 
Vertrag kennzeidinenden Konsensualprinzips. Der 
wirtschaftliche Zwang zum Abschluß eines Arbeits- 
vertrages setzt sich in der Notwendigkeit fort, der 
Planungszuständigkeit des Unternehmens, ihrer 
Konkretisierung durch das Weisungsrecht und damit 
der Existenz und Ausübung von Befehlsbefugnis- 
sen zuzustimmen. Die Weisungsbefugnis läßt sich 
somit nach Auffassung der Kommission nicht allein 
durch die vertragliche Zustimmung des Arbeitneh- 
mers rechtfertigen. Sie ist kein Resultat gegensei- 
tiger Übereinstimmung der Vertragsparteien, son- 
dern besteht unabhängig von dieser. 

Damit weisen die Planungskompetenz des Unter- 
nehmens, das Direktionsrecht des Arbeitgebers und 
die Weisungsgebundenheit des Arbeitnehmers 
Merkmale auf, die in dieser Form sonst nur in typi- 
scherweise öffentlich-rechtlich begründeten Uber- 
Unterordnungsverhältnissen anzutreffen sind. Dar- 
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auf ist es zurückzuführen, daß sich die Übertragung 
entsprechender Begriffe und Institutionen aus dem 
öffentlich-rechtlichen Bereich auf die Organisation 
und Leitung des Unternehmens im allgemeinen und 
auf die Gestaltung des Arbeitsverhältnisses im be- 
sonderen anbietet und — in bestimmten Grenzen — 
auch als zulässig erweist. Dies gilt vor allem für 
das Erfordernib, die fehlende vertragliche „Zustim- 
mung" zur Verfügungskompetenz des Unternehmens 
und seiner konkreten Handhabung durch andere 
Formen der „Mitwirkung" zu ersetzen und damit 
den Grundsätzen Rechnung zu tragen, die auf den 
grundrechtlichen und politischen Wertentscheidun- 
gen beruhen, von denen die Kommission ausgeht 
und die ihren Ausdruck auch in der Gestaltung der 
inneren Ordnung des Unternehmens finden muß. 
Hier liegt der entscheidende rechts- und gesell- 
schaftspolitische Ansatzpunkt für die institutionelle 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unternehmen. 

16 . Die Dispositionsbefugnis des Unternehmens 
über den „Faktor Arbeit", das Direktionsrecht des 
Arbeitgebers und die Eingliederung und die Gehor- 
samspflicht des Arbeitnehmers, kurz: die „Fremd- 
bestimmtheit" der Arbeitsleistung, werden in der 
Mitbestimmungsdiskussion allgemein als eine be- 
sondere Erscheinungsform, als spezifischer Ausdruck 
der generellen wirtschaftlichen Abhängigkeit des Ar- 
beitnehmers angesehen. Soweit diese Abhängigkeit 
des Arbeitnehmers auf einem unzureichenden Ange- 
bot an A rbeitsplätzen oder generell darauf beruht, daß 
der Arbeitnehmer auf ein ausreichendes Arbeits- 
platzangebot angewiesen ist, ist die Gleichstellung 
dieser wirtschaftlichen Abhängigkeit mit dem Ab- 
hängigkeitsverhältnis im Unternehmen nur bedingt 
richtig. Die allgemeine wirtschaftliche Abhängig- 
keit des Arbeitnehmers vom Arbeitsplatzangebot 
und von der Sicherheit des Arbeitsplatzes ist eine 
Funktion des Arbeitsmarktes. Sie ist bei Arbeits- 
kräftemangel geringer als unter Bedingungen der 
Arbeitslosigkeit und kann bei extremem Arbeits- 
kräftemangel, bei entsprechender Spezialisierung 
des Arbeitnehmers oder im Falle seiner individuel- 
len Unentbehrlichkeit ganz verschwinden. Dann 
stellt sich die tatsächliche Gleichheit der Arbeits- 
vertragsparteien auch ohne kollektivvertragliche 
oder gesetzliche Sicherung des Arbeitnehmers ein. 

Aber selbst unter solchen Bedingungen kann auf 
die einheitliche Planung des Einsatzes der Arbeits- 
kräfte und auf die Inanspruchnahme des Weisungs- 
rechtes nicht verzichtet werden. Was sich zugunsten 
des Arbeitnehmers verbessert, ist allein die Chance, 
einer mißbräuchlichen Ausübung des Verfügungs- 
rechtes über die Arbeitskraft durch Arbeitsplatz- 
wechsel auszuweichen und damit mittelbar auf die 
Ausübung dieses Rechtes Einfluß zu nehmen. Inso- 
weit nimmt die Bereitschaft der Unternehmenslei- 
tung zur kooperativen Handhabung des Arbeitsver- 
hältnisses mit Arbeitskräftemangel zu, mit Arbeits- 
losigkeit ab. 

Immer bleibt jedoch ein Ermessensspielraum für 
die Ausübung des Verfügungsrechtes über die Ar- 
beitskraft bestehen. Er ist, auch in Fällen geringer 
wirtschaftlicher, das heißt tatsächlicher Abhängig- 
keit, auf die Notwendigkeit der Organisation und 


Leitung des arbeitsteiligen Produktionsprozesses 
I und die Festlegung der Produktionsziele, also auf 
die Natur der Sache selbst zurückzuführen. Denn 
auch in Zeiten eines Überangebotes an Arbeitsplät- 
zen und damit unter Bedingungen relativer wirt- 
schaftlicher Unabhängigkeit von einem bestimmten 
Arbeitgeber stellt der Arbeitnehmer im Rahmen 
einer vertraglich bestimmten Leistungsart (Tätig- 
keitsmerkmale) seine Arbeitskraft als solche zur 
Verfügung und wird seine Leistungsverpflichtung 
erst durch Weisungen konkretisiert. Insoweit ist die 
Abhängigkeit des Arbeitnehmers von Planungsent- 
scheidungen des Unternehmens und deren Konkre- 
tisierung durch das Direktionsrecht keine Folge der 
allgemeinen wirtschaftlichen Abhängigkeit. Sie ist 
eine Eigenschaft des Arbeitsverhältnisses und damit 
der Teilnahme am arbeitsteiligen Produktionsprozeß 
in der Organisation Unternehmen. Das Arbeitsver- 
hältnis wird aus diesem Grunde im Gegensatz zur 
freiberuflichen Tätigkeit als abhängiges Arbeits- 
verhältnis bezeichnet, obwohl die wirtschaftliche 
Abhängigkeit bei freiberuflicher Tätigkeit die des 
Arbeitnehmers durchaus übertreffen kann und etwa 
bei Tätigkeiten im Rahmen einer Vertriebsorgani- 
sation oft auch tatsächlich übertrifft. Nicht die wirt- 
schaftliche Abhängigkeit als solche, die im Rahmen 
einer arbeitsteiligen Wirtschaft für die meisten Men- 
schen besteht, sondern die besondere, aus der Orga- 
nisation des wirtschaftlichen Zweckverbandes Unter- 
nehmen resultierende „Fremdbestimmtheit" der 
konkreten Arbeitsleistung macht deshalb den spezi- 
fischen Charakter des Arbeitsverhältnisses aus. 


2. Unterschiedliche Funktion von Leitungs- 
und Direktionskompetenz in Unternehmen 
und Betrieb 

17 . Diese Feststellung ist wesentlich für die Frage, 
ob diese, aus der Organisation des Unternehmens 
resultierende Abhängigkeit des Arbeitnehmers mit 
den gleichen rechtlichen Mitteln gebunden werden 
kann, die zur Kompensation der allgemeinen wirt- 
schaftlichen Abhängigkeit des Arbeitnehmers zur 
Verfügung stehen. Nur wenn diese Frage verneint 
werden muß, läßt sich von einer echten Notwendig- 
keit andersartiger institutioneller Regelungen spre- 
chen, wie sie eine institutionelle Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer bringt. 

Diese Frage läßt sich für die unternehmerische Ver- 
fügung über die Arbeitskraft im Unternehmen und 
für die Ausübung des arbeitsrechtlichen Direktions- 
rechtes nicht ohne weiteres gleich beantworten. Da- 
für ist vor allem der Umstand verantwortlich, daß 
die unternehmerische Planungs- und Verfügungs- 
kompetenz, anders als die Ausübung des Direktions- 
rechtes, typischerweise nicht personen- und fallbezo- 
gen, das heißt gegenüber bestimmten Arbeitneh- 
mern und aus bestimmtem Anlaß ausgeübt wird. 

Die rechtlichen Mittel zur Überwindung der Folgen 
der allgemeinen wirtschaftlichen Abhängigkeit des 
Arbeitnehmers sind zur Bewältigung der organisa- 
tionsbedingten Abhängigkeit im Unternehmen nur 
dann geeignet, wenn sich die Ausübung der unter- 
nehmerischen und der betrieblichen Verfügungs- 
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kompetenzen mit ihrer Hilfe inhaltlich konkretisie- 
ren und damit die „Fremdbestimmtheit" der Arbeits- 
leistung „rechtsstaatlich'' binden läßt. Wie sich zeigt, 
ist dies bei dem betriebsbezogenen Direktionsrecht 
nur beschränkt, bei der unternehmerischen Verfü- 
gungskompetenz in noch geringerem Maße möglich. 
Dies gilt für kollektivrechtliche Regelungen durch 
Tarifvertrag und Betriebsvereinbarung ebenso wie 
für die gesetzliche Bindung des Arbeitgebers durch 
arbeitsrechtliche und öffentlich-rechtliche Schutz- 
normen zugunsten der Arbeitnehmer. 

Tarifvertrag und Schutzgesetz im weiteren Sinne 
haben gemeinsam, daß sie den Inhalt des Arbeits- 
vertrages und damit die Struktur vertraglicher 
Rechte und Pflichten regeln, die die Beziehungen 
der Arbeitsvertragsparteien bestimmen. Der Tarif- 
vertrag kann in seinem normativen Teil nicht 
regeln, was nicht auch Gegenstand einzelvertrag- 
licher Regelung sein könnte. Gleiches gilt für die 
Betriebsverfassung, soweit sie Rechte und Pflichten 
des Arbeitgebers gegenüber einzelnen Arbeitneh- 
mern oder der Gesamtheit der Arbeitnehmer unmit- 
telbar festlegt oder eine Festlegung durch Betriebs- 
vereinbarung vorsieht. 

18 . Mit der Pflichtenstruktur des Arbeitsvertrages 
wird auch die Ausübung des Weisungsrechtes des 
Arbeitgebers und damit zugleich der Planungsspiel- 
raum des Unternehmens durch Gesetz, Tarifvertrag 
oder Betriebsvereinbarung inhaltlich begrenzt. Seine 
Ausübung kann allgemeinen Regeln unterworfen 
und an Bedingungen geknüpft werden. In diesen 
Grenzen dienen Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung 
und gesetzliche Regelung auch der Kompensation 
der organisationsbedingten Abhängigkeit des Ar- 
beitnehmers durch eine inhaltliche Bindung der 
Weisungsbefugnis des Arbeitgebers. 

Dies gilt vor allem für den betrieblichen Bereich. 
Die zur Organisation und Leitung des Produktions- 
prozesses erforderliche Weisungskompetenz läßt 
sich zwar weder durch Gesetz noch durch tarifver- 
tragliche Normen beseitigen. Aber sie wird in be- 
stimmten, die Stellung des einzelnen Arbeitnehmers 
besonders unmittelbar berührenden Bereichen in- 
haltlich festgelegt oder der Festlegung zugänglich 
gemacht. Im übrigen wird das Ermessen des Arbeit- 
gebers (Vorgesetzten) gegenüber dem einzelnen 
Arbeitnehmer zum pflichtgemäßen oder gebundenen 
Ermessen ausgestaltet. Darin liegt die besondere 
Bedeutung der Mitbestimmung im Betrieb, vor allem 
in sozialen und personellen Angelegenheiten. So- 
weit die Verfügung über die Arbeitskraft nicht im 
Zuge unternehmerischer Planung, sondern als deren 
Vollzug, als Konkretisierung unternehmerischer Pla- 
nungsentscheidungen erfolgt, widerspricht die in- 
haltliche Bindung des Ermessens auch nicht der 
Eigengesetzlichkeit des Unternehmens. Dies gilt 
jedenfalls solange, als die Möglichkeit zur ratio- 
nalen Planung durch die kollektivrechtlichen oder 
gesetzlichen Bindungen ihres Vollzuges nicht über- 
mäßig beeinträchtigt wird. Diese Grenze wird vom 
Betriebsverfassungsgesetz in der Weise berück- 
sichtigt, daß bestimmte Gegenstände betrieblicher 
Entscheidungskompetenz der alleinigen Disposition 


des Arbeitgebers entzogen und einer obligatorischen 
Mitbestimmung unterworfen, andere dagegen nur 
einer fakultativen, nicht erzwingbaren Mitwirkung 
unterworfen werden. 

19 . Im Unterschied zum arbeitsrechtlichen Direk- 
tionsrecht entzieht sich die unternehmerische Pla- 
nungs-, Organisations- und Leitungskompetenz nach 
Auffassung der Kommission grundsätzlich der in- 
haltlichen Festlegung durch Gesetz oder kollektiv- 
vertragliche Regelung. Arbeitsrechtliche Schutz- 
normen, gleich welchen rechtlichen Ursprungs, kön- 
nen in diesem Bereich zwar als Daten, als externe 
Beschränkungen des unternehmerischen Handlungs- 
spielraums wirksam werden. Eine normative Fixie- 
rung von Entscheidungsinhalten selbst erscheint der 
Kommission dagegen ohne Beseitigung der unter- 
nehmerischen Autonomie unmöglich. Bereits aus die- 
sem Grunde sind weder Schutzgesetze noch kollek- 
tivrechtliche Normen geeignet, die unternehme- 
rische Verfügung über den Einsatz der Arbeitskraft 
der Arbeitnehmer des Unternehmens inhaltlich zu 
binden und damit die organisationsbedingte Abhän- 
gigkeit der Arbeitnehmer von der unternehmeri- 
schen Leitungsgewalt auszugleichen. 

Die Kommission spricht sich mit dieser Feststellung 
zugleich gegen die Übernahme einer tarifvertrag- 
lichen Praxis aus, die sich in verschiedenen Tarif- 
bereichen, zum Beispiel in den Vereinigten Staaten, 
entwickelt und die vertragliche Fixierung unter- 
nehmerischer Planungskompetenz im hier verstan- 
denen Sinne zum Gegenstand hat. Diese Regelun- 
gen, vor allem in Gestalt der sogenannten „work 
rules", binden unternehmerische Verfügungen über 
den Faktor Arbeit an die Zustimmung des Tarif- 
partners oder enthalten Sanktionen gegen solche 
Verfügungen, denen die Zustimmung verweigert 
wird. Sie haben nicht nur in verschiedenen Indu- 
striezweigen, wie der Stahlindustrie, im Druckerei- 
und Verlagsgewerbe oder im Bereich des Transport- 
wesens zu einer Unbeweglichkeit unternehme- 
rischer Politik vor allem gegenüber technologisch 
bedingten Veränderungen geführt, für die es in 
Deutschland keine Parallelen gibt. Der Kommission 
erscheint eine solche tarifvertragliche Beschränkung 
unternehmerischer Leitungs- und Planungskompe- 
tenz vielmehr auch aus grundsätzlichen Erwägungen 
unerwünscht. 

Hinzu kommt, daß das klassische Instrumentarium 
arbeitsrechtlicher Schutznormen am Einzelvertrag 
und damit an der Rechtsbeziehung zwischen Arbeit- 
nehmer und Arbeitgeber ansetzt, die unternehme- 
rische Verfügung über die Arbeitskraft aber gerade 
nicht auf den einzelnen Arbeitsvertrag, sondern auf 
die in der Unternehmensorganisation zusammenge- 
faßten Arbeitskräfte abzielt. Die Kompetenz der 
Unternehmensleitung zur Verfügung über den „Fak- 
tor Arbeit" ist die allen Arbeitnehmern gemeinsame 
Bedingung ihrer Zugehörigkeit zum Unternehmen 
und als solche für den sozialen Verband Unterneh- 
men konstitutiv. Sie läßt sich deshalb institutionell 
nur mit solchen rechtlichen Mitteln erfassen, die den 
Gesetzen einer verbandsmäßigen Organisation ent- 
sprechen. Das auf den Arbeitsvertrag ausgerichtete 
rechtliche Instrumentarium kommt für diese Aufgabe 
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deshalb nur insoweit in Frage, als der Arbeitsver- 
trag selbst von der organisatorischen Zusammen- 
fassung der Arbeitnehmer im Verband Unterneh- 
men ausgeht. Wie bereits betont ist dies nur in 
beschränktem Umfang der Fall. 

Beides ist der Grund dafür, daß mit tarifvertrag- 
lichen Mitteln die organisationsbedingte Abhängig- 
keit zwar in allgemeiner Weise durch Regeln ein- 
geengt, aber nicht wirklich kompensiert werden 
kann. Der Tarifvertrag ist deshalb nach Ansicht der 
Kommission bereits aus diesem Grunde keine 
brauchbare Alternative zu einer institutionellen 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unternehmen. 
Dies gilt jedenfalls solange, als man auf die Erhal- 
tung einer möglichst ungebundenen und damit 
leistungsfähigen Planungs- und Leitungskompetenz 
im Unternehmen Wert legt. Denn jede tarifvertrag- 
liche Einwirkung auf die unternehmerische Leitungs- 
macht mit dem Ziel inhaltlicher Bindung kann nur 
durch vertragliche Festlegung unternehmerischer 
Entscheidungsinhalte erfolgen. Eine solche Festle- 
gung beraubt das Unternehmen jedoch eines erheb- 
lichen Teils seiner Flexibilität und Handlungsfrei- 
heit. Der Kommission ist keine Stimme in der Dis- 
kussion um die institutioneile Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer bekanntgeworden, die einer solchen 
Beschränkung der Handlungsfreiheit der Planungs- 
und Leitungsinstanzen im Unternehmen das Wort 
redet. Sie hält ihre Beschränkungen durch vertrag- 
liche Festlegung der Entscheidungsinhalte auch nicht 
für vertretbar. 

20. Aber nicht nur die Organisationskompetenz des 
Unternehm^ens und das Weisungsrecht des Arbeit- 
gebers gegenüber dem Arbeitnehmer entziehen sich 
nach Ansiicht der Kommission der zureichenden Er- 
fassung durch Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung 
oder gesetzliche Regelung. Entscheidend tritt hinzu, 
daß weder durch Tarifvertrag noch durch Betriebs- 
vereinbarung auf die Auswahl der Personen Ein- 
fluß genommen werden kann, die die Planungs- und 
Organisationsgewalt im Unternehmen und damit 
unmittelbar oder durch Funktionsträger auch die 
Weisungsbefugnis des Arbeitgebers gegenüber dem 
Arbeitnehmer ausüben. Für die Handhabung dieser 
Kompetenzen kommt es jedoch ungeachtet aller ge- 
setzlichen und kollektivrechtlichen Begrenzungen 
entscheidend darauf an, welchen Personen das 
Recht zusteht, zu planen, die Ziele des Unterneh- 
mens inhaltlich festzulegen, Weisungen zu erteilen 
und damit langfristig oder im Einzelfall über die 
Arbeitskraft des Arbeitnehmers „zu verfügen". Die 
Bedeutung der Auswahl der Kompetenzträger 
steigt in dem Maße, in dem sich die Kompetenz 
selbst ihrer Art und ihrer Funktion nach einer nor- 
mativen Festlegung durch Gesetz oder Vertrag ent- 
zieht. Bei der unternehmerischen Organisations- 
und Leitungsgewalt ist dies im besonderen Maße 
der Fall. Die durch den Markt, durch technologische 
Entwicklungen und Strukturveränderungen gebo- 
tene Fähigkeit zur schnellen Reaktion und Beweg- 
lichkeit des Unternehmens verlangen eine beweg- 
liche, nicht durch eine Fülle starrer Bindungen und 
Feistlegungen behinderte Unternehmensführung. 


Dies bedeutet, daß der Unternehmensleitung auch 
bei der Disposition über den „Faktor Arbeit" ein 
verhältnismäßig breiter Ermessensspielraum einge- 
räumt werden muß. Der Bindung und Steuerung 
dieses Ermessens durch Tarifvertrag und Gesetz 
sind zugunsten der Flexibilität der Unternehmens- 
leitung enge Grenzen gesetzt. Im Verhältnis der 
Unternehmensleitung zu den Gesellschaftern des 
Unternehmens wird deshalb der Beeinflussung der 
Unternehmensführung durch die Auswahl der Füh- 
rungskräfte eine entscheidende Bedeutung beige- 
messen. Für die inhaltliche Beeinflussung der un- 
ternehmerischen Kompetenzen zugunsten der Ar- 
beitnehmer gilt das gleiche. Sie ist deshalb organi- 
satorisch weder durch gesetzliche noch durch ver- 
tragliche Regelungen, sondern allein durch eine in- 
stitutioneile Mitbestimmung der Arbeitnehmer zu 
verwirklichen, die an die Organisation des Unter- 
nehmens als einen wirtschaftlichen Zweckverband 
anknüpft und deshalb in den Organen des Unter- 
nehmens angesiedelt ist. Nur eine solche Beeinflus- 
sung der Organisations- und Leitungsgewalt im 
Unternehmen ist nach Ansicht der Kommisjsion ge- 
eignet, die Handhabung dieser Kompetenz zu bin- 
den, ohne sie in ihrer funktionellen Wirksamkeit 
unzulässig zu beeinträchtigen. 


3. Mitbestimmung ais Konsequenz der Leitungs- 
und Organisationsgewait 

21. Die Abhängigkeiten, die sich für den Arbeit- 
nehmer aus seiner Eingliederung in die Organisa- 
tion Unternehmen und seiner Unterordnung unter 
die Planungs-, Leitungs- und Organisationsgewalt 
der Unternehmensorgane ergeben, können somit 
weder durch kollektive Vereinbarungen noch durch 
gesetzliche Bindungen ausreichend kompensiert 
werden. Zwar spielen beide, vor allem aber die 
kollektive Vereinbarung, eine wichtige Rolle bei 
der gegenständlichen Begrenzung des Weisungs- 
rechtes und beim Schutz des Arbeitnehmers vor 
unangemessener, durch die Bedingungen des ar- 
beitsteiligen Prozesses nicht gerechtfertigter Inan- 
spruchnahme der Leitungsbefugnis. Aber weder 
Tarifvertrag noch Betriebsvereinbarung noch ge- 
setzliche Schutznormen können nach Auffassung 
der Kommission in dem Maße zur Kontrolle der 
Leitungskompetenz des Unternehmens gegenüber 
den Arbeitnehmern beitragen, wie es von der 
Wertgebundenheit aller Leitungsgewalt gefordert 
wird. Vielmehr zeigt sich, daß die aus den beson- 
deren organisatorischen Bedingungen des Unter- 
nehmens resultierende Abhängigkeit der Arbeit- 
nehmer bei prinzipieller Beibehaltung des Arbeits- 
vertrages und damit bei Verzicht auf eine echte 
gesellschafts- oder genossenschaftsrechtliche Aus- 
gestaltung des Arbeitsverhältnisses nur durch insti- 
tutionelle „Teilnahme" der Arbeitnehmer an der 
Handhabung der Leitungsgewalt zureichend gebun- 
den werden kann. 

Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unter- 
nehmen, ihre Einflußnahme auf die Formulierung 
der Ziele des Unternehmens, die Gestaltung seiner 
Organisation und die Handhabung des Weisungs- 
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rechtes, ist somit nach Auffassung der Kommissdon 
der durch den Grundsatz der Selbstbestimmung und 
die Freiheit der Person gebotene Ausgleich der 
Fremdbestimmtheit des Arbeitnehmers im Unter- 
nehmen. Das Prinzip der Arbeitsteilung, die Not- 
wendigkeit einheitlicher Planung, Leitung und 
Organisation des Produktionsprozesses im Unter- 
nehmen als einem wirtschaftlichen Zweckverband 
erfordert eine Unternehmensleitung, die über den 
Einsatz des Faktors Arbeit entscheiden und die Ar- 
beitsleistung des einzelnen Arbeitnehmers durch 
Weisungen konkretisieren kann. Für Arbeitneh- 
mer folgt aus der Eingliederung in diesen Prozeß 
die dem Arbeits Verhältnis in der Organisation Un- 
ternehmien eigene Abhängigkeit. 

Durch die Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei 
der Handhabung unternehmerischer Kompetenz 
wird diese Abhängigkeit zwar nicht aufgehoben, 
aber in Übereinstimmung gebracht mit dem allge- 
meinen Grundsatz, daß die Unterwerfung unter 
fremde Leitungs- und Organiisationsgewalt mit der 
Würde des Menschen nur dann vereinbar ist, wenn 
dem Betroffenen die Möglichkeit der Einwirkung 
auf die Gestaltung der Leitungs- und Organisations- 
gewalt eingeräumt wird, der er unterworfen ist. 
Durch die Mitbestimmung wird die Leitungs- und 
Organisationskompetenz im Unternehmen in Über- 
einstimmung mit diesen Grundsätzen ausgestaltet 
und damit in die Wertordnung integriert, die auch 
die Privatrechtsordnung bestimmt und von der auch 
die Organisation des sozialen Verbandes Unterneh- 
men aus gehen muß. 


22 . Dieser Zusammenhang zwischen einer wertbe- 
zogenen Ausgestaltung der Stellung der Arbeitneh- 
mer im Unternehmen und ihrer institutionellen Mit- 
bestimmung zeigt, daß sich das Prinzip Mitbestim- 
mung bereits aus einer richtig verstandenen An- 
wendung privatrechtlicher Grundsätze ergibt und 
dem sozialen Charakter des Prinzips durch die In- 
stitute des Privatrechts Ausdruck verliehen werden 
kann. Mitbestimmung ist somit kein auf den unmit- 
telbar staatlichen Bereich, auf die Organisation 
öffentlich-rechtlicher Verbände beschränkter Grund- 
satz mit der Folge, daß seine Anwendung auf pri- 
vatrechtliche Veranstaltungen diese zu öffentlich- 
rechtlichen Veranstaltungen macht. Die für die An- 
sicht der Kommisision maßgeblichen Wertentschei- 
dungen lassen sich vielmehr auch im Bereich des 
Privatrechts und seiner Organisationsnormen selbst 
verwirklichen. Diese Feststellung ist nicht nur un- 
ter dem allgemeinen Gesichtspunkt des Verhältnis- 
ses von privatem und öffentlichem Recht, sondern 
vor allem deshalb relevant, weil sie deutlich macht, 
daß auch die zutreffende Anwendung und Interpre- 
tation privatrechtlicher Institutionen zur freien und 
demokratischen Gestaltung wichtiger Lebensbezie- 
hungen beitragen kann. Wohl lassen sich privat- 
rechtliche und öffentlich-rechtliche staatliche Orga- 
nisationsnormen auch auf gleiche Grundlagen zu- 
rückführen. Solange die innere Struktur des Unter- 
nehmens und das Arbeits Verhältnis jedoch privat- 
rechtlich gestaltet sind, verdient deren Gestaltung 
mit privatrechtlichen Mitteln den Vorzug. 


! Für ein solches Verfahren sprechen auch die Folgen, 

! die mit einer ungeprüften Anwendung istaatsrecht- 
■ lieber Ordnungsvorstellungen auf das Unternehmen 
verbunden sind. Die Anwendung solcher Ordnungs- 
vorstellungen auf die Rechtsbeziehungen im Unter- 
' nehmen unterstellt, daß das Unternehmen als sozia- 
les Gebilde dem staatlichen Verband vergleichbar 
ist. Sie siöht das Unternehmen an sich und ignoriert 
den für die zutreffende Organisation des Unterneh- 
mtens entscheidenden Umstand der äußeren Abhän- 
gigkeiten und Interdependenzen, die das wirtschaft- 
! liehe Leben des Unternehmens kennzeichnen. Das 
Unternehmen ist kein „contrat sociar' en miniature, 
sondern selbständig organisierter und durch die 
Autonomie unternehmerischer Handlungsfreiheit 
gekennzeichneter Teil eines größeren wirtschaft- 
lichen Zuisammenhanges. Diesem Umstand tragen 
die privatrechtlichen Rechtsinstitute, nicht aber die 
staats r e ch t li ch e n O r dnungs vo rs t ellung e n Re chn un g, 
welche von der Souveränität des staatlichen Ver- 
bandes ausgehen und denen solche Interdependen- 
zen fremd sind. Auch aus diesem Grund ist bei der 
Übertragung staatsrechtlicher Ordnungsgedanken 
auf die Gestaltung der Rechtsbeziehungen im Un- 
ternehmen Vorsicht geboten. 

23 . Gleichwohl scheint es der Kommission zulässig, 
wenn vielleicht aus begrifflichen Gründen auch nicht 
immer zweckmäßig, im Zusammenhang mit der pri- 
vatrechtlichen Bewältigung der Autoritätsbeziehun- 
gen im Unternehmen von „Demokratisierung" zu 
sprechen. Soweit mit „Demokratisierung der Wirt- 
schaft" die Grundsätze der Selbstbestimmung, der 
Achtung vor der Würde des Menschen und der Aus- 
gleich oder der Abbau einseitiger Machtstellungen 
durch Kooperation der Beteiligten und die Mitwir- 
kung an Entscheidungen durch die von der Entschei- 
dung Betroffenen verstanden werden, ist die Formel 
von der Demokratisierung der Wirtschaft verwend- 
bar. Sie verweist auf die allen vergleichbaren Vor- 
gängen gemeinsame, wertbezogene Entscheidung. 

Durch die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im 
Unternehmen wird der Forderung Rechnung ge- 
tragen, daß über Menschen und ihre Schicksale prin- 
zipiell nicht ohne deren Mitwirkung, selbst oder 
durch gewählte Vertreter, entschieden werden sollte. 
Der Arbeiter soll nicht „seine Seele in der Garde- 
robe abgeben", wenn er eine Fabrik betritt (Henry 
Ford I). Er bleibt stets Subjekt, auch wenn er sich 
durch Arbeitsvertrag zur Ausführung von Weisun- 
gen verpflichtet hat. Diese Forderung nach unmit- 
telbarer oder mediatisierter Mitwirkung an Ent- 
scheidungen, die den einzelnen betreffen, kann sich 
nicht nur auf den verfassungsrechtlich gesicherten 
Grundsatz der menschlichen Würde stützen. Sie 
entspricht auch theologischen Grundsätzen. 

Aus der Forderung nach Verwirklichung der Men- 
schenwürde durch die Rechtsordnung resultiert als 
konkrete Anforderung an die Organisation des 
Unternehmens die weitestmögliche Beobachtung des 
Prinzips der „Teilnahme" im Sinne der Ermög- 
lichung einer unmittelbaren oder mittelbaren Mit- 
wirkung der Betroffenen bei Entscheidungen, die sie 
betreffen. Mitbestimmung in diesem Sinne trägt zur 
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Verwirklichung einer freiheitlichen demokratischen 
Ordnung in der Wirtschaft bei, ohne daß sich aller- 
dings damit die Forderung nach der Sicherung einer 
freiheitlichen Wirtschaftsordnung erschöpft. 

Soweit jedoch mit „Demokratisierung" Vorstellun- ; 
gen von direkter, unmittelbarer Demokratie verbun- ! 
den werden, sind sie bei allen größerenrational arbei- j 
tenden Organisationen, also auch bei der Führung 
von Unternehmungen einer Größenordnung, die für | 
eine institutioneile Mitbestimmung in Frage kom- 
men, undurchführbar und illusionär. Das gleiche gilt j 
nach bisherigen Erfahrungen für Rätesysteme in 
Marktwirtschaften. ‘ 

24 . Das Prinzip, die mit der Organisation und Lei- j 
tung des Unternehmens verbundenen Abhängigkei- ! 
ten der Arbeitnehmer durch Mitbestimmung bei der ’ 
inhaltlichen Konkretisierung des Weisungsrechts 
und der Auswahl der Unternehmensleitung auszu- 
gleichen, entspricht aber nicht nur der richtig ver- 
standenen Notwendigkeit einer Verwirklichung 
demokratischer und rechtsstaatlicher Bedingungen 
im Unternehmensverband, sondern auch den Anfor- 
derungen, die die christlichen Lehrmeinungen an die 
Ordnung des Unternehmens stellen. 

In den „Sozialethischen Erwägungen zur Mitbe- 
stimmung in der Wirtschaft der Bundesrepublik 
Deutschland" wird dieser Lehrmeinung an verschie- 
denen Steilen wie folgt Ausdruck verliehen: „Wo . . . ' 
Kapitaleigner und . . . Arbeitnehmer aufeinander 
angewiesen sind, stehen beiden Seiten Mitbestim- 
mungsrechte zu. Ein Wirtschaftsunternehmen wird , 
von den Arbeitnehmern nicht weniger mitgetragen 
als von den Kapitaleignern . . . Viele Leitungen sol- 
cher Unternehmen wissen sich zwar aus mensch- 
lichen Gründen ihren Mitarbeitern gegenüber eben- 
so verpflichtet wie gegenüber den Kapitalbesitzern. 
Sie würden in dieser doppelten Verantwortlichkeit 
aber besser gestützt, wenn sie nicht einseitig nur 
von der Legitimation durch die Kapitalbesitzer ab- 
hängig wären. Einseitige Abhängigkeiten können 
sich dahin auswirken, daß die Fragen der Men- 
schenführung, des Zusammenarbeitens und des 
regionalen Zusammenlebens in den Hintergrund ; 
gedrängt werden." 

In der Enzyklika „Mater et Magistra" Papst Johan- 
nes XXIII. findet sich der gleiche Gedanke: „ . . . hal- | 
ten . . . Wir dafür, daß es ein berechtigtes Verlangen ■ 
der Arbeiter ist, aktiv sich am Leben der Unterneh- j 
men zu beteiligen, in die sie eingestellt sind und in , 
denen sie werken^). ... Auf jeden Fall muß man ; 
darnach streben, daß das Unternehmen eine Ge- i 
meinschaft von Personen werde, was die gegensei- 
tigen Beziehungen, die Betriebsarbeit und die Stel- i 
lung der ganzen Belegschaft angeht ^). . , . Das be- 
deutet aber auch, daß die Arbeiter ihre Stimme gel- 
tend machen und ihren Beitrag zum guten Funktio- 
nieren und zur Entwicklung des Unternehmens lei- 
sten. . . . Eine menschliche Auffassung des Unter- 
nehmens muß zweifelsohne die Autorität und die 
notwendige Wirksamkeit der einheitlichen Leitung 
schützen; sie kann aber seine tagtäglichen Mitarbei- 
ter nicht auf die Stufe stummer, ausführender 
Organe herabsetzen, die ohne Möglichkeit, ihre : 


Erfahrung mitsprechen zu lassen, vollständig passiv 
dastehen gegenüber den über ihre Tätigkeit befin- 
denden Entscheidungen'^)". 


III. Wirkungen der Mitbestimmung 

25 . Die Forderung nach Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer in den Unternehmensorganen und nach 
demokratischer Mitsprache wird vor allem deshalb 
erhoben, weil der Wunsch besteht die „Objektstel- 
lung" des Arbeitnehmers abzubauen und sie in eine 
„Subjektstellung" zu überführen. Soweit mit dieser 
Forderung der Wunsch zum Ausdruck gebracht wird, 
die durch die Arbeitsteilung innerhalb des Unter- 
nehmens bedingten Abhängigkeiten und Direktions- 
befugnisse auf den Umfang zu reduzieren, der für 
eine gedeihliche Zusammenarbeit innerhalb des 
Unternehmens unerläßlich ist, und Subordinations- 
verhältnisse soweit wie möglich durch Koopera- 
tionsverhältnisse abzulösen, findet sie die volle 
Zustimmung der Kommission. 

Andererseits erscheint jedoch die Feststellung ange- 
bracht, daß selbst die paritätische Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer in den Unternehmensorganen 
nicht zu einer Beseitigung der Fremdbestimmtheit 
der Arbeitsleistung und damit der Abhängigkeit des 
Arbeitnehmers führen kann, soweit sie auf den 
Bedingungen einer arbeitsteiligen Wirtschaft und 
der Notwendigkeit der einheitlichen Steuerung des 
arbeitsteiligen Prozesses beruht. Die Einordnung in 
ein durchschaubares und sachlich notwendiges 
System von Zuständigkeiten und die Ausführung 
sich daraus ergebender Weisungen widerspricht 
nicht schlechthin der Menschenwürde. Für Unter- 
nehmen gilt dies vor allem, wenn sich auch die 
Unternehmensleitung und die Anteilseigner den 
Ordnungszusammenhängen unterwerfen, die Markt- 
wirtschaft und Demokratie als freiheitliche Systeme 
erfordern. 

So beseitigt die Beteiligung von Repräsentanten der 
Arbeitnehmer an der Willensbildung innerhalb des 
Unternehmens und der Ausübung genereller Lei- 
tungsbefugnis nicht die durch den Kooperations- 
und Koordinationsprozeß im Unternehmen bedingte 
Fremdbestimmtheit der Arbeit im übrigen. Die Kom- 
mission geht jedoch auch nicht davon aus, daß eine 
solche generelle Beseitigung der Fremdbestimmtheit 
der Arbeitsleistung von der institutioneilen Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer erwartet wird. Was 
erwartet wird, ist eine Verringerung der mit der 
Existenz von Abhängigkeitsverhältnissen allgemein 
verbundenen Gefahr willkürlicher oder übermäßiger 
Ausübung von Leitungskompetenz. Die institutio- 
neile Mitbestimmung soll dazu führen, daß die 
Bedingungen der Abhängigkeit einsichtig und der 

h Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland (Hrsg.): 
Sozialethische Erwägungen zur Mitbestimmung in der 
Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland, Hamburg 
(1968), IV. Ziff. 14 und V. Ziff. 18. 

-) Papst Johannes XXIII: Mater et magistra (bearbeitet 
V. Erwin Stindl), Würzburg 1961, S. 46. 
ebenda, S. 46 f. 
ebenda, S. 47. 
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notwendige Umfang der Abhängigkeit deutlich ge- 
macht werden. Insoweit ist die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer nach Auffassung der Kommission 
auch geeignet, dem Arbeitnehmer das Gefühl des 
„Ausgeliefertseins" an eine von ihm nicht beein- 
flußbare Leitungs- und Organisationsgewalt zu neh- 
men und es durch ein Gefühl der Mitwirkung und 
Mitbestimmung abzulösen. 

26. Obwohl die Kommission sich in ihren Empfeh- 
lungen zur Mitbestimmung der Arbeitnehmer auf 
die Mitwirkung von Arbeitnehmervertretern in den 
Unternehmensorganen beschränkt, ist sie sich dar- 
über im klaren, daß eines der Hauptprobleme der 
Mitbestimmung in der sachgerechten Lösung der 
Autoritätsbeziehungen am Arbeitsplatz selbst be- 
steht. Die Lösung dieser Frage entzieht sich jedoch 
nach Auffassung der Kommission direkter gesetz- 
licher Regelung, Wie die Erfahrungen im Bereich 
der Montan-Industrie, aber auch in anderen Indu- 
striezweigen lehren, trägt allerdings eine wirksame 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Unterneh- 
mensorganen und eine gleichberechtigte Koopera- 
tion von Unternehmensleitung und Arbeitnehmer- 
vertretung im Rahmen betriebsverfassungsrecht- 
licher Repräsentationsmöglichkeiten auch zu einer 
befriedigenden Lösung dieser, das Verhältnis vom 
Arbeitnehmer zum Mittel-Management berührenden 
Probleme bei. Die Kommission erhofft sich von der 
Verwirklichung ihrer Empfehlungen zur institutio- 
nellen Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Unternehmensorganen deshalb auch Fortschritte in 
diesem, für die konkrete Ausgestaltung der recht- 
lichen und tatsächlichen Stellung des einzelnen Ar- 
beitnehmers bedeutsamen Bereich. 


1. Kooperation und Information 

27. Eine wesentliche Aufgabe der Mitbestimmung 
sieht die Kommission weiterhin in der Begründung 
eines Zwanges zur Kooperation zwischen Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer und in der Einführung von 
Argumentations- und Diskussionszwängen. Die 
Schaffung solcher Argumentationszwänge und der 
damit verbundenen Begründungspflichten zugunsten 
der Arbeitnehmer hält die Kommission für erforder- 
lich. Sie ist der Auffassung, daß die Ausübung der 
aus dem Arbeitsvertrag resultierenden Direktions- 
und Weisungsbefugnisse des Arbeitgebers ebenso 
einer allgemeinen Begründungspflicht unterliegen 
sollte wie die Reaktion der Unternehmensleitung 
auf Initiativen aus dem Arbeitnehmerbereich. Ein 
solcher Argumentations- und Diskussionszwang er- 
gibt sich jedoch weder aus den arbeitsrechtlichen 
Schutzgesetzen noch aus der Tarifautonomie, noch 
in ausreichendem Umfang aus den Grundsätzen des 
geltenden Betriebsverfassungsrechtes. Eine Fort- 
entwicklung der sozialen und wirtschaftlichen Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer durch institutioneile 
Mitbestimmung im Unternehmen erscheint der 
Kommission somit auch aus diesen Gründen unver- 
zichtbar. 


28. Neben diesen Wirkungen erwartet die Kom- 
mission von der Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
im Unternehmen vor allem eine Verbesserung der 
1 Information und der Kommunikation. Die Anhörun- 
' gen der Kommission haben gezeigt, daß einer Ver- 
' besserung der innerbetrieblichen Kommunikations- 
' Systeme und der Information der Arbeitnehmer über 
' alle für ihre Tätigkeit und ihr eigenes wirtschaft- 
; liches Schicksal relevanten unternehmerischen Ent- 
! Scheidungen zu einem frühestmöglichen Zeitpunkt 
eine eminente Bedeutung zukommt. Sowohl die 
Vertreter der Arbeitnehmer wie die Mitglieder der 
Unternehmensleitungen haben in den Anhörungen 
der Kommission übereinstimmend die Auffassung 
geäußert, daß eine Optimierung des Informations- 
und KommunikationsOusses innerhalb des Unter- 
nehmens zu den wichtigsten Aufgaben der Mitbe- 
stimmung gehöre. In der rechtzeitigen, eine Chance 
zur aktiven Teilnahme an der Willensbildung be- 
gründenden Information der Arbeitnehmer oder 
ihrer Vertreter über alle wichtigen betrieblichen 
und unternehmerischen Entscheidungen sieht die 
Kommission nicht nur eine unter dem Gesichtspunkt 
rationaler Unternehmensführung zweckmäßige und 
das allgemeine Betriebsklima fördernde Unterneh- 
menspolitik, sondern einen selbständigen Wert. Der 
Anspruch auf rechtzeitige und umfassende Infor- 
mation über geplante Maßnahmen, die sich kraft 
der Abhängigkeit des einzelnen Arbeitnehmers von 
der inhaltlichen Ausgestaltung der Unternehmens- 
politik auf das persönliche und wirtschaftliche 
Schicksal des Arbeitnehmers auswirken, läßt sich 
unmittelbar aus dem grundrechtlich verbürgten 
Schutz der Menschenwürde ableiten. Eine Einrich- 
tung entsprechender Informations- und Begrün- 
dungszwänge gehört deshalb zu den elementaren 
Voraussetzungen einer sozialen und menschenwür- 
digen Gestaltung der betrieblichen und unterneh- 
merischen Ordnung. 

Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer ist auch des- 
halb geboten, weil nur auf diese Weise die beson- 
dere, der Stellung und Tätigkeit der Arbeitnehmer 
im Unternehmen eigene Sachkunde und Betrach- 
tungsweise zuverlässig in die Entscheidungsprozesse 
im Unternehmen Eingang finden. Dies gilt nicht nur 
im sozialen Bereich, sondern in ähnlicher Weise auch 
im Bereich der wirtschaftlichen Organisation und 
Leitung des Unternehmens. Besondere Bedeutung 
hat die Kommission dabei der Bereicherung des 
Argumentationshaushaltes beigemessen, die durch 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer bewirkt wird. 


2. Ergänzung der arbeitsrechtlichen Schutzfunktion 

29. Die Kommission sieht in der Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer weiterhin ein geeignetes und not- 
! wendiges Mittel zur Ergänzung der Schutzfunktion 
des Arbeitsvertragsrechts und des Arbeitsschutz- 
j rechts im unternehmensinternen Bereich. Dies gilt 
! nicht nur für das bereits behandelte Direktions- 
: recht, sondern auch für die Förderung der Funk- 
: tionsfähigkeit anderer rechtlicher und institutionel- 
I 1er Regelungen, die dem Schutz des Arbeitnehmers 
j im engeren Sinne dienen. So ist die Kommission zum 
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Beispiel verschiedentlich auf den Zusammenhang 
zwischen Arbeitsplatzschutz und Mitbestimmung, 
aber auch zwischen Erfüllung arbeitsrechtlicher 
Schutzpflichten (Fürsorgepflichten) durch den Ar- 
beitgeber und der institutionellen Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer hingewiesen worden. Nicht nur 
im Rahmen des Direktionsrechts, sondern auch ange- 
sichts der sich in einer wachsenden Wirtschaft stets 
verändernden Verhältnisse kann der Schutz des 
Arbeitnehmers und seiner wirtschaftlichen und so- 
zialen Interessen nicht allein den Vorschriften des 
zwingenden Rechts oder staatlichen Maßnahmen 
überlassen bleiben. Er verlangt eine ständige Mit- 
wirkung und Anteilnahme von Arbeitnehmerver- 
tretern an den wesentlichen Entscheidungen der 
Unternehmung. Die Zweckmäßigkeit und Notwen- 
digkeit von Entscheidungen, die unter Umständen 
tief in das persönliche Leben vieler Arbeitnehmer 
eingreifen, kann von den einzelnen Arbeitnehmern 
nur in sehr begrenztem Umfang oder überhaupt 
nicht nachgeprüft werden. Wo schwerwiegende Ent- 
scheidungen gefällt werden, müssen die Arbeit- 
nehmer die Gewißheit haben, daß ihre Vertreter 
die Vor- und Nachteile dieser Entscheidung mit ab- 
gewogen haben und daß die Belastungen, die sie 
auf sich zu nehmen haben, bei der Entscheidung mit 
berücksichtigt wurden. Das ist nur dadurch zu er- 
reichen, daß ihre gewählten Vertreter an diesen 
Entscheidungen verantwortlich mitwirken. 


3. Verantwortlichkeit der Unternehmensleitung 

30. Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer ist wei- 
terhin geeignet, die Verantwortlichkeit des Vor- 
standes gegenüber den Arbeitnehmern des Unter- 
nehmens institutionell abzusichern. Es ist allgemein 
anerkannt, daß der Vorstand einer Aktiengesell- 
schaft, ebenso wie die Unternehmensleitung allge- 
mein, nicht allein den Anteilseignern verantwortlich 
sein darf, sondern sich in entsprechender Weise den 
Arbeitnehmern des Unternehmens verantwortlich 
fühlen muß. In der Praxis ist diese Forderung auch 
weitgehend verwirklicht. Viele Vorstandsmitglieder 
halten ihre Verpflichtung gegenüber den Arbeit- 
nehmern für völlig selbstverständlich und suchen 
ihr in ihren Entscheidungen Rechnung zu tragen. 
Allerdings darf die Erfüllung dieser Verpflichtung 
nicht in das Ermessen der Vorstandsmitglieder ge- 
stellt werden. Sie bedarf der institutioneilen Ab- 
sicherung. Die Mitwirkung der Arbeitnehmer bei 
der Bestellung ist dafür ein geeignetes Mittel. Sie 
gestattet ihnen zugleich, auch auf die Ausübung des 
Leitungs- und Direktionsrechtes durch die Organe 
des Unternehmens Einfluß zu nehmen. 

Für den einzelnen Arbeitnehmer sind die Verhält- 
nisse an seinem unmittelbaren Arbeitsplatz, insbe- 
sondere die Beziehungen zu seinem unmittelbaren 
Vorgesetzten und zu seinen Mitarbeitern von be- 
sonderer Bedeutung. Sie werden weitgehend durch | 
die Verhaltensweise der unmittelbaren Vorgesetzten ' 
bestimmt. Diese hängt jedoch ihrerseits von der Ver- 
haltensweise und der Einstellung des Vorstandes 
oder der Unternehmensleitung ab. Ist die Verant- ^ 
Wörtlichkeit des Vorstandes gegenüber den Arbeit- | 


nehmern durch die Mitbestimmung auch institutio- 
neil abgesichert, so wirkt sich dies nach aller Erfah- 
rung auf das gesamte Unternehmen tendenziell in 
einem Abbau autoritärer Verhaltensweisen und in 
einer Förderung aktiv gestalteter Mitverantwortung 
des Arbeitnehmers am Arbeitsplatz und in einer 
vertrauensvolleren menschlichen Zusammenarbeit 
zwischen den Vertretern der mittleren Führungs- 
schicht und den Mitarbeitern am Arbeitsplatz aus. 

31. Andererseits ist die Kommission nicht der An- 
sicht, daß es der Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
bedürfe, um das unternehmerisch tätige Organ der 
Unternehmung oder die einzelnen Organmitglieder 
im juristischen Sinne zu legitimieren. Unternehme- 
rische Tätigkeit bedarf, wenn sie sich im privatwirt- 
schaftlichen Bereich vollzieht, keiner ausdrücklichen 
Fremdlegitimation. Rechtlich gesehen handelt es sich 
bei unternehmerischer Tätigkeit vielmehr um die 
Inanspruchnahme einer selbständigen rechtlichen 
Befugnis. Solange an der gesellschaftsrechtlichen 
und damit privatrechtlichen Anknüpfung der inneren 
Organisation des Unternehmens festgehalten wird, 
resultiert die Berechtigung der Unternehmensleitung 
zur Verfügung über die Produktionsmittel somit 
nicht aus dem öffentlich-rechtlichen Bereich nachge- 
bildeten Legitimationsakten, sondern aus den durch 
Vertrag und gesellschaftsrechtliche Rechtsbeziehung 
begründeten Befugnissen. 

Dies bedeutet nicht, daß die Teilnahme der Arbeit- 
nehmer an der Auswahl und Bestellung der Mitglie- 
der des Leitungsorgans nicht unter dem Gesichts- 
punkt der Mitwirkung am Auswahlprozeß bedeut- 
sam und notwendig ist. Diese Teilnahme an der 
Auswahl der Personen, denen die Organfunktion 
übertragen werden soll und denen damit insbeson- 
dere die Befugnis zur Ausbildung der Planungs-, 
Organisations- und Leitungsgewalt zusteht, ist je- 
doch kein Legitimationsprozeß im rechtlichen, son- 
dern im sozialen Sinne. (Vgl. Teil IV, Ziffer 51 f.). 


4. Gesellschaftspolitische Auswirkungen 

32. Die aus dem Charakter des Arbeitsverhältnis- 
ses und den Bedingungen der Leitung und Organi- 
sation arbeitsteiliger Prozesse im Unternehmen ab- 
geleitete institutioneile Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer hat nach Auffassung der Kommission auch 
eine über das einzelne Unternehmen hinausgehende 
j Bedeutung. Der durch die Mitbestimmung begrün- 
! dete Zwang zur Kooperation und damit zur Berück- 
I sichtigung auch anderer als der unmittelbaren eige- 
I nen Gesichtspunkte und Interessen verändert die 
Denk- und Verhaltensweise von Personen und wirkt 
sich damit auch gesellschaftlich und politisch aus. 
Unternehmer und Kapitaleigner lernen, die Arbeit- 
nehmervertreter als Partner zu betrachten, deren 
Anliegen ebenso berechtigt ist wie ihr eigenes. Ar- 
beitnehmer und ihre gewerkschaftlichen Vertreter 
erfahren die wirtschaftlichen Notwendigkeiten, 
denen das Unternehmen im Markt unterliegt, und 
müssen nun unter Umständen Entscheidungen mit- 
verantworten, welche sie selbst hart treffen. 
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Es liegt auf der Hand, daß die hierdurch in Gang 
gesetzte Veränderung der Denk- und Verhaltens- 
weise sich auf das gesamte gesellschaftliche und 
politische Zusammenleben auswirkt. Diese Auswir- 
kungen werden von der Kommission positiv beur- 
teilt. 

Eng mit diesen Auswirkungen hängt eine Ände- 
rung in der Beurteilung der marktwirtschaftlichen 
Ordnung durch die Arbeitnehmerschaft und die Ge- 
werkschaften zusammen. Es kann keinen Zweifel 
daran geben, daß die Marktwirtschaft auf Dauer nur 
bestehen wird, wenn sie von der Mehrzahl der Bür- 
ger, insbesondere den Arbeitnehmern mitgetragen 
und nicht nur als ein zur Zeit unabänderliches aber 
vorübergehendes Übel betrachtet wird. Die institu- 
tioneile Mitbestimmung der Arbeitnehmer trägt da- 
zu bei, daß „die Wirtschaft'' nicht als fremde Insti- 
tution, sondern als Teil des eigenen Verantwor- 
tungsbereichs, die Dezentralisierung der Entschei- 
dungen nicht als „Chaos", sondern als Vorbedingung 
der eigenen Einflußnahme erfahren und verstanden 
werden. In den Programmen und Schriften des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes, der Deutschen Ange- 
stellten-Gewerkschaft und von Einzelgewerkschaf- 
ten zeichnet sich ein solcher Wandel in der Beurtei- 
lung der Marktwirtschaft zum Teil schon seit län- 
gerer Zeit ab. Die institutioneile Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer im Unternehmen ist geeignet, die 
Marktwirtschaft, die sich wegen ihres freiheitlichen 
Gehalts und ihrer wirtschaftlichen Effizienz emp- 
fiehlt, auch politisch zu sichern. 

33 . Auch in diesem Zusammenhang ist sich die 
Kommission der engen Verwandtschaft zwischen den 
gesellschaftspolitischen Anforderungen an eine wirt- 
schaftliche Ordnung und den Forderungen bewußt, 
die die Kirchen an eine gerechte Gestaltung der 
Wirtschaft stellen. Sowohl in den päpstlichen Enzyk- 
liken wie in den Äußerungen der Evangelischen 
Kirche in Deutschland sind entsprechende Aussagen 
enthalten. In der Enzyklika „Mater et Magistra" 
heißt es dazu: „Der Menschennatur wohnt tatsäch- 
lich die Forderung inne, daß sie, die Menschen, in der 
Entfaltung ihrer produktiven Tätigkeit die Möglich- 
keit finden, selbst Verantwortung zu tragen und ihr 
eigenes Sein zu vervollkommnen . . . Wenn deshalb 
die Strukturen, der Betrieb, die Atmosphäre eines 
Wirtschaftssystems derart sind, daß sie die Men- 
schenwürde derer gefährden, die dort ihre eigene 
Tätigkeit entfalten, oder daß sie in ihnen den Sinn 
für die Verantwortung systematisch abstumpfen, 
oder daß sie ein Hindernis sind für jede Äußerung 
ihrer persönlichen Initiative, ist ein so geartetes 
Wirtschaftssystem ungerecht, auch für den Fall, daß 
der in ihm produzierte Reichtum hohe Quoten er- 
reicht und nach Gerechtigkeit und Billigkeit verteilt 
wird" ^). Der gleiche Gedanke wird in den „Sozial- 
ethischen Erwägungen zur Mitbestimmung in der 
Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland", her- 
ausgegeben vom Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland, wie folgt formuliert: „Die Botschaft der 
Heiligen Schrift bezeugt, daß dem Menschen eine 
besondere Würde gegeben ist, die ihren Ausdruck 
in der Berufung zur Mündigkeit und zur Weltgestal- 
tung findet . . , Darum ist die Frage, welches Maß an 


Mitbestimmung und Mitverantwortung in den Ar- 
beitsbeziehungen jedem einzelnen und ganzen Grup- 
, pen oder ihren gewählten Vertretern im Zusammen- 
spiel der Gesellschaft eingeräumt wird, von grund- 
I legender sittlicher Bedeutung. Das Interesse an der 
Leistung, die Menschen im Wirtschaftsleben mit 
Recht von einander erwarten, darf niemals die Ver- 
pflichtung verdrängen, sich gegenseitig als mitden- 
kende und mitverantwortliche Glieder der mensch- 
lichen Gemeinschaft zu achten." 


I VI. Grundlagen der organisatorischen 
Regelungen der Mitbestimmung 

34 . Soweit die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in 
den Unternehmensorganen bereits heute gesetzlich 
geregelt ist, knüpft sie organisatorisch an die ge- 
sellschaftsrechtliche Struktur an. Sie ist sowohl nach 
der gesetzlichen Regelung der Montan-Mitbestim- 
mung wie nach den Vorschriften des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes in die gesellschaftsrechtlichen Organe 
integriert. Dies gilt auch insoweit, als das Mitbestim- 
mungsrecht die obligatorische Bildung entsprechen- 
der gesellschaftsrechtlicher Organe vorschreibt. 

Das Verfahren, die Mitbestimmung der Arbeitneh- 
mer im Unternehmen in den gesellschaftsrechtlichen 
Organen des Unternehmens anzusiedeln, ist deshalb 
nicht ohne Probleme, weil damit diese für die Or- 
ganisation des Eigentümerverbandes konzipierten 
Organe mit neuen oder andersartigen Funktionen 
betraut werden, deren Ausübung nicht von vorn- 
herein widerspruchslos mit der eigentlichen gesell- 
schaftsrechtlichen Funktion der Organe vereinbar ist. 
Diese Möglichkeit eines Funktionskonfliktes wirft 
die Frage auf, ob die institutionelle Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer nicht auf die Anknüpfung an die 
gesellschaftsrechtlichen Organe verzichten und statt 
dessen eigene, „Unternehmens- verfassungsrecht- 
liche" Organe ausbilden sollte. 

Die Kommission hat sich mit Ausnahme eines Mit- 
gliedes dafür entschieden, bei ihren Vorschlägen zur 
Ausgestaltung der Mitbestimmung der Arbeitneh- 
mer im Unternehmen vom System her auf dem Ge- 
sellschaftsrecht und dem Betriebsverfassungsgesetz 
aufzubauen. Dabei ist sie von der Aktiengesellschaft 
als der typischen Rechtsform des Unternehmens aus- 
gegangen und hat sich, wie die Einzelempfehlungen 
zeigen, darauf beschränkt, auf die mit der Benutzung 
anderer Rechtsformen verbundenen Abweichungen 
von der typischen Organisationsform hinzuweisen. 

Mit ihrer Entscheidung für den gesellschaftsrecht- 
lichen und betriebsverfassungsrechtlichen Ansatz 
hat die Kommission nicht nur dem Umstand Rech- 
nung getragen, daß auch die bisherigen Mitbestim- 
mungsregelungen auf dem Gesellschaftsrecht als der 
rechtlichen Grundlage und dem Organisationsstatut 
der Unternehmung aufbauen. Sie hat dem gesell- 
schaftsrechtlichen Ansatzpunkt für eine Mitbestim- 
mungsregelung auch deshalb den Vorzug gegeben, 
weil sie in dem organisatorischen Zusammenwirken 

Papst Johannes XXIII., a. a. O,, S. 44. 

*’) Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland (Hrsg.), 

a. a. O., II. Ziff. 3. 
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von Gesellschaftsrecht und Betriebsverfassung als 
den spezifischen Organisationsformen der Anteils- 
eigner und der Arbeitnehmer im Unternehmen die 
flexibelste Form einer institutioneilen Gewährlei- 
stung der Mitbestimmung der Arbeitnehmer sieht. 

Für den gesellschaftsrechtlichen Ausgangspunkt für 
die institutioneile Mitbestimmung spricht aber auch, 
wie bereits angedeutet, der Umstand, daß die ge- 
sellschaftsrechtlichen Organe zugleich die Träger 
der unternehmerischen Leitungs- und Organisations- 
kompetenz sind und damit auch das Direktions- und 
Weisungsrecht ausüben. Das Abhängigkeitsverhält- 
nis, das die institutioneile Mitbestimmung vor allem 
rechtfertigt, ist somit auf die gleichen Personen be- 
zogen, die im gesellschaftsrechtlichen Sinne Lei- 
tungs- und Verfügungskompetenzen wahrnehmen. 
Die Gesamtheit der Arbeitnehmer und die Gesamt- 
heit der Gesellschafter sind gleichermaßen auf den 
Ort der Unternehmensleitung bezogen. 

35 . Angesichts des gesellschaftsrechtlichen Ansat- 
zes für die Ausgestaltung der institutionellen Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmr war es unvermeidlich, 
die vom Gesellschaftsrecht vorgezeichnete Organi- 
sation des Unternehmens kritisch zu würdigen. Die 
Ergebnisse ihrer Anhörungen haben der Kommis- 
sion Anlaß zu der Annahme gegeben, daß das gel- 
tende Gesellschaftsrecht, insbesondere das Aktien- 
recht, den tatsächlichen Gegebenheiten der in For- 
men der Aktiengesellschaft organisierten Unterneh- 
men nicht immer Rechnung trägt. Das rechtliche Ge- 
häuse der Aktiengesellschaft stimmt oft nur bedingt 
mit der Wirklichkeit des Unternehmens überein. 
Dies gilt, wie noch darzulegen sein wird, vor allem 
für die Funktionsweise des Aufsichtsrates. 


Gleichwohl hat die Kommission davon Abstand ge- 
nommen, ihre Empfehlungen auf die Revision des 
Aktienrechtes oder des GmbH-Rechts auszudehnen. 
Abgesehen davon, daß das Aktienrecht erst kürz- 
lich novelliert worden ist, hätte eine selbständige 
Beschäftigung mit dem Gesellschaftsrecht die Gren- 
zen gesprengt, die der Kommission durch ihren Auf- 
trag gezogen waren. 

Diese Beschränkung auf ihren Auftrag hat die Kom- 
mission allerdings nicht daran gehindert, Änderun- 
gen gesellschaftsrechtlicher Vorschriften insoweit 
zu empfehlen, als diese Änderungen für die Ver- 
wirklichung ihrer Empfehlungen im Zusammenhang 
mit der institutionellen Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer erforderlich sind. 

Obwohl die Kommission sich in ihren Einzelempfeh- 
lungen für bestimmte Lösungen und Organisations- 
formen ausgesprochen hat, bedeutet dies nicht, daß 
sie mit ihren Empfehlungen von vornherein die 
Möglichkeit einer Anpassung der vorgeschlagenen 
Organisationsformen an konkrete unternehmerische 
Bedingungen ausschließen will. In ihrem Versuch, 
die institutioneile Organisation der Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer als eine Synthese von Gesellschafts- 
recht und Betriebsverfassung anzusehen, sieht die 
Kommission zugleich den Vorteil, die generellen Mit- 
bestimmungsformen im Wege der gesellschaftsrecht- 
lichen Satzung oder der betriebsverfassungsrecht- 
lichen Regelung konkreten Umständen des Einzel- 
falles anzupassen. Sie hat diesem Bedürfnis nach 
Flexibilität der Einzelregelung auf der gesellschafts- 
rechtlichen und betriebsverfassungsrechtlichen 
Grundlage in ihren Einzelempfehlungen an ver- 
schiedenen Stellen Rechnung getragen. 


B. Mitbestimmung als unternehmensinternes Problem 


I. Fragestellung 

36 . Mit der Begründung der Mitbestimmung ist 
noch nichts über die konkrete Ausgestaltung und 
die institutionelle Form gesagt, in der sich die Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer im Unternehmen 
vollziehen soll. Die Antworten auf diese Frage 
müssen sich an drei Gesichtspunkten orientieren: 

1. Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unter- 
nehmen muß so beschaffen sein, daß sie geeignet 
ist, die im Abschnitt A (Ziffer 1 bis 33) im ein- 
zelnen entwickelten Wirkungen hervorzubringen. 

2. Die Ausgestaltung der Mitbestimmung darf den 
Leitungs- und Organisationsprozeß im Unterneh- 
men nicht in seiner Funktionsfähigkeit beein- 
trächtigen und muß in rechtlicher Hinsicht der 
privatrechtlichen Grundlage des Unternehmens, 
insbesondere der Rechtsstellung der Anteilseig- 
ner Rechnung tragen. 

3. Die Mitbestimmung und ihre Auswirkungen auf 
das Verhalten des Unternehmens im Markt müs- 


sen mit den Gesetzmäßigkeiten vereinbar sein, 
nach denen dieser Markt funktioniert. 

Bei der Festlegung dieser Kriterien geht die Kom- 
mission davon aus, daß die Verwirklichung der in- 
stitutionellen Mitbestimmung im Unternehmen die 
Harmonisierung dieser Gesichtspunkte mit anderen 
Bedingungen verlangt, denen die Organisation des 
, Unternehmens ebenfalls Rechnung tragen muß. Die 
gesetzliche Regelung der Mitbestimmung ist aus den 
i von der Kommission dargelegten Gründen zwar ein 
wesentlicher, nicht aber der einzige Bestandteil einer 
sachgemäßen rechtlichen Gestaltung des Unterneh- 
mens. In ihren Ansprüchen an die Organisation des 
Unternehmens konkurriert sie vielmehr mit be- 
triebswirtschaftlichen und gesamtwirtschaftlichen 
Anforderungen an die Rechtsnormen, die die Struk- 
tur des Unternehmens und die Organisation seiner 
Leitung und Lenkung bestimmen. Aus dieser Kon- 
kurrenz erwachsen der Verwirklichung der Forde- 
rung nach institutioneller Mitbestimmung Grenzen, 
die bei isolierter Betrachtung des Mitbestimmungs- 
problems nicht sichtbar werden und deren Bedeu- 
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tung die Kommission in der Diskussion um die kon- , 
krete Ausgestaltung der Mitbestimmung auch nicht | 
immer ausreichend gewürdigt findet. Die Kommis- | 
Sion hat es als eine ihrer wichtigsten Aufgaben an- i 
gesehen, die Interdependenzen hervorzuheben, die 1 
zwischen der institutioneilen Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in den Organen des Unternehmens 
und den Funktionen des Unternehmens bestehen 
und ohne deren Berücksichtigung eine zutreffende 
gesetzliche Regelung der Mitbestimmungsfrage nicht 
möglich ist. 

Bei der Formulierung ihrer Empfehlungen war die 
Kommission deshalb bestrebt, die genannten Kri- 
terien nebeneinander zu berücksichtigen und sie 
dort, wo ihre Beachtung bei der Ausgestaltung der 
Mitbestimmung zu unterschiedlichen Ergebnissen 
führen kann, in ein ausgewogenes Gleichgewicht zu 
bringen. Die Entscheidung solcher bei der gesetz- 
lichen Gestaltung der Mitbestimmung möglicher- 
weise auftretenden Zielkonflikte gehört zu den 
schwierigsten Aspekten der der Kommission ge- 
stellten Aufgabe. Sie war bemüht, solche Zielkon- 
flikte und die Notwendigkeit einer gesetzgeberi- 
schen Lösung aufzuzeigen und auf diese Weise die 
Erheblichkeit der Entscheidung dieses Zielkonfliktes 
zu unterstreichen. 

37 , Ziel der institutionellen Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in den Organen des Unternehmens ist 
es, in den Willensbildungsprozeß des Unternehmens 
diejenigen Initiativen, Entscheidungsmotivationen, 
Überlegungen und Kontrollaspekte einzubringen, 
deren Geltendmachung typischerweise von den Ver- 
tretern der Arbeitnehmer erwartet werden kann. 
Der Argumentationshaushalt der Entscheidungs- 
organe soll um die typischen Arbeitnehmerargu- 
mente erweitert, der Entscheidungsprozeß in Rich- 
tung auf eine stärkere Berücksichtigung der Inter- 
essen der Arbeitnehmer im Unternehmen korrigiert 
werden. 

Es ist offensichtlich, daß die Inkorporation solcher 
zusätzlicher Interessen- und Motivationsträger in 
die Organe des Unternehmens die typische Verhal- 
tensweise der Unternehmensleitung verändern wird. 
Gemessen an den Zwecken, die mit der Mitbestim- 
mung verfolgt werden, ist eine solche Änderung 
nicht nur erwünscht, sondern gewollt. Die Auswir- 
kungen solcher Veränderungen im Willensbildungs- j 
prozeß der Unternehmensleitungen sind jedoch nicht | 
ohne weiteres auf die Ausgestaltung des Arbeits- i 
Verhältnisses und damit auf die Beziehung der Ar- 
beitnehmer zum Unternehmen beschränkt. Sie kön- 
nen sich auf das Verhalten des Unternehmens im 
Markt ebenso auswirken wie auf die unternehmens- 
eigenen Zielvorstellungen. Vor allem aus diesen 
Auswirkungen können sich Rückwirkungen auf die 
Ausgestaltung der institutionellen Mitbestimmung 
selbst ergeben. Dieser Wechselwirkung ist die Kom- 
mission sowohl für den unternehmensinternen wie 
für den unternehmensexternen Bereich mit dem Ziel 
nachgegangen, die Grenzen zu ermitteln, die bei der 
konkreten Ausgestaltung der für notwendig erkann- 
ten institutionellen Mitbestimmung der Arbeitneh- 
mer beobachtet werden müssen. 


II. Mitbestimmung, Gesellschaftsrecht 
und Eigentumsordnung 

1. Gesellschaftsrechtliche Zusammenhänge 

38 , In Übereinstimmung mit dem Montan-Mitbe- 
stimmungsgesetz und dem Betriebsverfassungsge- 
setz gehen die Empfehlungen der Kommission davon 
aus, daß die Mitbestimmung in solchen Organen der 
Kapitalgesellschaft ansetzen sollte, die als obligato- 
rische oder fakultative Kontrollorgane gesellschafts- 
rechtlich bereits vorhanden sind. Sie nimmt also 
nicht den im Schrifttum gelegentlich geäußerten 
Vorschlag auf, im Interesse einer prinzipiellen Tren- 
nung von Gesellschaftsrecht und Mitbestimmungs- 
recht die Mitbestimmung in eigens dafür neu zu 
schaffende Organe zu verweisen. Bei den Kapitalge- 
sellschaften, auf welche die Vorschläge der Kom- 
mission zugeschnitten sind, würde die Einrichtung 
eines besonderen Mitbestimmungsorgans, sofern es 
nicht, wie der Wirtschaftsausschuß gemäß den §§ 67 
bis 70 BetrVG, lediglich der Information und Aus- 
sprache dient, kaum lösbare Abgrenzungsschwierig- 
keiten im Verhältnis zu den Kompetenzen von Vor- 
stand (Geschäftsführer) und Aufsichtsrat hervor- 
rufen; die Willensbildung innerhalb des Unter- 
nehmens würde empfindlich erschwert. Diesen Nach- 
teilen würde nach Ansicht der Kommission kein 
auch nur halbwegs gleichgewichtiger Vorteil gegen- 
überstehen. Die Reinhaltung des Gesellschaftsrechts 
von Regelungen, die auf anderen, nämlich arbeits- 
rechtlichen und sozialpolitischen Gesichtspunkten 
beruhen, sieht die Kommission nicht als einen 
Rechtswert an sich an; die strikte Scheidung zwi- 
schen dem Gremium der Anteilseignervertreter und 
dem mit der Wahrnehmung von Arbeitnehmerinter- 
essen betrauten Organ würde nach Ansicht der Kom- 
mission im Gegenteil dem gewünschten Integrations- 
effekt eher hinderlich sein. 

Die Überlegungen der Kommission für eine künftige 
gesetzgeberische Gestaltung der Mitbestimmung 
beruhen demgemäß auf dem Grundgedanken, daß 
bei der Aktiengesellschaft der Aufsichtsrat mit den 
ihm nach dem Aktiengesetz obliegenden Zuständig- 
keiten das gegebene Mitbestimmungsorgan ist. Dies 
gilt unbeschadet des Umstandes, daß die Kommis- 
sion die Vertretung des Personalressorts im Vor- 
stand durch ein dafür bestelltes Vorstandsmitglied 
für unerläßlich hält, denn diese Regelung enthält 
kein unmittelbares Mitbestimmungselement. Wie- 
weit für eine GmbH, die schon noch dem gelten- 
den Recht bei mehr als 500 ständigen Arbeitnehmern 
einen Aufsichtsrat haben muß (§ 77 Abs. 1 BetrVG), 
die gleiche Kompetenz des Aufsichtsrates wie nach 
dem Aktiengesetz vorzusehen ist oder etwa in ein- 
zelnen Punkten, wie zum Beispiel bei der Bestellung 

i des oder der Geschäftsführer, Abweichungen gebo- 

1 ten sind, soll hier unerörtert bleiben. 

39 , Wenn der Aufsichtsrat auch künftig den An- 
satzpunkt für eine Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
bilden soll, so muß man sich, um die Bedeutung 
dieses Vorschlages ermessen zu können, einerseits 
von der Rolle Rechenschaft geben, die dem Auf- 

i sichtsrat vom Gesetzgeber zugedacht ist, anderer- 
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seits die Funktionen vergegenwärtigen, die er in der 
Praxis erfüllt. Den tatsächlichen Einfluß des Auf- 
sichtsrates auf die Willensbildung im Unternehmen 
muß man sich im übrigen auch deswegen verdeut- 
lichen, weil nur auf diese Weise ein begründetes 
Urteil über die Tragweite der von der Kommission 
vorgelegten Vorschläge gewonnen werden kann. 
Das gesetzliche Leitbild und die tatsächliche Wirk- 
samkeit des Aufsichtsrates decken sich nach den 
Beobachtungen der Kommission nicht in allen Fäl- 
len. 

Die aktienrechtliche Regelung wird von dem in 
§ 111 Abs. 1 AktG ausgesprochenen Gedanken be- 
herrscht, daß der Aufsichtsrat die Geschäftsführung 
zu überwachen habe. Seit der Aktienrechtsreform 
von 1937 ist, wie bekannt, dem Aufsichtsrat die 
eigene Wahrnehmung von Geschäftsführungsmaß- 
nahmen — von hier nicht interessierenden Sonder- 
fällen abgesehen — versagt (§ 111 Abs. 4 AktG). 
Die Funktionsabgrenzung gegenüber dem Vorstand 
hat das Gesetz überdies auch durch die Vorschrift 
scharf markiert, daß der Vorstand „unter eigener 
Verantwortung" die Gesellschaft zu leiten hat, also 
vom Aufsichtsrat nicht angewiesen werden darf, 
bestimmte Handlungen vorzunehmen. Zwar können 
bestimmte Arten von Geschäften der Zustimmung 
des Aufsichtsrates Vorbehalten werden (§111 Abs. 4 
S. 2 AktG), aber dies soll, wie allgemein angenom- 
men wird, nur eine Art vorweggenommener Kon- 
trolle sein, also einer wirksameren Überwachung der 
Geschäftsführung des Vorstandes dienen. Eine Be- 
fugnis des Aufsichtsrates zur Teilnahme an der 
Leitung der Gesellschaft stellt dieser Zustimmungs- 
vorbehalt nach der dem Gesetz zugrunde gelegten 
Systematik ebensowenig dar wie die Mitwirkung 
des Aufsichtsrates an der Feststellung des Jahres- 
abschlusses gemäß § 172 AktG. Ob die im Aktien- 
gesetz vollzogene Unterscheidung zwischen „Über- 
wachung" und „Leitung" in den beiden genannten 
Punkten wirklich rein durchführbar ist, mag man 
allerdings bezweifeln; denn es läßt sich wohl kaum 
bestreiten, daß der Aufsichtsrat mit Hilfe des Zu- 
stimmungsvorbehalts gemäß § 111 Abs. 4 AktG die 
Investitions- oder Personalpolitik oder andere wich- 
tige Leitungsmaßnahmen des Vorstandes erheblich 
beeinflussen kann und daß die Billigung des Jah- 
resabschlusses in gewissen Richtungen, etwa im 
Rahmen von Bewertungsfreiheiten oder bei der 
Dotierung freier Rücklagen (vgl. § 58 Abs. 2 AktG), 
dem Aufsichtsrat Gelegenheit zur Entfaltung ge- 
schäftspolitischer Initiativen bietet. Freilich liegt in 
formaler Hinsicht ein deutlicher Funktionsunter- 
schied zwischen Vorstand und Aufsichtsrat auch bei 
diesen beiden Zuständigkeiten darin, daß der Auf- 
sichtsrat seine Zustimmung zu Initiativen des Vor- 
standes zwar verweigern, hingegen nicht von sich 
aus die ihm richtig erscheinenden Maßnahmen an- 
ordnen kann. 

§111 Abs. 4 AktG räumt ihm auch nicht die Befug- 
nis ein, etwa die Grundlinien der Geschäftspolitik zu 
bestimmen. Die Geschäftspolitik ist zwar nach § 90 
Abs. 1 AktG Gegenstand der regelmäßigen Berichts- 
pflicht des Vorstandes, aber als solche nicht Gegen- 
stand von den Vorstand bindenden Beschlüssen des 
Aufsichtsrates. Zweifelsfrei über eine bloße Kon- 


trollbefugnis geht jedenfalls die dem Aufsichtsrat 
zwingend vorbehaltene Bestellung und Abberufung 
der Vorstandsmitglieder hinaus. Insofern ist dem 
Aufsichtsrat ein Recht zu Maßnahmen der Leitung 
der Gesellschaft verliehen, was selbstverständlich 
nicht ausschließt, daß diese Befugnisse, insbesondere 
in Verbindung mit der Begrenzung der Bestellungs- 
periode auf höchstens fünf Jahre, zugleich der Uber- 
wachungstätigkeit des Aufsichtsrates verstärkten 
Nachdruck verleihen. 

40 . Die tatsächliche Handhabung der dem Auf- 
sichtsrat übertragenen Befugnisse ist nach den Fest- 
stellungen der Kommission uneinheitlich^). Zu den 
jahrzehntelangen Auseinandersetzungen darüber, ob 
die den kontinentalen Aktienrechten eigentümliche 
Aufteilung der Verwaltungsaufgaben zwischen 
einem Geschäftsführungs- und einem Uberwachungs- 
organ sich bewährt habe, sieht die Kommission aller- 
dings keinen Anlaß, Stellung zu nehmen; da das 
neue Aktiengesetz an diesem Prinzip festhält, muß 
die Kommission diese Entscheidung ihren Überle- 
gungen zugrunde legen. Die Unterschiede in der 
praktischen Wirksamkeit und Arbeitsweise des Auf- 
sichtsrates interessieren im vorliegenden Zusam- 
menhang vornehmlich unter dem Gesichtspunkt der 
Mitbestimmung. Diese Unterschiede hängen, wie 
auch die Anhörungen bestätigt haben, wesentlich 
davon ab, ob der Aktienbesitz weit gestreut ist oder 
ob konstante Mehrheiten eines oder weniger Aktio- 
näre bestehen; ferner spielt es naturgemäß eine 
erhebliche Rolle, ob die Gesellschaft wirtschaftlich 
selbständig oder von einem herrschenden Unterneh- 
men im aktienrechtlichen Sinne abhängig ist. Von 
entscheidender Bedeutung sind mithin, allgemein 
gesagt, auch in den Montan-Unternehmen die Kapi- 
talverhältnisse der einzelnen Gesellschaft. Der Auf- 
sichtsrat pflegt im Verhältnis gegenüber dem Vor- 
stand um so stärker zu sein, je beherrschender der 
Einfluß eines Aktionärs ist, zumal der Mehrheits- 
aktionär in aller Regel selbst oder in der Person 
eines Vertrauensmannes im Aufsichtsrat vertreten 
sein und den Vorsitz innehaben wird. Weiter 
haben die Anhörungen — und dies gilt unabhän- 
gig von der Kapitalstruktur der Gesellschaft — die 
Erfahrung bestätigt, daß der Aufsichtsrat neben 
seinen gesetzlich umschriebenen Aufgaben auch der 
Beratung des Vorstandes, der Information und der 
Pflege von Verbindungen dient, die für das Unter- 
nehmen wichtig sind (Kunden-, Lieferanten-, Ban- 
kenbeziehungen und dergleichen). Diese Seite der 
Aufsichtsratstätigkeit besitzt nach den Feststellun- 
gen der Kommission nicht selten sogar eine größere 
praktische Bedeutung als die Überwachung, die sich 
im wörtlichen Sinne bei großen Unternehmen ohne- 
hin oft nur unvollkommen bewerkstelligen läßt. 
Schließlich sind auch gewisse branchenmäßige Be- 
sonderheiten hervorzuheben. Bei den Aufsichts- 
räten der Banken kommt dem Kreditausschuß, der 
in ständiger Verbindung mit dem Vorstand über 
Ausleihungen von einer bestimmten Größe an zu 
entscheiden hat, eine Bedeutung zu, der gegen- 

j über die Funktionen des Gesamt-Aufsichtsrates 
erheblich zurücktreten. Auch die Aufsichtsräte der 

I ’) vgl. Teil III, Ziffer 6 ff. 
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Versicherungsgesellschaften scheinen nach dem Ein- 
druck, den die Kommission aus den Anhörungen ge- 
wonnen hat, eine branchenspezifisch bescheidenere 
Rolle in der Unternehmensführung zu spielen. 

41 . Die vielleicht am stärksten ins Auge fallende 
Veränderung, die mit der Aufnahme von Vertre- 
tern der Arbeitnehmer in den Aufsichtsrat verbun- 
den ist, ist in systematischer Hinsicht der Umstand, 
daß der Aufsichtsrat nicht mehr ein bloßes Gremium 
von Vertrauensleuten der Anteilseigner ist. Das 
Prinzip, daß die Bestellung aller Organmitglieder 
der Aktiengesellschaft unmittelbar oder mittelbar 
ausschließlich auf den in der Hauptversammlung 
zum Ausdruck kommenden Willen der Mitglieder 
zurückzuführen ist, wird mit der Mitbestimmung 
verlassen. Da eine echte Wahl der Arbeitnehmer- 
vertreter durch die Hauptversammlung ausscheidet, 
können die Arbeitnehmervertreter, gleichgültig wel- 
ches Verfahren man sonst für ihre Bestellung und 
Abberufung vorsieht, ihr Mandat nicht auf den 
Willen der Anteilseigner, also auch nicht auf den 
körperschaftlichen Gesamtwillen stützen. Diese Fest- 
stellung trifft bereits für das geltende Recht zu, und 
zwar sowohl für das Betriebsverfassungsgesetz und 
das Mitbestimmungsergänzungsgesetz wie auch 
— trotz des rein formalen Akts der gebundenen 
„Wahl" der Arbeitnehmervertreter durch die Haupt- 
versammlung (§ 6 Abs. 5 MitbG) — für das Montan- 
Mitbestimmungsgesetz. Infolgedessen kann der Vor- 
stand auch nicht mehr als allein von dem Vertrauen 
der Anteilseigner getragen gelten. 

42 . Abgesehen von diesen schon durch die beste- 
henden Mitbestimmungsregelungen veranlaßten 
rechtssystematischen Veränderungen, denen die 
Kommission bei ihren rechtspolitischen Überlegun- 
gen keine maßgebende Bedeutung beigemessen hat, 
führt die Mitgliedschaft von Arbeitnehmervertretern 
auch soziologisch zu einer bemerkenswerten Wand- 
lung. Dem Aufsichtsrat gehören nunmehr Personen 
an, die sich untereinander in aller Regel solidarisch 
fühlen und sich von den übrigen Mitgliedern als 
Gruppe abheben; allerdings bilden nicht selten die 
„weiteren" Mitglieder der Arbeitnehmerseite gemäß 
§ 4 Abs. 1 Buchstabe b MitbG ein gewisses gesell- 
schaftliches Bindeglied zu den Anteilseignervertre- 
tern. Die Gründe, die zu einer Festigung des Grup- 
penbewußtseins der Arbeitnehmervertreter führen, 
sind in Teil III ®) bereits dargestellt. Wieweit der- 
artige Gruppenbildungen auch künftig zu beobach- 
ten sein werden, läßt sich schwer Vorhersagen. Das 
hängt u. a. von der Auffassung der Arbeitnehmer- 
vertreter ebenso ab wie von den Wirkungen der 
Mitbestimmung selbst. Der nach den Feststellungen 
der Kommission in der Montan-Industrie bestehende 
Zustand mangelnder soziologischer Homogenität der 
Aufsichtsräte erscheint der Kommission nicht unab- 
änderlich, wenngleich auch in Zukunft damit noch 
gerechnet werden muß. 

43 . Die Funktionsmöglichkeiten des Aufsichtsrates ! 
werden durch die Aufnahme geeigneter Arbeit- j 
nehmervertreter, insgesamt gesehen, bereichert. Das j 
gilt sowohl für die Überwachung der Geschäftsfüh- I 


rung wie für die sonstigen dem Aufsichtsrat zufal- 
lenden Aufgaben. Die Arbeitnehmervertreter kön- 
nen ihre in der Regel größere Kenntnis innerbe- 
trieblicher Einzelheiten in den Entscheidungsprozeß 
einbringen. Sie sind im allgemeinen über Stimmun- 
gen im Betrieb, mögliche Konfliktsfälle, Hemmun- 
gen des Arbeitsablaufs oder dergleichen besser 
informiert als etwa Bankenvertreter oder Repräsen- 
tanten befreundeter Firmen im Aufsichtsrat, ja bis- 
weilen sogar besser als Vorstandsmitglieder. Die 
Sitzungen des Aufsichtsrates können als Forum der 
Information und Aussprache also nicht nur den 
Arbeitnehmern, sondern in anderen Punkten auch 
den übrigen Mitgliedern der Verwaltungsorgane 
nützliche Dienste leisten. Eine ungeschminkte Dar- 
stellung betrieblicher Mängel, wie sie erfahrungs- 
gemäß von seiten der Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat eher als von anderen Mitgliedern ge- 
geben wird, kann heilsam und belebend sein. Das in 
der Regel vorhandene Bildungsgefälle wird durch 
diese Umstände ausgeglichen. Die Arbeitnehmer- 
vertreter nehmen nicht nur an sozialpolitischen und 
arbeitsrechtlichen Fragen, namentlich an technischen 
und Absatzfragen, lebhaften Anteil. 

44 . Im allgemeinen sind die Arbeitnehmervertreter 
aus naheliegenden Gründen leicht für Investitions- 
vorlagen des Vorstandes zu gewinnen, während 
! etwa Betriebseinschränkungen, Produktionsverlage- 
! rungen oder Stillegungen bei ihnen auf Widerstände 
I zu stoßen pflegen. Hierin offenbart sich eine Pro- 
j blematik, die man nicht unterschätzen darf. Die 
I Neigung zur Betriebsblindheit, ja zum Betriebs- 
egoismus, die bei den aus der Belegschaft stammen- 
den Arbeitnehmervertretern vielfach zu beobachten 
ist, kann zur Folge haben, daß von ihnen die Über- 
wachung der Geschäftsführung in mancher Hinsicht 
nicht genügend kritisch wahrgenommen und die 
Alternativen unternehmerischer Entscheidung unter 
einem zu engen Gesichtswinkel gesehen werden. 
Dies ist einer der Gründe, weswegen die Kommis- 
sion empfiehlt, die Arbeitnehmervertreter nicht aus- 
schließlich der Belegschaft zu entnehmen (vgl. unten 
Teil V). 

Ein weiteres Moment kommt hinzu. Es ist nahe- 
liegend und nach Ansicht der Kommission auch zu- 
lässig, wenn die Arbeitnehmervertreter sich bei 
ihren Stellungnahmen im Aufsichtsrat vornehmlich 
von den Interessen der Arbeitnehmerschaft des 
Unternehmens leiten lassen. Der Sinn der Mit- 
bestimmung liegt, wie bereits ausgeführt worden 
ist, gerade darin, bei der unternehmerischen Willens- 
bildung die sozialpolitischen, die für die Arbeit- 
nehmer erheblichen menschlichen Gesichtspunkte 
hinreichend zur Geltung zu bringen. Nun wird zwar 
i das Arbeitnehmerinteresse angesichts der Band- 
breite konkreter unternehmerischer Entscheidungs- 
möglichkeiten häufig mit dem der Gewinnerzielung 
in Einklang zu bringen sein. Aber es gibt, wie die 
I Anhörungen bestätigt haben auch schwerwiegende 
Konfliktsfälle. Dies gilt namentlich für Stillegungen, 
Umstellungen oder andere tiefgreifende Maßnahmen 
der Anpassung an veränderte Marktsituationen. Das 


«) vgl. Teil III, Ziff. 20 ff. 
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Interesse der Belegschaft richtet sich, sofern Arbeits- 
plätze verlorengehen oder ein Wohnsitzwechsel der 
Betriebsangehörigen erforderlich wird, natürlicher- 
weise darauf, derartige Maßnahmen möglichst zu 
vermeiden oder hinauszuschieben. Eine verzögerte 
Anpassung an Erfordernisse des Marktes kann an- 
dererseits mit der Schmälerung der Rentabilität des 
einzelnen Unternehmens auch gesamtwirtschaftlich 
schädlich sein, weil sie einen Verlust an wirtschaft- 
lichem Wachstum zur Folge haben kann. Da die 
künftige wirtschaftliche Entwicklung Strukturwand- 
lungen und damit auch Stillegungen und Umstellun- 
gen großen Ausmaßes erzwingen wird, muß man der 
potentiellen Spannung, die durch die Besetzung 
eines Teiles der Sitze mit Arbeitnehmervertretern 
im Aufsichtsrat institutionalisiert wird, erhebliche 
Bedeutung beimessen. Formelhaft kann man dieses 
Spannungsverhältnis unter ökonomischem Aspekt 
als den Gegensatz zwischen dem kurzfristigen 
Arbeitnehmerinteresse an Erhaltung und Ausbau der 
vorhandenen Arbeitsplätze und dem langfristigen 
Interesse an der Sicherung wirtschaftlichen Wachs- 
tums durch marktrationales Verhalten der Unter- 
nehmungen umschreiben. 

45. Darin sieht die Kommission jedoch keinen 
prinzipiellen Einwand gegen eine im Vergleich 
mit dem Betriebsverfassungsgesetz wesentlich ver- 
stärkte Vertretung der Arbeitnehmerinteressen im 
Aufsichtsrat. Der angedeutete Interessengegensatz 
wird durch eine Beteiligung von Arbeitnehmern an 
diesem Unternehmensorgan nicht erst geschaffen. Er 
ist vorhanden und stellt die Unternehmensleitung 
ständig von neuem vor die Aufgabe, bei ihren kon- 
kreten Maßnahmen auf den Ausgleich der verschie- 
dengerichteten Interessen bedacht zu sein. Nach den 
Erfahrungen mit der Montan-Mitbestimmung kann 
der Aufsichtsrat die Unternehmensleitung hierin 
unterstützen, sofern er in geeigneter Weise zusam- 
mengesetzt ist; alsdann bedeutet die Aufnahme von 
Arbeitnehmervertretern auch unter dem Gesichts- 
punkt des Spannungsausgleichs eine Bereicherung 
seiner Funktionsmöglichkeiten. 


2. Mitbestimmung und Eigentum 

46. Im Mittelpunkt derjenigen Erörterungen, die 
eine Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Un- 
ternehmensorganen als Rechtsproblem behandeln, 
steht vielfach die Frage, inwiefern die Mitbestim- 
mung das Eigentum an den Produktionsmitteln be- 
einträchtige und mit der verfassungsrechtlichen Ge- 
währleistung des Eigentums in Artikel 14 GG ver- 
einbar sei. Es versteht sich, daß die Kommission 
hierbei die wirtschaftliche und soziale Seite gese- 
hen hat. 

Wenn das Gesetz zwingend vorschreibt, daß eine 
bestimmte Zahl von Aufsichtsratssitzen nicht durch 
die Hauptversammlung, sondern seitens der Arbeit- 
nehmer zu besetzen ist, so wird damit der Einfluß 
der Anteilseigner zurückgedrängt; die Rechte der 
Anteilseigner werden dadurch vermindert. Inwie- 
weit diese Rechtsschmälerung für die Anteilseigner 
faktisch fühlbar wird, kann im einzelnen Fall ver- 


schieden sein. Es hängt namentlich von der Kapital- 
struktur der Gesellschaft ab. In einer Publikums- 
gesellschaft ohne nennenswerten Aktienbesitz in 
einer Hand ist eine von den Anteilseignern selbst 
ausgehende Initiative in Fragen der personellen Zu- 
sammensetzung des Aufsichtsrates erfahrungsgemäß 
nicht allzu häufig. Die Wahlentscheidungen der 
Hauptversammlung werden dann üblicherweise 
j durch eine Verständigung zwischen dem Vorstand 
oder Aufsichtsrat und den Banken oder Vereinigun- 
gen von Wertpapierbesitzern so vorbereitet, daß die 
Wahl durch die Hauptversammlung vielfach nur 
mehr formellen Charakter hat. Hingegen machen die 
Paketbesitzer, wie bekannt, namentlich dann, wenn 
nur ein kleiner Kreis von Aktionären vorhanden ist, 
von den ihrem Stimmengewicht entsprechenden Ein- 
flußmöglichkeiten Gebrauch®). 

Bei teils gestreutem, teils in festen Händen liegen- 
dem Aktienbesitz kann der Einfluß eines Paket- 
inhabers aus den bekannten Gründen, namentlich 
infolge des Fehlens eines Minderheitenschutzes bei 
der Besetzung des Aufsichtsrates, über seinen tat- 
sächlichen Stimmanteil noch merklich hinausgehen. 
In jedem Fall aber, selbst wenn die Anteilseigner 
die Auswahl der Aufsichtsratsmitglieder anderen 
Personen überlassen, bedeutet es naturgemäß eine 
erhebliche Schmälerung ihrer Einwirkungsrechte, 
wenn ein Teil der Sitze im Aufsichtsrat Personen 
Vorbehalten bleibt, auf deren Bestellung und Ab- 
berufung ihnen ein Einfluß gänzlich verwehrt wird. 
Es verdient hervorgehoben zu werden, daß diese 
Beeinträchtigungen der Einflußrechte der Kapital- 
eigner nicht etwa zufällige Nebenwirkungen, son- 
dern durch die Mitbestimmung notwendig bedingt 
sind. 

47. Die Frage inwieweit die mit einer Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer in Unternehmensorganen 
einhergehende Beschränkung der Einflußmöglich- 
keiten der Kapitaleigner mit Artikel 14 GG verein- 
bar ist, hat das Bundesverfassungsgericht bisher nicht 
entschieden. Noch kürzlich hat es in seinem 
Urteil betreffend die Verfassungsmäßigkeit des Än- 
derungsgesetzes zum Mitbestimmungsergänzungs- 
gesetz ausdrücklich offen gelassen, ob die Mon- 
tan-Mitbestimmung mit Artikel 14 GG in Einklang 
stehe. 

Die Kommission hat es nicht als ihre Aufgabe ange- 
sehen, zur Frage der möglichen Verfassungsmäßig- 
keit institutioneller Mitbestimmungsregelungen er- 
schöpfend Stellung zu nehmen. Sie hat es für aus- 
I reichend gehalten, über die prinzipiellen Gesichts- 
punkte Rechenschaft zu geben, die nach ihrer Ansicht 
die verfassungsrechtlichen Schranken einer gesetz- 
geberischen Regelung des Problems bestimmen und 
i vor diesem Hintergrund die Frage zu beantworten, 
ob die von ihr vorgeschlagenen Regelungen mit Ar- 
tikel 14 GG vereinbar sind. 


In diesem Zusammenhang ist auch an die Möglichkeit 
zu erinnern, mit vinkulierten Namensaktien das sat- 
zungsmäßige Recht der Entsendung und Abberufung 
von Aufsichtsratsmitgliedern zu verbinden (§ 101 

Abs. 2, § 103 Abs. 2 AktG). 

’<») Urteil vom 7. 5. 1969 — BVerfGE 25, 371, (407). 
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Nach den vom Bundesverfassungsgericht entwickel- 
ten Auslegungsgrundsätzen ist davon auszugehen, 
daß die Eigentumsgarantie des Artikels 14 GG nicht 
isoliert betrachtet werden darf, sondern in dem Zu- 
sammenhang der freiheitlich-sozialen Wertordnung 
zu sehen ist, die durch das Grundgesetz gewähr- 
leistet und namentlich in den einzelnen Grund- 
rechten positiviert ist^^). Demgemäß müssen ins- 
besondere auch Artikel 1 Abs. 1 GG sowie die So- 
zialklausel bei der Auslegung des Artikels 14 GG 
berücksichtigt werden. Daraus folgt, daß nicht jede 
Minderung von Eigentumsrechten, die der Gesetz- 
geber im Interesse einer Stärkung der Rechtsstellung 
des arbeitenden Menschen anordnet, durch Artikel 14 
GG ausgeschlossen wird. Der Gesetzgeber hat viel- 
mehr den erforderlichen Spielraum, um bei der Aus- 
gestaltung der den Eigentumsschutz genießenden 
Rechte den in Abschnitt A angestellten Erwägungen 
zur Mitbestimmung Rechnung tragen zu können. 
Man braucht sich also, um diese Feststellung zu be- 
gründen, nicht auf die in ihrer Tragweite nicht ein- 
heitlich beurteilte Bestimmung des Artikels 14 Abs. 2 
GG (Gemeinwohlklausel) zu berufen. Entscheidend 
kommt es darauf an, ob der gesetzgeberische Eingriff 
den Wesensgehalt des Eigentums im Sinne des Ar- 
tikels 19 Abs. 2 GG antasten würde. 

48 , Die Frage nach dem Wesensgehalt ist für jedes 
der durch die Eigentumsgarantie geschützten Ver- 
mögensrechte gesondert zu entscheiden. Für die 
Vereinbarkeit einer Mitbestimmung der Arbeitneh- 
mer im Aufsichtsrat einer Aktiengesellschaft kommt 
es mithin auf den rechtlichen Gehalt der Mitglied- 
schaft in einer Kapitalgesellschaft an. Die Prüfung 
hat einerseits unter dem Gesichtspunkt der Ver- 
mögens-, andererseits unter dem der körperschafts- 
rechtlichen Mitwirkungsrechte {Herrschaftsrechte) 
des Aktionärs zu erfolgen. 

Das Problem, ob und unter welchen Voraussetzun- 
gen mit der gesetzlichen Einführung der Mitbestim- 
mung in verfassungsrechtlich unzulässiger Weise 
in die Vermögensrechte der Aktionäre eingegriffien 
wird, ist nach Ansicht der Kommission aus dem 
Sinn- und Funktionszusammenhang der bestehenden 
Wirtschaftsordnung zu beantworten. Der Aktionär 
darf, falls die Satzung nicht etwa gegenteilige Be- 
stimmungen enthält, bei dem Erwerb seiner Betei- 
ligung erwarten, daß die Verwaltungsorganie mit 
seiner Einlage in einer Weise wirtschaften werden, 
wie dies nach der bestehenden marktwirtschaft- 
lichen, vom Wettbewerbsprinzip beherrschten Ord- 
nung möglich und geboten ist. Diese berechtigte 
Erwartung bildet die Grundlage seines Entschlusses, 
Vermögenswerte als Einlage auf das Nominal- 
kapital zwecks Erwerbes der Mitgliedschaft hinzu- 
geben; ihre Erfüllung gehört zum vermögensrecht- 
lichen Wesensgehalt der grundrechtlichen Ver- 
bürgung. 

Diese Erwartung des Aktionärs wird nach Auf- 
fassung der Kommission bei der Verwirklichung 
der von ihr vorgelegten Empfehlungen nicht in 
einer von der Verfassung mißbilligten Weise ent- 
täuscht. Die Kommission hält ihre Empfehlungen 
deshalb für verfassungskonform. 

vgl. BVerfGE 14, 263, 277 f.; 18, 121, 132; 20, 351, 356. 


49 . Die Beschneidung der körperschaftlichen Mit- 
gliedschaftsrechte der Kapitaleigner durch die Mit- 
bestimmung ist so offenkundig, daß es keiner nähe- 
ren Darlegung dieses Sachverhaltes bedarf. Bei der 
Prüfung der verfassungsrechtlichen Frage, inwie- 
weit die Besetzung des Aufsichtsrates mit Vertre- 

' tern der Arbeitnehmer den Wesensgehalt des ln 
1 der Aktie verkörperten „Eigentumis" im Sinne des 
i Artikels 14 GG antastet, muß man von dem Zu- 
I sammenhang der Normen ausgehen, die die Ver- 
I fassung der Aktiengesellschaft regeln. Man darf 
i also nicht allein auf die Vorschriften über den Auf- 
I sichtsrat abstellen. Trotz der drastischen Ein- 
j Schränkung der Rechte der Hauptversammlung, die 
; bereits durch das Aktiengesetz von 1937 angeordnet 
i worden war, sind ihr wichtige Rechte verblieben, 
die auch durch eine Mitbestimmung im Aufsichtsrat 
nicht berührt werden. Alle Satzungsangelegen- 
heiten, zu denen, wie bekannt, auch Kapitalverän- 
derungen zu zählen sind, sowie Unternehmens- 
verträge und Verschmelzungen gehören zu ihrer 
; Zuständigkeit. Vorstand und Aufsichtsrat bedürfen 
I der Entlastung durch die Hauptversammlung. Uber- 
! dies ist der Vorstand, falls der Aufsichtsrat ihm die 
; Zustimmung zu einer geplanten Maßnahme ver- 
; weigert, berechtigt, die Hauptversammlung anzu- 
rufen, deren Entscheidung dann allerdings einer 
Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stim- 
men bedarf (§111 Abs. 4 AktG). Auch bei der Fest- 
stellung des Jahresabschlusses ist die Hauptver- 
sammlung gleichsam die letztlich entscheidende In- 
I stanz, als ihr mangels einer Billigung des Jahres- 
I abschlusses durch den Aufsichtsrat die Bilanzfest- 
stellung zufällt. 

50 , Der für die verfassungsrechtliche Beurteilung 

' ausschlaggebende Punkt ist die Frage, wieweit die 
! Beschränkung des Einflusses der Aktionäre auf die 
Besetzung des Vorstandes den Wesens geh alt des 
' in der Aktie verkörperten „Eigentums" antastet. 
Von der unmittelbaren Mitwirkung an der Be- 
stellung des Vorstandes hatte bereits die Aktien- 
rechtsreform von 1937 die Hauptversammlung aus- 
geschlossen und diese Zuständigkeiten zwingend 
dem Aufsichtsrat zugewiesen. Ferner ist zu be- 
achten, daß der Vorstand, systematisch gesehen, 
nicht als Beauftragter der Aktionäre, sondern als 
; ein solcher der Gesellschaft zu betrachten ist; be- 
reits das Aktiengesetz zieht hieraus praktisch be- 
deutsame Folgerungen, insbesondere bezüglich der 
Haftung gegenüber den Gesellschaftsgläubigern 
(vgl. § 93 Abs. 4 und 5 AktG), und die Mitbestim- 
! mung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat läßt eben- 
I falls eine auftragsähnliche Deutung der Verhält- 
I nisse zwischen Vorstand und Aktionären unzu- 
' treffend erscheinen. Gleichwohl ist nicht zu bestrei- 
‘ ten, daß selbst der nur mittelbare Einfluß auf die 
Bestellung und Abberufung der Vorstandsmitglie- 
i der, den das Aktiengesetz dem Anteilseigner mit 
dem Recht der Aufsichtsratswahl eröffnet, eine 
Herrschaftsbefugnis von erheblichem Gewicht dar- 
stellt, Das neue Aktiengesetz hat den Vertrauens- 
charakter der Stellung des Vorstandes dadurch noch 
; ausdrücklich hervorgöhoben, daß es den Vertrauens- 
entzug durch die Hauptversammlung in § 84 Abs. 3 
AktG legalisiert hat. Der Vorstand ist dasjenige 
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Organ, dem der unternehmerische Einsatz des Ge- 
sellschaftsvermögens anvertraut ist. Seiner Leistung 
kommt wesentliche, nicht selten entscheidende Be- 
deutung für den Unternehmenserfolg zu, und von 
diesem wiederum hangt der Ertrag ab, den der 
Aktionär aus seiner Beteiligung ziehen kann. Daß 
der Einfluß, der mit Hilfe einer einzelnen Aktie 
ausgeübt werden kann, minimal ist, tut nichts zur 
Sache. Es kommt allein darauf an, welches Maß an 
unmittelbarer oder mittelbarer Einwirkung den Ak- 
tionären in ihrer Gesamtheit zusteht. Dieser Einfluß 
wird schon dadurch, daß nuri^in Teil der Mitglieder 
des Aufsichtsrates durch die Hauptversammlung 
gewählt wird, entsprechend verringert. Hiergegen 
ist als solches verfassungsrechtlich nichts einzu- 
wenden. In der von ihr vorgeschlagenen Besetzung 
des Aufsichtsrates mit Vertretern der Arbeitnehmer 
des Unternehmens sieht die Kommission deshalb 
auch unter mitgliedschaftsrechtlichen Gesichts- 
punkten keine verfassungsrechtlich unzulässige Be- 
einträchtigung der Rechtsstellung des Aktionärs. 


3. Das Problem der „Legitimation“ 

51. Im Zusammenhang mit der Erörterung der Mit- 
bestimmungsfrage wird in unterschiedlicher Weise 
auf die „Legitimation" der Unternehmensleitung ab- 
gehoben. Bisweilen wird damit gemeint, Eigentum 
an den Produktionsmitteln sei als Grundlage für 
unternehmerische Betätigung erforderlich und für 
sich allein ausreichend. In diesem Zusammenhang 
erhält der Legitimationsbegriff einen gegen die Aus- 
dehnung der Mitbestimmung gerichteten Akzent. 
Von anderer Seite wird der Legitimationsbegriff als 
rechtspolitisches Argument für Mitbestimmung und 
Unternehmensverfassung eingeführt, und zwar in 
dem Sinne, daß die Handhabung der der Unter- 
nehmensleitung zustehenden ökonomischen und ge- 
sellschaftlichen Kompetenzen einer Rechtfertigung 
bedürfe, die nur durch „Kapital und Arbeit" ge- 
meinsam in überzeugender Weise verschafft werden 
könne. 

In einem marktwirtschaftlichen System mit privater 
Verfügungsgewalt über die eigene Arbeitskraft, 
über Kapital, Boden und technisches Wissen besteht 
die oberste Aufgabe des Unternehmens und seiner 
Leitung darin, die Produktionsfaktoren zum Zwecke . 
der Güterproduktion wirtschaftlich zu kombinieren. , 
Diese Aufgabe wird dem Unternehmen und seiner : 
Leitung nicht durch eine öffentliche Instanz gestellt, i 
sondern sie wird von den Unternehmern selbst ge- ! 
wählt, weil dies in ihrem persönlichen — ■ nicht | 
unbedingt nur wirtschaftlichen — Interesse liegt, l 
Für den Entschluß zu unternehmerischer Tätigkeit , 
bedarf es in der Marktwirtschaft keines staatlichen i 
Auftrages. Der gesellschaftliche Sinn frei gewählter | 
Unternehmertätigkeit besteht darin, daß dabei 
gleichwohl unter dem Einfluß ausreichenden Wett- 
bewerbs und anderer regulierender Bedingungen 
ein öffentliches Interesse von hohem Rang wahr- 
genommen wird, nämlich das Interesse an einer 
optimalen Güterversorgung der Verbraucher. Im 
wirtschaftlichen, nicht rechtlichen Sinne legitimiert 
der Markt die Tätigkeit des Unternehmens und ; 


seiner Leitung. Daß es sich dabei um die primäre 
gesellschaftliche Legitimation des Unternehmens 
und seiner Leitung handelt, ergibt sich aus der Tat- 
sache, daß das Unternehmen bei Dauerverlusten in 
alter Form nur mit Hilfe von Subventionen fort- 
bestehen könnte. 

52. Andere gesellschaftliche Legitimationen sind in 
der Marktwirtschaft auf den Gestaltungsspielraum 
beschränkt, den der vom Markt ausgehende Zwang 
zur wirtschaftlichen Produktion frei läßt. Einerseits 
ist dieser Spielraum nicht so weit, daß eine belie- 
bige Gestaltung des Prozesses der unternehmeri- 
schen Willensbildung und der inneren Betriebsorga- 
nisation möglich wäre. Eine gesellschaftspolitische 
Reform des Unternehmens, die darauf abzielen 
würde, die im Unternehmen Zusammenwirkenden 
vom Sachzwang der wirtschaftlichen Produktion zu 
entbinden, wäre nicht nur für ein marktwirtschaft- 
liches System, sondern auch für jede andere Wirt- 
schaftsordnung katastrophal. 

Andererseits darf der Spielraum für eine sozial- 
politische Formung der Unternehmens- und Betriebs- 
verfassung nicht unterschätzt werden. Für markt- 
beherrschende und marktstarke Unternehmen ist er 
recht groß, weil die Marktpartner belastet werden 
können. Aber auch bei höherem Wettbewerbsgrad 
ist die innerbetriebliche Organisation nicht starr 
durch den Markt determiniert. Innerhalb des Unter- 
nehmens können Zuständigkeiten, Mitspracherechte 
und Lasten durchaus unterschiedlich verteilt werden, 
und es ist möglich, dabei diejenige Form zu wählen, 
die bei Wahrung des Wirtschaftlichkeitszieles den 
gesellschaftlich-sozialen Zielvorstellungen am besten 
entspricht. In diesem Zusammenhang erscheint der 
Kommission das Ziel unabweisbar, die Arbeit- 
nehmer besser im Unternehmen zu integrieren. Die 
Beteiligung von Vertretern der Arbeitnehmer im 
Aufsichtsrat kann hierzu beitragen. Dadurch wird 
die Unternehmensleitung auch durch die Vertreter 
der Arbeitnehmer sozial bestätigt und beeinflußt. 
Die Kommission hält dies deswegen für erforderlich, 
weil ihr aus den in Abschnitt A dargelegten Grün- 
den die ökonomische Legitimation der Unter- 
nehmensleitung über den Arbeitsmarkt vor allem 
bei größeren Unternehmen nicht ausreichend er- 
scheint. Umfang und Ausgestaltung der ergänzenden 
sozialen Legitimation durch Mitbestimmung müssen 
die Rangordnung der Unternehmensziele beachten 
und Widersprüche zwischen der Produktionsaufgabe 
des Unternehmens und gesellschaftspolitischen An- 
forderungen anderer Art so klein wie möglich hal- 
ten. Die Kommission hält die von ihr vorgeschlagene 
institutionelle Regelung der Mitbestimmung auch 
unter diesem Gesichtspunkt für zweckmäßig. 


III. Auswirkungen der Mitbestimmung 

auf Entscheidungsprozesse im Unternehmen 

1. Ziel und Rationalität unternehmerischen Handelns 

53. Neben den Auswirkungen der institutionellen 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unternehmen 
auf die gesellschaftsrechtliche Struktur des Unter- 
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nehmens irri engeren Sinne und die rechtliche Aus- I 
gestaltung der Stellung der Gesellschafter oder : 
Anteilseigner kommt den Auswirkungen der insti- i 
tutionellen Mitbestimmung auf das Zielverhalten 
des Unternehmens selbst und auf den Ablauf der 
unternehmensinternen Entscheidungsprozesse eine 
wesentliche Bedeutung zu. 

Bei der Analyse der Auswirkungen der institutio- 
neilen Mitbestimmung auf die Ziele der Unterneh- 
men geht die Kommission von der Annahme aus, 
daß die Rationalität unternehmerischen Verhaltens 
von dem Versuch bestimmt ist, die Rentabilität der 
eigenen unternehmerischen Tätigkeit tendenziell zu 
optimieren. Die Erwartung, daß die Unternehmung 
sich in dieser Weise verhalten würde, gehört zu den 
Grundannahmen des marktwirtschaftlichen Systems. 
Sie erlaubt in der Regel die rationale Koordination 
einzelunternehmerischer Tätigkeiten und die Steue- 
rung wirtschaftlicher Abläufe durch Märkte und 
Signale der staatlichen Wirtschaftspolitik, jedenfalls 
insoweit, als nicht nachhaltige Störungen des Markt- 
ablaufes und die Existenz wirtschaftlicher Abhängig- 
keiten die Notwendigkeit unmittelbarer staatlicher 
Maßnahmen begründet. 

Das Rentabilitätsprinzip ist jedoch keine starre 
Maxime unternehmerischer Tätigkeit. Sie gewährt 
der einzelnen Unternehmung eine erhebliche Band- 
breite individueller Entscheidungsmöglichkeiten. Bis 
zu einer bestimmten Grenze wird die Rentabilität 
der Unternehmung gefördert, wenn die Unter- 
nehmenspolitik sozialpolitische Gesichtspunkte und 
Bedürfnisse berücksichtigt (produktivitätssteigernde 
Nebenwirkungen der betrieblichen Sozialpolitik). 
Die sozialpolitischen Anforderungen an die Unter- 
nehmung können jedoch darüber hinausgehen, so 
daß zwischen den Vorteilen sozialpolitischer Rege- 
lungen und Beschränkungen der Rentabilität abzu- 
wägen ist. Unternehmungen, denen sozialpolitische 
Auflagen gemacht werden, geben im übrigen ihre 
erwerbswirtschaftliche Zielsetzung nicht grundsätz- 
lich auf, sondern versuchen diese Auflagen als 
Daten in ihre Rentabilitätsrechnung einzubeziehen. 
Dabei kommt es in der Regel dazu, daß die Unter- 
nehmungen die ihnen auferlegten Lasten abzu- 
wälzen versuchen, sei es, indem sie die Produkt- 
preise erhöhen, sei es, indem sie Lohnerhöhungen 
verweigern. Auch hierdurch wird die erwerbswirt- 
schaftliche Zielsetzung des Unternehmens aufrecht- 
erhalten. Sie wird erst dann aufgegeben, wenn eine 
Unternehmung ohne Rücksicht auf die Folgen ihrer 
Tätigkeit für ihre einzelwirtschaftliche Ertragslage 
als sozial wertvolle Veranstaltung an sich betrieben 
wird. 

54 . Die Kommission hat der Frage, ob ein Unter- 
nehmen ohne Rücksicht auf Rentabilität und Ertrags- 
fähigkeit als sozial wertvolle Veranstaltung betrie- 
ben werden sollte, besondere Aufmerksamkeit ge- 
schenkt. In Übereinstimmung mit dem Ergebnis der 
Anhörungen geht sie davon aus, daß auf einzelwirt- 
schaftliche Rentabilität als Grundorientierung des 
Unternehmens nicht verzichtet werden kann. Keiner 
der von der Kommission gehörten Zeugen hat sich 
dafür ausgesprochen, ein Unternehmen aus sozialen, 
beschäftigungspolitischen oder anderen Gründen 


auch dann zu erhalten, wenn es auf Dauer un- 
rentabel geworden ist. 

Diese Feststellung ist deshalb erheblich, weil sie 
die allgemeine Bereitschaft unterstreicht, das Unter- 
nehmen auch nicht aus sozialpolitischen Gründen 
dem Urteil des Marktes über den Erfolg unter- 
nehmerischer Tätigkeit zu entziehen. Damit wird, 
soweit ersichtlich, ganz allgemein der Rentabilität 
als Grundorientierung langfristig auch dann Priorität 
eingeräumt, wenn sie mit anderen Zielen unter- 
nehmerischer Tätigkeit, vor allem mit sozialpoliti- 
schen Zielen, in Konflikt gerät. 

55 . Die Rentabilität als Orientierung unternehme- 
rischen Handelns wird von der Kommission in dem 
sozialen Kontext gesehen, dessen Berücksichtigung 
nicht nur vom sozialen Charakter der Unterneh- 
mung, sondern bereits von der sozialen Gebunden- 
heit der Rechtsinstitute einschließlich des Gesell- 
schafts rechts gefordert wird. In der Verwirklichung 
dieser sozialen Grundsätze sieht die Kommission 
keine Verfälschung der primären ökonomischen 
Ziele der Unternehmung. 

Die Verwirklichung der sozialen Prinzipien unserer 
Rechtsordnung — wie sie auch in der Sozialpflichtig- 
keit des Eigentums zum Ausdruck kommen — ist auch 
im Bereich der Unternehmen in erster Linie dem 
Arbeits- und Arbeitsschutzrecht der Tarifautonomie 
und den Mitbestimmungsregelungen anvertraut. Der 
von der Kommission empfohlene Ausbau der insti- 
tutionellen Mitbestimmung der Arbeitnehmer soll 
dazu beitragen, die Verwirklichung der sozialen 
Prinzipien im Bereich des Unternehmens zusätzlich 
zu sichern. Die Mitbestimmungsregelungen ergän- 
zen somit die primär ökonomische Ausrichtung der 
Unternehmung durch die soziale Komponente. 

Diese Ergänzung bedeutet jedoch keine Aufgabe 
des Grundsatzes der Rentabilität unternehmerischen 
Handelns. An der Rentabilität wird vielmehr auch 
angesichts der „sozialen“ Korrektur des Grundsatzes 
in dem Sinne festgehalten, daß die Unternehmen die 
für notwendig erkannten und/oder vertraglich oder 
gesetzlich vorgesehenen Sozialleistungen in ihre un- 
ternehmerische Planung als Datum aufnehmen und 
bestrebt sind, ihre Rentabilität nunmehr unter Be- 
rücksichtigung auch dieser Daten zu optimieren. Der 
sozialen Marktwirtschaft als Organisationsprinzip 
der Gesamtwirtschaft entspricht ein durch die Ver- 
wirklichung sozialer Grundsätze korrigiertes Ren- 
tabilitätsstreben der Unternehmen. 

56 . Die Kommission geht davon aus, daß die Orien- 
tierung des unternehmerischen Verhaltens an der 
Rentabilität im Prinzip zu gesamtwirtschaftlich opti- 
malen Ergebnissen führt, indem die Produktion der 
Nachfrage angepaßt und die gesamtwirtschaftlichen 
Produktionsmöglichkeiten tendenziell ausgeschöpft 
werden. Die Orientierung der Unternehmen am 
Grundsatz der Rentabilität ist für die Bewertung un- 
ternehmerischen Verhaltens im betriebswirtschaft- 
lichen Sinne von ebenso entscheidender Bedeutung 
wie für die Funktionsfähigkeit eines marktwirt- 
schaftlichen Koordinationssystems. Betriebswirt- 
schaftlich gesehen ist die Rentabilität unternehme- 
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rischer Maßnahmen die Grundlage ihrer quantita- 
tiven Bewertung und damit ihrer eigenen Vergleich- 
barkeit mit dem Erfolg oder Mißerfolg alternativer 
Maßnahmen anderer Unternehmen. Auf die meß- 
bare Bewertung unternehmerischer Leistungen kann 
jedoch keine Wirtschaft verzichten. Die Marktwirt- 
schaft wiederum setzt voraus, daß es möglich ist, Un- 
ternehmen als autonome wirtschaftliche Einheiten 
durch Signale des Marktes oder der staatlichen Wirt- 
schaftspolitik zu steuern, ohne ihre Autonomie durch 
unmittelbare staatliche Eingriffe in die unternehme- 
rische Planung prinzipiell in Frage zu stellen. Ein 
solches System setzt voraus, daß die Reaktion des 
einzelnen Unternehmens auf die gesetzten Ziele vor- 
aussehbar und damit in ihrer Wirkung abschätzbar 
ist. Dies wiederum bedingt eine Rationalität unter- 
nehmerischen Handelns im Sinne einer im voraus 
bekannten Orientierung. Für das marktwirtschaft- 
liche System ist dies die Rentabilität. Die Gewiß- 
heit, daß die Unternehmen auf die Marktsignale re- 
gelmäßig mit Maßnahmen antworten werden, die 
der Aufrechterhaltung ihrer einzelwirtschaftlichen 
Rentabilität dienen, macht die unternehmerische 
Verhaltensweise vorhersehbar und damit ohne di- 
rekten Eingriff in die unternehmerische Freiheit in 
gewissen Grenzen lenkbar. Die im voraus bekannte 
Orientierung am Grundsatz der Rentabilität führt im 
übrigen, wie bereits erwähnt, auch gesamtwirt- 
schaftlich in der Regel zu optimalen Ergebnissen. Auf 
die Fälle, in denen etwas anderes gilt, wird noch 
näher eingegangen. 

57. Angesichts der zentralen Bedeutung der Orien- 
tierung unternehmerischen Handelns am Grundsatz 
der Rentabilität für die Funktionsfähigkeit des 
marktwirtschaftlichen Systems kann die Beachtung 
dieses Grundsatzes nicht dem Belieben des einzelnen 
Unternehmens überlassen bleiben. Die Bereitschaft 
des Unternehmens, sich im Sinne der Rentabilität 
rational zu verhalten, muß vielmehr institutionell 
gewährleistet sein. Die marktwirtschaftliche Ord- 
nung erwartet die Sicherung dieser Bereitschaft 
grundsätzlich vom Gewinnprinzip und der mit die- 
sem Prinzip verbundenen Belohnung „richtigen 
unternehmerischen Handelns" ebenso wie von der 
Zuweisung der Risiken „falschen unternehmerischen 
Handelns" in Form von einzelwirtschaftlichen Ver- 
lusten. Diese Sicherung der marktwirtschaftlichen 
Steuermechanismen wirkt allerdings nur in dem 
Maße, in dem es gelingt, die Entscheidungen des 
Unternehmens durch Gewinn und Verlust, besser: 
durch Gewinnchance und Verlustrisiko, tatsächlich zu 
beeinflussen. Sie wirkt nicht, wenn das Unternehmen 
sich von den Folgen seines wirtschaftlichen Handelns 
durch Risikoabwälzung im voraus befreien kann. Sie 
wirkt weiter dann nicht, wenn die für das Unter- 
nehmen handelnden Organe an der Vermeidung von 
Verlusten oder der Optimierung der Rentabilität 
kein wirksames Interesse haben, wirksam in dem 
Sinne, daß es ihre Handlungsweise bestimmend be- 
einflußt, also vorhersehbar rational gestaltet. 

Für die konkrete Ausgestaltung der Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer im Unternehmen bedeutet dies 
nach Auffassung der Kommission, daß die Inte- 
gration der zusätzlichen Motivations- und Entschei- 


dungsträger in die Leitungsorgane des Unterneh- 
mens die Rationalität unternehmerischen Verhaltens 
im Sinne der Rentabilität nicht gefährden darf. Dies 
gilt für den betriebswirtschaftlichen, also innerbe- 
trieblichen Bereich ebenso wie für den marktwirt- 
schaftlichen Bereich, das heißt das Verhalten des 
Unternehmens im Markt. Die Empfehlungen der 
Kommission sind bestrebt, diesem Gesichtspunkt 
Rechnung zu tragen. 

2. Ablauf des Entscheidungsprozesses 

58. Im unternehmensinternen Bereich wirkt sich die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer sowohl auf den 
^ Prozeß wie auf die Inhalte des Willensbildungs- 
prozesses aus. Für die Harmonisierung der institu- 
tioneilen Mitbestimmung mit den weiteren Bedin- 
gungen der Organisation des Unternehmens sind 
beide Bereiche relevant. 

Zur Steuerung des Unternehmens durch Signale des 
Marktes und der staatlichen Wirtschaftspolitik ist 
es nicht nur erforderlich, daß die Unternehmen über- 
haupt reagieren, sondern daß sie rechtzeitig reagie- 
ren, sich also in angemessener Zeit auf die veränder- 
ten Daten einstellen. Das gleiche gilt unter Gesichts- 
punkten der einzelwirtschaftlichen Rentabilität des 
' Unternehmens. Die Fähigkeit zu fristgerechter Reak- 
tion auf Marktveränderungen jeder Art gehört zu 
den Bedingungen eines rationalen unternehmeri- 
schen Verhaltens. 

Es liegt auf der Hand, daß die Einbeziehung zusätz- 
licher Motivations- und Entscheidungsträger in den 
■ Willensbildungsprozeß des Unternehmens nicht ohne 
Auswirkungen auf den Ablauf des Entscheidungs- 
prozesses bleiben kann. Der Abbau hierarchischer 
Befehlsverhältnisse zugunsten einer kooperativen 
Unternehmensführung kann ebenso zu einer zeit- 
lichen Verlängerung des Willensbildungsprozesses 
führen wie die mit der Berücksichtigung zusätzlicher 
Zielvorstellungen verbundene Notwendigkeit zum 
Kompromiß. So bedingt die institutioneile Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer im Unternehmen not- 
wendig, daß Entscheidungsprozesse in wichtigen 
Fragen längere Zeit in Anspruch nehmen, als dies 
ohne die Geltendmachung zusätzlicher, ergänzender, 
i aber auch divergierender Gesichtspunkte der Fall 
j wäre. 

Die Kommission teilt nicht die Ansicht, daß diese 
Verlängerung des Entscheidungsprozesses durch 
Aufnahme zusätzlicher Gesichtspunkte in den Argu- 
mentationshaushalt und aufgrund institutioneller 
Argumentations- und Begründungszwänge notwen- 
dig eine Verzögerung der Entscheidung im Sinne 
rationalen unternehmerischen Verhaltens bedeutet. 
Sie hat im Rahmen der Anhörungen im Gegenteil 
den Eindruck gewonnen, daß die durch Mitbestim- 
mung bewirkte Einbeziehung neuer Gesichtspunkte, 
vor allem jedoch die , Notwendigkeit eingehender 
Begründung wichtiger Entscheidungen, in vielen 
Fällen zu einer inhaltlichen Verbesserung der Ent- 
scheidungen beitragen kann. Die gleiche Wirkung 
hat die Mitbestimmung nach Ansicht der Kommis- 
sion dann, wenn die Begründungspflichten und die 
weiteren Gesichtspunkte bei der Vorbereitung der 
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Entscheidung bereits antizipiert werden, um auf die- 
se Weise Verzögerungen im Entscheidungsprozeß zu 
vermeiden. Die Kommission sieht deshalb in der 
durch Mitbestimmung bewirkten Verlängerung des 
Entscheidungsprozesses keineswegs einen prinzipiel- 
len Nachteil der Mitbestimmung. 

59. Dabei verkennt sie nicht, daß solche Verlänge- 
rungen auch Verzögerungen notwendiger Entschei- 
dungen bedeuten können. Dies gilt vor allem dann, 
wenn Entscheidungen, deren Notwendigkeit allge- 
mein anerkannt ist, nur deshalb verzögert werden, 
um die mit der Veränderung oder Anpassung ver- 
bundenen Nachteile aufzuschieben, ohne daß in Zu- 
kunft eine echte Alternative zu den erforderlichen 
Maßnahmen erwartet werden kann. Die Verzöge- 
rung notwendiger Anpassungsentscheidungen aus 
solchen Gründen ist jedoch keine typische Verhal- 
tensweise der Arbeitnehmer in den Entscheidungs- 
organen des Unternehmens. Es lassen sich vielmehr 
ebenso Fälle anführen, in denen die Anteilseigner 
von der Rationalität unternehmerischen Verhaltens 
abgewichen sind und den Vollzug notwendiger Ent- 
scheidungen verzögert haben. Fallen Anteilseigner- 
und Arbeitnehmerinteressen an einer solchen Ver- 
zögerung zusammen, was in der Montan-Industrie 
nicht selten der Fall war, so läßt sich die Bereitschaft, 
notwendige Entscheidungen aufzuschieben, bei bei- 
den Gruppen feststellen. Auch hier kann die Ver- 
zögerung dann nicht auf die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer zurückgeführt werden. 

Wichtig erscheint der Kommission in diesem Zusam- 
menhang allein, daß die Fähigkeit der Unterneh- 
mensorgane erhalten bleibt, rationale und damit 
verantwortbare Entscheidungen zu treffen. Dagegen 
spielt die mögliche Verlängerung des Entscheidungs- 
prozesses bei der Beurteilung der institutionellen 
Mitbestimmung in den Augen der Kommission keine 
wesentliche Rolle. 

3. Organisatorischer Abiauf 
des Entscheidungsprozesses 

60. Geht man, wie die Kommission, bei der Aus- 
gestaltung der institutionellen Mitbestimmung von 
der gesellschaftsrechtlichen Struktur des Unterneh- 
mens und der Betriebsverfassung aus, so vollzieht 
sich die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unter- 
nehmen im wesentlichen auf zwei Ebenen: In den 
gesellschaftsrechtlichen Organen des Unternehmens 
einerseits (in erster Linie dem Aufsichtsrat oder 
einem vergleichbaren Organ) und zwischen der Un- 
ternehmensleitung und dem Betriebsrat als der Ver- 
tretung der Arbeitnehmer im Unternehmen anderer- 
seits. 

Dem unterschiedlichen Ansatzpunkt der Mitbestim- 
mung entspricht auch die unterschiedliche Art ihrer 
Verwirklichung. Während die Mitbestimmung im 
Aufsichtsrat durch die Gewährung von Sitz und 
Stimme in einem bereits vorhandenen Unterneh- 
mensorgan an Vertreter der Arbeitnehmer ermög- 
licht wird, realisiert sie sich im Verhältnis Unter- 
nehmensleitung — Betriebsrat durch die Begründung 
von Kooperationspflichten zu Lasten der Unter- 
nehmensleitung. In den Bereichen, in denen diese 


Kooperationspflicht besteht (obligatorische Mitbe- 
stimmung im Sinne des Betriebsverfassungsge- 
setzes), wird das Recht der Unternehmensleitung 
■ zur alleinigen Entscheidung abgelöst durch eine 
I vertragliche Regelung der Frage zwischen Unter- 
i nehmensleitung und Betriebsrat. Der Entschei- 
! dungsgegenstand wird zum Vertragsgegenstand. 
Dies bedeutet, daß die Entscheidung nicht ohne Zu- 
stimmung beider Vertragsbeteiligten zustande kom- 
men kann. In der Wirkung entspricht ein solches 
Verfahren dem Erfordernis der Einstimmigkeit bei 
Abstimmungen in einem Organ, das sich aus Vertre- 
tern gegenläufiger, jedenfalls unterschiedlicher In- 
teressen zusammensetzt. Den unterschiedlichen For- 
men der institutioneilen Mitbestimmung entsprechen 
somit unterschiedliche Entscheidungsverfahren: Die 
Entscheidung durch Mehrheitsbeschluß in einem 
Kollegialorgan und die Entscheidung durch Verein- 
barung. 

Beide Entscheidungsformen haben Vor- und Nach- 
teile. Der Vorteil der Mehrheitsentscheidung liegt 
in der erhöhten Entscheidungsfähigkeit, die ihren 
Grund in der Möglichkeit hat, die Entscheidung 
auch gegen oder ohne Zustimmung einer Minderheit 
zu treffen. Dem steht als Nachteil gegenüber, daß 
die Minderheit die Berücksichtigung ihrer Interessen 
nicht durch die Verweigerung ihrer Zustimmung zur 
Entscheidung erzwingen kann. Mehrheit und Min- 
derheit sind nicht paritätisch. 

Paritätischen, das heißt gleichen Einfluß auf den 
Inhalt der Entscheidung haben dagegen die Parteien 
einer Entscheidung durch Vereinbarung. Bei dieser 
Entscheidungsform ist es nicht möglich, eine Minder- 
heit zu überstimmen. Umgekehrt kommt die Ent- 
scheidung nur zustande, wenn beide Teile ihr zu- 
stimmen. Die Entscheidungsfähigkeit ist bei diesem 
Verfahren geringer. 

61. Für die Ausgestaltung der Mitbestimmung ist 
wesentlich, welches der beiden Entscheidungsverfah- 
ren Anwendung finden soll, Die Beantwortung dieser 
Frage wiederum hängt von der Beurteilung der 
Funktion und des wahrscheinlichen Verhaltens der 
Beteiligten ab, die dank der Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer an den Entscheidungsprozessen im 
Unternehmen teilhaben. 

Die Kommission geht bei ihren Empfehlungen davon 
aus, daß die Arbeitnehmervertreter in den mitbe- 
stimmten Organen des Unternehmens bei der Wahr- 
nehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben vor allem 
auch die Interessen der Arbeitnehmer wahren und 
geltend machen werden. Durch die Arbeitnehmer- 
vertreter sollen alle Gesichtspunkte in den Entschei- 
dungsprozeß des Unternehmens eingebracht werden, 
die typischerweise von Arbeitnehmern geltend ge- 
macht werden und deren Geltendmachung typischer- 
weise durch die Wahrung von Arbeitnehmer- 
interessen motiviert wird. Die Kommission nimmt 
somit an, daß sich der Interessendualismus, 
der für das abhängige Arbeitsverhältnis und die 
ihm eigene Autoritätsbeziehung kennzeichnend ist, 
im Verhältnis von Arbeitnehmervertreter und An- 
teilseignervertreter im mitbestimmten Unterneh- 
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mensorgan in der Regel fortsetzen wird. Sie befindet ' 
sich mit dieser Annahme nicht nur in völliger Uber- | 
einstimmung mit der theoretischen Analyse der 
Interessenbeziehung zwischen Arbeitnehmer und 
Unternehmensleitung im Unternehmen. Die Richtig- 
keit ihrer Annahme wird auch durch die tatsäch- 
lichen Gegebenheiten bestätigt. Dies gilt insbeson- 
dere für die schon bisher beobachtete und in Teil III 
beschriebene Fraktionsbildung in den mitbestimmten 
Organen der Unternehmen. (Vgl. Teil III, Ziffer 
20 ff.) 

a) Fraktionsbildung im Aufsichtsrat 

62 , Diese Fraktionsbildung der Arbeitnehmerver- 
treter — wie aber auch der Anteilseignervertreter — 
im Aufsichtsrat montan-mitbestimmter Unternehmen 
zeigt, daß die Repräsentanten beider Seiten im Auf- 
sichtsrat ihre Funktion, ungeachtet der gemeinsamen 
Ausrichtung auf das Unternehmensinteresse, inter- 
essendualistisch verstehen. Der Kommission sind nur 
wenige Fälle bekanntgeworden, in denen sich ein- 
zelne Vertreter der Arbeitnehmer (oder der Anteils- 
eigner) dem „Fraktionszwang" entzogen und damit 
eine einheitliche Abstimmung der Gruppe verhindert 
haben. Immer ging es jedoch um die teilweise Ab- 
lehnung eines Aufsichtsratsbeschlusses, dessen Not- 
wendigkeit an sich unbestritten war, dessen Folgen 
für die Arbeitnehmer des Unternehmens jedoch so 
tiefgreifend waren, daß man den Arbeitnehmerver- 
tretern aus den Unternehmen nicht zumuten wollte, 
dem Beschluß zuzustimmen. 

Die Kommission verkennt dabei nicht, daß aus einem 
Fraktionsverhalten der Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat nicht auf eine völlige Homogenität der 
Arbeitnehmerinteressen selbst und der von den 
Repräsentanten der Arbeitnehmer eingenommenen 
Position geschlossen werden darf. Sie ist sich durch- 
aus darüber im klaren, daß auch die Interessen der 
Arbeitnehmervertreter untereinander verschieden 
sein und sich widersprechen können. Dies gilt vor 
allem für die Interessen der unterschiedlichen Ar- 
beitnehmergruppierungen, wie sie im organisierten 
Unternehmen regelmäßig anzutreffen sind. Ungeach- 
tet dieser aus der unterschiedlichen Funktion der 
Arbeitnehmer im Unternehmen und ihrer unter- 
schiedlichen wirtschaftlichen Stellung resultierenden 
Interessengegensätze haben jedoch alle Arbeitneh- 
mer des Unternehmens das Lohninteresse gegenüber 
dem Arbeitgeber und die Abhängigkeit von der 
einheitlichen Leitungs- und Organisationsgewalt der 
Organe des Unternehmens gemeinsam. Diese Ge- 
meinsamkeiten sind nach der durch das empirische 
Material bestätigten Auffassung der Kommission 
regelmäßig stärker als die Interessendivergenzen 
innerhalb der Gruppe der Arbeitnehmervertreter, 
so daß diese Divergenzen der Annahme nicht ent- 
gegenstehen, die Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat würden sich tendenziell im Sinne einer 
Fraktion verhalten, wobei der Fraktionsbildung die 
Funktion zukommt, die Interessengegensätze zugun- 
sten einer einheitlichen Vertretung der wichtigsten 
Arbeitnehmerinteressen zu koordinieren oder auf- 
zuheben. 


63 , Die Annahme einer regelmäßig interessendua- 
listischen Situation im mitbestimmten Unterneh- 
mensorgan besagt nicht, daß die Kommission die 
Funktion der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 
strikt auf die Wahrung der Arbeitnehmerinteressen 
reduziert oder reduziert sehen will. Sie geht im Ge- 
genteil davon aus, daß sich die Rechte und Pflichten 
der Arbeitnehmermitglieder im Aufsichtsrat in kei- 
ner Weise von den Rechten und Pflichten der an- 
deren Organmitglieder unterscheiden sollen. 

Die Anhörungen haben gezeigt, daß auch die Arbeit- 
nehmervertreter im Aufsichtsrat ihre Funktion in 
dieser Weise beurteilen. Die Praxis zeigt ferner, daß 
die über die Vertretung von Arbeitnehmerinteressen 
hinausgehende Aufgabe der Arbeitnehmermitglieder 
des Aufsichtsrates durchaus praktische Bedeutung 
haben kann. Dies gilt vor allem dann, wenn ein 
Unternehmen im Rahmen tatsächlicher Abhängigkeit 
über den Aufsichtsrat unternehmensschädlichen Ein- 
wirkungen ausgesetzt ist und die Anteilseignerver- 
treter solchen Einwirkungen keine Hindernisse ent- 
gegensetzen. In solchen Fällen sind es verschiedent- 
lich Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat gewesen, 
die auf die Problematik der Einwirkungen und ihrer 
Konsequenzen auch dann hingewiesen haben, wenn 
Arbeitnehmerinteressen im engeren Sinne nicht be- 
rührt waren. In solchen Situationen, deren Bedeu- 
tung angesichts der starken konzernrechtlichen Ver- 
flechtung der deutschen Wirtschaft nicht gering 
bewertet werden darf, kann von den Arbeitnehmer- 
vertretern im Aufsichtsrat, vor allem wenn sie aus 
dem eigenen Unternehmen stammen, eine aktive 
Geltendmachung der Unternehmensinteressen er- 
wartet werden. 

Wenn die Kommission gleichwohl prinzipiell vom 
Interessendualismus ausgeht, dann in dem Sinne, 
daß sie in der Geltendmachung der Arbeitnehmer- 
interessen und -aspekte die primäre, die Mitbestim- 
mung rechtfertigende Funktion der Arbeitnehmer- 
vertreter sieht. Von ihr ist als der prinzipiellen 
Motivation der Arbeitnehmervertreter auszugehen. 
Die Geltendmachung weiterer Argumentations- und 
Entscheidungsgesichtspunkte ebenso wie die Wah- 
rung des Unternehmensinteresses durch die Arbeit- 
nehmervertreter ist erwünscht und liegt im Rahmen 
der Aufgaben der Arbeitnehmervertreter als Mit- 
glieder des Unternehmensorgans. Sie ist jedoch nicht 
der eigentliche Grund für die Einführung und den 
Ausbau der institutionellen Mitbestimmung. 

Ist jedoch davon auszugehen, daß sich der Interes- 
sendualismus des Arbeitsverhältnisses in den Insti- 
tutionen der Mitbestimmung ebenso fortsetzt wie im 
Bereich der Betriebsverfassung und der Tarifver- 
träge, so müssen bei der Ausgestaltung der Mitbe- 
stimmung auch die Wirkungen berücksichtigt wer- 
den, die davon ausgehen, daß die Anteilseignerver- 
treter und die Arbeitnehmervertreter im Aufsichts- 
rat typischerweise einheitlich, daß heißt als ge- 
schlossene Gruppe abstimmen. Bei dieser Annahme 
geht die Kommission wiederum vom geltenden Ak- 
tienrecht und damit von der Tatsache aus, daß die 
Anteilseignervertreter im Aufsichtsrat von der 
Mehrheit der Hauptversammlung entsandt werden, 
das Gesetz also eine Minderheitenvertretung im 
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Aufsichtsrät nicht zwingend vorschreibt. Daraus 
folgt, daß das Interesse der Anteilseignervertreter 
im Regelfall homogen sein wird. Es bedeutet jedoch j 
nicht, daß die Kommission von der Notwendigkeit 
einer institutionellen Sicherung dieser Homogenität, 
etwa durch Fraktionsbildung, ausgeht. Sie legt ihren 
Empfehlungen lediglich die in den Anhörungen deut- 
lich erkennbar gewordene Einheitlichkeit des Grup- 
penverhaltens zugrunde. Die Einführung einer ge- 
setzlich vorgeschriebenen Minderheitenvertretung 
im Aufsichtsrat würde diese für die heutige Situation 
kennzeichnende Einheitlichkeit der beiden Gruppen 
zumindest beeinflussen. Sie könnte deshalb auch 
nicht ohne Prüfung der Auswirkungen dieser Ver- 
änderung auf die Ausgestaltung der Mitbestimmung 
im Aufsichtsrat vorgenommen werden. 

64 . Die Anhörungen der Kommission haben ge- 
zeigt, daß die Arbeitnehmervertreter im Aufsichts- 
rat die Arbeitnehmerinteressen vorwiegend in der 
Weise zur Geltung bringen, daß sie Initiativen der 
Unternehmensleitung auf die ausreichende Berück- 
sichtigung der Arbeitnehmerinteressen hin kontrol- 
lieren. Demgegenüber sind die Fälle in der Minder- 
heit, in denen die Arbeitnehmervertreter selbst un- 
ternehmerische Initiativen entfalten, also neuartige 
Initiativen durch Mitbestimmung in den Entschei- 
dungsprozeß des Unternehmens eingebracht wer- 
den. Soweit durch die Arbeitnehmervertreter eigene 
Initiativen entfaltet werden, geschah dies im übrigen 
regelmäßig in der Absicht, Maßnahmen anzuregen, 
deren Vornahme auch nach Ansicht der Arbeitneh- 
mervertreter an sich Sache der Unternehmensleitung 
gewesen wäre. Die Kontrollfunktion der Mitbestim- 
mung steht somit eindeutig im Vordergrund. 

Dies entspricht durchaus den Bedingungen, die eine 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unternehmen 
erforderlich machen und damit dem Zweck der Mit- 
bestimmung, die Ausübung des Leitungs- und Direk- 
tionsrechtes der Unternehmensleitung Kontrollen 
und Bindungen zu unterwerfen und es damit in Rich- 
tung auf eine nicht nur formale Gleichberechtigung 
der Arbeitnehmer zu neutralisieren. Für die kon- 
krete Ausgestaltung der Mitbestimmung bedeutet 
dies, daß das rechte Maß der Ausübung dieser Kon- 
trollfunktion gegenüber der Unternehmensleitung 
gefunden werden muß. 

Damit ist selbstverständlich nicht gesagt, daß die 
Kommission den möglichen unternehmerischen Ini- 
tiativen der Arbeitnehmervertreter im mitbestimm- 
ten Unternehmensorgan keine Bedeutung beimißt. 
Welche Bedeutung solche Initiativen für den unter- 
nehmerischen Erfolg haben können, zeigen schon die 
Bestrebungen, die in den Unternehmen zur Förde- 
rung des betrieblichen Vorschlagswesens gemacht 
werden. Die Betonung der Kontrollfunktion will le- 
diglich besagen, daß die institutioneile Mitbestim- 
mung in erster Linie wegen der Kontrollfunktion 
erforderlich ist, die sie erfüllt, nicht dagegen wegen 
der mit ihr auch verbundenen Erschließung zusätz- 
licher Initiativen. Käme es nur auf diese Initiativen 
an, so wäre eine institutionelle Beteiligung am Ent- 
scheidungsprozeß in dem von der Kommission für 
notwendig gehaltenen Umfang nicht erforderlich. 


b) Problem der Fernsteuerung 

65 . In der Diskussion um die erweiterte Mitbestim- 
mung hat im Zusammenhang mit den Auswirkungen 
der Mitbestimmung auf den Entscheidungsprozeß im 
Unternehmen auch die Frage der sogenannten Fern- 
steuerung der Arbeitnehmervertreter eine wesent- 
liche Rolle gespielt. Die Kommission versteht dabei 
unter Fernsteuerung den Versuch, das autonome 
Verhalten des Unternehmens durch externe Beein- 
flussung oder Bindung einzelner Mitglieder der 
Unternehmensorgane, vor allem des Aufsichtsrates, 
zu steuern. Die Befürchtungen, die in diesem Zusam- 
menhang vorgetragen wurden, haben sich im Rah- 
men der Anhörung der Kommission nicht bestätigt. 
Die Kommission hält es deshalb für notwendig fest- 
zustellen, daß der gegen die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer geäußerte Verdacht der Fernsteuerung 
-sich für die Kommission als nicht verifizierbar erwie- 
sen hat. Abgesehen von vereinzelten Fällen der vor- 
herigen Abstimmung der Arbeitnehmervertreter aus 
Anlaß einer wichtigen unternehmenspolitischen Ent- 
scheidung sind der Kommission kedne konkreten 
Fälle von Fernsteuerung bekanntgeworden. 

Dabei geht die Kommission davon aus, daß Arbeit- 
nehmervertreter bei Vorentscheidungen über wich- 
tige unternehmenspolitische Fragen Vertreter ihrer 
Organisation konsultieren und auf diese und andere 
Weise den Versuch unternehmen, die Auswirkungen 
der von ihnen erwarteten Entscheidungen zutreffend 
abzuschätzen. Dazu gehört auch die zentrale Samm- 
lung relevanter Informationen und die mögliche 
Koordination von Verhaltensweisen. Derartige Kon- 
sultationen und Abstimmungen sind jedoch, wie zum 
Beispiel die Anhörungen im Montan-Bereich erge- 
ben haben, nicht auf die Vertreter der Arbeitnehmer 
in den Entscheidungsgremien beschränkt. Sie sind 
ganz allgemein mit der Ausübung fremdbestimmter 
Mandate verbunden und * gehören insoweit zu 
den Funktionsbedingungen eines repräsentativen 
Systems. Die Kommission sieht keine Veranlassung, 
derartige Koordinationen und Abstimmungen prin- 
zipiell zu beanstanden, solange damit keine Be- 
schränkungen des Wettbewerbs oder vergleich- 
barer wirtschaftlicher Vorgänge verbunden sind. Sie 
hat auch keine erkennbaren Nachteile eines solchen 
Verfahrens ermitteln können. Es handelt sich in 
erster Linie um einen Vorgang, der dem Prozeß der 
Koordination und der abgestimmten Willensbildung 
vergleichbar ist, die auf Anteilseigner- und Unter- 
nehmerseite im Rahmen wirtschaftlicher Verbände 
oder auf andere Weise erfolgen. Insoweit dienen 
die Konsultationen der Arbeitnehmervertreter und 
die zentrale Sammlung relevanter Informationen 
dem Abbau eines natürlichen Informationsvor- 
sprungs der Anteilseigner-, insbesondere der Ban- 
kenvertreter und der Unternehmensleitungen selbst. 

Die Anhörungen der Kommission haben schließlich 
keine Anhaltspunkte dafür ergeben, daß die Ge- 
werkschaften mit Hilfe der Arbeitnehmervertretun- 
gen in den Aufsichtsräten eine selbständige Wirt- 
schaftspolitik entwickeln und durch das Mittel der 
Mitbestimmung verwirklichen wollten. Die Mit- 
bestimmung ist, soweit ersichtlich, von den Gewerk- 
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schäften bisher nicht als Mittel der zentralen Steue- 
rung wirtschaftlicher Abläufe angesehen worden, i 
Die Kommission halt es auch für ausgeschlossen, daß 
die institutionelle Mitbestimmung als Instrument 
zentraler Lenkung benutzt werden kann, wenn sie 
nadi den von ihr gemachten Empfehlungen gesetz- ' 
lieh geregelt wird. | 

66 . In diesem Zusammenhang sah sich die Kom- 
mission auch mit der Frage konfrontiert, ob sie in 
ihren Empfehlungen zu der generellen Möglichkeit 
eines Mißbrauchs der institutioneilen Mitbestim- 
mung Stellung nehmen sollte. Bei dieser Frage, die . 
mit den Befürchtungen vor einer Fernsteuerung der 
Unternehmen im Zusammenhang steht, handelt es 
sich um ein Problem, das man mit dem Begriff der 
„ staatsbürgerlichen Loyalität" gegenüber den Grund- 
intentionen gesellschaftlicher Institutionen bezeich- 
nen kann. Die Kommission ist zu dem Ergebnis 
gelangt, daß sie eine solche Möglichkeit des Miß- 
brauchs nicht in den Bereich der Überlegungen ein- 
beziehen sollte. Sie hat sich dabei von folgenden 
Erwägungen leiten lassen; 

Bei der Einschätzung der möglichen Auswirkungen 
institutioneller Regelungen wie der Mitbestimmung 
im Unternehmen ist davon auszugehen, daß keiner 
gesellschaftlichen Gruppe das Recht abgesprochen 
werden sollte, die gesellschaftliche Ordnung, in der 
sie handelt, im Hinblick auf konkrete Zielvorstel- 
lungen zu verändern, solange die Wertentscheidun- 
gen unangetastet bleiben, die als konstitutiv für die 
gesellschaftliche Ordnung angesehen werden und 
über deren Inhalt ein allgemeiner Konsensus besteht. 
Jede gesellschaftliche Kraft, gleich wo sie angesie- 
delt ist, hat das Recht, mit den ihr zur Verfügung 
stehenden institutionellen Mitteln Veränderungen 
der gesellschaftlichen Bedingungen zu erwirken. 
Solche Veränderungen sind dem Wesen unserer 
Gesellschaftsordnung immanent. Auch die von der 
Kommission empfohlene Mitbestimmungsregelung 
soll eine derartige Veränderung im Bereich des 
Unternehmens bewirken und damit zum Wandel der 
bestehenden Bedingungen beitragen. 

Die institutionelle Ermöglichung des Wandels, die 
Begründung institutioneller Chancen zur Verände- 
rung bestehender Verhältnisse schließt die Möglich- 
keit des Mißbrauchs solcher Institutionen ein. Wie 
groß diese Gefahr des Mißbrauchs ist, wird dabei 
zum Teil durch die Art der Vorkehrungen selbst, 
zum Teil durch die Intentionen derjenigen bestimmt, 
die sich der Vorkehrungen bedienen. Soweit die 
Ausgestaltung der Mitbestimmung als institutio- 
nelle Vorkehrung in Frage steht, hat die Kommis- 
sion an verschiedenen Stellen ihrer Empfehlungen 
auf die Notwendigkeit verwiesen, die objektive Ge- 
fahr des Mißbrauchs zu minimieren. Ein Restbestand 
an potentieller Mißbrauchsgefahr läßt sich nach An- 
sicht der Kommission institutionell nicht ausschlie- 
ßen, ohne den Sinn der Institution selbst zu ge- 
fährden. 

Die Kommission ist jedoch überzeugt davon, daß 
die institutioneile Sicherung einer die Freiheit des 
Ganzen gewährleistenden Organisation gesellschaft- 
licher Gebilde ohne Aussicht auf Erfolg bleibt, wenn 


die Handhabung dieser Organisation durch die be- 
teiligten Personen und Gruppen nicht durch ein 
Minimum an staatsbürgerlicher Loyalität bestimmt 
wird. Die Anforderungen an diese Loyalität der 
Beteiligten wird um so größer, je komplizierter die 
organisatorischen Vorkehrungen sind, derer sie sich 
bedienen, je empfindlicher also die betroffenen 
Systeme auf Mißbrauch reagieren. 

Inhaltlich bedeutet dieses Minimum an staatsbürger- 
licher Loyalität die Bereitschaft zur Anerkennung 
prinzipieller Wertentscheidungen und den bona fide- 
Gebrauch der Institutionen. Die Kommission geht 
davon aus, daß die Bereitschaft zum „richtigen" Ge- 
brauch der institutionellen Mitbestimmung bei allen 
Beteiligten unterstellt werden muß, wenn die emp- 
fohlene Organisation des Unternehmens nicht von 
vornherein scheitern soll. Sie sieht auch keine Ver- 
anlassung, an der Berechtigung dieser Unterstellung 
zu zweifeln. Sie möchte jedoch betonen, daß die Ver- 
wirklichung ihrer Empfehlungen die ständig neue 
Anstrengung um eine Aufrechterhaltung der Koope- 
ration im Unternehmen und das Vertrauen in den 
guten Glauben des anderen zwar erleichtern, aber 
nicht ersetzen kann. Die Mitbestimmung kann die 
Kooperation unter den Menschen im Unternehmen 
fördern und institutionell ermutigen. Sie wird Chan- 
cen des Zusammenwirkens schaffen und verbessern. 
Aber sie kann weder den Willen zur Zusammen- 
arbeit noch die Überzeugung ersetzen, den gleichen 
grundsätzlichen Zielen verpflichtet zu sein. Für die 
Praxis der Mitbestimmung ist beides unerläßlich. 

c) Information und Geheimhaltung 

67 . Die Kommission ist sich durchaus darüber im 
klaren, daß der Anspruch auf rechtzeitige und um- 
fassende Information im konkreten Fall mit dem 
Interesse der Unternehmensleitung an möglichst um- 
fassender Geheimhaltung geplanter unternehmens- 
politiischer Maßnahmen kollidieren kann. Sie ist der 
Ansicht, daß dem Interesse an der Geheimhaltung 
von Informationen, die den Mitgliedern des Auf- 
sichtsrates gegeben werden, in begründeten Aus- 
nahmefällen der Vorzug vor dem Informations- 
anspruch der Arbeitnehmer des Unternehmens muß 
eingeräumt werden können. Die Anhörungen haben 
gezeigt, daß diese Notwendigkeit auch von den Ver- 
tretern der Arbeitnehmer gesehen und berücksichtigt 
wird. Andererseits wird — nach Ansicht der Kom- 
mission zu recht — geltend gemacht, daß auch die 
Notwendigkeit der Geheimhaltung die Beteiligung 
ausgewählter Arbeitnehmervertreter am Prozeß der 
Willensbildung nicht ausschließen kann. Konkrete, 
im Rahmen der Anhörungen vorgetragene Beispiele 
haben deutlich gemacht, daß die Beteiligung aus- 
gewählter Arbeitnehmervertreter an zentralen, für 
den Erfolg der Unternehmenspolitik höchst bedeut- 
samen Entscheidungsprozessen nicht nur möglich 
war. Die Beteiligten waren im Rahmen der An- 
hörungen im Gegenteil der Auffassung, daß eine 
möglichst frühzeitige Beteiligung von Arbeitneh- 
mervertretern auch in sensitiven Bereichen der 
unternehmerischen Politik zum Erfolg dieser Politik 
beiträgt. 


82 



Deutscher Bundestag — ^ 6. Wahlperiode Drucksache VI/334 


IV. Auswirkungen der Mitbestimmung 
auf die Entscheidungsinhalte 

1. Investitions- und Dividendenentscheidungen 

68. Die Beschlußfassung über die vom Vorstand 
vorgeschlagene Gewinnverwendung gehört zu den 
wichtigsten Aufgaben des Aufsichtsrates. Wie be- 
reits festgestellt, haben die Anhörungen der Kom- 
mission ergeben, daß die Vertreter der Arbeitneh- 
mer im Aufsichtsrat bei Entscheidungen über In- 
vestitionsvorhaben und Gewinnausschüttungen re- 
gelmäßig im Sinne der Unternehmensleitung votie- 
ren. Der Kommission sind keine Fälle bekanntge- 
worden, in denen die Arbeitnehmervertreter Investi- 
tionsvorhaben oder der Gewinnausschüttung ihre 
Zustimmung etwa mit dem Argument verweigert 
hätten, die vorhandenen Mittel sollten statt dessen 
für Leistungen an die Belegschaft verwendet werden. 

Die weitgehende Übereinstimmung der Beurteilung 
von Investitionen zwischen der Unternehmenslei- 
tung und den Arbeitnehmervertretern im Aufsichts- 
rat entspricht, jedenfalls in Zeiten der Vollbeschäf- 
tigung, dem natürlichen Interesse der Arbeitnehmer. 
Investitionen dienen in den Augen der Arbeitneh- 
mer der Stärkung des Unternehmens und damit der 
Sicherung der Arbeitsplätze. Von der Mitwirkung 
der Arbeitnehmervertreter an Investitionsentschei- 
dungen kann deshalb allenfalls eine unerwünschte 
Verstärkung der Tnvestitionsbereitschaft des Unter- 
nehmens erwartet werden. Eine Behinderung von 
Investitionsmaßnahmen ist höchstens dann zu er- 
warten, wenn Arbeitsplätze durch neue Anlagen 
eingespart und nicht andere, mindestens gleichwer- 
tige Arbeitsplätze zum Ausgleich zur Verfügung ge- 
stellt werden. 

Aber auch im Bereich der Dividendenpolitik hat die 
Mitwirkung von Arbeitnehmervertretern an den 
Entscheidungen nicht zu einer wesentlichen inhalt- 
lichen Veränderung geführt. Dies gilt aus einleuch- 
tenden Gründen dann, wenn die Dividendenzah- 
lung mit entsprechenden Ausschüttungen an die Be- 
legschaft verbunden ist, ein Verfahren, das die Kom- 
mission verschiedentlich angetroffen hat. Auch ohne 
eine solche Koppelung liegt die Behinderung von 
Dividendenauszahlungen jedoch nicht im langfri- 
stigen Arbeitnehmerinteresse, so daß sie von der 
institutioneilen Mitbestimmung nicht als eine 
typische Folge erwartet werden kann. 

Dabei verkennt die Kommission nicht, daß die Ar- 
beitnehmervertreter im Aufsichtsrat bei der Fest- 
setzung der Dividende auch das Interesse der Ar- 
beitnehmer an einer angemessenen Beteiligung am 
Ertrag des Unternehmens geltend machen werden. 
Daraus kann ein Junktim zwischen der Zustimmung 
zur Ausschüttung und Leistungen an die Belegschaft 
erwachsen. Die Herstellung eines solchen Zusam- 
menhangs ist jedoch nicht nur im Rahmen der insti- 
tutioneilen Mitbestimmung möglich. Ein Zusammen- 
hang zwischen Gewinnausschüttung und Leistungen 
an die Arbeitnehmer wird auch im Rahmen von Un- 
ternehmenstarifverträgen oder Vereinbarungen über 
betriebliche Sonderleistungen hergestellt. Die Mög- 
lichkeit eines solchen Junktims spricht deshalb allen- 


falls dann gegen eine Mitbestimmung im Aufsichts- 
rat, wenn durch sie jede Ausschüttung ohne ent- 
sprechende Leistungen an die Arbeitnehmer verhin- 
dert werden könnte. Das ist bei Verwirklichung der 
Kommissionsempfehlungen nicht der Fall. 

2. Lohn- und Arbeitsbedingungen 

69. Wie die Erfahrungen mit der Montan-Mitbe- 
stimmung zeigen, wird von den Mitgliedern des Auf- 
sichtsrates eine Erörterung der Lohn- und Arbeits- 
bedingungen im Aufsichtsrat insoweit vermieden, 
als sie in den Bereich tarifvertraglicher Regelungen 
gehören. Dagegen sind die betrieblichen Arbeitsbe- 
dingungen, insbesondere die Sozialeinrichtungen, 
Gegenstand von Erörterungen im Aufsichtsrat. Über- 
legungen zu diesen Fragen finden Eingang in die 
Aufsichtsratsentscheidungen, zum Beispiel im Zu- 
sammenhang mit Investitions- oder Anpassungsent- 
scheidungen. Vor allem bei strukturbedingten Still- 
legungen hat die Mitbestimmung der Arbeitnehmer- 
vertreter zur frühzeitigen Berücksichtigung der so- 
zialen Konsequenzen solcher Maßnahmen im Rah- 
men sogenannter Sozialpläne geführt. Eine solche 
Veränderung der Entscheidungsinhalte durch die in- 
stitutionelle Mitbestimmung ist nach Ansicht der 
Kommission erwünscht und wird von der Mitbe- 
stimmung auch erwartet. 

3. Auswahl des Führungspersonals 

70. Bereits an früherer Stelle wurde darauf hin- 
gewiesen, daß die Mitbestimmung im Aufsichtsrat 
den Arbeitnehmervertretern die Möglichkeit ver- 
schaffen soll, auf die Auswahl der das Unterneh- 
men leitenden Personen einzuwirken, und damit 
auch die Art und Weise der Handhabung der Lei- 
tungs- und Organisationsgewalt und damit der Ver- 
fügungsbefugnis über die Arbeitskraft der Beleg- 
schaftsmitglieder zu beeinflussen. Die Beteiligung 
der Arbeitnehmer an der Führungsauswahl gehört 
nach Auffassung der Kommission zu den wichtigsten 
Aufgaben der Mitbestimmung. Damit werden aber 
zugleich verschiedene weitere Führungsprobleme 
aufgeworfen, deren reale Tragweite sich freilich 
noch nicht in jeder Hinsicht sicher abschätzen läßt. 
Diese Fragen erfordern mit Rücksicht auf die hohe 
Empfindlichkeit der Führungsstrukturen der Unter- 
nehmen gegenüber externen oder internen Verän- 
derungen ihrer Funktionsbedingungen besondere 
Aufmerksamkeit. 

Einmal fragt sich, inwieweit durch eine Beteiligung 
von Arbeitnehmervertretern an der Vorstandsbe- 
stellung die Freizügigkeit der Führungskräfte, öko- 
nomisch ausgedrückt also der Markt des Leitungs- 
personals und seine Offenheit, beeinträchtigt wer- 
den könnte. Dabei sind nicht nur etwaige objektive 
Veränderungen, sondern auch die subjektive Seite, 
das heißt die Vorstellungen zu bedenken, die sich 
die beteiligten Personen von der Marktsituation 
machen. Einen weiteren Aspekt kennzeichnet die 
Frage, wieweit da, wo der Führungsnachwuchs inner- 
halb des Unternehmens selbst aufsteigt, die Mitent- 

'2) vgl, Teil IV, Ziffer 20 
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Scheidung von Arbeitnehmervertretern über das Er- 
reichen der letzten Aufstiegsstufe Störungen in die- 
ses Auswahl- und Führungsgefüge hineintragen 
kann. Auch hier ist neben der objektiven die sub- 
jektive Seite etwaiger Veränderungen, nämlich das 
Vorstellungsbild der Beteiligten, in Betracht zu zie- 
hen. Schließlich gehört in diesen Zusammenhang die 
Frage, inwieweit die Mitbestimmung unternehme- 
risch befähigten Menschen, die sonst wahrscheinlich 
nicht in die Auswahl gelangt wären, den Weg in 
leitende Positionen eröffnen und damit das Reser- 
voir der Führungskräfte erweitern kann. 

Das Gewicht dieser zunächst nur angedeuteten Ge- 
sichtspunkte, die zum Teil untereinander Zusammen- 
hängen, ist evident. Von der richtigen Auswahl der 
Unternehmensleitung und der Führungskräfte hängt 
nicht nur der Erfolg der Investitionen der Kapital- 
anleger, sondern das Gedeihen der Unternehmen 
überhaupt ab, was seinerseits von entscheidender 
gesamtwirtschaftlicher und sozialer Bedeutung ist. 
Die Organisation und Funktionsweise der Führungs- 
auswahl ist deshalb nicht von unmittelbarem Inter- 
esse für die Anteilseigner, die Arbeitnehmer und 
die Gläubiger der Gesellschaft. Sie ist auch legi- 
timer Gegenstand des öffentlichen Interesses am 
Wohl und Gedeihen der Wirtschaft. 

Die Mitwirkung bei der Auswahl der Führungs- 
kräfte des Unternehmens gehört aber auch zu den 
wichtigsten Mitteln der Einflußnahme auf die Aus- 
übung der Leitungs- und Organisationsgewalt durch 
die Unternehmensorgane, Darauf beruht das evi- 
dente Interesse der Arbeitnehmer an einer möglichst 
wirksamen Einflußnahme auf die Führungsauswahl. 
Wie die Anhörungen bestätigt haben, ist es in 
erster Linie diese Einflußnahme, von der sich die 
Arbeitnehmer zu Recht eine Beeinflussung der 
Kooperationsbereitschaft auch der mittleren Füh- 
rungskräfte und damit des allgemeinen „Betriebs- 
klimas" und der „immateriellen" Arbeitsbedingun- 
gen erwarten. 

71 . Für die Stellungnahme der Kommission zu die- 
sem Fragenkomplex konnte das Ergebnis der An- 
hörungen nur gewisse Anhaltspunkte liefern. Das 
hat mehrere Gründe. Die Gewerkschaften haben im 
Montan-Bereich bisher in aller Regel nur auf die 
Auswahl des Arbeitsdirektors Einfluß zu nehmen 
gesucht, nicht dagegen auf die Besetzung der an- 
deren Vorstandsressorts. Im Geltungsbereich des 
Betriebsverfassungsgesetzes sind die Arbeitnehmer- 
vertreter im Aufsichtsrat, soweit die Kommission 
feststellen konnte, kaum jemals mit entschiedenen 
Vorstellungen hervorgetreten. Es ist durchaus mög- 
lich und nach den Ergebnissen der Anhörungen 
auch zu erwarten, daß sich die personalpolitische 
Praxis der Arbeitnehmerorganisationen in Zukunft 
ändern wird, wobei es vor allem darauf ankommen 
dürfte, wieweit sie überhaupt in der Lage sind, 
geeignete Kandidaten zu benennen. Der entschei- 
dende Grund, weswegen die bisherigen Erfahrungen 
in der Montan-Mitbestimmung der Kommission keine 
zureichende Grundlage für eine Beantwortung der an- 
gedeuteten Fragen bieten können, liegt darin, daß 
eine für sämtliche Wirtschaftszweige geltende Rege- 
lung naturgemäß andere wirtschaftliche und gesell- 


schaftspolitische Wirkungen auslösen, vor allem 
wesentlich intensiver die betroffenen Personenkreise 
berühren muß als eine auf einen Teilbereich be- 
schränkte Ordnung. Im einzelnen hat die Kommis- 
sion bei der Ausarbeitung ihrer Vorschläge folgende 
Erwägungen über die Zusammenhänge zwischen 
Mitbestimmung und Führungsauswahl angestellt. 

72 . Zu den wichtigsten Voraussetzungen einer 
guten Unternehmensführung gehört die Bereitschaft, 
nach der eigenen Einsicht in die Notwendigkeit und 
Richtigkeit bestimmter Entscheidungen notfalls auch 
dann zu handeln, wenn dies bei den Anteilseigner- 
oder Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat auf 
Widerstand stößt. Der Vorstand muß bereit sein, 
unbequeme Initiativen zu ergreifen oder Entschei- 
dungen zu treffen. Ob er das tut, ist nicht nur eine 
Frage der ihm gesetzlich (§ 76 AktG) zugewiesenen 
Eigenverantwortlichkeit, sondern ist auch durch 
seine subjektive Unabhängigkeit bedingt. Dies wie- 
derum hängt von der Möglichkeit ab, gleichwertige 
Alternativen zur gegenwärtigen Tätigkeit zu finden, 
also den Wirkungsbereich zu wechseln. Wer dank 
akzeptabler anderweitiger Chancen auf die Er- 
neuerung seines Vorstandsvertrages nicht unbedingt 
angewiesen ist, verhält sich freier und unabhängiger. 
In diesem Sinne ist die Offenheit des Marktes 
für Führungskräfte, aber auch die Einschätzung der 
eigenen Marktchancen durch den betreffenen Ein- 
zelnen eine Bedingung für die Bereitschaft der Un- 
ternehmensleitung zu Initiativen und Entscheidun- 
gen. Jede Entwicklung, die es bestimmten Gruppen 
oder Organisationen ermöglichen würde, die Frei- 
zügigkeit von Führungskräften spürbar zu behin- 
dern, wird von diesen auch dann als eine Beschrän- 
kung ihrer Bewegungsfreiheit empfunden, wenn von 
einer solchen Möglichkeit tatsächlich kein Gebrauch 
gemacht wird. 

In den Anhörungen der Kommission ist dieser Zu- 
sammenhang zwischen der Qualität und Entschluß- 
kraft der leitenden Personen und einem funktions- 
fähigen freien Markt immer wieder hervorgehoben 
worden. Ein Arbeitsdirektor in einem bestimmten 
Montan-Unternehmen wies zur Begründung für 
seine Unabhängigkeit gegenüber der Gewerkschaft 
auf die Möglichkeit hin, notfalls in einen anderen 
Wirtschaftsbereich wechseln zu können. Für ihn lag 
also in seinem unabhängigen Verhalten insofern 
kein allzu großes Risiko, als der Markt in seinen 
Augen wesentlich größer als der denkbare Einfluß 
der Organisation war, deren Vertrauen er seine 
Tätigkeit verdankte. 

Da die im Deutschen Gewerkschaftsbund vereinten 
Gewerkschaften nach dem Industrieprinzip aufge- 
baut, insoweit also zentral organisierte Verbände 
sind, mußte sich die Kommission mit der Frage 
auseinandersetzen, ob eine Teilnahme der Gewerk- 
schaften an der Auswahl der Führungskräfte deren 
Mobilität und damit die Offenheit des Wettbewerbs 
um derartige Spitzenkräfte beeinträchtigen kann. 
Objektive Gefahren wären immer dann denkbar, 
wenn zentralen Organisationen ein beherrschender 
Einfluß auf die Führungsauswahl möglich wäre. Die 
von der Kommission vorgeschlagene Regelung der 
Mitbestimmung beugt einer solchen Möglichkeit vor, 
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soweit sie überhaupt von den Gewerkschaften aus- 
gehen könnte, indem die Mehrheitsverhältnisse im 
Aufsichtsrat im Konfliktsfall zur eindeutigen Ent- 
scheidung im Unternehmensinteresse führen kön- 
nen und indem die Arbeitnehmervertreter von den 
Betriebsangehörigen gewählt werden müssen, so 
daß ein von dieser Seite ausgehender überbetrieb- 
licher Einfluß stets der Bestätigung durch die Be- 
triebsangehörigen bedarf, deren Interessen stärker 
an das Unternehmen gebunden sind. Wieweit im 
übrigen die Beteiligten, insbesondere auch der Füh- 
rungsnachwuchs, sich in ihrer Freizügigkeit beengt 
fühlen würden, hängt nach Ansicht der Kommission 
auch davon ab, in welchem Grad der von der Mit- 
bestimmung erhoffte gesellschaftspolitische Integra- 
tionseffekt eintritt. Mit anderen Worten, wieweit 
die Verhaltensweise der Arbeitnehmer und ihrer 
Organisationen den Führungskräften in ihren Moti- 
vationen und Antrieben verständlich erscheinen. 
Man darf nach Ansicht der Kommission annehmen, 
daß der seit Ende des 2. Weltkrieges zu beobach- 
tende Prozeß der gegenseitigen Annäherung noch 
nicht abgeschlossen ist, sondern fortschreiten wird. 

73 . Die Unabhängigkeit der Spitzenkräfte kann 
auch auf andere Weise als dadurch beeinträchtigt 
werden, daß ihre Mobilität auf dem Markt für 
Führungskräfte beschränkt wird. Da Vorstandsmit- 
glieder, insbesondere mit Rücksicht auf die hoch- 
spezialisierten Qualifikationsanforderungen, in zu- 
nehmendem Maße nicht aus anderen Unternehmen 
angeworben werden, sondern innerhalb des Unter- 
nehmens in die Spitzenpositionen aufsteigen, mußte 
die Kommission sich mit den möglichen Rückwir- 
kungen einer verstärkten Mitbestimmung auf das 
Führungsgefüge auch unter solchen Bedingungen 
beschäftigen. 

In den Unternehmen, die nur der Anwendung des 
Betriebsverfassungsgesetzes unterworfen sind, hing 
die Beurteilung derjenigen Angestellten, die sich 
für eine spätere Berufung in das Leitungsorgan zu 
qualifizieren wünschten, allein von den im Unter- 
nehmen dafür bestimmten Stellen und letztlich von 
den zuständigen Vorstandsmitgliedern ab, so daß 
diese Angestellten ihre Verhaltensweise entspre- 
chend eingerichtet haben. Künftig könnte es ihnen 
bei einer Ausweitung der Mitbestimmung auch ver- 
lockend erscheinen, sich den Arbeitnehmern im Un- 
ternehmen und ihren Organisationen in höherem 
Maße gefällig zu erweisen. Unerfreuliche Folgen 
einer zwiespältigen Orientierung, so ließe sich 
argumentieren, würden ebensowenig ausbleiben, 
wie eine Verzerrung des Leistungsbildes infolge 
einer Überbewertung der Beliebtheit gegenüber der 
Tüchtigkeit. 

Auch werde der psychologische Führungsmechanis- 
mus gestört, wenn künftig nicht mehr allein die Ver- 
folgung des wirtschaftlichen Unternehmensziels im 
Sinne der Vorstandsdirektiven das verpflichtende 
Leitbild der Angestellten bestimme, sondern man 


auch dank Arbeitnehmergunst aufsteigen könne. So- 
weit durch die Mitbestimmung oder auch aus ande- 
ren Gründen im Vorstand selbst bereits die sozial- 
politischen Ziele mit verankert sind, die von der 
Mitbestimmung erstrebt werden, dürfte der er- 
wähnte Konflikt an Bedeutung verlieren. Dies gilt 
vor allem, wenn der Vorstand nach seinem Bestel- 
lungsverfahren und seiner unternehmenspolitischen 
Einstellung homogen ist. 

Im übrigen ist die Mitbestimmung durchaus geeig- 
net gewesen, neue Aufstiegsmöglichkeiten zu schaf- 
fen. Entscheidend ist jedoch nach Ansicht der Kom- 
mission, ob dieser neue Weg zu Führungspositionen 
systematisch mit den wirtschaftlichen Unternehmens- 
zielen in Konflikt gerät. 

Die Anhörungen der Kommission haben keine An- 
haltspunkte dafür ergeben, daß dies in wesentlichem 
Umfange zutrifft und die Nachwuchskräfte sich ge- 
genüber Betriebsräten und den im Unternehmen ver- 
tretenen Gewerkschaften in einer Weise orientieren, 
die die Leistungsziele des Unternehmens vernach- 
lässigt. Nur in dem Maße, in dem zwischen den 
Leistungsanforderungen der Unternehmen und einer 
Rücksichtnahme auf Arbeitnehmerinteressen ein 
Konflikt entsteht, kann überhaupt eine Doppel- 
orientierung der Nachwuchskräfte zum Problem 
werden. Die von der Kommission vorgeschlagenen 
Lösungen bieten aber für diesen Fall die Gewähr, 
daß die ökonomischen Sachaufgaben der Unterneh- 
mungen im Zweifel Priorität erhalten. Gerade in 
denjenigen Unternehmen, in denen der Vorstand 
sich aus den Reihen der eigenen Angestellten er- 
gänzt, kennen überdies die in Betracht kommenden 
Persönlichkeiten einander in aller Regel so lange 
und so genau, daß einerseits mangelnde Eignung 
trotz möglicher Beliebtheit bei den Arbeitnehmern 
klar genug hervortritt, andererseits eine denkbare 
Gefahr von Fehlhaltungen und Fehlbeurteilungen 
nicht durch eine Mitentscheidung von Arbeitneh- 
mervertretern fühlbar gesteigert werden könnte. 

74 . Für die Erweiterung des Reservoirs für Füh- 
rungskräfte infolge der Mitbestimmung haben die 
Anhörungen der Kommission einige eindrucksvolle 
Beispiele aus dem Bereich der Arbeitsdirektoren und 
der Betriebsratsvorsitzenden vor Augen geführt. 

Die Erschließung weiterer Personenkreise für den 
Nachwuchs an Spitzenkräften dürfte Hand in Hand 
mit einer gewissen Wandlung des Führungsstils der 
Unternehmen gehen, woran die Mitbestimmung nicht 
unbeteiligt ist. Die Parallele zur Erneuerung der 
politischen Führungsschicht infolge des Übergangs 
zur demokratischen Staatsform erscheint offenkun- 
dig. Bei aller Vorsicht, die sonst bei einer Verallge- 
meinerung der mit der Montan-Mitbestimmung ge- 
machten Erfahrungen geboten ist, darf man nach 
Ansicht der Kommission von einer Verstärkung der 
Mitbestimmung auch in der übrigen Wirtschaft eine 
gleiche Wirkung erwarten. 
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C. Die Außenbeziehungen des mitbestimmten Unternehmens 


75 . Trotz seiner rechtlichen Selbständigkeit und 
der Autonomie seiner Willensbildung ist das Unter- 
nehmen nicht ein isolierter Organismus, sondern 
Teil der Gesamtwirtschaft und in diese durch viel- 
fältige Interdependenzen, Abhängigkeiten und Bin- 
dungen einbezogen. Jede Veränderung des Wil- 
lensbildungsprozesses im Unternehmen hat Rück- 
wirkungen auf diese Interdepedenzen und Abhängig- 
keiten und damit Relevanz für die Organisation der 
Gesamtwirtschaft. Die Kommission hat diesem Zu- 
sammenhang, auf den schon verschiedentlich hinge- 
wiesen worden ist, wesentliche Bedeutung beige- 
messen. Bei ihren Empfehlungen zur Ausgestaltung 
der Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unterneh- 
men ist sie dabei von bestimmten allgemeinen Vor- 
aussetzungen ausgegangen, die diesen Zusammen- 
hang der Mitbestimmungsregelungen mit der Ge- 
staltung und Organisation der Gesamtwirtschaft be- 
treffen. Sie hat es dabei von Anfang an als ihre Auf- 
gabe angesehen, die gesamtwirtschaftlichen Bezüge 
der Mitbestimmungsfrage deutlich zu machen und 
die Zusammenhänge zwischen bestimmten Mitbe- 
stimmungsregelungen und der Funktionsfähigkeit 
anderer Institutionen der Gesamtordnung aufzuzei- 
gen. Die Mitglieder der Kommission stimmen darin 
überein, daß allein eine solche Aufhebung der ge- 
sellschaftspolitischen Isolierung des Problems der 
Bedeutung der Mitbestimmungsfrage gerecht wird 
und eine angemessene Beantwortung der Frage nach 
dem Umfang der institutionellen Mitbestimmung nur 
unter Berücksichtigung dieser Zusammenhänge ge- 
funden werden kann. 

76 . Die gesamtwirtschaftlichen Implikationen der 
Mitbestimmungsfrage konnten von der Kommission 
mit Aussicht auf Erfolg nur untersucht werden, wenn 
sie darauf verzichtete, aus Anlaß der ihr gestellten 
Aufgabe die Strukturelemente der Gesamtordnung 
neu zu durchdenken. Ein solcher Versuch hätte die 
Grenzen des Kommissionsauftrages gesprengt und 
mußte schon deshalb unterbleiben. 

Mit dem Verzicht auf die Entwicklung eines eigenen 
gesellschaftspolitischen Gesamtsystems war für die 
Kommission die Notwendigkeit verbunden, ihren 
Überlegungen zum Zusammenhang von Mitbestim- 
mung und Gesamtwirtschaft vorgegebene gesell- 
schaftspolitische Daten zugrunde zu legen. Indem sie 
dieser Notwendigkeit Rechnung trug, hat sie be- 
wußt auf die Möglichkeit verzichtet, die Beantwor- 
tung der ihr gestellten Frage zum Anlaß einer gene- 
rellen Würdigung der bestehenden wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Verhältnisse zu nehmen. Mit 
ihren Empfehlungen bewegt sie sich vielmehr grund- 
sätzlich innerhalb des Rasters vorgegebener wirt- 
schaftspolitischer und wirtschaftsrechtlicher Grund- 
satzentscheidungen. 

Neben den praktischen Schwierigkeiten, die mit dem 
Versuch einer Neuentwicklung gesellschaftspoliti- 


scher Grundsatzentscheidungen verbunden gewesen 
wären, sah sich die Kommission zum dargelegten 
Verfahren auch deshalb berechtigt, weil der wirt- 
schaftspolitische und wirtschaftsrechtliche Daten- 
kranz vorgegebener Grundsatzentscheidungen durch 
die Verfassung, Gesetze und wirtschaftspolitische 
Praxis in der Bundesrepublik inhaltlich näher be- 
stimmt ist und weder die jüngere Diskussion über 
die Mitbestimmung noch die Ergebnisse der Anhö- 
rungen der Kommission Anlaß zu der Annahme ge- 
geben haben, daß der Geltungsanspruch dieser 
Grundsatzentscheidungen nicht allgemein anerkannt 
wird. 

Dies gilt nach Ansicht der Kommission vor allem 
für den Grundsatz der marktwirtschaftlichen Ord- 
nung selbst. Die soziale Marktwirtschaft ist als poli- 
tische Zielvorstellung und Ordnungsprinzip nicht 
nur im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, 
sondern auch im Stabilitätsgesetz gesetzlich veran- 
kert. Parlament und Regierung haben sich in zahl- 
reichen Akten der Gesetzgebung und des politischen 
Handelns darauf festgelegt, im Rahmen der Durch- 
führung der staatlichen Wirtschaftspolitik die 
Grundsätze der marktwirtschaftlichen Ordnung zu 
beachten. Diese ausdrückliche politische und gesetz- 
liche Bindung staatlichen Handelns an die Grund- 
sätze der marktwirtschaftlichen Ordnung sah die 
Kommission als ausreichende Grundlage für ihre 
Entscheidung an, von dieser Ordnung als einem ge- 
samtpolitischen Datum auszugehen. Die Anhörun- 
gen der Kommission haben zudem gezeigt, daß die 
Grundsätze der marktwirtschaftlichen Ordnung nicht 
nur als dilatorischer Formelkompromiß, sondern als 
materielle Wertentscheidung zugunsten eines auf 
ein Optimum an wirtschaftlicher Freiheit und Effi- 
zienz bei sozialer Gerechtigkeit angelegten Systems 
verstanden werden. 

77 . Unter marktwirtschaftlichem System versteht 
die Kommission dabei eine Ordnung der Wirtschaft, 
welche die Steuerung autonomer Wirtschaftseinhei- 
ten durch Signale des Marktes und der staatlichen 
Wirtschaftspolitik gegenüber einer unmittelbaren 
Lenkung wirtschaftlicher Abläufe im Wege des 
Vollzugs öffentlich-rechtlicher Wirtschaftsplanung 
bevorzugt. Dabei geht die Kommission davon aus, 
daß das marktwirtschaftliche System dem Gesetz- 
geber im Rahmen der verfassungsrechtlichen Grund- 
satzentscheidungen einen weiten Spielraum der kon- 
kreten Ausgestaltung beläßt. Das marktwirtschaft- 
liche System läßt sich deshalb allgemeingültig nur 
als die Summe der Bedingungen beschreiben, die 
tendenziell freiheitlichen Lösungen der Lenkungs- 
und Koordinationsaufgaben der Gesamtwirtschaft 
den Vorzug geben. 

Der Hinweis auf die Freiheit des Gesetzgebers zur 
inhaltlichen Ausgestaltung der marktwirtschaft- 
lichen Ordnung scheint der Kommission im übrigen 
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deshalb notwendig, um deutlich zu machen, daß der 
Gesetzgeber in erheblichem Umfang über die kon- 
krete Ausgestaltung dieser Ordnung disponieren und 
damit auch Auswirkungen berücksichtigen kann, die 
mit der institutioneilen Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer verbunden sein könnten. 


I. Das Unternehmen im Markt 

78. Da sich die Forderung nach Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer über die betriebliche Ebene hinaus 
auf das Unternehmen bezieht, kommt der Stellung 
der Unternehmen im Rahmen der marktwirtschaft- 
lichen Ordnung als Beurteilungs- und Entscheidungs- 
kriterium besondere Bedeutung zu. Die marktwirt- 
schaftliche Ordnung geht davon aus, daß Unter- 
nehmen als selbständige Wirtschaftseinheiten han- 
deln und prinzipiell mit Hilfe marktrationaler 
Mechanismen koordiniert werden. Für die Organi- 
sation der Unternehmen ist deshalb, wie bereits 
betont, entscheidend die Erhaltung und Förderung 
der Fähigkeit, auf Steuersignale des Marktes und 
der staatlichen Wirtschaftspolitik optimal zu reagie- 
ren. 

Für die marktwirtschaftliche Ordnung ist kennzeich- 
nend, daß sie von der Lenkung und Koordination 
des marktwirtschaftlichen Prozesses durch Signale 
des Marktes und der Wirtschaftspolitik und der da- 
für erforderlichen Aufrechterhaltung funktions- 
fähiger Märkte nicht nur eine ökonomische Steue- 
rung der Märkte, sondern auch eine von außen auf 
das Unternehmen einwirkende (externe) Kontrolle 
der Unternehmen erwartet. Die vom Sozialstaats- 
prinzip geforderte Ausrichtung unternehmerischen 
Verhaltens auf die Erfordernisse des Gesamtwohls 
und die Inhalte einer sozialen Ordnung der Wirt- 
schaft werden neben den unmittelbaren Gebots- 
und Verbotsnormen vom marktwirtschaftlichen Prin- 
zip erwartet. Das marktwirtschaftliche System ist 
grundsätzlich so angelegt, daß die externe Kontrolle 
unternehmerischen Handelns durch Märkte den Miß- 
brauch derjenigen wirtschaftlichen Positionen in 
rechtserheblicher Weise verhindert, der mit der 
Kontrolle über Produktionsmittel verbunden sein 
kann. 


1. Möglicher Gegensatz von Gewinn- 
und Nutzenmaxlerung 

79. Die Kommission hat allgemein die Frage unter- 
sucht, ob die Mitbestimmung geeignet ist, mögliche 
Gegensätze zwischen dem erwerbswirtschaftlichen 
Streben der Unternehmen nach Rentabilität und 
dem gesamtwirtschaftlichen Ziel einer möglichst 
großen Wohlfahrt für alle zu überwinden. Die Beant- 
wortung dieser Frage erfordert einige grundsätzliche 
Überlegungen. Man kann davon ausgehen, daß sich 
die freie Preisbildung im allgemeinen, trotz ihrer 
Unvollkommenheit, als ein rationales Instrument zur 
Koordination der Produktions- und Verbrauchsent- 
scheidungen erwiesen hat. Die tatsächlichen Preise 
und Löhne können jedoch von den gesamtwirtschaft- 
lich optimalen abweichen, so daß das Ziel einer 


möglichst großen Wohlfahrt für alle nicht vollkom- 
men erreicht wird. Dementsprechend müßten die 
Unternehmen entweder belastet oder entlastet wer- 
den, um sie zu einem gesamtwirtschaftlich vernünf- 
tigen Verhalten zu veranlassen. 

Es war in der Kommission umstritten, ob die Mit- 
bestimmung, die zu einer (Stärkeren Berücksichtigung 
der Arbeitnehmerinteressen bei wirtschaftlichen Ent- 
scheidungen führen soll, das unternehmerische 
Verhalten typischerweise in Richtung auf ein ge- 
samtwirtschaftliches Optimum korrigiert, oder ob die 
Wirkungen einmal in diese, das andere Mal in die 
entgegengesetzte Richtung gehen. Der Umfang, in 
dem überhaupt das Verhalten der Unternehmen 
korrekturbedürftig ist, hängt nicht zuletzt davon ab, 
wie das gesamtwirtschaftliche Optimum politisch 
definiert wird. 

80. Das gesamtwirtschaftliche Optimum kann zu- 
nächst vorläufig im engeren Sinne ökonomisch auf- 
gefaßt werden, wobei unter anderem von Fragen der 
Einkommens- und Vermögensverteilung abgesehen 
werden soll. Es wird lediglich geprüft, ob die Pro- 
duktions- und Verbrauchsstrukturen optimal abge- 
stimmt sind, und ob die gesamtwirtschaftlichen 
Produktionsmöglichkeiten ausgeschöpft werden 
(optimaler Beschäftigungsgrad). 

In einigen hinreichend bekannten Fällen hat die 
Politik der Unternehmungen von sich aus auch ohne 
Mitbestimmung den Strukturwandel über Gebühr 
verzögert. Ein im engeren Sinne gesamtwirtschaft- 
licher Anlaß, diese Verzögerung durch Mitbestim- 
mung zu verstärken, bestand nicht. Andererseits 
ergibt sich eine entgegengesetzte Abweichung vom 
eng aufgefaßten gesamtwirtschaftlichen Optimum, 
wenn bei Konjunktur- und Branchenkrisen, Standort- 
verlagerungen, Umstellungen und Stillegungen das 
Rentabilitätsinteresse zu übermäßig schnellen Ent- 
lassungen führt und unfreiwillige Arbeitslosigkeit 
entsteht. Die Mitbestimmung kann dazu beitragen, 
daß solche unternehmerischen Entscheidungen ver- 
zögert oder gemildert werden, die unfreiwillige Ar- 
beitslosigkeit und damit gesamtwirtschaftlichen 
Produktionsausfall hervorrufen. Diesem Vorteil 
kann der Nachteil verlangsamten Strukturwandels 
und entsprechender Wachstumseinbußen gegenüber- 
stehen. Auch die Mehrbeschäftigung und unter Um- 
ständen geminderte Arbeitslosigkeit in Bereichen, 
denen isich die umstellenden Firmen zuwenden, 
bleiben außer Ansatz, da von den mitbestimmenden 
Vertretern der Arbeitnehmer überwiegend das 
Interesse der Arbeitnehmer des eigenen Unter- 
nehmens vertreten wird. Verzögerte Umstellungen 
bei Branchenkrisen können sich dann nachteilig 
für den Beschäftigungsgrad auswirken, wenn sie 
dazu führen, daß eine schließlich doch notwendige 
Strukturbereinigung mit einer Konjunkturabschwä- 
chung zusammenfällt. Andererseits kann die Mit- 
bestimmung Anpassungsausschläge der Unterneh- 
mungen dämpfen und insofern auch konjunkturell 
stabilisierend wirken. Die Aufgaben der Konjunk- 
turpolitik müssen jedoch vorwiegend mit anderen 
Instrumenten gelöist werden. Beschäftigungspolitisch 
und zugleich strukturpolitisch optimal wirkt die 
Mitbestimmung dann, wenn sie dazu beiträgt, daß 
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weniger konservierende als vielmehr die Anpassung 
der Arbeitnehmer fördernde Sozialpläne von den 
Unternehmungen entwickelt werden, 

81. Durch Umstellungen und Netto- Abwanderun- 
gen von Firmen eines Standortes können private 
Vermögen (Wohnhäuser, Grundstücke, auch soweit 
sie Arbeitnehmern gehören) an Wert verlieren. 
Solche privaten Wertverluste kommen in der Regel 
in den Preisen der Vermögensgegenstände zum 
Ausdruck und rechtfertigen dann vom Standpunkt 
des engen ökonomischen Optimums aus keinen Ein- 
griff durch Mitbestimmung. Die Preissenkung dieser 
Vermögensgegenstände bremst den Abwanderungs- 
vorgang, indem zum Beispiel die Mieten und Grund- 
stückskosten der Firmen fallen. 

Rentabilitätsorientierte unternehmerische Entschei- 
dungen, wie Standortverlagerungen können Infra- 
strukturinvestitionen der öffentlichen Hand (Straßen, 
Schulen, Versorgungsleitungen) auf der einen Seite 
(zum Beispiel im Abwanderungsgebiet) überflüssig 
machen oder doch entwerten, während sie auf der 
anderen Seite (zum Beispiel im Zuwanderungsge- 
biet) unter Umständen neu geschaffen werden müs- 
sen. Die Umstellungskosten der Infrastruktur gehen 
in vielen Fällen nicht in die Kostenrechnungen der 
Unternehmen ein, so daß privatwirtschaftliche und 
gesamtwirtschaftliche Kosten auseinanderfallen. Dies 
führt zu ökonomisch nicht optimalen Entscheidungen. 
Die Frage ist, ob die Mitbestimmung ihrer Tendenz 
nach dazu führt, solche Fehler zu korrigieren. 

Hier waren die Meinungen in der Kommission ge- 
teilt. Einige Mitglieder waren der Ansicht, daß dies 
(zum Beispiel bei Standortverlagerungen) in der Tat 
zutrifft. Die Mitbestimmung habe, wie die Erfahrung 
beweise, Standortverlagerungen erschwert, so daß 
die Gesamtkosten solcher Änderungen (und nicht 
nur die bei der Unternehmung anfallenden) eher 
berücksichtigt werden. Andere Mitglieder waren der 
Ansicht, daß das Interesse der Arbeitnehmer weder 
bei Standortverlagerungen noch in anderen Fällen 
typischerweise mit dem Interesse der optimalen 
Auslastung der Infrastruktur übereinstimmt, und daß 
die Vertreter der Arbeitnehmer kaum geneigt sein 
werden, in den Unternehmensorganen auf die Beach- 
tung solcher Wertverluste zu drängen, solange die 
Arbeitnehmer wanderungswillig sind und auch an 
einem neuen Standort einen Rechtsanspruch auf die 
öffentlichen Leistungen besitzen. Sie sehen als Mit- 
tel der Abhilfe neben regionalpolitischen Maßnah- 
men vor allem eine entsprechende Preispolitik der 
öffentlichen Versorgungsunternehmen an. In an- 
deren, ähnlichen Fällen, zum Beispiel bei einer die 
Entwicklung der Gemeinden gefährdenden Firmen- 
strategie (etwa durch künstliche Zurückhaltung von 
Grundstücken) wären eher staatliche Eingriffsmög- 
lichkeiten zu erwägen. 

82. Unternehmen können ihre Rentabilität erhöhen, 
wenn sie durch Ausnutzung ihrer Marktstellung 
oder sonstigen Einflusses sich Vorteile auf Kosten 
der öffentlichen Hand, anderer Unternehmen oder 
Privatpersonen verschaffen. Dies führt in vielen 
Fällen zu einer Abweichung vom gesamtwirtschaft- 
lichen Optimum im engeren Sinne. Die Kommission 


hat nicht feststellen können, daß die Vertreter der 
Arbeitnehmer der so handelnden Unternehmen 
typischerweise solches Verhalten zu verhindern 
suchen. Es liegt vielmehr im Interesse der Betriebs- 
angehörigen, an den Vorteilen, die sich aus der 
Wahrnehmung der Marktstellung des Unternehmens 
ergeben, teilzunehmen. 

83. Das gesamtwirtschaftliche Optimum kann in 
einem weiteren Sinne definiert werden, indem der 
Nutzen einbezogen wird, der durch eine stärkere 
Beachtung sozialpolitischer Ziele erreicht werden 
kann. Dies entspricht vorherrschenden politischen 
Überzeugungen. Die Mitbestimmung kann als In- 
strument dienen, um bei den erwerbswirtschaftlich 
motivierten Handlungen der Unternehmungen den 
materiellen und immateriellen Folgen für die Ar- 
beitnehmer in höherem Maße Rechnung zu tragen. 
Nach Auffassung der Kommission gehört dies zu 
den wichtigsten Aufgaben der Mitbestimmung. 

Soweit die Mitbestimmung selber über eine Besse- 
rung des Betriebsklimas usw. die Arbeitsprodukti- 
vität fördert, ergibt sich kein Konflikt mit produk- 
tionspolitischen Zielen. In anderen Fällen (bei 
Umstellungen, Stillegungen, Standortverlagerungen 
usw.) können jedoch unter dem Einfluß der Mitbe- 
stimmung aus sozialpolitischen Erwägungen den 
Unternehmungen Auflagen gemacht werden, die 
über den im engeren Sinne gesamtwirtschaftlich ge- 
botenen Umfang hinausgehen und die Rentabilität 
schmälern. Bei der Abwägung der Vor- und Nach- 
teile einer solchen Auswirkung der institutioneilen 
Mitbestimmung ist folgendes zu bedenken: 

Soweit ein durch Rentabilitätserwägungen gebotener 
Strukturwandel die Nachfrage des betreffenden 
Unternehmens nach den Leistungen seiner Arbeit- 
nehmer erhöht, wird es bereit sein, die Forderungen 
zu berücksichtigen, die durch die Vertreter der Ar- 
beitnehmer vorgetragen werden (Lohnzulagen, Um- 
zugsbeihilfen, andere Vergünstigungen), und auch 
immaterielle Bindungen der Arbeitnehmer zu beach- 
ten. Wenn bei einer Veränderung die Nachfrage des 
Unternehmens nach Leistungen seiner bisherigen 
Belegschaft zurückgeht, können für diese Arbeitneh- 
mer materielle und immaterielle Nachteile ent- 
stehen, die nach geltenden sozialpolitischen Maß- 
stäben eine Korrektur erfordern. Solche Nachteile 
können, wenn sie schwer sind oder/und sehr viele 
Arbeitnehmer treffen, kurzfristig schwerer wiegen 
als die Vorteile, die der Gesamtwirtschaft und damit 
meist auch anderen Arbeitnehmern durch die Ver- 
änderung entstehen. In diesem Falle ist eine 
Korrektur, wie sie durch institutioneile Mitbestim- 
mung begünstigt wird, angebracht. Es gibt aber auch 
Fälle, in denen Arbeitslose oder sonst stark benach- 
teiligte Arbeitnehmer anderer Firmen, Branchen 
oder Regionen aus einer schnelleren Umstellung 
Nutzen ziehen können, während die Einbußen der 
bisherigen Belegschaft relativ geringfügig sind. Das 
Prinzip, niemand dürfe im volkswirtschaftlichen 
Strukturwandel Einbußen erleiden, ist nicht nur 
wirtschaftlich, sondern auch sozialpolitisch nicht 
unbegrenzt sinnvoll. Die Arbeitnehmervertreter in 
den Unternehmensorganen, dies gilt vor allem 
für Belegschaftsmitglieder, verfügen nicht immer 
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über die Möglichkeiten, die erwähnten Fernwirkun- 
gen festzustellen und in ihre Überlegungen einzu- 
beziehen. Außerdem stehen die Interessen der 
bisherigen Belegschaft für sie verständlicherweise 
im Vordergrund. 

84. Gegenüber allgemein sozialpolitischen Rege- 
lungen, etwa Rationalisierungsschutzabkommen, 
haben unternehmensnahe Lösungen der Umstel- 
lungshilfen, wie sie unter dem Einfluß der institu- 
tionellen Mitbestimmung zustande kommen, den 
Vorteil, die Leistungsfähigkeit des betreffenden 
Unternehmens besser beachten und die sonstigen Be- 
sonderheiten des Einzelfalles genauer einbeziehen 
zu können. Auf der anderen Seite ist zu berücksich- 
tigen, daß durch solche „Feineinstellung" die Wett- 
bewerbsbedingungen zwischen den Unternehmun- 
gen verzerrt werden können. 

Die Kommission hält auch unter dem Aspekt des 
sozialpolitisch erweiterten gesamtwirtschaftlichen 
Optimums eine ihren Empfehlungen entsprechende 
Ausgestaltung der institutionellen Mitbestimmung 
für angemessen, weil diese Lösung es erlaubt, so- 
ziale Gesichtspunkte in die Zielfunktion der Unter- 
nehmen in stärkerem Maße als bisher einzubringen, 
ohne daß die Befürchtung berechtigt wäre, die 
Orientierung am Ziel der Produktivität und Wirt- 
schaftlichkeit und damit die Funktionsfähigkeit des 
marktwirtschaftlichen Systems und die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Unternehmen würden Schaden 
leiden. 


2. Einfluß der Mitbestimmung auf die Kontrolle 
von Marktmacht 

85. Wie bereits dargelegt, sieht die Kommission 
keinen prinzipiellen Widerspruch zwischen den 
Grundsätzen der marktwirtschaftlichen Ordnung 
und der von ihr empfohlenen Regelung der institu- 
tionellen Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Unternehmensorganen. Sie ist im Gegenteil der 
Ansicht, daß die Mitbestimmung mit der Sicherung 
der Gleichberechtigung der Arbeitsvertragsparteien 
durch institutioneilen Ausgleich der Abhängigkeits- 
beziehungen des Arbeitsverhältnisses dem sozialen 
Anspruch der Marktwirtschaft Rechnung trägt, und 
zwar in einer Weise, die der Privatrechtsverfassung 
am ehesten entspricht, auf der die marktwirtschaft- 
liche Ordnung rechtlich aufbaut. 

Dabei verkennt die Kommission nicht, daß in der 
institutionellen Mitbestimmung auch Gefahren für 
die Funktionsfähigkeit der marktwirtschaftlichen 
Ordnung angelegt sein können. Sie liegen jedoch 
weniger in der Beteiligung der Arbeitnehmerver- 
treter als solcher an der Willensbildung im Unter- 
nehmen, als in der Tendenz, das im Unternehmen 
angelegte Bestreben zu verstärken, sich der Lenkung 
durch Signale des Marktes zu entziehen. Während 
das Verhältnis von Anteilseigner- und Arbeitneh- 
mervertretern im Unternehmen selbst primär durch 
die Interessenlage des abhängigen Arbeitsverhält- 
nisses bestimmt wird, tendieren vor allem Unter- 
nehmensleitung und Arbeitnehmervertreter bei der 
Beurteilung externer Einwirkungen auf die Unter- 


nehmensplanung und -Icitung eher zur Überein- 
stimmung. Beide sind nicht nur an hohen Investi- 
tionen, sondern ganz allgemein an einem starken, 
„gesunden" Unternehmen, an „geordneten" Märkten 
und „vernünftigen" Preisen interessiert. Beide nei- 
gen, wenn den Interessen der Arbeitnehmer in zu- 
reichendem Maße entsprochen ist, zu unterehmens- 
bezogenen Beurteilungen äußerer Einflüsse und zur 
Abwehr solcher Einflüsse oder Verhaltenszwänge, 
wenn sie das eigene Unternehmen gefährden. 

Die institutioneile Mitbestimmung fördert somit in 
den mitbestimmten Unternehmensorganen die 
Kumulation des Arbeitnehmerinteresses und des 
Interesses der Unternehmensleitung (das in diesen 
Fällen regelmäßig, wenn auch nicht notwendiger- 
weise mit dem Anteilseignerinteresse über- 
einstimmt) und trägt damit zu einer Verselbständi- 
gung des Unternehmens gegenüber externen 
Steuerungseinflüssen bei. Die Kommission sieht in 
dieser Tendenz solange keinen Widerspruch zum 
marktwirtschaftlichen Prinzip der grundsätzlich 
externen Steuerung des Unternehmens durch den 
Markt, als die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
das Unternehmen nicht gegenüber den Signalen des 
Marktes und der staatlichen Wirtschaftspolitik 
immunisiert. Angesichts der starken Einflüsse der 
Märkte auf die langfristige Unternehmensentwick- 
lung, vor allem an internationalen Märkten, hält die 
Kommission die Gefahr einer durch Mitbestimmung 
hervorgerufenen oder verstärkten Immunisierung des 
Unternehmens gegenüber externer Steuerung nicht 
für sehr groß. Mit der Verwirklichung ihrer eigenen 
Empfehlungen zur Ausgestaltung der institutionellen 
Mitbestimmung ist eine solche Gefahr nach ihrer 
Ansicht nicht verbunden. 

86. Die Tendenz zur Interessenkumulation bei der 
Gestaltung des Verhältnisses des Unternehmens 
zum Markt läßt es jedoch nach Ansicht der Kom- 
mission unwahrscheinlich erscheinen, daß die Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer dazu beiträgt, Wett- 
bewerbsbeschränkungen entgegenzuwirken. Insbe- 
sondere konnte die Kommission sich nicht der An- 
sicht anschließen, die Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer im Unternehmen sei der wettbewerbsbe- 
schränkenden Konzentration und insoweit der Aus- 
bildung von Marktmacht entgegengerichtet. 

Zwar haben die Anhörungen der Kommission An- 
haltspunkte dafür geliefert, daß die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer auf Konzentrationsprozesse inso- 
weit eine retardierende Wirkung ausüben kann, 
als mit der Konzentration von Leitungsmacht über 
mehrere Unternehmen die Mitbestimmung in den 
betroffenen, nunmehr abhängigen Unternehmen einen 
Teil ihrer Bedeutung einbüßt und sich die Mitbe- 
stimmungsträger, vor allem die aus dem Unter- 
nehmen selbst stammenden Arbeitnehmer, einer 
solchen Entwicklung gegenüber ablehnend verhal- 
ten. Andererseits hat sich jedoch gezeigt, und die 
Anhörungen der Kommission haben dies bestätigt, 
daß die Vertreter der Arbeitnehmer in den Unter- 
nehmensorganen Konzentrationsvorgängen inner- 
halb der betroffenen Industrie dann wohlwollend 
gegenüberstehen, wenn sie sich vom Konzentrations- 
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Vorgang eine Stärkung des Unternehmens und einen 
Zuwachs von Marktkontrolle erwarten können und 
der „Mitbestimmungsbesitzstand'' durch die Kon- 
zentrationsprozesse nicht beeinträchtigt wird. Ob- 
wohl sich, zum Beispiel bei den Beratungen über die : 
Walzstahlkontore, gezeigt hat, daß sich die Arbeit- I 
nehmervertreter in den Aufsichtsräten der betrof- ^ 
fenen Unternehmen des Problems der Marktmacht 
bewußt waren, wird die unternehmenspolitische und 
wirtschaftliche Zweckmäßigkeit von Konzentrations- 
vorgängen, wie die Anhörungen gezeigt haben, von 
den Vertretern der Arbeitnehmer im wesentlichen | 
nach den gleichen Gesichtspunkten beurteilt wie von ; 
der Unternehmensleitung und den Vertretern der 
Kapitaleigner, Auch hier zeigt sich, daß die Beur- 
teilung der Marktstellung des Unternehmens durch 
„Kapital" und „Arbeit" tendenziell übereinstimmt. 
Der Kommission sind im Rahmen der Anhörungen 
keine Fälle bekanntgeworden, in denen die Ver- 
treter der Arbeitnehmer in den Unternehmens- 
organen geplanten Konzentrationsvorgängen mit 
dem Hinweis auf die Auswirkungen der Konzentra- i 
tion auf den marktwirtschaftlichen Prozeß entgegen- 
getreten wären. Diese übereinstimmende Beurtei- 
lung des Konzentrationsvorganges steht jedoch der 
Erwartung entgegen, daß von den Vertretern der 
Arbeitnehmer in den Unternehmensorganen 
typischerweise eine retardierende Einwirkung auf 
Konzentrationsprozesse ausgehen könnte. 

Dies gilt nach Auffassung der Kommission trotz der 
Tatsache, daß Unternehmenskonzentrationen das 
Problem, die rechtliche und tatsächliche Stellung des 
einzelnen Arbeitnehmers am Arbeitsplatz zu bes- 
sern, nicht immer erleichtern, da sie den Instanzen- 
weg verlängern, anonymisieren und bürokratisie- 
ren und die Unternehmensspitze einschließlich der 
dort mitwirkenden Arbeitnehmervertreter in immer 
größere Entfernung vom einzelnen Arbeitsplatz 
und damit dem einzelnen Arbeitnehmer bringen. 
Die Kommission hat bisher nicht feststellen können, 
daß diese auch von Arbeitnehmervertretern ge- 
sehenen Konsequenzen der Unternehmenskonzen- 
tration sich auf solche Konzentrationsvorgänge 
hemmend auswirken. 

87 . Ebenso wie von der institutionellen Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer keine retardierende Wir- 
kung auf wettbewerbsbeschränkende oder zu er- 
heblicher Marktmacht führende Konzentration zu 
erwarten ist, kann von der institutionellen Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer nach Ansicht der Kom- 
mission auch nicht erwartet werden, daß sie zur 
Kontrolle wirtschaftlicher Macht des Unternehmens 
in seinen Märkten beiträgt. Eine solche Wirkung der 
institutionellen Mitbestimmung läßt sich aufgrund 
der Anhörungen der Kommission nicht nachweisen. 
Sie würde auch dem gemeinsamen Interesse wider- 
sprechen, das Unternehmensleitung wie Arbeitneh- 
mervertreter in den Unternehmensorganen an einer 
vollen Ausschöpfung der Marktstellung des Unter- 
nehmens zur Stärkung des Unternehmens und damit 
zur Sicherung der Arbeitsplätze haben. Gerade im 
Zusammenhang mit dem Problem der Kontrolle 
wirtschaftlicher Macht gegenüber Anbietern und : 
Abnehmern zeigt sich vielmehr, daß die unterneh- ! 


menspolitische Beurteilung der Beziehungen des 
Unternehmens zum Markt bei angemessenem Inter- 
essenausgleich zwischen Arbeitnehmern und Kapi- 
taleignern im übrigen von den Arbeitnehmern im 
wesentlichen nach den gleichen Gesichtspunkten 
vorgenommen wird wie von der Unternehmenslei- 
tung. 

Die Kommission, die dieser Frage auch in den An- 
hörungen besondere Aufmerksamkeit geschenkt 
hat, hat deshalb keine Beispiele dafür finden kön- 
nen, daß der Gesichtspunkt der Kontrolle wirtschaft- 
licher, aber auch politischer Macht der Unternehmen 
in der Mitbestimmungspraxis der letzten beiden 
Jahrzehnte irgendeine Rolle gespielt hätte. Es 
wäre auch zu fragen, ob es Aufgabe der Arbeitneh- 
mervertreter im Aufsichtsrat sein sollte, eine solche 
Kontrolle auszuüben. Hierzu wären allgemeine Ge- 
setze und spezielle Behörden mit politischem Auf- 
trag nach Ansicht der Kommission besser geeignet. 
Der Gedanke einer Kontrolle wirtschaftlicher Macht 
vermag nach Auffassung der Kommission die in- 
stitutioneile Mitbestimmung nicht zu begründen. 

88 . Im Zusammenhang mit dem Problem der Kon- 
trolle wirtschaftlicher Macht durch institutionelle 
Mitbestimmung hat sich die Kommission auch mit 
der These befaßt, daß der öffentlichen Relevanz 
der Großunternehmen durch die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in den Unternehmensorganen institu- 
tionell Rechnung getragen werden müsse. Diese An- 
sicht, die zur Rechtfertigung der Mitbestimmung an 
der Größe des Unternehmens als Ausdruck seiner 
Marktstellung und damit seiner wirtschaftlichen 
Macht anknüpft, beruht im Grunde auf der bereits 
behandelten Annahme, die Mitbestimmung der Ar- 
beitnehmer sei geeignet, die fehlende Steuerbarkeit 
solcher Unternehmen mit marktwirtschaftlicl en 
Mitteln, das heißt durch die Signale des Marktes 
und der staatlichen Wirtschaftspolitik, auszugleichen 
und damit als Instrument der Kontrolle wirtschaft- 
licher Macht zu wirken. Zu dieser Annahme ist 
bereits Stellung genommen. Im übrigen ist die 
Kommission der Auffassung, daß der unzweifelhaft 
gegebenen öffentlichen Bedeutung größerer Unter- 
nehmen nicht allein dadurch Rechnung getragen 
werden kann, daß solche Unternehmen aus diesem 
Grunde als öffentliche Veranstaltungen angesehen 
werden. Die rechtliche und organisatorische Be- 
handlung des großen Unternehmens als „öffentliche 
Veranstaltung" ist nach Auffassung der Kommission 
nicht der einzige und im Rahmen einer marktwirt- 
schaftlichen Ordnung nicht der angemessene Weg, 
der öffentlichen Bedeutung solcher Unternehmungen 
Rechnung zu tragen. Die Ansicht, die den Rückgriff 
auf öffentlich-rechtliche Organisationsformen zur 
Bewältigung der öffentlichen Bedeutung großer 
Unternehmen für den einzig gangbaren Weg hält, 
diesem Problem gerecht zu werden, übersieht, daß 
auch die Privatrechtsordnung eine öffentliche Ver- 
anstaltung ist, mit deren Hilfe dem öffentlichen 
Interesse an bestimmten wirtschaftlichen Verhal- 
tensweisen Rechnung getragen werden kann. Zu 
entsprechenden institutionellen Regelungen zählen 
nicht nur eine Mißbrauchskontrolle oder das allge- 
meine Diskriminierungsverbot, sondern auch eine 
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der Marktmacht des Unternehmens entsprechende | 
restriktive Interpretation privatrechtlicher Befug- | 
nisse. Mit der Anerkennung einer öffentlichen Be- 
deutung von Großunternehmen ist deshalb nicht 
notwendigerweise die Übernahme öffentlich-recht- 
licher Legitimationsprozesse verbunden. Zumindest 
unter marktwirtschaftlichen Bedingungen kann eine 
Wahrung des öffentlichen Interesses auch mit markt- 
wirtschaftlichen Mitteln, das heißt im Rahmen der 
Privatrechtsverfassung sichergestellt werden. 


II. Gesamtwirtschaftliche Aspekte 
der institutioneiien Mitbestimmung 

1. Auswirkungen auf den Kapitalmarkt 

89. In der Diskussion um die Ausdehnung der insti- 
tutionellen Mitbestimmung, aber auch in den An- 
hörungen der Kommission haben die Auswirkungen 
eine Rolle gespielt, die von einer Ausweitung der 
Mitbestimmung auf die Bereitschaft des Kapital- 
marktes ausgehen könnten, solchen Unternehmen 
haftendes Eigenkapital oder auch Fremdkapital zur 
Verfügung zu stellen. Da der Zugang der Unter- 
nehmen zum Kapitalmarkt zu den wichtigsten Vor- 
aussetzungen ihrer wirtschaftlichen Existenz gehört 
und die marktwirtschaftliche Ordnung auf die 
Kontrollfunktion des Kapitalmarktes gegenüber den 
Unternehmungen nicht verzichten kann, hat die 
Kommission die Möglichkeit eines solchen Zusam- 
menhanges ausführlich geprüft. Sie ist zu dem 
Ergebnis gelangt, daß sich jedenfalls aufgrund der 
Erfahrungen mit der Mitbestimmung in der Montan- 
industrie ein kausaler Zusammenhang zwischen in- 
stitutioneller Mitbestimmung und der Bereitschaft 
der Anleger, haftendes oder Fremdkapital zur Ver- 
fügung zu stellen, nicht ermitteln läßt. Soweit ent- 
sprechende Vergleiche mit anderen Industriezweigen 
überhaupt zuverlässig gezogen werden können, ist 
ein von dem Verhalten in anderen Industriezweigen 
grundsätzlich abweichendes Verhalten des Kapital- 
marktes gegenüber den paritätisch mitbestimmten 
Unternehmen nicht feststellbar. Dies ist nach den 
Anhörungen der Kommission darauf zurückzuführen, 
daß der Primat einer rentabilitätsbezogenen unter- 
nehmerischen Zielfunktion im Bereich der Montan- 
Mitbestimmung kaum ernsthaft in Frage gestellt 
worden ist. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß von der insti- 
tutioneilen Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Organen des Unternehmens jedenfalls dann keine 
negativen Auswirkungen auf die Deckung des 
Eigen- und Fremdkapitalbedarfs der deutschen 
Unternehmen auf den nationalen und internatio- 
nalen Kapitalmärkten zu erwarten sind, wenn die 
von der Kommission zur Ausgestaltung der Mit- 
bestimmung vorgelegten Empfehlungen verwirklicht 
werden. Dagegen wäre nach Auffassung der Kom- 
mission mit negativen Auswirkungen dann zu rech- 
nen, wenn die Anteilseigner durch die Ausgestal- 
tung der Mitbestimmung institutionell daran gehin- 
dert wären, auf die unternehmerischen Risiken ent- 
scheidend Einfluß zu nehmen, für die sie mit ihrer 


Einlage haften. Wie schon im Zusammenhang mit 
der Beurteilung der Auswirkungen der Mitbestim- 
mung auf die Rechtsstellung der Anteilseigner fest- 
gestellt, kommt es dabei nicht auf die Einwirkungs- 
möglichkeiten des einzelnen Aktionärs, sondern auf 
die der Gesamtheit der Anteilseigner an. Eine solche 
Situation wäre nach Auffassung der Kommission 
nur in dem Fall verwirklicht, in dem über das dem 
Unternehmen zur Verfügung gestellte haftende Ka- 
pital gegen den Willen der Anteilseigner im wirt- 
schaftlichen Sinne verfügt werden könnte. 


2. Auswirkungen auf das Lohnniveau 

90. Auswirkungen auf das Lohnniveau sind von 
der institutioneilen Mitbestimmung nach Auffassung 
der Kommission grundsätzlich nicht zu erwarten. 
Zwar haben die Erfahrungen mit der Mitbestimmung 
in der Montan-Industrie gezeigt, daß die institutio- 
nelle Mitbestimmung der Arbeitnehmer zu einer 
Verbesserung der Information der Arbeitnehmer- 
organisationen und damit des Tarifpartners der 
Arbeitgeberverbände führen und insoweit den Ver- 
lauf und das Ergebnis von Lohnverhandlungen be- 
einflussen kann. Solche Auswirkung auf die kollek- 
tive Vereinbarung von Arbeitsbedingungen ist 
jedoch nach den bisherigen Erfahrungen keine typi- 
sche Folge der institutionellen Mitbestimmung. Wie 
die Erfahrungen in anderen Ländern zeigen, ist sie 
mit ähnlichen Wirkungen auch auf andere Weise, 
etwa durch verbesserte Publizität oder Auskunfts- 
pflichten zu erzielen. Die Verbesserung des Infor- 
mationsstandes der Tarifvertragsparteien muß im 
übrigen als Vorteil angesehen werden, gleichgültig 
auf welche Weise sie bewirkt wird. 

Eine Kausalität zwischen institutioneller Mitbestim- 
mung und Lohnniveau, etwa in der Weise, daß die 
institutioneile Mitbestimmung der Arbeitnehmer die 
Bereitschaft der Unternehmen gesteigert hätte, 
höhere Löhne zu zahlen, konnte die Kommission 
nicht feststellen. Eine solche Einwirkung ist von der 
institutioneilen Mitbestimmung der Arbeitnehmer in 
den Organen der Unternehmungen nach bisherigen 
Erfahrungen jedenfalls dann nicht zu erwarten, wenn 
die Tarifverträge regelmäßig auf überbetrieblicher 
Ebene abgeschlossen werden und die von den Tarif- 
vertragsparteien auch in der Montan-Industrie be- 
reits beobachtete Aufgabenteilung zwischen institu- 
I tioneller Mitbestimmung und Tarifvertragssystem 
I allgemein beachtet und institutionell abgesichert 
wird. Die bisherigen Erfahrungen beruhen aller- 
dings auf dem tarifpolitisch verhältnismäßig kleinen 
Bereich der montan-mitbestimmten Industrie. Die 
I Kommission hält es nicht für ausgeschlossen, daß 
j die Verhältnisse sich dann ändern können, wenn 
j solche Mitbestimmungsregelungen auf den Bereich 
; der gesamten Wirtschaft ausgedehnt würden. Sie ist 
aber der Auffassung, daß bei der gesetzlichen Ver- 
wirklichung ihrer Empfehlungen eine derartige Än- 
derung nicht wahrscheinlich ist. 

! Unabhängig von dem Zusammenhang zwischen 
institutioneller Mitbestimmung und allgemeinem 
Lohnniveau in einem betroffenen Industriezweig ist 
evident, daß die Mitwirkung der Arbeitnehmerver- 
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treter in den Organen des Unternehmens die Bereit- 
schaft des Unternehmens beeinflussen kann, Lei- 
stungen an die Arbeitnehmer zu erbringen, die nicht 
Gegenstand überbetrieblicher Tarifverträge sind. 
Solche Auswirkungen auf die Gestaltung der 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen auf Unter- 
nehmensebene sind mit der institutionellen Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer notwendig verbun- 
den. Sie werden von der Kommission nicht als ein 
Nachteil der institutionellen Mitbestimmung an- 
gesehen, Dies gilt mit der Einschränkung, daß solche 
Zusatzleistungen des Unternehmens weder seine 
Wettbewerbsfähigkeit gefährden noch eine Tendenz 
auslösen dürfen, die Zahl der Belegschaftsmitglieder 
künstlich zu beschränken, um eine höhere Ausschüt- 
tung pro Kopf zu erreichen. 


3. Auswirkungen auf technischen Fortschritt 
und wirtschaftiiches Wachstum 

91. Daß die institutioneile Mitbestimmung der Ar- 
beitnehmer sich auf die Investitionsbereitschaft des 
Unternehmens und damit auf sein inneres Wachstum 
in der Regel ebenso verstärkend auswirkt wie auf 
das externe Unternehmenswachstum durch Unter- 
nehmenszusammenschlüsse, wurde bereits betont. 
Ähnliches gilt grundsätzlich auch für die Auswir- 
kungen der institutionellen Mitbestimmung auf die 
Bereitschaft des Unternehmens, dem technischen 
Fortschritt zu folgen und selbst zum technischen 
Fortschritt beizutragen. Eine retardierende Wirkung 
auf den technischen Fortschritt kann von der insti- 
tutioneilen Mitbestimmung jedoch dann ausgehen, 
wenn die Anpassung des Unternehmens an den 
technischen Fortschritt mit Umstellungen, insbeson- 
dere Stillegungen oder der Verringerung des 
Arbeitsplatzangebots verbunden ist. Die Geltend- 
machung der kurzfristigen Arbeitnehmerinteressen 
durch die Repräsentanten der Arbeitnehmer in den 
Entscheidungsorganen des Unternehmens kann in 
solchen Fällen dazu führen, daß die durch den tech- 
nischen Fortschritt gebotenen Anpassungen oder 
Umstellungen verzögert werden und das Unter- 
nehmen insoweit sich nicht im vollen Umfang nach 
dem Rentabilitätsprinzip richtet. Zu den Konse- 
quenzen, die sich daraus für die Herstellung eines 
gesamtwirtschaftlichen Optimums ergeben können, 
ist bereits Stellung genommen 

Die bisherigen Erfahrungen mit der institutionellen 
Mitbestimmung zeigen jedoch, daß ein solches Ver- 
halten der Arbeitnehmervertreter nicht gegen den 
technischen Fortschritt selbst, sondern nur gegen die 
Anpassung des Unternehmens an den technischen 
Fortschritt ohne ausreichende Berücksichtigung der 
sozialen Konsequenzen einer solchen Anpassung ge- 
richtet ist. Wie die inzwischen auch in der Bundes- 
republik praktizierten Rationalisierungsschutz- 
abkommen zeigen, ist die Abwälzung der mit dem 
technischen Fortschritt verbundenen sozialen Risiken 
auf das Unternehmen keine notwendig mit der insti- 
tutionellen Mitbestimmung der Arbeitnehmer ver- 
bundene Erscheinung. Eine solche Abwälzung kann 
im Rahmen der Tarifvertragsfreiheit auch kollektiv- 
rechtlich vereinbart werden und dann, wie die 


amerikanischen Beispiele zeigen, zu einer wesent- 
lich höheren Belastung des Unternehmens und damit 
indirekt Beschränkung des technischen Fortschritts 
führen als die Fälle, die in der Vergangenheit der 
institutionellen Mitbestimmung zugeschrieben wor- 
den sind. 


4. Das Unternehmen als Adressat 
der Wirtschaftspolitik 

92. Bereits im Zusammenhang mit dem Konzentra- 
tionsproblem und der Frage nach der Kontrolle 
wirtschaftlicher Macht durch institutioneile Mit- 
bestimmung ist festgestellt worden'"^), daß die Be- 
urteilung der Marktsituation des Unternehmens und 
seiner Marktstrategie durch Anteilseigner- und 
Arbeitnehmervertreter in der Regel nicht gegen- 
läufig, sondern übereinstimmend erfolgt. Ähnliche 
Beobachtungen lassen sich nach Auffassung der 
Kommission auch bezüglich der Frage anstellen, ob 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Unter- 
nehmensorganen den Zugang des Unternehmens zu 
staatlichen Unterstützungsmaßnahmen, insbesondere 
Subventionen, erleichtert. Aus den Anhörungen, ins- 
besondere im Bereich der Montan-Industrie, hat die 
Komission den Eindruck gewonnen, daß der Grund- 
satz der Branchensolidarität, an dem sich die Ver- 
treter der Arbeitnehmer in den Unternehmens- 
organen ebenso wie die Gewerkschaften orientieren, 
und die starke Identifikation der Arbeitnehmer mit 
den unternehmenspolitischen Interessen des einzel- 
nen Unternehmens zu einer Bereitschaft der Arbeit- 
nehmervertreter und ihrer Organisation führen kön- 
nen, das Unternehmen auch bei dem Versuch zu 
unterstützen, sich mit Hilfe staatlicher Schutzmaß- 
nahmen den Auswirkungen der Marktentwicklung 
zu entziehen. Auch in diesem Zusammenhang zeigt 
sich nach Ansicht der Kommission, daß im Bereich 
der externen Steuerung und Kontrolle der Unter- 
nehmen durch den Markt von der Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer in den Unternehmensorganen 
nicht eine Schwächung, sondern eine Stärkung des 
Unternehmens zu erwarten ist. Es ist nicht zu ver- 
kennen, daß diese Stärkung mit einer entsprechenden 
Verringerung der Fähigkeit oder Möglichkeit staat- 
licher Instanzen einhergehen kann, sich den politi- 
schen Forderungen nach Schutzmaßnahmen zu ent- 
ziehen, oder der Funktion der Marktgesetze wirk- 
sam Geltung zu verschaffen. Die Kommission ist 
jedoch der Auffassung, daß solche Auswirkungen 
der Branchensolidarität durch die institutioneile Mit- 
bestimmung zwar gefördert, durch einen Verzicht 
auf institutionelle Mitbestimmung aber nicht ver- 
hindert werden können. Ohne Rücksicht auf die 
konkrete Art der Einwirkung der Arbeitnehmer auf 
die Formulierung und Durchsetzung einer über- 
betrieblichen unternehmerischen Strategie werden 
Arbeitnehmerorganisationen und Anteilseigner re- 
gelmäßig dann solidarisch handeln, wenn ihr Wirt- 
schaftszweig von Strukturwandlungen bedroht ist 
und Aussicht auf staatliche Unterstützungsmaß- 
nahmen besteht, ln welchem Umfang solche gemein- 

vgl. Teil IV, Ziffer 79 ff. 
iq vgl. Teil IV, Ziffer 85 f. 
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sainen Aktionen zum Ertolg tühren, ist w(mig(U' | 
eine Frage des konkreten Zusammenwirkens der ' 
Unternehmungen und der Arbeitnehmerorganisatio- 
nen als eine Funktion der gesamtwirtschaftlichen 
Bedeutung des Industriezweiges und seines gene- i 
rellen politischen Einflusses. Die institutionelle Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer in den Unterneh- 
mensorganen ist somit geeignet, eine im Ansatz 
ohnehin bestehende Kooperationsbereitschaft in 
Krisensituationen zu verstärken; sie bringt diese 
Kooperationsbereitschaft jedoch nicht erst hervor. 


III. Das mitbestimmte Unternehmen 
und das Tarifvertragssystem 

93 . Besondere Aufmerksamkeit hat die Kommis- 
sion schließlich der Frage gewidmet, in welchem 
Verhältnis die institutionelle Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in den Organen des Unternehmens 
zu der durch Artikel 9 Abs. 3 GG verfassungsrecht- 
lich gewährleisteten Tarifautonomie steht. Dabei 
ging es der Kommission insbesondere um die Klä- 
rung der Frage, ob die Ausdehnung der Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer in den Organen der Unter- 
nehmen geeignet ist, die politischen, wirtschaftlichen 
und rechtlichen Voraussetzungen zu tangieren, auf 
denen die Tarifautonomie und damit in gewissem 
Maße auch die Organisationen beruhen, die das 
Tarifvertragssystem tragen. 

Die von der Sozialstaatsklausel vorgezeichnete und 
durch das Arbeitsrecht im weiteren Sinne konkreti- 
sierte Sicherung der in abhängigem Arbeitsverhält- 
nis stehenden Bürger kann institutionell auf ver- 
schiedene Weise realisiert werden: Durch staatliche 
Schutzgesetzgebung, durch die kollektivvertragliche 
Regelung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen, 
durch die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im 
Unternehmen in sozialen und/oder wirtschaftlichen 
Angelegenheiten. Die Inanspruchnahme dieser ver- 
schiedenen institutioneilen Formen der Verwirk- 
lichung des sozialen Auftrages des Grundgesetzes 
begründet zwischen den in Anspruch genommenen 
Institutionen eine Interdependenz, die nach der Auf- 
fassung der Kommission bei der Ausgestaltung der 
institutionellen Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
in den Organen der Unternehmen nicht ignoriert 
werden darf. Die institutioneile Mitbestimmung muß 
somit im Konzert der verschiedenen institutioneilen 
Möglichkeiten zur Realisierung des sozialen Auf- 
trages der Sozialstaatsklausel gesehen werden. Für 
die Abgrenzung von Mitbestimmung und Tarif- 
autonomie steht dabei die Frage im Vordergrund, 
welche Konsequenzen sich aus der verfassungsrecht- 
lichen Gewährleistung der Tarifautonomie für den 
Umfang der institutioneilen Mitbestimmung ergeben 
könnten. 

94 . Die eindeutige Beantwortung der Frage nach 
der Abgrenzung zwischen Tarifautonomie und Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer in den Unter- 
nehmensorganen im Sinne eines unternehmens- 
externen und eines unternehmensinternen Zustän- 
digkeitsbereichs bei der konkreten Ausgestaltung 


(l('r MjtiH'stimmung clor Arb('itaohm(M’ liegt nach 
Auffassung der Kommission auch im Interesse der 
Gewerkschaften selbst. Die volle Erhaltung der mit 
der verfassungsrechtlichen Gewährleistung der kol- 
lektiven Regelung von Arbeits- und Wirtschafts- 
bedingungen geschaffenen rechtlichen und wirt- 
schaftlichen Möglichkeiten, insbesondere der Auto- 
nomie der Koalitionen, gehört nach Auffassung der 
Kommission zu den wichtigsten Voraussetzungen 
für die Erhaltung funktionsfähiger und handlungs- 
fähiger Gewerkschaften. 

Dies, wenn aus keinem anderen Grunde, dann des- 
halb, weil die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in 
den Organen der Unternehmen den unternehmens- 
bezogenen Motivationen und Interessen der Arbeit- 
nehmer eine wesentlich größere Bedeutung einräumt 
als der Tarifvertrag. Zu Recht sind diese „betriebs- 
egoistischen" Interessen vor allem der Belegschaft 
von den Gewerkschaften jedoch stets als eine Be- 
drohung der Einheitlichkeit der Regelung von 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen in einem be- 
stimmten Industriezweig oder einem Gebiet an- 
gesehen worden. Andererseits kann nicht übersehen 
werden, daß eine, wenn auch mittelbare Einbezie- 
hung der Gestaltung der Arbeits- und Wirtschafts- 
bedingungen in den Unternehmensbereich durch 
institutionelle Mitbestimmung gerade die Verfol- 
gung solcher unternehmensbezogener Interessen der 
Arbeitnehmer fördern und damit zu einer Dezen- 
tralisierung der tarifpolitischen Willensbildung füh- 
ren kann. Eine solche Entwicklung könnte auf die 
Funktionsfähigkeit der Branchen- und Gebietstarife 
und damit die Rolle der Industriegewerkschaften 
nicht ohne Einfluß bleiben. Die Möglichkeiten der 
Gewerkschaften, einer von der institutioneilen Mit- 
bestimmung ausgehenden Dezentralisierung der 
Tarifpolitik durch Verstärkung ihres personellen 
und sachlichen Einflusses auf die Wahrnehmung der 
Mitbestimmungskompetenz im Unternehmen ent- 
gegenzuwirken, sind jedoch begrenzt. Sie sind, trotz 
der Bedeutung, die die Kommission der gewerk- 
schaftlichen Mitwirkung bei der Ausgestaltung der 
institutionellen Mitbestimmung einräumt, nicht aus- 
reichend, um der dezentralisierenden Wirkung einer 
unternehmensbezogenen Ausgestaltung der Arbeits- 
und Wirtschaftsbedingungen entgegenzuwirken. 

95 . Historisch ist die Inanspruchnahme von Tarif- 
autonomie durch den Abschluß von Kollektivver- 
trägen über die Regelung der Arbeits- und Wirt- 
schaftsbedingungen gekennzeichnet durch den über- 
betrieblichen Gebiets- und Branchentarif. Diese histo- 
rische Ausrichtung der Tarifautonomie auf die über- 
betriebliche Regelung der Arbeits- und Wirtsdiafts- 
bedingungen hat zu einer faktischen Funktions- 
teilung zwischen der kollektivvertraglichen Rege- 
lung einerseits und der Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer im sozialen und wirtschaftlichen Bereich 
nach dem Betriebsverfassungsgesetz, aber audi im 
Rahmen der Montan-Mitbestimmung andererseits 
geführt. Aus dieser faktischen Arbeitsteilung wird 
vielfach die Auffassung abgeleitet, die Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer in den Organen der Unter- 
nehmen und die kollektivvertragliche Regelung der 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen im Rahmen 
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der Tarifautonomie bewegten sich auf getrennten | 
Ebenen, zwischen denen keine Verbindung bestehe, ■ 
so daß es auch nicht zu institutioneilen Konflikten | 
zwischen beiden Einrichtungen kommen könne. Wie 
sich aus den Anhörungen der Kommission ergeben 
hat und worauf bereits hingewiesen wurde, findet 
diese Vorstellung in der Praxis der Montan-Mitbe- 
stimmung ihren Ausdruck in dem Umstand, daß 
sowohl die Unternehmensleitungen wie die Gewerk- 
schaften die Bereiche Tarifautonomie und Mitbe- 
stimmung durch die Vermeidung von Personal- 
unionen bei der Ausübung beider Funktionen 
trennen. Zwar wird allgemein eingeräumt, daß das 
Nebeneinander von Mitbestimmung und Tarif- 
autonomie geeignet sei, zu einer Versachlichung der 
Tarifpolitik zu führen. Die Beteiligten halten es 
gleichwohl für erforderlich, eine Vermischung der 
Funktionen der institutioneilen Mitbestimmung 
einerseits und der Gestaltung der Tarifpolitik an- 
dererseits zu vermeiden und die unternehmensbe- 
zogene Mitbestimmung und die tarifpolitische Akti- 
vität der Gewerkschaften zu trennen. Insbesondere 
hat man es nach den übereinstimmenden Aussagen 
der dazu gehörten Zeugen vermieden, Gegenstände, 
die traditionell in die Jurisdiktion der Tarifver- 
tragsparteien fallen, im Rahmen der mitbestimmten 
Organe der Unternehmen mit dem Ziel eigenstän- 
diger Regelungen einer Verständigung der beteilig- 
ten Parteien zu behandeln. 

Damit sind die Probleme, die sich aus dem funk- 
tioneilen Zusammenhang von institutioneller Mit- 
bestimmung und Tarifautonomie ergeben können, 
jedoch nicht gelöst. Einmal beruht die beschriebene 
Funktionstrennung durch Beobachtung verschie- 
dener Jurisdiktionen unter Vermeidung von Perso- 
nalunionen auf der Übereinstimmung der Beteiligten 
selbst und ist nicht institutionell abgesichert, kann 
also jederzeit geändert oder aufgehoben werden. 
Zum anderen bleibt ein mittelbarer personeller Zu- 
sammenhang trotz der Vereinigung verschiedener 
Funktionen in einer Person dann bestehen, wenn 
den Arbeitnehmervertretern ein Einfluß auf die 
Auswahl derjenigen Personen eingeräumt wird, die 
im tarifpolitischen Bereich das Unternehmen ver- 
treten. 

96 . Zumindest für den Fall, daß sich auch die kol- 
lektivvertragliche Regelung der Arbeits- und Wirt- 
schaftsbedingungen nur auf ein bestimmtes Unter- 
nehmen bezieht (Haustarif), ist die Kommission der 
Auffassung, daß die von der beobachteten Praxis 
vorausgesetzte institutionelle Trennung von Tarif- 
autonomie und paritätischer Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer problematisch ist. Dies folgt bereits 
aus dem Umstand, daß die kollektivvertragliche 
Regelung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen, 
ebenso wie die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in 
den Organen der Unternehmen, zu einem wesent- 
lichen Teil die Verwirklichung des verfassungsrecht- 
lich begründeten sozialen Auftrages im weiteren 
Sinne und des arbeitsrechtlichen Sdiutzauftrages im 
engeren Sinne zum Gegenstand haben. Beide richten 
sich sowohl auf die im Bereich der Tarifpolitik wie 
im Bereich der institutioneilen Mitbestimmung gel- 
tend gemachten wirtschaftlichen Forderungen der 


Arbeitnehmer an das Unternehmen und stehen da- 
mit auch kostenmäßig in einem unmittelbaren Zu- 
sammenhang. 

Beide Ebenen unterscheiden sich allerdings ihrem 
Verfahren nach: Während es sich bei der Tarif- 
autonomie um ein kontradiktorisches Verfahren zur 
zeitweiligen Regelung der Arbeits- und Wirtschafts- 
bedingungen durch Kollektivvertrag handelt, ist für 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Orga- 
nen der Unternehmung die unmittelbare Teilnahme 
am Willensbildungsprozeß innerhalb des Unter- 
nehmens kennzeichnend. Weiterhin sind die Arbeit- 
nehmervertreter in den Organen des Unternehmens, 
im Gegensatz zur gewerkschaftlichen Organisation, 
gesetzlich auf die Wahrung des Unternehmenswohls 
verpflichtet, ohne allerdings, nach Auffassung der 
Kommission, durch diese Verpflichtung daran gehin- 
dert zu sein, die Interessen der Arbeitnehmer des 
Unternehmens wirksam geltend zu machen. 

97 . Geht man davon aus, daß zwischen Tarifauto- 
nomie und Mitbestimmung über den den beiden 
Rechtsinstituten gemeinsamen Auftrag eine Inter- 
dependenz besteht, so stellt sich die Frage, ob die 
mit dem Ausbau der Mitbestimmung verbundene 
Bereitstellung von alternativen Mechanismen zur 
Konfliktlösung im Bereich des Arbeitsverhältnisses 
geeignet ist, die Funktionsfähigkeit der Tarif auto- 
nomie von der Substanz der zu regelnden Materie 
her zu gefährden. Diese Frage wäre jedenfalls dann 
zu bejahen, wenn es sich bei Tarif autonomie und 
Mitbestimmung um gleichwertige, das heißt dem 
sozialen Schutz der Arbeitnehmer in gleicher Weise 
und mit der gleichen Aussicht auf Erfolg dienende 
Mechanismen zur Konfliktlösung handeln würde. Im 
Falle des sogenannten Haustarifs einerseits und 
einer paritätischen Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer in den Organen der Unternehmen anderer- 
seits wäre dies nach Auffassung der Kommission 
der Fall. 

Von einer Interdependenz zwischen Tarif autonomie 
und institutioneller Mitbestimmung muß jedoch 
auch dann ausgegangen werden, wenn das verfas- 
sungsrechtliche Recht zur kollektivvertraglichen 
Regelung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
nicht in Form eines Haustarifs, sondern in Form 
eines Gebiets- oder Branchentarifs in Anspruch ge- 
nommen wird. Allerdings unterscheidet sich dieser 
Fall sowohl dem Umfang der Interdependenz als 
auch ihrer Folge nach von dem Fall des Haustarifs. 

Daß auch im Falle eines Branchentarifs eine Inter- 
dependenz zwischen tarifvertraglicher Regelung und 
institutioneller Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
andererseits besteht, ergibt sich bereits aus dem Um- 
stand, daß die historischen Grenzen der Tarif autono- 
mie nach allgemeiner Ansicht nicht deckungsgleich 
sind mit den Grenzen, die der Inanspruchnahme der 
Tarifautonomie durch das Tarifvertragsrecht gezogen 
sind. Den Gewerkschaften wird durch die Verfassung 
die Möglichkeit eingeräumt, den Tarifvertrag als 
Instrument zur Regelung der Arbeits- und Wirt- 
schaftsbedingungen im Rahmen gesetzlicher Grenzen 
auch in solchen Bereichen in Anspruch zu nehmen, 
die nicht traditionell durch Tarifvertrag geregelt 
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werden. Dieses „expansive" Verständnis der Tarif- 
autonomie liegt auch der gewerkschaftlichen Tarif- 
politik zugrunde. Es kommt vor allem in den jünge- 
ren tarifpolitischen Entwicklungen wie dem Ratio- 
nalisierungsschutzabkommen und der tarifvertrag- 
lichen Anerkennung gewerkschaftlicher Vertrauens- 
leute im Betrieb zum Ausdruck. In beiden Fällen 
bewegt sieb der Tarifvertrag in Bereichen, die nach 
dem traditionellen Verständnis der Funktionsteilung 
zwischen Tarifautonomie und institutioneller Mit- 
bestimmung in den Bereich der wirtschaftlichen und 
sozialen Mitbestimmung, das heißt in den betriebs- 
verfassungsrechtlichen Bereich gerechnet worden 
sind. 

98. Ist allgemein von einem Zusammenhang zwi- 
schen Tarifautonomie und institutioneller Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer in den Unternehmensorga- 
nen auszugehen, so muß bei der gesetzlichen Neu- 
ordnung der Mitbestimmung auch die Auswirkung 
dieser Neuordnung auf die verfassungsrechtlich ge- 
währleistete Tarifautonomie berücksichtigt werden. 
Dabei ist insbesondere zu prüfen, ob die institutio- 
nelle Mitbestimmung in den Unternehmensorganen 
durch mögliche Kompetenzanreicherungen nicht da- 
zu führen kann, daß die Tarifautonomie zu einem 
„leerlaufenden" Instrument der Konfliktslösungen 
wird. Die Kommission ist der Auffassung, daß die 
von ihr empfohlene Form der Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer im Unternehmen die Entscheidung 
dieser Frage nicht erforderlich macht. Sie ist jedoch 
der Ansicht, daß bei einer anderen Entscheidung 
über den Umfang der institutioneilen Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer in den Unternehmensorga- 
nen die Auswirkungen der gefundenen Regelung 
auf die Funktionsfähigkeit der Tarifautonomie nicht 
außer acht gelassen werden dürfen. 

99. Bei einem weiteren Funktionswandel der Tarif- 
autonomie, wie er durch eine Veränderung der insti- 
tutioneilen Mitbestimmung, aber aueb durch andere 
wirtschaftspolitische Regelungen ausgelöst werden 
kann, müßte der Zusammenhang zwischen der kol- 
lektivvertraglichen Regelung der Arbeits- und Wirt- 
schaftsbedingungen und anderer Mittel der sozialen 


Sicherung der Arbeitnehmer, trotz der verfassungs- 
rechtlichen Gewährleistung der Tarif autonomie, nach 
Ansicht der Kommission neu durchdacht werden. Da- 
bei ist zu berücksichtigen, daß die zukünftige Bedeu- 
tung der Tarifautonomie trotz ihrer verfassungs- 
rechtlichen Garantie als institutionelles Mittel zur 
Verwirklichung des sozialen Auftrages des Arbeits- 
rechts unterschiedlich beurteilt werden kann. So wird 
in Kreisen der Wirtschaftswissenschaft zunehmend 
die Ansicht vertreten, daß der Schutzgedanke im Zu- 
sammenhang mit der rechts- und wirtschaftspoliti- 
schen Begründung der Tarif autonomie im Begriff sei, 
in den Hintergrund zu treten, und die Bedeutung des 
Tarifvertrages als Instrument zur gesamtwirtschaft- 
lichen Datensetzung ständig zunehme. Eine solche 
Entwicklung würde, falls sie weit genug fortschreitet, 
in der Tat zu einer Lösung des Zusammenhanges von 
Tarifautonomie und sozialem Auftrag des Arbeits- 
rechts führen, auf dem die Interdependenz zwischen 
Tarifautonomie und Mitbestimmung beruht. Diejeni- 
gen, die von einer solchen inhaltlichen Veränderung 
der Tarifautonomie ausgehen, sind sich durchaus des 
Umstandes bewußt, daß mit dieser Funktionsände- 
rung auch die rechts- und verfassungspolitische Be- 
rechtigung der Tarifautonomie selbst in Frage ge- 
stellt wird. Ein Verständnis der Tarifautonomie, 
welches sich vor allem an der Notwendigkeit der 
Formulierung gesamtwirtschaftlicher Daten orien- 
tiert, muß sich mit der Frage nach der Legitimation 
der Tarifpartner zur gesamtwirtschaftlichen Daten- 
setzung ebenso auseinandersetzen wie mit der Frage, 
ob der Staat angesichts einer solchen Begründung 
der Tarifautonomie nicht befugt sein müsse, in den 
Prozeß gesamtwirtschaftlicher Datensetzung einzu- 
greifen, wenn ihm das unter Gesichtspunkten der 
staatlichen Wirtschaftspolitik und des Gesamtinter- 
esses erforderlich erscheint. Es besteht jedoch kein 
Zweifel, daß eine solche Neuinterpretation des 
Rechtsinstituts der Tarifautonomie, auch wenn sie 
aus wirtschaftspolitischen Gründen angezeigt er- 
scheinen mag, alsbald auf verfassungsrechtliche 
Grenzen stoßen müßte. Da die Empfehlungen der 
Kommission einen denkbaren Konflikt zwischen 
Tarifautonomie und institutioneller Mitbestimmung 
vermeiden, sah die Kommission jedoch keine Not- 
wendigkeit, diese Überlegungen weiter zu verfolgen. 
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TEIL V 

Die Empfehlungen der Kommission zur institutioneilen 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unternehmen 


A. Zusammenfassung 

1. Zur Verwirklichung der institutioneilen Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer im Unternehmen unter 
Berücksichtigung der aus den Sachgesetzlichkeiten 
des Unternehmens und des Marktes resultierenden 
Bedingungen empfiehlt die Kommission im wesent- 
lichen die folgenden organisatorischen Vorkehrun- 
gen und gesetzlichen Regelungen: 

1. Aufsichtsrat 

1.1 Eine relative Vermehrung der Vertreter der 
Arbeitnehmer im Aufsichtsrat derjenigen Unter- 
nehmungen, in denen die Arbeitnehmervertre- 
ter bisher ein Drittel der Sitze innehatten, unter 
Beibehaltung eines, wenn auch geringen zahlen- 
mäßigen Übergewichts der Vertreter der An- 
teilseigner. 

1.2 Die Wahl aller Vertreter der Arbeitnehmer 
unter Einbeziehung der vom Gesetz vorzusehen- 
den unternehmensexternen Arbeitnehmervertre- 
ter durch die Belegschaft des Unternehmens, 
wobei den im Unternehmen vertretenen Ge- 
werkschaften das Recht zur Nomination der 
unternehmensexternen Arbeitnehmervertreter 
zustehen soll. (Zum Begriff der Nomination 
vgl. Ziffer 24) 

1 .3 Die Wahl weiterer Aufsichtsratsmitglieder durch 
die Mehrheiten von Anteilseigner- und Arbeit- 
nehmervertretern im Aufsichtsrat. 

1 .4 Vorschriften über die Organisation und Arbeits- 
weise des Aufsichtsrates, die unter anderem 
betreffen: 

1.41 Zustandekommen und Inhalt der Ge- 
schäftsordnung des Aufsichtsrates; 

1.42 das Verfahren bei der Berufung von Vor- 
standsmitgliedern; 

1.43 die Vertretung der Arbeitnehmer im Auf- 
sichtsratspräsidium und den Aufsichtsrats- 
ausschüssen; 

1.44 die Einführung einer BegründungspfMcht 
bei bestimmten Mehrheitsentscheidungen 
im Aufsichtsrat. 

1.45 Die Protokollierung von Abstimmungs- 
ergebnissen, Begründungen und Minder- 
heits- oder Sondervoten in Aufsichtsrats- 
protokollen; 


1.46 Besonderheiten bei der Wahl der Arbeit- 
nehmervertreter in den Aufsichtsräten von 
Konzerngesellschaften. 

1.5 Eine Einschränkung der Verschwiegenheits- 
pflicht der Aufsichtsratsmitglieder in bestimm- 
ten Fragen zugunsten der Möglichkeit einer 
Berichterstattung und die Begründung einer 
Berechtigung der Aufsichtsratsmitglieder, den 
Arbeitnehmern des Unternehmens in dem Um- 
fang Auskunft zu geben, in dem der Vorstand 
gemäß § 131 AktG den Aktionären zur Aus- 
kunft verpflichtet ist. 


2. Vorstand und Betriebsrat 

2.1 Eine gesetzlich vorgeschriebene Vertretung des 
Personalressorts im Vorstand durch ein dafür 
bestelltes Vorstandsmitglied, dessen Berufung 
nach dem gleichen Verfahren erfolgt, wie die 
Berufung jedes anderen Vorstandsmitgliedes 
(Personalvorstand) . 

2.2 Die gesetzliich vorgeschriebene Bildung eines 
Gesamtbetriebsrates oder einer Arbeitnehmer- 
vertretung mit gleichartigen Funktionen in allen 
Unternehmen, in denen nach i§§ 46 ff. BetrVG 
ein Gesamtbetriebsrat gebildet werden kann, 
sowie die Bildung eines Konzernbetriebsrates 
oder eines gleichwertigen Organes in allen 
inländischen Konzernen oder Teilkonzernen im 
Sinne des Aktienrechts. 

2.3 Regelungen über die Institutionalisierung des 
Zusammenwirkens von Vorstand und Gesamt- 
betriebsrat unter gleichzeitiger Anpassung der 
Vorschriften über den Wirtschaftsausschuß an 
die neue Rechtslage. 

2.4 Die Aufnahme von Ausführungen des Aufsichts- 
rats über die Zusammenarbeit zwischen Vor- 
stand und Betriebsräten in den Geschäftsbericht 
der Gesellschaft. 

2.5 Die Begründung einer betriebsverfassungsrecht- 
lichen Zuständigkeit von Vorstand und Gesamt- 
betriebsrat zur Regelung des Verfahrens der 
Kooperation zwischen Vorstand und Gesamt- 
betriebsrat durch Betriebsvereinbarung, soweit 
solche Regelung im Rahmen der geltenden Vor- 
schriften des Betriebsverfassungsgesetzes nicht 
möglich ist. 
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3. Wahlverfahren 

3.1 Die gesetzliche Regelung der Grundsätze, nach 
denen die Vertreter der Arbeitnehmer im Auf- 
sichtsrat gewählt werden. Dabei sollte vor- 
gesehen werden: 

3.11 Das Vorschlagsrecht für die Wahl der 
Arbeitnehmervertreter aus dem Unterneh- 
men sollte allen Betriebsräten im Unter- 
nehmen, dem Gesamtbetriebsrat und sol- 
chen Minderheitsgruppen zustehen, die 
10 ®/o der Arbeitnehmer des Unternehmens 
oder mindestens 100 Arbeitnehmer auf sich 
vereinigen. Das Gesetz sollte die Möglich- 
keit vorsehen, daß Betriebsrat, Gesamt- 
betriebsrat oder Minderheitsgruppen auch 
eine Person, die nicht dem Unternehmen 
angehört, vorschlagen können, ohne daß 
jedoch den Gewerkschaften in diesen Fäl- 
len ein Vorschlagsrecht zusteht. 

3.12 Die unternehmensexternen Arbeitnehmer- 
vertreter werden von den im Unterneh- 
men vertretenen Gewerkschaften vorge- 
schlagen und von der Belegschaft gewählt. 
Vorschlagsberechtigt ist jede Gewerk- 
schaft, die für Arbeitnehmer des Unterneh- 
mens Tarifvertragspartei des Unterneh- 
mens oder seines Verbandes ist. 

Fehlt es an der Voraussetzung für das 
Nominationsrecht einer Gewerkschaft, so 
fällt es an den Gesamtbetriebsrat. 

3.13 Die Regelungen des Betriebsverfassungs- 
gesetzes über die Gruppenvertretung im 
Aufsichtsrat (§ 76 Abs. 2 BetrVG) sollten 
nach dem Vorbild des § 12 Abs. 2 BetrVG 
in Verbindung mit § 13 Abs. 2 BetrVG 
in der Weise geändert werden, daß eine 
Gruppe sich auch durch ein Mitglied einer 
anderen Gruppe im Aufsichtsrat vertreten 
lassen kann. 

3.14 Die Vorschrift des § 4 Abs. 2 Buchstabe c 
BetrVG über die von der Anwendung des 
Betriebsverfassungsgesetzes ausgenomme- 
nen Arbeitnehmer sollte mit dem Ziel 
geändert werden, für die Mehrzahl der 
jetzt ausgenommenen leitenden Angestell- 
ten ein aktives und passives Wahlrecht 
zur Wahl der Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat zu begründen. 

3.2 Ob die Wahl der Arbeitnehmervertretung im 
Aufsichtsrat durch Urwahl oder ein Wahlgre- 
mium erfolgen soll, sollte nach Ansicht der 
Kommission der Entscheidung der Belegschaft, 
vertreten durch die Betriebsräte, überlassen 
bleiben. Für den Fall, daß sich mindestens V 4 
der Belegschaft dafür ausspricht, sollte Urwahl 
vorgesehen werden. 

3.3 Die Zusammensetzung eines Wahlgremiums 
sollte durch Gesetz geregelt werden. Die Kom- 
mission empfiehlt als Wahlgremium die Ver- 
sammlung aller Betriebsräte, die um die gleiche 
Zahl weiterer Mitglieder zu vermehren ist, falls 
die Zahl der Betriebsräte 50 nicht übersteigt. 


3.4 Als Wahlverfahren sollte Verhältniswahl 
(Listenwahl) oder Mehrheitswahl (Personen- 
wahl) vorgenommen werden. Im Falle der Per- 
sonenwahl sollten die Funktionen der vor- 
geschlagenen Kandidaten im Unternehmen und 
ihre Zugehörigkeit zu einer bestimmten Orga- 
nisation oder Gruppierung deutlich gemacht 
werden. 


4. Reform des Betriebsverfassungsgesetzes 

4.1 Die Kommission legt zur Reform des Betriebs- 
verfassungsgesetzes keine gesonderten Vor- 
schläge vor. Änderungen ergeben sich jedoch 
aus den Empfehlungen der Kommission zur Mit- 
bestimmung. 

4.2 Es wird empfohlen, die Wahl der Arbeitneh- 
mervertreter im Aufsichtsrat mit den Wahlen 
der Betriebsräte soweit zu koordinieren, wie 
dies nach Gesetz und Statuten möglich ist. 

5. Anwendung der Empfehlungen 

5.1 Die Empfehlungen sollten auf Unternehmen mit 
mindestens 1000 bis 2000 Arbeitnehmern An- 
wendung finden. Einigen Mitgliedern der Kom- 
mission erscheint 2000 als untere Grenze sinn- 
voll. In Unternehmen mit weniger Arbeitneh- 
mern sollte das Betriebsverfassungsgesetz in 
der bisherigen Form fortgelten, ohne daß die 
Kommission damit gegen Änderungen des Be- 
triebsverfassungsgesetzes in Bereichen Stellung 
nehmen will, die von ihren Empfehlungen nicht 
betroffen sind. 

5.2 In Maßstäben wie Umsatz oder Bilanzsumme 
sieht die Kommission keine geeigneten Krite- 
rien für die Abgrenzung des Anwendungsberei- 
ches ihrer Empfehlungen. 

5.3 Die Empfehlungen sollten auf alle Kapital- 
gesellschaften Anwendung finden, weiter auf 
die GmbH und Co. KG, soweit sie die notwen- 
dige Anzahl der Arbeitnehmer beschäftigen. 

Die Kommission hofft, daß ihren unternehmens- 
rechtlichen Überlegungen bei der Reform des 
GmbH-Rechts soweit als möglich Rechnung ge- 
tragen wird. 

5.4 Die Empfehlungen der Kommission sollten auf 
Personalgesellschaften (OHG, Kommanditgesell- 
schaft) keine Anwendung finden. Handelt es 
sich bei der Personalgesellschaft um eine Kon- 
zernobergesellschaft, so sollten die Empfehlun- 
gen auf die Konzerngesellschaften Anwendung 
finden, soweit diese mehr als die Mindestzahl 
an Arbeitnehmern beschäftigen. 

5.5 Bilden mehrere Kapitalgesellschaften einen 
Konzern im Sinne des § 18 AktG, so sollten die 
Empfehlungen der Kommission auf den Kon- 
zern Anwendung finden, soweit dieser mehr 
als die Mindestzahl der Arbeitnehmer beschäf- 
tigt (siehe auch § 77 a BetrVG). 
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B. Begründung der Empfehlungen 


1. Verteilung der Mitbestimmungsfunktionen 
auf verschiedene Organe und Institutionen 
im Unternehmen 

2 . Die gesetzliche Ordnung der Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer im Unternehmen und damit auch die 
Beurteilung der von der Kommission vorgelegten 
Empfehlungen muß, wie bereits erwähnt, davon 
ausgehen, daß sich die Mitbestimmung nicht nur 
in einem Unternehmensorgan, sondern als Zusam- 
menspiel verschiedener institutioneller Vorkehrun- 
gen innerhalb des Unternehmens vollzieht, die sich 
nach den Vorstellungen der Kommission durch eine 
Kombination der folgenden institutioneilen Regelun- 
gen verwirklichen: durch 

■ — • die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Auf- 
sichtsrat des Unternehmens durch stimmberech- 
tigte Mitgliedschaft (Ziffern 6 ff., 18 ff.) 

— die Wahrnehmung der personellen und sozialen 
Angelegenheiten im Vorstand durch ein dafür 
bestelltes Vorstandsmitglied (Ziffer 31) 

— Die Kooperation von Vorstand und Betriebsrat, 
bzw. Gesamtbetriebsrat (Ziffer 32 ff.) 

— eine gegenüber dem gegenwärtigen Zustand ver- 
besserte Publikation der sozialen Kooperation im 
Unternehmen (Ziffer 23) 

— die obligatorische Mitbestimmung durch Betriebs- 
vereinbarung im Sinne des § 56 BetrVG. 

Für das Verständnis der Empfehlungen der Kommis- 
sion ist entscheidend, daß die Kommission keine die- 
ser Regelungen für sich isoliert, sondern dm Zusam- 
menhang und im Zusammenspiel mit den jeweils 
anderen institutioneilen Regelungen gesehen hat. 
Das Ausmaß der Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
im Unternehmen ergibt sich somit aus der Summe 
der zur Verfügung gestellten Mitbestimmungs- und 
Einwirkungsmöglichkeiten bei der Ausübung der 
Leitungs- und Organisationsgewalt im Unterneh- 
men und des Direktionsrechtes im Betrieb und aus 
ihren Wechselwirkungen untereinander. 

Die Empfehlungen der Kommission gehen somit von 
einer Ausgewogenheit bestehender und empfohlener 
institutioneller Einzelregelungen aus. Eine nachträg- 
liche Änderung einzelner Regelungen wie des Be- 
triebsverfassungsgesetzes oder der aktienrecht- 
lichen Zuständigkeit der Hauptversammlung oder 
des Aufsichtsrates würde, wenn sie das relative 
Verhältnis der beteiligten Gruppen tangiert, auch 
diese Ausgewogenheit stören. Das gilt nicht nur für 
unmittelbar die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
betreffende und von der Kommission vorausgesetzte 
Vorschriften, sondern auch für solche Regelungen, 
die das Verhältnis der beteiligten Gruppen und 
Organisationen untereinander betreffen. So würde 


eine Änderung des Wahlmodus der Aufsichtsrats- 
mitglieder durch die Hauptversammlung mit dem 
Ziel einer gesetzlich garantierten Minderheitsvertre- 
tung im Aufsichtsrat eine erneute Prüfung der Kom- 
missionsvorschläge zur Zusammensetzung des Auf- 
sichtsrates ebenso erforderlich machen wie eine 
Änderung des Verhältnisses des Betriebsrates zur 
Gewerkschaft. Auch solche Änderungen wären geeig- 
net, die von der Kommission erstrebte Ausgewogen- 
heit der institutioneilen Regelungen im Unterneh- 
men zur Gewährleistung der Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer zu stören. Die von der Kommission 
vorgenommenen Bewertungen, die ihren Empfehlun- 
gen zugrunde liegen, wären im Falle weiterer der- 
artiger Änderungen nicht länger ohne weiteres gül- 
tig. Sie müßten erneut überprüft werden. 

3 . Aus den bereits dargelegten Gründen geht die 
Kommission bei der rechtlichen Ausgestaltung der 
Mitbestimmung vom Gesellschaftsrecht und vom 
Betriebsverfassungsgesetz aus und verzichtet damit 
zugleich auf Unterbreitung von Vorschlägen für eine 
selbständige Organisationsgesetzgebung für das Un- 
ternehmen als wirtschaftlichen Zweckverband. Dies 
bedeutet, daß die Mitbestimmung bei denjenigen ge- 
sellschaftsrechtlichen und betriebsverfassungsrecht- 
lichen Institutionen ansetzen muß, die sich am 
besten für die Einbeziehung der Integrations- und 
Kooperationsprobleme eignen, welche im Unterneh- 
men als wirtschaftlichem Zweckverband nach An- 
sicht der Kommission gelöst werden müssen. Die 
Institutionen sind der Aufsichtsrat als Ansatzpunkt 
für eine institutioneile Integration im Unternehmen 
und die Kooperation von Vorstand und Gesamtbe- 
triebsrat oder einem vergleichbaren Organ als Ver- 
tretung der Arbeitnehmer. Nicht nur im Aufsichtsrat, 
sondern auch im Vorstand und seiner gesetzlich vor- 
gesehenen Kooperation mit der Arbeitnehmerver- 
tretung sieht die Kommission somit neben deren ge- 
sellschaftsrechtlichen Aufgaben zugleich eine teil- 
weise Institutionalisierung des Unternehmens als 
eines organisierten Verbandes. Das gleiche gilt, vom 
Betriebsverfassungsgesetz her gesehen, für den Be- 
triebsrat. Der Gesamtbetriebsrat als Partner der Un- 
ternehmensleitung ist seiner Funktion nach auch auf 
das Unternehmen und nicht nur auf den Betrieb be- 
zogen, weswegen das Betriebsverfassungsgesetz 
auch zutreffend in § 46 vom Unternehmen im Unter- 
schied zum Betrieb spricht. Er ist deshalb auch ein 
Organ auf Unternehmensebene und nicht nur ein 
Organ der Betriebsverfassung. Diese Ausrichtung auf 
das Unternehmen erhält er jedoch erst durch eine 
rechtlich anerkannte Kooperation mit dem Vorstand 
des Unternehmens. Wenngleich dieser Vorstand 
auch nach den Vorstellungen der Kommission das 
gesellschaftsrechtliche Organ des Unternehmens ist, 
so ist er doch zugleich der Ort der unternehmeri- 
schen Leitungs- und Organisationsgewalt im Unter- 
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nehmen, deren Ausübung durch die institutioneile 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer beeinflußt werden 
soll. 

4 . Die Verteilung der Mitbestimmungsfunktionen 
auf verschiedene Institutionen im Unternehmen wie 
Aufsichtsrat und Kooperation von Vorstand und Be- 
triebsrat soll weiter dem Umstand Rechnung tragen, 
daß sich die Organisation der institutioneilen Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer nicht nur an der Funk- 
tion der Unternehmensorgane, sondern auch an den 
Gegenständen der Mitbestimmung orientieren muß. 
Dies gilt um so mehr, als durch die vom Gesell- 
schaftsrecht bestimmte Organisationsstruktur des 
Unternehmens eine gewisse Funktionsverteilung 
unter den einzelnen Unternehmensorganen bereits 
vorgegeben ist, die durch die Fortentwicklung der 
Funktion dieser Organe auf den Verband Unter- 
nehmen hin auch nicht grundsätzlich geändert wer- 
den soll. 

Aber nicht nur aus den verschiedenen Funktionen 
der Unternehmensorgane, sondern auch aus dem Ge- 
genstand der Mitbestimmung ergeben sich Konse- 
quenzen für ihre institutioneile Ausgestaltung. Dies 
gilt insbesondere für die Frage, ob das Verfahren 
der Mitbestimmung und die dabei verwendete Ent- 
scheidungsform die Regelung eines bestimmten Ge- 
genstandes gegen den Willen der Arbeitnehmer in- 
stitutioneil ausschließen soll oder nicht. Soll ein be- 
stimmter Gegenstand nicht gegen den Willen der 
Vertretung der Arbeitnehmer im Unternehmen ge- 
regelt werden können, so ist eine Entscheidung des 
Problems durch Vereinbarung oder Übereinstim- 
mung zwischen Unternehmensleitung und Betriebs- 
rat oder Vertretern der Anteilseigner und der Ar- 
beitnehmer im Aufsichtsrat die angemessene Ent- 
scheidungsform. Handelt es sich dagegen um Fra- 
gen, deren Entscheidung auch gegen den Willen 
einer der beteiligten Gruppen möglich sein soll, so 
muß der Entscheidungsprozeß entsprechend ausge- 
staltet sein. In seiner Unterscheidung zwischen obli- 
gatorischer und fakultativer Mitbestimmung durch 
Betriebsvereinbarung (§§ 56 und 57 BetrVG) geht 
auch das Betriebsverfassungsgesetz bereits von der 
unterschiedlichen Auswirkung einer Regelung durch 
Mehrheitsbeschluß und durch Vereinbarung aus. 

5 . Die Empfehlungen der Kommission weichen in 
zahlreichen Fällen von den bestehenden Regelungen 
des Montan-Mitbestimmungsrechts, des Betriebsver- 
fassungsgesetzes oder des Aktiengesetzes ab. Diesen 
Abweichungen liegt entweder eine Bewertung von 
Erfahrungen mit den bisherigen Mitbestimmungs- 
regelungen oder, soweit es an empirischen Erfah- 
rungen mit den von der Kommission vorgeschlage- 
nen Regelungen fehlt, eine allgemeine Einschätzung 
dieser Regelungen im Vergleich zum gegenwärti- 
gen rechtlichen und tatsächlichen Zustand zugrunde. 

Bei der Bewertung bisher praktizierter Mitbestim- 
mungsregelungen war sich die Kommission durch- 
aus der Schwierigkeiten bewußt, die mit dem Ver- 
such einer solchen Bewertung verbunden sind. Unter 
diesen Schwierigkeiten ist die Beantwortung der 
Frage nach der Möglichkeit der eindeutigen Zu- 


rechenbarkeit bestimmter Erscheinungen zur Mitbe- 
stimmung die wichtigste. Dies gilt für die Lohnent- 
wicklungen in verschiedenen Industriezweigen 
ebenso wie für die allgemein zu beobachtende Ver- 
besserung der Kooperation zwischen Unternehmens- 
leitungen und Arbeitnehmern in den Unternehmun- 
gen, um nur zwei Beispiele zu nennen. 

Die Kommission ist sich darüber im klaren, daß 
viele Entwicklungen, die üblicherweise mit der Mit- 
bestimmung in Verbindung gebracht werden, sich 
auch auf andere Weise erklären lassen. Sie hat sich 
deshalb bei der Annahme von Kausalitäten zwischen 
bestimifiten Mitbestimmungsregelungen auf der 
einen Seite und bestimmten unternehmenspoliti- 
schen, wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungs- 
tendenzen auf der anderen Seite große Zurückhal- 
tung auferlegt. Eine tatsächlich für die Bewertung 
der Mitbestimmung relevante Kausalität hat die 
Kommission nur in den Fällen angenommen, in de- 
nen die tatsächlichen Konsequenzen der Mitbestim- 
mungsregelung durch die Folge typischer Verhal- 
tensweisen der Beteiligten beobachtet werden konn- 
ten. In so komplexen sozialen Sachverhalten wie der 
institutioneilen Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
lassen sich zwar eindeutige Tendenzen, selten dage- 
gen konkrete, durch keine Gegenbeispiele widerleg- 
bare Kausalitäten nachweisen. Aussagen der Kom- 
mission zu Einzelfolgen der Mitbestimmung sind 
deshalb stets im Sinne der Beschreibung einer sol- 
chen Tendenz, nicht dagegen im Sinne der Behaup- 
tung einer absoluten Kausalität zu verstehen. 


II. Der Aufsichtsrat 

1. Der Aufsichtsrat als institutioneller Ort der Mitbe- 
stimmung 

6 . In der Mitbestimmungsdiskussion besteht unter 
den Beteiligten, soweit ersichtlich, Einigkeit dar- 
über, daß die Aufgabe der Unternehmensleitung, 
d. h. die Ausübung der Leitungs- und Organisations- 
gewalt, nur von einem Organ wahrgenommen wer- 
den kann, welches in sich homogen ist. Selbst dort, 
wo, wie in der Montan-Mitbestimmung in der 
Figur des Arbeitsdirektors, der Anschein einer teil- 
weisen Gruppenrepräsentation im Vorstand er- 
weckt werden kann, wird deshalb von den Verfech- 
tern dieser Institution mit Nachdruck die Notwen- 
digkeit einer vollen Integration in den Vorstand be- 
tont. 

Die Notwendigkeit eines homogenen Vorstandes als 
Unternehmensorgan besteht aber nicht nur dann, 
wenn man von der gesellschaftsrechtlichen Funktion 
dieses Organs ausgeht, sondern auch dann, wenn 
man sich bei der Gestaltung des Vorstandes an den 
Bedingungen orientiert, die aus der Natur des Un- 
ternehmens als eines wirtschaftlichen Zweckver- 
bandes erwachsen. Auch in diesem Verband kann die 
Organisations- und Leitungsgewalt von einem Kolle- 
gialorgan nur dann ausgeübt werden, wenn die insti- 
tutioneile Homogenität des Organs garantiert ist. 
Für die Aufgabe, die im Unternehmen zusammen- 
wirkenden Interessen der Anteilseigner und der 
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Arbeitnehmer in einem Unternehmensorgan zu inte- 
grieren und institutionell zum Ausgleich zu bringen, 
scheidet der Vorstand deshalb aus. Für eine solche 
Aufgabe ist unter den vorhandenen Unternehmens- 
organen allein der Aufsichtsrat geeignet. 

Daß die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unter- 
nehmen beim Aufsichtsrat und nicht beim Vorstand 
als dem Leitungsorgan des Unternehmens ansetzt, 
entspricht aber auch dem inhaltlichen Verständnis der 
Mitbestimmung. In der Wahl des Aufsiditsrats als 
des primären gesellschaftsrechtlichen Organs für eine 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer kommt zum Aus- 
druck, daß das Hauptgewicht der Mitbestimmung 
nicht auf der Entfaltung eigener unternehmerischer 
Initiative, sondern auf der Kontrolle der Unterneh- 
mensleitung, der Auswahl der Unternehmensfüh- 
rung und der inhaltlichen Beeinflussung der Unter- 
nehmenspolitik im Rahmen der Zuständigkeit des 
Aufsichtsrates liegt. Soweit im Bereich der institutio- 
neilen Mitbestimmung der Arbeitnehmer eigene un- 
ternehmerische Initiative entfaltet wird, was — wie 
die Anhörungen gezeigt haben — durchaus der Fall 
ist, werden diese Initiativen regelmäßig bei der Zu- 
sammenarbeit von Vorstand und Betriebsrat wirk- 
sam. 

7 . Eine Aussage über die zutreffende Besetzung des 
Aufsichtsrates mit Vertretern der Kapitaleigner und 
der Arbeitnehmer hat von den Funktionen des Auf- 
sichtsrats und den Gründen auszugehen, auf denen 
die Notwendigkeit der Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer im Unternehmen beruht. Nach § 111 AktG 
hat der Aufsichtsrat die Geschäftsführung zu über- 
wachen. Seine Tätigkeit beschränkt sich jedoch nicht 
auf diese Uberwachungsfunktion. Je nach den tat- 
sächlichen Verhältnissen im Unternehmen, der Struk- 
tur der Anteilseignerseite und den Statuten der Ge- 
sellschaft kann der Aufsichtsrat sich mehr im kon- 
trollierenden Bereich oder im Bereich der Mitwir- 
kung an der Geschäftsleitung bewegen. 

Unbeschadet der unterschiedlichen Ausgestaltung 
und Wahrnehmung seiner Kontrollfunktion fällt dem 
Aufsichtsrat jedoch kraft Gesetzes die Aufgabe zu, 
die Vorstandsmitglieder zu berufen und damit die- 
jenigen Personen auszuwählen, die die Leitungs- 
und Organisationsgewalt im Unternehmen ausüben. 
Für die Mitbestimmung der Arbeitnehmer ist dies 
die wahrscheinlich wichtigste Funktion des Auf- 
sichtsrats. Daneben treten die Zustimmung zu wich- 
tigen Grundsatzentscheidungen, die Beratung des 
Vorstandes in wichtigen unternehmenspolitischen 
Angelegenheiten, die Zustimmung zum Geschäfts- 
bericht und die allgemeine Uberwachungsfunktion 
des Aufsichtsrates. 

Bei ihren Erörterungen zur Frage der Besetzung des 
Aufsichtsrates hat die Kommission zwischen den auf 
die Gestaltung und Formulierung der Unterneh- 
menspolitik (Investitionen, Dividenden, Strukturfra- 
gen) bezogenen Aufgaben des Aufsichtsrats einer- 
seits und seiner personalpolitischen Zuständigkeit 
im Rahmen der Vorstandsbestellung andererseits un- 
terschieden. Diese Unterscheidung erscheint der 
Kommission deshalb angezeigt, weil der Wahrung 
der Interessen der Arbeitnehmer bei der Bestellung 


des Vorstandes, wie bereits ausgeführt, eine beson- 
dere Bedeutung zukommt, und weil nach Auffassung 
der Kommission die Wahrnehmung der beiden Funk- 
tionen des Aufsichtsrates im Hinblick auf eine Be- 
teiligung der Arbeitnehmer auch unterschiedlich ge- 
handhabt werden sollte. 


2. Kriterien für die Zusammensetzung des Aufsichts- 
rates 

a) Das Problem der Entscheidungsfähigkeit 

8 . Nach der Überzeugung aller an der Mitbestim- 
mungsdiskussion Beteiligten setzt die Funktions- 
fähigkeit des Aufsichtsrates als Kollegialorgan vor- 
aus, daß Mehrheitsentscheidungen möglich sind. 
Geht man mit der Kommission davon aus, daß sich 
im Verhältnis zwischen Anteilseigner- und Arbeit- 
nehmervertretern im Aufsichtsrat trotz aller durch 
das Unternehmen begründeten Gemeinsamkeiten 
die interessendualistische Struktur des Arbeitsver- 
hältnisses fortsetzt, so bedeutet dies, daß in einem 
mitbestimmten Aufsichtsrat in Konfliktsfällen in der 
Regel nach Gruppen abgestimmt wird. Von dieser 
Annahme geht auch das geltende Montan-Mitbestim- 
mungsrecht aus, indem es den Gruppen eine gleiche 
Anzahl von Stimmen zuweist und die Entscheidungs- 
fähigkeit des Organs durch Einführung des soge- 
nannten Elften, Fünfzehnten oder Einundzwanzig- 
sten Mannes gewährleistet. 

Auch die Kommission geht bei ihren Empfehlungen 
zur Besetzung des Aufsichtsrates davon aus, daß sich 
die unterschiedlichen Interessen der Anteilseignei 
und Arbeitnehmer im Aufsichtsrat in Konfliktsfällen 
gegen die vom Unternehmensverband ausgehenden 
integrierenden Kräfte durchsetzen werden. Damit ist 
nicht gesagt, daß die Kommission eine Überwindung 
dieses interessendualistischen Verhältnisses von Ar- 
beitnehmer- und Anteilseignervertretern im Auf- 
sichtsrat nicht für wünschenswert hält. Das Gegenteil 
ist der Fall. Die Kommission hat deshalb, wie noch 
im einzelnen zu zeigen sein wird, mit ihren Empfeh- 
lungen den Versuch unternommen, eine solche Über- 
windung des interessendualistischen Verhältnisses 
im Aufsichtsrat einzuleiten. Sie ist jedoch nicht der 
Ansicht, daß von der kurzfristigen Verwirklichung 
eines solchen Zieles ausgegangen werden und die 
zukünftige Ausgestaltung der institutionellen Mit- 
bestimmung durch Gesetz bereits auf dem Ergebnis 
einer solchen Entwicklung aufbauen könnte. 

Dabei übersieht die Kommission nicht die integrie- 
renden Kräfte, die im modernen Unternehmen von 
einer zunehmenden Dezentralisierung des Entschei- 
dungsprozesses ausgehen. Die Kommission hat sich 
im Rahmen ihrer Anhörungen in mehreren Fällen 
davon überzeugt, daß die Bedeutung des im Ar- 
beitsverhältnis angelegten Interessengegensatzes 
bei der ständig zunehmenden Verantwortung einer 
immer größeren Zahl von Arbeitnehmern in kapital- 
intensiven Unternehmen zurückgeht. 

In einzelnen von ihr untersuchten Fällen war diese 
Dezentralisation bereits so weit fortgeschritten, 
daß in den Augen der Arbeitnehmer ebenso wie der 
Unternehmensleitung die Notwendigkeit einer in- 
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stitutionellen Integration durch Mitbestimmungs- 
regelung gegenüber den Konsequenzen der inte- 
grierenden Organisation der Entscheidungsprozesse 
im Unternehmen zurückgetreten war. 

Es ist heute noch nicht abzusehen, in welchem Um- 
fang solche Entwicklungen der Verallgemeinerung 
fähig sind. Die Kommission hat sich deshalb auf die 
Prüfung der Frage beschränkt, ob die von ihr unter- 
breiteten Empfehlungen zum Ausbau der institutio- 
nellen Mitbestimmung im Unternehmen einer sol- 
chen Entwicklung entgegenwirken könnten. Sie ist 
zu dem Ergebnis gelangt, daß eine solche Wirkung 
von der von ihr vorgeschlagenen Regelung nicht aus- 
gehen wird. Für den Fall, daß sich die wirtschaft- 
lichen Bedingungen der modernen Unternehmung in 
einer Weise verändern, die die gesetzliche Sicherung 
der Mitwirkung der Arbeitnehmer bei der Aus- 
übung der Leitungs- und Organisationsgewalt über- 
flüssig macht, wird die von ihr vorgeschlagene Or- 
ganisation der Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
deshalb nicht im Wege stehen. 

9 . In einem prinzipiell interessendualistisch konzi- 
pierten Aufsichtsrat läßt sich die Entscheidungs- 
fähigkeit des Organs im Sinne der Möglichkeit von 
Mehrheitsentscheidungen prinzipiell nur auf zweier- 
lei Weise gewährleisten: Durch Zuweisung einer 
Mehrheit an Stimmen an eine der beteiligten Grup- 
pen oder durch die paritätische Stimmverteilung und 
die Einführung eines oder mehrerer weiterer, die 
Mehrheitsbildung ermöglichender Mitglieder. Die 
paritätische Besetzung des Organs ohne dieses oder 
diese weiteren Mitglieder würde dagegen den Cha- 
rakter des Organs verändern, da unter solchen Be- 
dingungen prinzipiell nur Entscheidungen durch 
Übereinstimmung oder Vereinbarung, nicht dagegen 
Entscheidungen durch Mehrheitsbeschluß möglich 
sind. 

Dieser Veränderung des Charakters des Organs 
durch Herstellung der vollkommenden Parität zwi- 
schen den beiden Gruppen kann auch nicht dadurch 
entgegengewirkt werden, daß man, wie dies ver- 
schiedentlich vorgeschlagen worden ist, zur Be- 
schlußfassung eine qualifizierte Mehrheit, etwa Va 
der abgegebenen Stimmen vorschreibt. Die Wieder- 
herstellung der Entscheidungsfähigkeit eines pari- 
tätisch besetzten Org.ans durch das Erfordernis quali- 
fizierter Mehrheiten würde voraussetzen, daß sich 
eine der beiden Gruppen bei der Stimmabgabe 
spaltet und auf diese Weise die Erreichung der not- 
wendigen Mehrheit ermöglicht. Dieser Annahme 
würde jedoch die gundsätzliche Homogenität bei- 
der Gruppen, jedenfalls bezogen auf ihr Abstim- 
mungsverhalten im Aufsichtsrat, entgegenstehen. 
Die Einführung qualifizierter Mehrheiten bedeutet 
deshalb nur eine scheinbare Überwindung der mit 
einer Parität verbundenen „Patt-Situation" im Auf- 
sichtsrat. Die Kommission hält die Einführung quali- 
fizierter Mehrheiten deshalb nicht für geeignet, die 
von ihren Befürwortern erhoffte Integrationswir- 
kung im Aufsichtsrat auszulösen. 

10 . Die Funktionsfähigkeit des Aufsichtsrates hängt 
somit neben anderen Faktoren wesentlich von dem 
Stimmenverhältnis zwischen den Anteilseigner- 


und Arbeitnehmervertretern ab. Gewiß darf man die 
Bedeutung dieses Verhältnisses nicht überschätzen; 
die Anhörungen haben bestätigt, daß in der Mon- 
tan-Mitbestimmung die Beschlüsse in den weitaus 
meisten Fällen einstimmig gefaßt worden sind, so 
daß alsdann die Entscheidung nicht davon abhing, 
wieviel Sitze auf jede der beiden Gruppen entfielen. 
Gleichwohl ist nicht zu verkennen, daß gerade auch 
für die dahinter zu vermutende Kompromißbereit- 
schaft beider Gruppen sowie des Vorstandes das 
gleichheitliche Stimmenverhältnis von Bedeutung 
gewesen sein dürfte — ganz abgesehen davon, daß 
in Konfliktsituationen die gleichmäßige Verteilung 
der Mandate auf Anteilseigner- und Arbeitnehmer- 
vertreter unmittelbar den Entscheidungsprozeß und 
Arbeitsstil des Aufsichtsrates bestimmt hat. Bevor 
man im Hinblick auf eine künftige gesetzgeberische 
Gestaltung Zahlenrelationen erwägt, bedarf es nach 
Ansicht der Kommission einer Klärung darüber, 
nach welchem Prinzip das Ausmaß der Beteiligung 
von Vertretern der Arbeitnehmer sachgerecht be- 
stimmt werden kann. 


b) Zum Paritätsprinzip 

11 . Hier bietet sich zunächst der Grundsatz der 
Gleichberechtigung von Kapital und Arbeit an. Dieser 
Grundsatz kann aus bestimmten Wertungszusam- 
menhängen heraus begründet, aber wegen seines 
Charakters als sozialethisches Postulat nicht im ge- 
nauen Sinne des Wortes bewiesen werden. In ökono- 
mischer Flinsicht stützt der Gleichberechtigungs- 
grundsatz sich auf den unbestreitbaren Umstand, daß 
der eine wie der andere Faktor für ein wirtschaft- 
liches Unternehmen unentbehrlich ist. Er beruht 
hingegen selbstverständlich nicht auf der Meinung, 
daß Kapital und Arbeit jeweils im gleichen Wert 
oder Umfang für die Erwirtschaftung des Unterneh- 
mensergebnisses eingesetzt werden müßten. Daher 
bildet weder der wachsende Kapitalaufwand je Ar- 
beitsplatz einen durchgreifenden Einwand gegen die 
Gleichberechtigung, noch läßt sich umgekehrt aus 
der besonderen Arbeitsintensität eines Wirtschafts- 
zweiges folgern, daß die Gleichberechtigung zugun- 
sten einer überwiegenden Repräsentation des Fak- 
tors Arbeit aufzugeben sei. Gerechtfertigt wird das 
Gleichberechtigungsprinzip ferner mit dem Hinweis 
darauf, daß der Arbeitnehmer ebenso wie der An- 
teilseigner dem Risiko von Fehlentscheidungen oder 
Fehlschlägen ausgesetzt seien, wobei die empirisch 
gegebenen Unterschiede der Art und des Umfanges 
dieses Risikos außer betracht bleiben. Die eigent- 
liche Begründung der Gleichberechtigungsthese liegt 
hingegen, wie bereits erwähnt, im sozialethischen 
Bereich. 

12 . Für gesetzgeberische Überlegungen gewinnt 
der Gedanke einer Gleichberechtigung von Kapital 
und A.rbeit insoweit an Bedeutung, wie daraus die 
Forderung nach Parität im Sinne hälftiger Vertei- 
lung der Sitze auf Anteilseigner- und Arbeitnehmer- 
vertreter gefolgert wird. Die Kommission hat sich 
nicht davon überzeugen können, daß ein so ver- 
standenes Paritätsprinzip eine allgemeine sachge- 
rechte Richtlinie für die Beantwortung der mit der 
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Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat 
gestellten gesellschafts- und unternehmensrechtli- 
chen Fragen sein kann, Parität bietet eine sichere 
Gewähr gegen Majorisierungen. Sie hat sich, wie 
bekannt, bei der Besetzung sozialrechtlicher Bera- 
tungs- und Entscheidungsinstanzen vielfach durch- 
gesetzt und bewährt. Als Prinzip einer Neutralisie- 
rung und Befriedigung wirtschaftlicher oder gesell- 
schaftlicher Gegensätze sowie als Ausdruck einer 
von der Rechtsordnung intendierten Gleichgewichts- 
lage erscheint eine paritätische Struktur weithin als 
idealer Behelf zur rechtlichen Ordnung widerstrei- 
tender gesellschaftlicher Interessen. Parität ist im 
sozialrechtlichen Bereich da am Platze, wo richter- 
liche oder verwaltende Tätigkeit unter Mitwirkung 
von Beamten als „neutralen" Dritten auszuüben ist. 
Im Aufsichtrat hingegen kommt es nicht auf Neu- 
tralisierung, sondern auf ein flüssiges Zusammen- 
spiel unter der Maxime des Erfolges an, wobei die 
Wahrung der sozialen Gesichtspunkte selbstver- 
ständlich mit zum „Erfolg" gehört. Selbst wenn der 
Aufsichtsrat ein bloßes Organ der Überwachung 
wäre, dürfte man sich sein Verhältnis zum Vorstand 
nicht so vorstellen, daß dieser gewissermaßen die 
neutrale Instanz gegenüber den paritätischen Grup- 
pen der Vertreter von Kapital und Arbeit sei. Das 
vielfältige Zusammenwirken der beiden Verwal- 
tungsorgane, das nach Feststellungen der Kommis- 
sion sich etwa in der Montan-Mitbestimmung ab- 
spielt, läßt sich vollends nicht mit der Wirkungs- 
weise paritätisch besetzter öffentlich-rechtlicher In- 
stanzen vergleichen. 

13 - Das Montan-Mitbestimmungsgesetz sucht mit 
Hilfe des sogenannten 11. (15. oder 21.) Mannes zu 
gewährleisten, daß ein auswegloses Patt vermieden 
wird und die Entscheidungsfähigkeit des Aufsichts- 
rates trotz Parität erhalten bleibt. Wie oben (Teil III) 
berichtet, haben sich bisher vergleichsweise nur 
wenige so zugespitzte Entscheidungssituationen er- 
geben, daß das „neutrale" Aufsichtsratsmitglied tat- 
sächlich die Rolle des Züngleins an der Waage spie- 
len mußte; in der Mehrzahl der Fälle konnte — 
wenn auch zum Teil erst nach schwierigen Verhand- 
lungen — eine Übereinstimmung erzielt werden. Es 
mag sein, daß in den Fällen, in denen der 11. Mann 
den Ausschlag geben mußte, keine schwerwiegenden 
Fehlentscheidungen getroffen worden sind. Zumin- 
dest läßt sich aber soviel feststellen, daß das bis- 
herige Material an Erfahrungen mit dieser Regelung 
nicht ausreicht, um darauf eine gesetzgeberische 
Empfehlung für alle Aktiengesellschaften zu stützen. 
Es kommt hinzu, daß eine paritätische Lösung des 
Mitbestimmungsproblems ihrem Grundgedanken 
nach keine überzeugende institutioneile Gestaltung 
darstellt. Die Zuteilung gleichen Stimmengewichts 
an die Vertreter von Kapital und Arbeit im Auf- 
sichtsrat beruht auf der Vorstellung, daß jede der 
beiden Gruppen im Konfliktsfalle das Unterneh- 
mensinteresse tendenziell unter ihrem partikularen 
Interesse sehen werde. Unterstellt man dies einmal 
als zutreffende Deutung der ökonomisch-sozialen 
Konfliktslage, so läßt sich das entscheidende Ge- 
wicht, das der Stimme des 11. Mannes beigelegt 
wird, nur mit der Vermutung rechtfertigen, daß er 
sich ausschließlich von dem Unternehmensinteresse 


werde leiten lassen — was weniger eine moralische 
als vielmehr eine Frage der Information und Ein- 
sicht ist. Diese Vermutung hält die Kommission für 
zu wenig sicher begründet. 

14 . Die Kriterien, nach denen der Gesetzgeber die 
Sitze im Aufsichtsrat verteilen sollte, müssen nach 
Ansicht der Kommission der Notwendigkeit der Mit- 
bestimmung sowie der Funktion des Aufsichtsrates 
als eines an dem unternehmerischen Entscheidungs- 
prozeß beteiligten Organs Rechnung tragen. Es muß 
sichergestellt sein, daß der Aufsichtsrat den ihm vom 
Gesetz und der Satzung zugewiesenen Aufgaben in 
einer Weise genügen kann, die den Ablauf des Ent- 
scheidungsprozesses nicht mehr als unumgänglich 
hemmt. Es muß ferner gewährleistet sein, daß nicht 
eine der beiden Gruppen ständig majorisiert werden 
kann und daß andererseits keine Entscheidungs- 
unfähigkeit durch ein Patt eintritt. 

c) Gesichtspunkte für eine Mehrheit der Anteilseignerver- 
treter 

15 . Scheidet die Sicherung der Entscheidungsfähig- 
keit des Aufsichtsrates durch einen oder mehrere 
neutrale Dritte bei im übrigen paritätischer Beset- 
zung als geeignete Organisationsform aus, so bleibt 
die Zuweisung einer Mehrheit an eine der beteilig- 
ten Gruppen. Die Kommission spricht sich im Ergeb- 
nis dafür aus, den Vertretern der Kapitalseite eine 
Mehrheit im Aufsichtsrat zuzuweisen, allerdings 
unter Bedingungen, die eine Uberstimmung der Ver- 
treter der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat nachhaltig 
erschweren und deshalb nur für solche Situationen 
ermöglichen sollen, in denen eine Durchsetzung der 
von den Anteilseignern für unerläßlich gehaltenen 
Entscheidungen möglich bleiben muß. Dabei hat sich 
die Kommission vor allem von der Erwägung leiten 
lassen, daß sich die Politik des Aufsichtsrates unge- 
achtet der sozialen und sozialpolitischen Bindungen 
des Unternehmens an der Rentabilität als der pri- 
mären unternehmerischen Zielfunktion orientieren 
sollte. Zwar könnte man bei der Entscheidung über 
die Besetzung des Aufsichtsrates davon ausgehen, 
daß der Vorstand als eigentliches Leitungs- und 
Organisationsorgan des Unternehmens auf den 
Grundsatz der Rentabilität verpflichtet ist und die 
institutioneile Absicherung dieser Motivation im 
Aufsichtsrat sich deshalb erübrigt. Die Kommission 
ist jedoch der Ansicht, daß die Verpflichtung des 
Vorstandes auf den Grundsatz der Rentabilität für 
die Gewährleistung einer rationalen Unternehmens- 
politik nicht ausreicht, der Aufsichtsrat vielmehr den 
Vorstand auch unter diesem Gesichtspunkt auswäh- 
len und kontrollieren muß. 

Tendenziell wird das Rentabilitätsinteresse nach der 
Auffassung der Kommission stärker von den An- 
teilseignern als von den Arbeitnehmervertretern im 
Aufsichtsrat geltend gemacht werden. Dies gilt je- 
denfalls dann, wenn zwischen Rentabilitätsinteresse 
und kurzfristigem Arbeitnehmerinteresse ein Ziel- 
konflikt entsteht. Wie in Teil IV (Ziffer 53 ff.) aus- 
führlich dargelegt, ist die Kommission der Auffas- 
sung, daß dieser Zielkonflikt in solchen Fällen unter 
Wahrung der sozialen Interessen der Arbeitnehmer 
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zugunsten der Rentabilität entschieden werden 
sollte. Die institutioneile Sicherung einer solchen 
Entscheidungstendenz soll durch die Einräumung 
einer Mehrheit an die Anteilseignerseite gewähr- 
leistet werden. 

16 . Mit der Formulierung der unternehmerischen 
Politik werden zugleich die wichtigsten Daten for- 
muliert, die Umfang und Inhalt des unternehm'eri- 
schen Risikos bestimmen. Wie bereits dargelegt, 
setzt die Steuerbarkeit der Unternehmungen durch 
den marktwirtschaftlichen Prozeß voraus, daß die 
Gefahr möglicher Risiken einzelunternehmerischen 
Verhaltens sich auf den Inhalt dieses Verhaltens 
auswirkt. Im marktwirtschaftlichen System wird 
diese Auswirkung unter anderem durch die 
Haftungsregelungen sichergestellt. Solange es eine 
Haftung der Arbeitnehmer des Unternehmiens im 
gesellschaftrechtlichen Sinne für unternehmerische 
Risiken nicht gibt, haften allein die Anteilseigner 
rechtlich für die Folgen unternehmierischen Fehl- 
verhaltens oder ungünstiger Datenänderungen un- 
mittelbar. 

Allerdings kann die tatsächliche Flaftung für Ver- 
luste beim einzelnen Anteilseigner weniger spürbar 
sein, während mögliche Anschlußfolgen dieser Ver- 
luste für die Arbeitnehmer des betroffenen Unter- 
nehmens und andere Beteiligte (Marktpartner, Ge- 
meinden) deutlicher hervortreten können. Ständige 
Verluste sind jedoch nicht das normale Kennzeichen 
der meisten Unternehmungen, sondern schwankende 
Gewinne. Außerdem darf die Furcht vor Verlusten 
nicht die einzige Richtschnur der Unternehmens- 
politik sein, wenn ein ausreichender wirtschaftlich- 
technischer Fortschritt erhalten bleiben soll. Ande- 
rerseits soll es einer Unternehmensleitung nicht 
erleichtert werden, übertriebene Wagnisse auf 
Kosten anderer einzugehen. Infolgedessen empfiehlt 
es sich, denjenigen einen größeren Einfluß auf die 
Unternehmensentscheidungen oinzuräumen, die ein 
vom Ergebnis abhängiges und damit stärker 
schwankendes Einkommen einschließlich Ver- 
mögensänderungen beziehen, damit sie Gewinn- 
und Verlustchance gegeneinander abwägen können. 
Bei den Rechtsformen, die zur Zeit für Großunter- 
nehmen gewählt werden und auf die sich die Vor- 
schläge zur Mitbestimmung beziehen, trifft dies 
vorzugsweise für die Anteilseigner und nur in ab- 
geschwächtem Maße für die Arbeitnehmer zu. Des- 
wegen sollten nach Auffassung der Kommission die 
Anteilseigner die Möglichkeit haben, Unterneh- 
mensentscheidungen in ihrem Sinne zu beeinflussen. 

Damit ist nicht ausgeschlossen, daß die Sitzvertei- 
lung im Aufsichtsrat unter dem Gesichtspunkt der 
Haftung und des erfolgs abhängigen Einkommens 
geändert werden kann, wenn und soweit die 
Arbeitnehmer des Unternehmens in die rechtliche 
Haftung für den unternehmerischen Erfolg einbe- 
zogen werden. Die Kommission will die Möglich- 
keit einer solchen Entwicklung nicht von vornherein 
ausschließen, obwohl sich Produktivgenossenschaf- 
ten älteren Typs nicht bewährt haben und die Be- 
währung andersartiger Formen noch aussteht. Es 
sind durchaus Organisationsformen eines Unter- 
nehmens denkbar, in denen nicht nur die Verzin- 


sung des haftenden Kapitals, sondern auch das Ein- 
kommen für Arbeitslieistung in einer Weise ertrags- 
abhängig gestaltet sind, die den Arbeitnehmer wirt- 
schaftlich zu einem „Miteigentümer" des Unter- 
nehmens machen. Solange diese Voraussetzungen 
nicht gegeben sind, sollte sich die zahlenmäßige 
Zusammensetzung des Aufsichtsrates nach Auf- 
fassung der Kommission auch an dem Umstand 
orientieren, daß, was das Unternehmensvermögen 
betrifft, allein die Anteilseigner in ihrer Gesamt- 
heit von den Konsequenzen unternehmerischer Ent- 
scheidungen betroffen werden. 

17 . Dabei übersieht die Kommission nicht, daß auch 
die Arbeitnehmer im wirtschaftlichen Sinne für die 
Folgen unternehmerischer Entscheidungen oder un- 
günstiger Ereignisse „haften" können. Eine solche 
„Haftung" kann sich insbesondere daraus ergeben, 
daß mit der unternehmerischen Fehlplanung der 
Verlust oder die Verschlechterung von Arbeits- 
plätzen verbunden sein kann. Die wirtschaftlichen 
Auswirkungen unternehmerischer Entscheidungen 
auf die Arbeitnehmer machen sich jedoch in der 
Regel erst nach längerer Zeit bemerkbar und wer- 
den überdies im Falle von Nachteilen durch staat- 
liche Maßnahmen mahr oder weniger ausgeglichen. 

Widerspricht das kurzfristige Arbeitnehmerinteresse 
dem langfristigen, was in einer in ständigem Wan- 
del befindlichen Wirtschaft immer wieder vor- 
kommt, so liegt es für die betrieblichen Arbeit- 
nehmervertreter im Aufsichtsrat nahe, dem kurz- 
fristigen Arbeitnehmerinteresse den Vorzug zu ge- 
geben. Die tatsächlich vorhandene „Haftung" der 
Arbeitnehmer für langfristige Fehlentscheidungen 
braucht sich auf das Entscheidungsverhalten der 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat somit primär 
nicht auszuwirken. Es handelt sich hier um ein 
ähnliches Problem wie die Frage des Ausgleichs 
von kurz- und langfristigen Arbeitnehmerinteressen, 
zu dem die Kommission bereits im vierten Teil 
(Ziffer 44 f.) ihrer Ausführungen Stellung genom- 
men hat. 

d) Zusammensetzung des Aufsichtsrates im einzelnen 

18 . Im einzelnen stellt die Kommission sich die 
Neugestaltung des Aufsichtsrates etwa wie folgt 
vor, wobei sie von einem Aufsichtsrat von insge- 
samt 12 Mitgliedern ausgeht, oihne selbstverständ- 
lich einen größerem Aufsichtsrat von 16, 20 oder 
24 Mitgliedern auszuschließen. Wird ein größerer 
Aufsichtsrat gebildet, so sind die für Anteilseigner- 
und Arbeitnehmervertreter vorgesehenen Sitze ent- 
sprechend zu vermehren. 

1. Bei einem Aufsichtsrat von insgesamt 12 Mit- 
gliedern stehen 50 Vo, das heißt 6 Sitze, den 
Anteilseignern zu. Die Anteilseignervertreter 
werden wie bisher von der Hauptversammlung 
gewählt. 

2. Vier weitere Sitze des Aufsichtsrates werden 
von Personen besetzt, die von den Arbeitneh- 
mern des Unternehmens gewählt werden. Be- 
züglich 1 — 2 dieser Sitze sollten die im Unter- 
nehmen vertretenen Gewerkschaften das Nomi- 
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nationsrecht haben. Die Begründung von Dele- 
gationsrechten zugunsten der Gewerkschaft hält 
die Kommission nicht für angezeigt. 

3. Zwei weitere Mitglieder des Aufsichtsrates soll- 
ten nach Auffassung der Kommission vom Auf- 
sichtsrat selbst kooptiert werden. Bei diesem Ko- 
optationsverfahren sollte der Vorstand nach An- 
sicht einer Mehrheit der Kommission neben den 
Mitgliedern des Aufsichtsrates ein Vorschlags- 
recht haben. Mit dieser Regelung weicht die 
Kommission von der bisherigen Form der Be- 
setzung des Aufsichtsrates ab. Sie ist jedoch der 
Ansicht, daß sie damit nur der Entwicklung Rech- 
nung trägt, wie sie sich vor allem in den An- 
hörungen abgezeichnet hat. Diese haben ergeben, 
daß dem Vorstand nach überwiegender Meinung 
der Beteiligten eine Mitwirkung bei der Be- 
setzung des Aufsichtsrates zukommen sollte. Die 
Kommission ist der Ansicht, daß die Gewährung 
eines, andere Vorschläge nicht ausschließenden 
Vorschlagsrechts an den Vorstand zugleich dem 
Bedürfnis nach einer Vertretung der für die Un- 
ternehmensleitung im Unterschied zur Anteils- 
eignerschaft typischen Gesichtspunkte im Auf- 
sichtsrat Rechnung trägt. Im übrigen erwartet die 
Kommission von der Kooptation zweier weiterer 
Mitglieder durch den Aufsichtsrat eine integrie- 
rende Wirkung auf die Vertreter der Anteilseig- 
ner und der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat. 

Die Kooptation der beiden weiteren Aufsichts- 
ratsmitglieder bedarf sowohl der Zustimmung 
der Mehrheit der Anteilseignervertreter wie der 
Zustimmung der Mehrheit der Arbeitnehmerver- 
treter. Damit soll sichergestellt werden, daß die 
Auswahl der beiden weiteren Aufsichtsratsmit- 
glieder nicht inhaltlich allein von den Anteils- 
eignern bestimmt werden kann und die Koopta- 
tion somit das von der Kommission für notwen- 
dig gehaltene Verhältnis zwischen Anteilseigner- 
und Arbeitnehmervertretern nicht stört. Die Kom- 
mission ist sich dabei durchaus der Möglichkeit 
bewußt, daß die beiden weiteren zu kooptieren- 
den Aufsichtsratsmitglieder zunächst paritätisch 
ausgewählt werden. Bei der Bewertung des Ver- 
hältnisses der Anteilseignervertreter zu den 
Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat ist sie 
auch von dieser Möglichkeit ausgegangen. Sie 
glaubt jedoch, daß das Vorschlagsrecht des Vor- 
standes, mit dessen Vorschlägen der Aufsichtsrat 
sich auseinandersetzen muß, einer solchen Pari- 
tätstendenz im engeren Sinne auf Dauer ent- 
gegenzuwirken geeignet ist. Kann sich der Auf- 
sichtsrat nicht auf die zu kooptierenden Mitglie- 
der einigen, so sollte ihre Berufung durch den 
Register-Richter vorgesehen werden. Dem Vor- 
stand steht ein Antragsrecht zu. 

19 . Der gesetzlichen Begründung eines, wenn auch 
nicht ausschließlichen Vorschlagsrechtes des Vorstan- 
des bei der Besetzung des Aufsichtsrates könnte ent- 
gegengehalten werden, daß die Begründung eines 
solchen Vorschlagsrechtes die Kontrollfunktion des 
Aufsichtsrates gefährdet und die Zusammensetzung 
des Aufsichtsrates zugunsten der Anteilseigner zu 
verändern geeignet ist. Die überwiegende Mehrheit 


der Kommission ist nicht der Ansicht, daß diese mög- 
lichen Einwände den Intentionen und der tatsäch- 
lichen Funktionsweise ihrer Vorschläge gerecht wer- 
den. Die Begründung eines Vorschlagsrechtes zu- 
gunsten des Vorstandes hält die Kommission des- 
halb für zweckmäßig, weil auf diese Weise dem 
eigentlichen Träger der Leitungs- und Organisations- 
gewalt des Unternehmens die Möglichkeit gegeben 
wird, den Aufsichtsrat mit personellen Vorschlägen 
zu konfrontieren, die nicht von den beiden im Auf- 
sichtsrat vertretenen Gruppen ausgehen. Der Auf- 
sichtsrat wird durch die Wahrnehmung des Vor- 
schlagsrechts gezwungen, sich mit diesen Vorschlä- 
gen zu befassen, ohne daß er genötigt ist, ihnen zu 
folgen, da das Vorschlagsrecht des Vorstandes kei- 
nen exklusiven Charakter hat. Nach Ansicht der 
Kommission wird die Personalinitiative des Vorstan- 
des die Bereitschaft des Aufsichtsrats erhöhen, Per- 
sonen in den Aufsichtsrat aufzunehmen, die weder 
der einen noch der anderen im Aufsichtsrat vertre- 
tenen Gruppe eindeutig zugerechnet werden können. 
Eine Veränderung des Verhältnisses von Anteils- 
eignervertretern und Arbeinehmervertretern im Auf- 
sichtsrat ist dadurch ausgeschlossen, daß die vom 
Aufsichtsrat zu kooptierenden weiteren Mitglieder 
nicht ohne Zustimmung der Mehrheit von Anteils- 
eigner- und Arbeitnehmervertretern kooptiert wer- 
den können. 


3. Berufung des Vorstandes 

20 . Wie bereits festgestellt, hat die Kommission 
der Frage der Auswahl der Vorstandsmitglieder 
selbst besondere Bedeutung beigemessen. Sie hat 
sich die Frage vorgelegt, ob im Unterschied zu den 
Entscheidungen über unternehmenspolitische Fragen 
im Falle der Vorstandsauswahl eine paritätische Be- 
setzung des Aufsichtsrates angezeigt erscheint. Da- 
bei hat vor allem die Tatsache im Vordergrund ge- 
standen, daß mit der Auswahl des Vorstandes nicht 
nur die Unternehmenspolitik personell determiniert 
wird, sondern in gleicher Weise auch auf die kon- 
krete Ausgestaltung des Direktionsrechts eingewirkt 
worden kann, das für das abhängige Arbeitsverhält- 
nis kennzeichnend ist. Im Unterschied zur Mitwir- 
kung des Aufsichtsrates in Fragen der Unterneh- 
menspolitik läßt sich bei der Frage der Auswahl der 
Vorstandsmitglieder deshalb in noch stärkerem 
Maße von einer „Gleichberechtigung" der Anteils- 
eigner und der Arbeitnehmer sprechen. Für die An- 
teilseigner bedeutet die Auswahl der Führungskräfte 
des Unternehmens zugleich die Auswahl derjenigen 
Personen, die durch ihr konkretes Handeln den Er- 
folg der unternehmerischen Veranstaltung bestim- 
men, zu deren Durchführung die Anteilseigner 
haftendes Kapital zur Disposition des Unternehmens 
gestellt haben. Für die Arbeitnehmer bedeutet die 
Auswahl der Führungskräfte eine inhaltliche Beein- 
flussung der „Verfügung" über die zur Disposition 
des Unternehmens gestellten Arbeitskräfte. Ohne 
Berücksichtigung der Außenbeziehungen des Unter- 
nehmens, der Haftungsfrage und der besonderen 
Probleme eines offenen Marktes für Führungskräfte 
liegt es deshalb nahe, bei der Auswahl von Füh- 
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rungskräften Anteilseigner- und Arbeitnehmerver- 
treter gleichberechtigt zu beteiligen. 

Die Kommission hat deshalb zunächst erwogen, den 
Aufsichtsrat für die Zwecke der Auswahl der Füh- 
rungskräfte im Unternehmen durch weitere Mitglie- 
der bis zur Parität zwischen Anteilseignervertretern 
und Arbeitnehmervertretern zu ergänzen. Sie ist je- 
doch von diesen Überlegungen wieder abgerückt. 
Dafür war einmal maßgebend, daß eine solche Mit- 
gliedschaft minderen Ranges im Aufsichtsrat mit 
rechtlichen und tatsächlichen Schwierigkeiten ver- 
bunden ist. Vor allem die Frage der Information und 
der Flaftung dieser zusätzlichen Aufsichtsratsmitglie- 
der ließe sich kaum befriedigend lösen, wenn sie nur 
an bestimmten Aufsichtsratsgeschäften teilnehmen. 
Im übrigen läßt sich nicht verkennen, daß eine pari- 
tätische Besetzung der Führungsposition im Unter- 
nehmen die Möglichkeit einer institutioneilen Be- 
einflussung des Marktes für Führungskräfte eröffnet 
und sich nachteilig auf das Verhalten der Führungs- 
kräfte sowie die Homogenität des Vorstandes aus- 
wirken kann. 

21 . Die Empfehlungen der Kommission bieten des- | 
halb die Möglichkeit, auch bei der Auswahl von ; 
Führungskräften im Konfliktsfalle eine Entscheidung 
durch die Anteilseignerseite herbeizuführen. Die 
Kommission ist jedoch der Meinung, daß eine solche I 
Entscheidung nur dann getroffen werden sollte, wenn I 
sie zum Wohle des Unternehmens offensichtlich not- | 
wendig ist und deshalb auch unter erschwerten Be- ■ 
dingungen getroffen wird. | 

Bei der Beantwortung der Frage, in welcher Weise ' 
ein solches Ziel institutionell gesichert werden kann, 
hat sich die Kommission im wesentlichen von zwei 
Umständen leiten lassen: 

Die Anhörungen der Kommission haben gezeigt, daß 
der formellen Berufung von Vorstandsmitgliedern 
durch den Aufsichtsrat in aller Regel ein informelles 
Auswahlverfahren vorausgeht. An diesem Auswahl- 
verfahren, dem teils Bewerbungen, häufiger aber 
persönliche Kontakte und Gespräche zugrunde lie- 
gen, ist kaum je der gesamte Aufsichtsrat beteiligt. 
Wegen der besonderen Vertraulichkeit solcher Son- 
dierungen, deren Notwendigkeit unbestritten ist, be- 
schränken sich die Vorgespräche in der Regel auf 
den Aufsichtsratsvorsitzenden oder ein Aufsichts- i 
ratspräsidium oder auf den Aufsichtsratsvorsitzen- I 
den und seinen Stellvertreter oder ein anderes (oder | 
weitere) Aufsichtsratsmitglied(er). Einer der wesent- 
liehen Unterschiede zwischen der Mitbestimmung ^ 
nach dem Montan-Mitbestimmungsgesetz und der ' 
Mitbestimmung im Bereich der Betriebsverfassung ; 
besteht darin, daß die Arbeitnehmer in den montan- j 
mitbestimmten Unternehmen regelmäßig durch einen | 
ihrer Vertreter im Aufsichtsrat bereits an den Vor- | 
gesprächen beteiligt sind, die der Berufung des Vor- | 
Standsmitgliedes vorausgehen, während die Kom- j 
mission eine vergleichbare Praxis im Anwendungs- 
bereich des Betriebsverfassungsgesetzes nicht ermit- 
teln konnte. Nach übereinstimmender Auffassung 
der von der Kommission gehörten Herren sind die 
Vorgespräche jedoch in der Regel für das Ergebnis 
entscheidend. Es kommt kaum vor — der Kommis- 


sion sind keine Fälle bekannt — , daß Personen, die 
nach einer entsprechenden Vorklärung durch den 
Aufsichtsratsvorsitzenden oder ein Präsidium dem 
Gesamtaufsichtsrat zur Berufung vorgeschlagen wer- 
den, nicht die Zustimmung des Gesamtaufsichtsrates 
finden. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß die möglichst 
frühzeitige Beteiligung der Arbeitnehmer am Aus- 
wahlverfahren, welches der Berufung in den Vor- 
stand vorausgeht, aus diesem Grunde erforderlich 
ist und institutionell gesichert werden sollte. Sie 
sieht eine solche institutionelle Sicherung in ihrer 
Empfehlung, die Vorklärung und Vorauswahl einem 
Aufsichtsratspräsidium zu übertragen und dessen 
paritätische Besetzung vorzusehen. Dies bedeutet 
nicht, daß die Kommission ein solches Präsidium 
auch dann zwingend für notwendig hält, wenn der 
Aufsichtsrat im übrigen kein Präsidium bilden will 
oder der von der Kommission angestrebte Zweck 
auch auf andere, gleichwertige Weise erreicht wird. 
Als gleichwertig würde die Kommission dabei zum 
Beispiel ein Verfahren ansehen, welches die Vor- 
klärung der Personalauswahl bei der Berufung neuer 
Vorstandsmitglieder dem Aufsichtsratsvorsitzenden 
und seinem Stellvertreter überläßt und der Stellver- 
treter aus den Reihen der Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat stammt. Ob der eine oder der andere 
Weg beschritten wird, kann nach Ansicht der Kom- 
mission der Geschäftsordnung des Aufsichtsrates 
überlassen bleiben. Entscheidend erscheint ihr, daß 
eine möglichst frühzeitige Beteiligung der Arbeit- 
nehmer am Auswahlverfahren gewährleistet bleibt. 

Eine solche frühzeitige Beteiligung der Arbeitneh- 
mervertreter hält die Kommission nicht nur aus all- 
gemeinen Gründen, sondern auch deshalb für an- 
gezeigt, weil die Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat nur auf diese Weise in die Lage versetzt 
werden, bei der Berufung neuer Vorstandsmitglieder 
eigene Personalinitiativen zu ergreifen und selbst 
geeignete Personen vorzuschlagen. An einer solchen 
Initiative besteht ein Interesse, weil sie zu einer 
besseren Ausschöpfung des vorhandenen Reservoirs 
an Führungskräften dort beitragen kann, wo be- 
stimmte Personenkreise bisher objektiv geringere 
Aufstiegschancen hatten. Zugleich kann die Möglich- 
keit einer eigenen Initiative dazu beitragen, die Un- 
befangenheit der Auswahl zu erhöhen. 

Dabei übersieht die Kommission nicht, daß die 
Durchlässigkeit und damit die Aufstiegschancen zu 
Führungspositionen in der Wirtschaft in den letzten 
Jahren unter dem Druck der technologischen und 
organisatorischen Entwicklung der Unternehmen 
ohnehin beträchtlich zugenommen hat. Dieser Pro- 
zeß ist neben anderen Ursachen vor allem auf den 
allgemeinen Abbau von Bildungsprivilegien, die 
zunehmende Bedeutung fachlicher Qualifikationen 
für die Ausübung von Führungsfunktionen und die 
erhöhte Durchlässigkeit der Aufstiegswege zurück- 
zuführen. Hinzu kommt, daß die Unternehmen in 
zunehmendem Maße dazu übergehen, Führungs- 
positionen mit Personen aus dem eigenen Unter- 
nehmen zu besetzen. Die für solche Aufgaben geeig- 
neten Nachwuchskräfte sind jedoch regelmäßig auch 
den Arbeitnehmervertretern bekannt, noch ehe ihre 
Berufung im Aufsichtsrat zur Diskussion steht. 
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22. Die Anhörungen der Kommission haben weiter 
ergeben, daß weder im Bereich der Montan-Mitbe- 
stimmung noch im Anwendungsbereich des Betriebs- 
verfassungsgesetzes, von wenigen Ausnahmen ab- 
gesehen, Vorstandsmitglieder gegen das Votum der 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat berufen wur- 
den. Die Berufung neuer Vorstandsmitglieder erfolgt 
somit bereits unter gegenwärtigen Bedingungen 
kaum anders als einstimmig. Aus diesem Umstand 
könnte die Schlußfolgerung gezogen werden, daß es 
einer stärkeren institutionell gesicherten Beteiligung 
der Arbeitnehmer bei der Führungsauswahl im 
Unternehmen nicht bedürfe, das gegenwärtig im 
Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgeset- 
zes praktizierte Verfahren also ausreichend sei. Die 
Kommission teilt diese Auffassung nicht. Sie ist der 
Meinung, daß die von der Verwirklichung ihrer 
Empfehlung erwartete Objektivierung des Auswahl- 
verfahrens selbst dann institutionell abgesichert 
werden sollte, wenn sie aus anderen Gründen, wie 
der bereits erwähnten technologischen und organi- 
satorischen Entwicklung der modernen Unterneh- 
men, ohnehin stattfinden würde. Für diese Ansicht 
der Kommission ist entscheidend, daß sich eine in- 
stitutionelle Absicherung zugunsten der Arbeit- 
nehmer in einem solchen Falle als „fleet in being" 
auswirken wird, deren Existenz den Auswahlprozeß 
nicht nachteilig beeinflußt, aber geeignet ist, der 
Entwicklung eines möglichen Zweifels der Beleg- 
schaft an der Objektivität der Führungsauswahl 
vorzubeugen. 


4. Begründungspflicht und Auskunftsrecht 

23. Die Zuweisung einer Mehrheit an die Anteils- 
eignervertreter im Aufsichtsrat sollte nach der Auf- 
fassung der Kommission in mehrfacher Weise insti- 
tutionell kompensiert werden, um die Möglichkeit 
einer Überstimmung der Arbeitnehmerseite zu er- 
schweren. Zu diesen institutioneilen Kompensationen 
sollte nach Auffassung der Kommission gehören: 

Erstens ein Begründungszwang der Mehrheit gegen- 
über der Minderheit im Aufsichtsrat für den Fall, 
daß die Vertreter der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat 
überstimmt worden sind und mindestens zwei Ar- 
beitnehmervertreter eine Begründung der Mehr- 
heitsentscheidung verlangen. Die Kommission ist 
sich darüber im klaren, daß ein solcher Begrün- 
dungszwang dazu führen kann, daß mehrere Anteils- 
eignervertreter im Aufsichtsrat eine eigene Begrün- 
dung für ihr Mehrheitsvotum abgeben müssen. Da 
es sich angesichts der Zweckorientiertheit des Unter- 
nehmens bei den Aufsichtsratsentscheidungen in der 
Mehrzahl um sachorientierte Ermessensentscheidun- 
gen handeln wird, hält die Kommission einen sol- 
chen Begründungszwang jedoch nicht für schädlich. 
Sie ist im übrigen der Auffassung, daß die Existenz 
eines solchen Begründungszwanges zu einer inten- 
siveren Behandlung der dem Aufsichtsrat durch das 
Gesetz oder die Satzung zugewiesenen Aufgaben 
führen kann, als dies heute oft der Fall ist. 

Zum Zweiten eine Befreiung der Aufsichtsratsmit- 
glieder von der Verschwiegenheitspflicht in dem 
Umfang, in dem der Vorstand den Aktionären ge- 


genüber zur Auskunft verpflichtet ist. Eine solche 
Relativierung der Verschwiegenheitspflicht der Auf- 
sichtsratsmitglieder würde es den Vertretern der 
Arbeitnehmer im Aufsichtsrat ermöglichen, den Pro- 
zeß der Meinungsbildung und die Gründe für die 
gegen sie ergangene Mehrheitsentscheidung öffent- 
lich zu erörtern. Eine solche öffentliche Erörterung 
ist vor allem bei solchen Entscheidungen angezeigt, 
die sich unmittelbar auf die Arbeitnehmer des Un- 
ternehmens auswirken, wie dies bei Stillegungen 
oder nachhaltigen Eingriffen in die Unternehmens- 
struktur der Fall ist. 

Die Inanspruchnahme dieser Möglichkeit sollte zu- 
vor im Aufsichtsrat erörtert werden und unterblei- 
ben, wenn der Aufsichtsratsmitglieder wider- 
sprechen. Sie sollte außerdem für Personalfragen 
nicht zur Verfügung stehen. 

Drittens die Möglichkeit einer Berichterstattung über 
das Zusammenspiel von Unternehmensleitung und 
Arbeitnehmervertretung im Rahmen des Unterneh- 
mens im Geschäftsbericht des Unternehmens oder in 
kürzeren periodischen Abständen. Diese Bericht- 
erstattung könnte nicht nur den Arbeitnehmern, 
sondern auch den Anteilseignern einen Einblick in 
die Kooperation zwischen Unternehmensleitung und 
Betriebsrat gewähren. Die Berichterstattung hätte 
durch den Aufsichtsrat im Bericht des Aufsichts- 
rates zu erfolgen. Die Kommission ist der Ansicht, 
daß neben der im Betriebsverfassungsgesetz vorge- 
sehenen gemeinsamen Berichterstattung an die Be- 
legschaft auch der jährliche Geschäftsbericht der 
Gesellschaft für eine entsprechende Berichterstat- 
tung notfalls auch unter Einschluß eines Sonder- 
votums zur Verfügung stehen sollte. 

Nach Auffassung der Kommission sollte es schließ- 
lich im Aufsichtsrat keine Ausschüsse geben, an 
denen Arbeitnehmervertreter nicht beteiligt sind, 
es sei denn, daß die Arbeitnehmervertreter aus- 
drücklich auf die Beteiligung verzichtet haben. Die 
im Bereich der Betriebsverfassung anzutreffende 
Praxis, wesentliche Kompetenzen des Aufsichtsrates 
der tatsächlichen Wirkung nach in Ausschüsse oder 
ein Präsidium unter Ausschluß der Arbeitnehmer- 
vertreter zu verlagern, sollte unterbunden werden. 


5. Externe Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 

24. Besondere Aufmerksamkeit hat die Kommis- 
sion der Frage geschenkt, ob eine gesetzliche Neu- 
regelung der institutionellen Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer die Einbeziehung externer, das heißt 
betriebsfremder Arbeitnehmervertreter in den Auf- 
sichtsrat zwingend vorschreiben soll. Die Kommis- 
sion empfiehlt, in einer gesetzlichen Regelung vor- 
zusehen, das 1 — 2 der durch die Belegschaft gewähl- 
ten Arbeitnehmervertreter nicht aus dem eigenen 
Unternehmen stammen, also externe Arbeitnehmer- 
vertreter sein sollen. 

Nach Auffassung der Kommission soll den im Unter- 
nehmen vertretenen Gewerkschaften bezüglich die- 
ser Arbeitnehmervertreter das Nominationsrecht 
zustehen. Die von den Gewerkschaften nominierten 
! Arbeitnehmervertreter sollen allerdings ihre Legiti- 
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mation durch ein zustimmendes Votum der Arbeit- 
nehmer des Unternehmens selbst erhalten. Das No- 
minationsrecht der Gewerkschaften für diese Auf- 
sichtsratssitze soll jedoch nicht in Konkurrenz zu 
anderen Nominationsrechten mit der Wirkung ste- 
hen, daß im Grenzfall keiner der Arbeitnehmerver- 
treter im Aufsichtsrat aufgrund einer Nomination 
der Gewerkschaft in den Aufsichtsrat gewählt wor- 
den ist. 

Bei dieser Empfehlung hat sich die Kommission von 
der Überzeugung leiten lassen, daß eine Beschrän- 
kung der Vertreter der Arbeitnehmer auf solche 
Personen, die Mitglieder des Unternehmensverban- 
des sind, nicht im Interesse der Arbeitnehmer selbst 
liegt. Die Anhörungen haben gezeigt, daß in wich- 
tigen Fragen der Unternehmenspolitik, aber auch 
bei der Auswahl der Führungskräfte des Unterneh- 
mens, die Existenz externer Arbeitnehmervertreter 
sich zum Wohl des Unternehmens ausgewirkt hat. 
Dies gilt vor allem in solchen Fällen, in denen der 
Widerspruch zwischen kurzfristigem und langfristi- 
gem Arbeitnehmerinteresse besonders stark ist. 

Die Kommission hat sich auch mit der Frage befaßt, 
ob das Nominationsrecht der Gewerkschaften als 
ausschließliches oder als Nominationsrecht in Kon- 
kurrenz mit einem Nominationsrecht betrieblicher 
Gruppen ausgestaltet werden sollte. Sie ist auch 
unter dem Eindruck ihrer Anhörungen zu dem Ergeb- 
nis gelangt, daß ein Nominationsrecht der Gewerk- 
schaften seine Wirkungen nur dann entfalten kann, 
wenn das Nominationsrecht den Gewerkschaften 
ausschließlich zusteht. Dabei geht die Kommission 
davon aus, daß die Gewerkschaften ihr Nomina- 
tionsrecht — schon aus Gründen der Praktikabili- 
tät — ■ nach Beratung mit dem Betriebsrat oder Ge- 
samtbetriebsrat oder einer vergleichbaren Arbeit- 
nehmervertretung im Unternehmen ausüben und 
dabei auch mehrere Personalvorschläge machen wer- 
den. 

Bei ihren Empfehlungen ist sich die Kommission 
durchaus des Umstandes bewußt, daß die Gewerk- 
schaften zu einer zivilrechtlichen Vertretung der 
Arbeitnehmer im engeren Sinne rechtlich nicht be- 
rufen sind. Eine solche zivilrechtliche Vertretungs- 
befugnis ist nach Ansicht der Kommission aber auch 
nicht Voraussetzung für das Nominationsrecht der 
Gewerkschaften. Die Kommission ist vielmehr der 
Ansicht, daß eine allgemein wirtschaftspolitische, 
insbesondere tarif- und sozialpolitische Zuständig- 
keit der Gewerkschaften zur Vertretung der Arbeit- 
nehmerinteressen als Grundlage für ein Nomina- 
tionsrecht ausreicht. 

Von einer solchen „politischen“ Legitimation einer 
Gewerkschaft kann allerdings nur ausgegangen 
werden, wenn die Gewerkschaft im Unternehmen 
selbst vertreten ist. 

Welchen Umfang eine solche Vertretung haben 
sollte, ist letztlich eine politische Entscheidung. Die 
Kommission ist der Ansicht, daß von einer „Legiti- 
mationsgrundlage“ für das Nominationsrecht der 
Gewerkschaften dann ausgegangen werden kann, 
wenn die Gewerkschaft im Unternehmen als Tarif- 
verband vertreten ist. Sie empfiehlt deshalb, das 
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Nominationsrecht für die unternehmensexternen 
Arbeitnehmervertreter nur dann an den Gesamt- 
betriebsrat, Betriebsrat oder ein vergleichbares 
Organ zurückfallen zu lassen, wenn es an dieser 
Voraussetzung felhlt. 


6. Vertretung des öffentlichen Interesses 

25 . Im Zusammenhang mit den unternehmensexter- 
nen Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat hat sich 
die Kommission auch mit der Frage befaßt, ob die 
Aufnahme weiterer Mitglieder des Aufsichtsrates 
als Vertreter des öffentlichen Interesses empfohlen 
werden sollte. Die Forderung, Personen in den Auf- 
sichtsrat zu berufen, deren Funktion in der Ver- 
tretung des öffentlichen im Unterschied zum Unter- 
nehmensinteresse besteht, beruht auf der Annahme, 
daß die externen Kontrollen, denen das Unter- 
nehmen unterliegt, nicht ausreichen, um — vor 
allem bei großen Unternehmen — dem öffentlichen 
Interesse gegenüber dem Unternehmen Geltung zu 
verschaffen. Von den Vertretern des öffentlichen 
Interesses im Aufsichtsrat wird erwartet, daß sie die 
unzureichenden externen Kontrollen durch die 
Märkte und die staatliche Gesetzgebung und Ver- 
waltung gewissermaßen durch interne Einwirkun- 
gen auf den Willensbildungsprozeß des Unter- 
nehmens ergänzen. Dabei sollen sie auch auf die 
Beachtung solcher öffentlichen Anliegen wie der 
Reinhaltung der Luft, der Verringerung der Wasser- 
verschmutzung, aber auch der Respektierung wich- 
tiger wirtschaftsrechtlicher Ordnungsgrundsätze hin- 
wirken. Die Funktion der Vertreter dos öffentlichen 
Interesses wird auch darin gesehen, die „Allgemein- 
heit“, verkörpert vor allem in den Lieferanten und 
Abnehmern des Unternehmens, im Unternehmen zu 
vertreten, um auf diese Weise eine angemessene 
Berücksichtigung der Interessen dieser „Allgemein- 
heit" sicherzustellen. 

Die Mitglieder der Kommission haben sich mit Aus- 
nahme eines Mitgliedes nicht davon überzeugen kön- 
nen, daß Vertreter des öffentlichen Interesses mit 
solchen Funktionen im Aufsichtsrat erforderlich sind 
und zur Rationalität unternehmerischen Handelns bei- 
tragen können. Soweit es um die Geltendmachung 
von Gesichtspunkten geht, die nicht unmittelbar 
die Interessen der Anteilseigner oder der Arbeit- 
nehmer des Unternehmens betreffen, erwartet die 
Kommissiion diese Funktion bereits von den beiden 
weiteren, durch den Aufsichtsrat kooptierten Mit- 
gliedern. Die Anhörungen haben gezeigt, daß es in 
zahlreichen Aufsichtsräten auch heute schon Per- 
sonen gibt, die in erster Linie allgemeinere Über- 
legungen und Gesichtspunkte in den Willensbil- 
dungsprozeß einbringen und insoweit auch als 
Stimme eines, wenn auch subjektiv ermittelten, 
öffentlichen Interesses dienen. Einer Institutionali- 
sierung einer solchen Stimme stehen aber nach Auf- 
fassung der überwiegenden Mehrheit der Kommis- 
sion so erhebliche Bedenken entgegen, daß die 
möglichen damit unter Umständen verbundenen 
Vorteile mehr als aufgehoben werden. 

Einmal erscheint es sehr schwierig, den objektiven 
Inhalt des öffentlichen Interesses, bezogen auf ein 
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Unternehmen, zuverlässig zu ermitteln. In einer 
Wirtschaftsordnung, die einer Meinungsbildung 
durch eine große Zahl unabhängiger Einzelurteile 
den Vorzug vor der hoheitlichen Definition des 
öffentlichen Wohls gibt, ist die Beauftragung ein- 
zelner mit der Vertretung des öffentlichen Wohls 
iin einem Unternehmensorgan ein Widerspruch. Der 
Vertreter des öffentlichen Wohls wird diesem 
Widerspruch nach Auffassung der Kommissions- 
mehrheit im Ergebnis dadurch aus weichen, daß er 
sein Urteil ebenfalls an den Interessen des Unter- 
nelhmens orientiert, den möglichen oder tatsäch- 
lichen Widerspruch zwischen Unternehmensinteresse 
und öffentlichem Interesse also subjektiv aufhebt. 
Die Folge ist, daß die institutionalisierte Vertretung 
des öffentlichen Wohls im Unternehmensorgan die 
Anstrengungen schwächt, die Gesetzgeber und Ver- 
waltung unternehmen, um das öffentliche Wohl 
gegenüber dem Unternehmen zur Geltung zu brin- 
gen. Das gilt jedenfalls dann, wenn es sich um 
unternehmerische Maßnahmen handelt, die die Zu- 
iStimmung des Vertreters des öffentlichen Wohls im 
Aufsichtsrat gefunden haben, nach Auffassung der 
öffentlichen Instanzen aber mit dem öffentlichen 
Wohl nicht vereinbar sind. 

Die Mitglieder der Kommission — mit einer Aus- 
nahme — sprechen sich deshalb gegen eine in- 
stitutioneile Vertretung des öffentlichen Interesses 
im Aufsichtsrat aus. Sie tsind der Meinung, daß es 
in erster Linie Aufgabe der Märkte und der staat- 
lichen Aufsicht ist, das öffentliche Interesse zur 
Geltung zu bringen. Die Märkte für Güter, Dienst- 
leistungen und Kapital sind auch der zutreffende 
Ort für die Geltendmachung der Interessen, die 
Lieferanten und Abnehmer gegenüber dem Unter- 
nehmen haben. Soweit diese Mechanismen bei 
Großunternehmen an Wirkung verlieren, können 
sie nicht durch die Fiktion der Präsenz des öffent- 
lichen Interesses oder durch eine, ohnehin zweifel- 
haft legitimierte, Repräsentanz der Lieferanten und 
Abnehmer im Unternehmen, sondern nur durch ent- 
sprechend wirksame staatliche Kompetenzen, wie 
Mißbrauchskontrollen, kompensiert werden. 

26. Die Ablehnung einer institutionellen Vertre- 
tung des öffentlichen Interesses im Unternehmen be- 
deutet nicht, daß der Beachtung des öffentlichen 
Wohls durch das Unternehmen keine Bedeutung bei- 
gemessen wird. Das Gegenteil ist der Fall. Im Unter- 
schied zu einem politischen Verband wie dem Land 
oder der Gemeinde definiert das Unternehmen als 
Zweckverband ein öffentliches Wohl jedoch nicht 
autonom. Es trägt vielmehr durch Erfüllung des 
Zweckes, dem es gewidmet ist, zur Erfüllung eines 
ihm vorgegebenen Allgemeinwohls bei. Der Zweck 
des Unternehmens ist die Versorgung der Gesamt- 
heit mit Gütern unter Beachtung des Rentabilitäts- 
prinzips. Aus diesem Grunde wird der Verwirk- 
lichung des allgemeinen Wohls durch den Zweck- 
verband Unternehmen in erster Linie dann entspro- 
chen, wenn es auch seiner institutionellen Organisa- 
tion nach zur optimalen Erfüllung dieser Aufgabe an- 
gehalten wird. Diesem Ziel soll auch die von der 
Kommission empfohlene Organisation des Auf- 


sichtsrates, insbesondere die Erhaltung eines gewis- 
sen zahlenmäßigen Übergewichts der Vertreter der 
Anteilseigner dienen. 

Professor Voigt ist demgegenüber der Ansicht, daß 
der Zweck eines Großunternehmens im heutigen Ge- 
sellschafts- und Wirtschaftssystem sich nicht darin 
erschöpfen dürfe, der Versorgung der Gesamtheit 
mit Gütern oder Dienstleistungen unter Beachtung 
des Rentabilitätsprinzips zu dienen. Das Allgemein- 
wohl ist nach seiner Ansicht nicht schon gesichert, 
wenn sich das Unternehmen in diesem Sinne markt- 
gerecht verhält. Wenn eine Erweiterung der Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer im Unternehmen be- 
fürwortet wird, muß beachtet werden, daß insbe- 
sondere Großunternehmen nicht nur von den Inter- 
essen der Aktionäre und der Arbeitnehmer bestimmt 
sein dürfen. In vielen Großunternehmen setzen sich 
zudem die sogenannten Vertreter der Anteilseigner 
zum Teil kaum mehr aus den Eigentümern der Ak- 
tien, sondern aus Vertretern der Banken, befreunde- 
ter Unternehmen, der Zulieferer und der Abnehmer 
zusammen. Diese im Aufsichtsrat vertretenen Grup- 
pen haben zwar schon bisher vereinzelt das über die 
Interessen der Anteilseigner und Arbeitnehmer hin- 
ausgehende Interesse der Allgemeinheit an dem Un- 
ternehmen zur Geltung gebracht. Oft ist dies aber 
auch nicht geschehen, weil sich niemand zum Bei- 
spiel für die Luftverschmutzung, den Wasserschutz, 
den Gesundheitsschutz, die Verkehrsverhältnisse, 
für Standortprobleme, die Konzentration, die Preis- 
bildung verantwortlich fühlte. Staatliche Schutzbe- 
stimmungen können nie vollständig gleiche Wirkung 
erfüllen wie eine frühzeitige Berücksichtigung des 
öffentlichen Wohls in der Willensbildung der Unter- 
nehmensorgane. 

Professor Voigt empfiehlt deshalb, daß die beiden 
kooptierten Mitglieder des Aufsichtsrates von Ge- 
setzes wegen den Auftrag erhalten, die Interessen 
der Gesamtheit (das öffentliche Wohl) speziell zu 
beachten und zu vertreten. Zwar kann eine der- 
artige kleine Minderheit jederzeit überstimmt wer- 
den. Dennoch hat eine ausdrückliche Beauftragung 
die Wirkung, daß Fragen des öffentlichen Inter- 
esses im Aufsichtsrat diskutiert werden, die sonst 
nicht zur Sprache kommen. 


7. Verantwortung der Anteilseignervertreter 

27. Der von der Kommission empfohlenen Rege- 
lung eines durch Begründungszwang und Publizität 
beschränkten Übergewichts der Anteilseignerseite 
im Aufsichtsrat könnte entgegengehalten werden, 
die Vorkehrungen gegen eine Überstimmung der 
Arbeitnehmervertreter seien so umfangreich, daß 
sich die Verwirklichung der Empfehlung praktisch 
wie eine paritätische Besetzung des Aufsichtsrates 
auswirken werde und die Anteilseigner ihrer Ver- 
antwortung für die Erfüllung des Unternehmens- 
zweckes deshalb nicht länger gerecht werden könn- 
ten. Die Kommission hält ein solches Bedenken nicht 
für gerechtfertigt. Dies gilt nicht nur für die allge- 
meinen Unternehmensentscheidungen im Aufsichts- 
rat, sondern insbesondere auch für das Problem der 
Führungsauswahl. 
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Das Problem, welches hier angesprochen wird, läßt 
sich allgemein in der Frage formulieren, wieweit 
man bei der Ausbildung institutioneller Vorkehrun- 
gen gehen dürfe, die einen Diskussions- und Argu- 
mentationszwang begründen, ohne die Möglichkeit 
zu zerstören, eine der im Aufsichtsrat vertretenen 
Gruppen für die Entscheidungen des Organs verant- 
wortlich zu machen und auch auf diese Weise die 
tendenzielle Verwirklichung des Unternehmens- 
zweckes zu sichern. Es geht, mit anderen Worten, 
um die Frage, ob erwartet werden kann, daß die An- 
teilseignervertreter die von ihnen im Interesse des 
Unternehmens für unumgänglich notwendig gehal- 
tenen Entscheidungen auch dann verwirklichen wer- 
den, wenn damit erhebliche Belastungen verbunden 
sind. Anders formuliert: Wann beginnen Argumen- 
tations- und Begründungszwänge so umständlich 
oder beschwerlich zu werden, daß sich das betrof- 
fene Organ dem Argumentations- und Begründungs- 
zwang, der nur durch Mehrheitsentscheidungen aus- 
gelöst wird, entzieht, indem es Mehrheitsentschei- 
dungen von vornherein vermeidet. 

Die Kommission ist nicht der Ansicht, daß die von 
ihr empfohlenen Erschwerungen einer Uberstim- 
mung der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat so 
groß sind, daß sie bei wirklich wichtigen Entschei- 
dungen nicht überwunden werden können. Sie geht 
vielmehr davon aus, daß von den Vertretern der 
Anteilseignerseite erwartet werden kann und er- 
wartet werden muß, daß sie, auch wenn es mit er- 
heblichen Mühen und Nachteilen verbunden ist, die- 
jenigen Entscheidungen treffen, die sie für unerläß- 
lich halten, und daß sie deshalb auch nach Verwirk- 
lichung der von der Kommission vorgelegten Emp- 
fehlungen im Ergebnis für die Zweckverwirklichung 
des Unternehmens verantwortlich gemacht werden 
können. 


8. Arbeitsweise des Aufsichtsrates 

28. Zur Organisation des Aufsichtsrates empfiehlt 
die Kommission schließlich, die in vielen Unterneh- 
men nur unzureichend gehandhabte Form der Proto- 
kollierung von Aufsichtsratssitzungen zu verbessern 
und die Einzelheiten der Protokollierung, ebenso 
wie die Handhabung von Minderheits- und Sonder- 
voten und die Begründung von Mehrheitsentschei- 
dungen, durch eine Geschäftsordnung des Aufsichts- 
rates zu regeln. Für die Beschlußfassung über die 
Geschäftsordnung sollte vorgesehen werden, daß sie 
nicht gegen die Mehrheit der Stimmen der Anteils- 
eigner und der Arbeitnehmervertreter beschlossen 
oder geändert werden kann. 


9. Aufsichtsräte im Konzern 

29. Im Zusammenhang mit der Besetzung des Auf- 
sichtsrates hat sich die Kommission auch mit der 
Frage befaßt, in welcher Weise die Aufsichtsräte 
solcher Gesellschaften mit Arbeitnehmervertretern 
besetzt werden sollen, die einen Konzern bilden. Die 
Kommission ist dabei von dem Umstand ausgegan- 
gen, daß den Aufsichtsräten der Tochter- und Enkel- 


gesellschaften in einem Konzern zwar nicht die glei- 
che tatsächliche Bedeutung für die Willensbildung im 
Unternehmen zukommt, diese Aufsichtsräte unter 
Gesichtspunkten der institutioneilen Mitbestimmung 
im Unternehmen aber auch nicht bedeutungslos sind. 
Die rechtliche Selbständigkeit der Konzerngesell- 
schaften führt — von anderen Gründen abgesehen — 
bereits regelmäßig zu einer „Mindestdezentralisie- 
rung" innerhalb des Konzerns, die sich auch in 
einem entsprechenden Handlungsspielraum der Auf- 
sichtsräte dieser Gesellschaften ausdrückt. 

Für die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Auf- 
sichtsrat wird die konzernmäßige Zusammenfassung 
mehrerer Gesellschaften unter einheitlicher Leitung 
vor allem in zweierlei Hinsicht bedeutsam: Erstens 
bezüglich der Mitwirkung der Arbeitnehmer der ab- 
hängigen Gesellschaften bei der Wahl der Arbeit- 
nehmervertreter im Aufsichtsrat der Obergesell- 
schaft und zweitens im Zusammenhang mit der 
Frage, ob Arbeitnehmer der abhängigen Gesellschaf- 
ten in den Aufsichtsrat der Obergesellschaft entsandt 
werden sollten. 

Was zunächst die zweite Frage anbetrifft, so er- 
scheint es der Kommission wenig sinnvoll, Arbeit- 
nehmer der Konzerntochtergesellschaften nach einem 
bestimmten Schlüssel in den Aufsichtsrat der Kon- 
zernobergesellschaft zu entsenden. Sie empfiehlt des- 
halb, die Mitbestimmungsregelungen im Konzern 
dahin zu ändern, daß auf die zwingend vorgeschrie- 
bene Entsendung von Arbeitnehmervertretem aus 
Tochtergesellschaften in den Aufsichtsrat der Ober- 
gesellschaft verzichtet wird und es statt dessen den 
Arbeitnehmern des Konzerns überlassen bleibt, ob 
und in welchem Umfang sie Arbeitnehmer aus Toch- 
tergesellschaften in den Aufsichtsrat der Konzern- 
obergesellschaften entsenden wollen. Die Kommis- 
sion hält eine solche Regelung schon deshalb für ver- 
tretbar, weil die Interessen der Arbeitnehmer der 
abhängigen Konzerngesellschaften gegenüber der 
Konzernleitung auch durch den Konzernbetriebsrat 
oder eine in ihren Funktionen vergleichbare Vertre- 
tung der Arbeitnehmer des Konzerns wahrgenom- 
men werden. 

30. Zur Frage des aktiven Wahlrechts der Arbeit- 
nehmer der Konzernunternehmen bei der Wahl der 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat der Oberge- 
sellschaft ist die Kommission der Ansicht, daß alle 
Arbeitnehmer des Konzerns neben der Wahl der 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat ihrer jewei- 
ligen Gesellschaft an der Wahl der Arbeitnehmer- 
vertreter im Aufsichtsrat der herrschenden Gesell- 
schaft teilnehmen sollten. Dagegen hält die Kommis- 
sion die gegenwärtige gesetzliche Regelung insoweit 
nicht für sinnvoll, als sie in drei- und mehrstufigen 
Konzernen dazu führt, daß die Arbeitnehmer neben 
den Vertretern im Aufsichtsrat ihrer Gesellschaft 
auch die Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat der 
direkten Obergesellschaft und im Aufsichtsrat der 
eigentlich herrschenden Gesellschaft und damit für 
mehr als zwei Aufsichtsräte wählen. Ein solches Ver- 
fahren ist nicht nur unübersichtlich und deshalb für 
die wählenden Arbeitnehmer verwirrend. Es folgt 
auch zu sehr der gesellschaftsrechtlichen Struktur des 
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Konzerns und trägt damit der Tatsache nicht ausrei- 
chend Rechnung, daß sich die für den Konzern kon- 
struktive gemeinsame Leitung in den Organen der 
herrschenden Gesellschaft und nicht in den Organen 
einer zwischengeschalteten Gesellschaft vollzieht. Im 
Konzern sollten die Arbeitnehmer somit nur bezüg- 
lich des Aufsichtsrates ihrer eigenen Gesellschaft 
und der herrschenden Gesellschaft aktiv wahlberech- 
tigt sein. 

Im aktiven Wahlrecht der Arbeitnehmer aller Kon- 
zerngesellschaften für die Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat der herrschenden Gesellschaft sieht die 
Kommission einen Ausdruck der Tatsache, daß die 
unter einheitlicher Leitung zusammengefaßten Ge- 
sellschaften als eine wirtschaftliche Einheit anzuse- 
hen sind, welche denen des Unternehmens als sozia- 
lem Verband vergleichbare Merkmale aufweist. Die 
rechtliche Selbständigkeit der einzelnen Konzernge- 
sellschaften steht einer solchen Betrachtungsweise 
im Zusammenhang mit der Mitbestimmung der Ar- 
beitnehmer im Unternehmen ebenso wenig entgegen 
wie den konzernrechtlichen Vorschriften, die sich an 
der wirtschaftlichen Einheit des Konzerns orien- 
tieren. 


Ul. Vorstand und Betriebsrat 
1. Der Personalvorstand 

31, Die Kommission empfiehlt, die Vertretung der 
Personal- und Sozialangelegenheiten im Vorstand 
des Unternehmens durch ein dafür berufenes Vor- 
standsmitglied gesetzlich vorzuschreiben. Aus den 
Anhörungen hat sie zwar den Eindruck gewonnen!, 
daß sich in immer weiteren Bereichen der deutschen 
Wirtschaft die Überzeugung durchsetzt, daß auf 
eine selbständige Vertretung der Personal- und 
Sozialangelegenheiten im Vorstand oder in der Ge- 
schäftsleitung angesichts der wachsenden Bedeutung 
dieser Fragen für das Wohl des Unternehmens nicht 
verzichtet werden sollte. Aus diesem Grund mag ein 
gesetzlicher Zwang zur Errichtung eines entsprechen- 
den Vorstandsressorts auf die Dauer nicht unbedingt 
notwendig erscheinen. Die Kommission hält ihn 
gleichwohl für erforderlich, um sicherzustellen, daß 
das von ihr antizipierte institutioneile Gleichgewicht 
im Bereich der Mitbestimmung der Arbeitnehmer im 
Unternehmen gewahrt bleibt. 

Angesichts der von ihr vorgeschlagenen Neuordnung 
der Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Aufsichts- 
rat, insbesondere im Zusammenhang mit der Beru- 
fung der Mitglieder des Vorstandes, hält es die 
Kommission nicht für erforderlich, ein besonderes 
Verfahren der Bestellung des Personalvorstandes 
etwa in der Weise zu empfehlen, daß der Personal- 
vorstand nicht gegen die Mehrheit der Stimmen der 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat bestellt wer- 
den kann und sich insofern von den übrigen Vor- 
standsmitgliedern unterscheidet. Sie ist vielmehr der 
Meinung, daß der Inhaber des Personalressorts im 
Vorstand in der gleichen Weise berufen werden 
sollte wie jedes andere Vorstandsmitglied. 


Dabei geht die Kommission davon aus, daß der Per- 
sonalvorstand kaum je gegen eine Mehrheit der 
Stimmen der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 
bestellt werden wird. Diese Annahme findet sie in 
der übereinstimmend in den Anhörungen geäußer- 
ten Ansicht bestätigt, wonach der Personalvorstand 
nicht gegen die Stimmen der Arbeitnehmervertreter 
bestellt werden sollte, weil ohne Zustimmung der 
Arbeitnehmer eine vernünftige Zusammenarbeit im 
Unternehmen kaum zu gewährleisten sei. Der Kom- 
mission erscheinen angesichts dieses Umstandes die 
mit einem besonderen Bestellungsverfahren verbun- 
denen Probleme nicht durch die Vorteile aufgewogen 
zu werden, die mit einer Sonderregelung des Be- 
stellungsverfahrens verbunden sein könnten. 


2. Zusammenwirken von Vorstand und Betriebsrat 

32, Entscheidende Bedeutung mißt die Kommission 
neben der Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Auf- 
sichtsrat einer gesetzlich geregelten Kooperation 
zwischen der Unternehmensleitung und dem Be- 
triebsrat, Gesamtbetriebsrat oder Konzernbetriebsrat 
oder einer vergleichbaren Vertretung der Arbeit- 
nehmer des Unternehmens zu. Die Kommission ist 
der Ansicht, daß sich die unmittelbare Zusammen- 
arbeit zwischen Vorstand und Betriebsrat oder Ge- 
samtbetriebsrat hervorragend bewährt hat. Dies gilt 
vor allem für den gesamten Bereich der konkreten 
Unternehmensleitung, deren Fragen und Probleme 
im Rahmen des Aufsichtsrates nur in beschränktem 
Umfange behandelt werden können. Regelmäßige 
Gespräche zwischen Mitgliedern des Vorstandes und 
der betrieblichen Vertretung der Arbeitnehmer 
haben im übrigen wesentlich zur Verbesserung 
der Information der Arbeitnehmer über die Ab- 
sichten der Unternehmensleitung und zur Un- 
terrichtung der Unternehmensleitung über mög- 
liche betriebliche Auswirkungen ihrer Maßnahmen 
beigetragen. Die Kommission empfiehlt, die Zusam- 
menarbeit zwischen der Unternehmensleitung und 
der Vertretung der Arbeitnehmer auf Unternehmens- 
ebene • — sei es durch den Betriebsrat, einen Gesamt- 
betriebsrat oder einen Konzernbetriebsrat, sei es 
durch ein Organ mit entsprechenden Funktionen • — 
gesetzlich vorzusehen. Eine solche institutionali- 
sierte Zusammenarbeit würde einen Teil der Funk- 
tionen übernehmen, die das Betriebsverfassungsge- 
setz bisher dem Wirtschaftsausschuß zugedacht hat, 
ohne daß dieser sie immer erfüllen konnte. 

Damit wird jedoch nicht empfohlen, auf den Wirt- 
schaftsausschuß in Zukunft zu verzichten. Dem Wirt- 
schaftsausschuß kommt nach Ansicht der Kommis- 
sion eine wichtige Aufgabe in den Bereichen zu, in 
denen es um die Erörterung der Fragen geht, die mit 
der Durchführung unternehmerischer Planung und 
Organisation verbunden sind. Als Kooperations- 
mechanismus der „zweiten Ebene" kann er so eine 
wichtige Rolle spielen. Seine Einrichtung sollte je- 
doch nicht zwingend vorgeschrieben, sondern der 
Regelung durch Betriebsvereinbarung überlassen 
bleiben. 
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3. Gesamtbetriebsrat und Konzernbetriebsrat 

33. Im Zusammenhang mit der gesetzlichen Insti- 
tutionalisierung der Zusammenarbeit zwischen Vor- 
stand und Betriebsrat hat die Kommission auch die 
Frage geprüft, ob die Bildung eines Gesamtbetriebs- 
rates bei Unternehmen mit mehreren Betrieben ge- 
setzlich vorgeschrieben werden sollte. Die Ergeb- 
nisse der Anhörungen zu dieser Frage waren nicht 
eindeutig. Während sich eine Reihe von Betriebs- 
ratsvorsitzenden und Arbeitnehmervertretern in 
Aufsichtsräten für einen gesetzlichen Zwang zur Bil- 
dung eines Gesamtbetriebsrates ausgesprochen ha- 
ben, haben andere Betriebsratsvorsitzende und Ar- 
beitnehmervertreter zum Ausdruck gebracht, daß die 
Bildung eines Gesamtbetriebsrates der Entscheidung 
der Betriebsräte überlassen bleiben sollte. 

Die Kommission empfiehlt, die Bildung einer ein- 
heitlichen Vertretung der Arbeitnehmer im Unter- 
nehmen mit mehreren Betriebsstätten gesetzlich in 
der Weise vorzuschreiben, daß alternativ zum Ge- 
samtbetriebsrat von den einzelnen Betriebsräten 
auch eine andere Form einheitlicher Vertretung der 
Arbeitnehmer gegenüber der Unternehmensleitung 
(zum Beispiel durch Arbeitsgemeinschaften der Be- 
triebsräte) gebildet werden kann, falls sie geeignet 
ist, die gleichen Funktionen wie der Gesamtbetriebs- 
rat zu erfüllen. Dabei geht die Kommission davon 
aus, daß es sich beim Gesamtbetriebsrat oder einem 
entsprechenden Organ nicht nur um ein betriebsver- 
fassungsrechtliches, sondern auch um ein unter- 
nehmensbezogenes Organ handelt. Diese Unterneh- 
mensbezogenheit ist unbestritten, soweit der Ge- 
samtbetriebsrat als Partner der Unternehmenslei- 
tung vor allem wirtschaftliche Mitbestimmungsrechte 
ausübt, die ihrer Natur nach bei Unternehmen mit 
mehreren Betrieben in der Regel die Gesamtheit der 
Arbeitnehmerschaft des Unternehmens betreffen. Die 
Existenz einer entsprechenden, auf die Unterneh- 
mensführung bezogenen Vertretung der Arbeitneh- 
mer ist für die Wahrnehmung dieser Funktion uner- 
läßlich. Sie ist deshalb für das von der Kommission 
empfohlene institutionelle Zusammenspiel von Mit- 
bestimmung im Aufsichtsrat und Zusammenarbeit 
von Vorstand und Arbeitnehmervertretung erforder- 
lich. Ihre Bildung kann somit nicht dem freien Er- 
messen der Betriebsräte im Unternehmen überlassen 
bleiben. 

Auf der anderen Seite ist nicht zu verkennen, daß 
der Gesamtbetriebsrat bereits nach geltendem Recht 
für die Behandlung von Angelegenheiten zuständig 
ist, die in den betriebsverfassungsrechtlichen Bereich 
gehören, sofern sie das Gesamtunternehmen oder 
mehrere Betriebe betreffen. Aus diesem Umstand 
kann es zu einer echten Konkurrenzsituation zwi- 
schen Gesamtbetriebsrat und Einzelbetriebsrat kom- 
men. Eine solche Situation ist jedoch jedenfalls dann 
unerwünscht, wenn sich daraus eine Überordnung 
des Gesamtbetriebsrates über die Einzelbetriebsräte 
und eine übermäßige Ausdehnung der Kompetenzen 
des Gesamtbetriebsrates ergeben. 

Um die Funktion der Einzelbetriebsräte nicht stärker 
zu beschränken, als dies für die gemeinsame Vertre- 
tung aller Arbeitnehmer des Unternehmens gegen- 
über der Unternehmensleitung erforderlich ist, er- 


scheint es der Kommission angezeigt, den Betriebs- 
räten alternativ zur Bildung eines Gesamtbetriebs- 
rates die Möglichkeit zu eröffnen, in anderer Weise 
für einen institutioneilen Gesprächspartner der Un- 
ternehmensleitung Sorge zu tragen. Die Existenz 
einer solchen Institution sollte jedoch zwingend vor- 
geschrieben werden, 

34. Was für den Gesamtbetriebsrat gilt, wenn ein 
Unternehmen mehrere Betriebe umfaßt, muß nach 
Ansicht der Kommission auch dann gelten, wenn 
mehrere Unternehmen im Rahmen eines Konzerns 
unter einheitlicher Leitung zusammengefaßt sind. 
Auch in diesem Falle müssen die Arbeitnehmer 
durch ein gemeinsames Organ gegenüber der Unter- 
nehmensleitung vertreten sein. Die Kommission 
empfiehlt deshalb gesetzliche Vorschriften, die die 
Bildung eines Konzernbetriebsrates für den Fall vor- 
schreiben, daß mehrere Gesellschaften in einem Kon- 
zern zusammengefaßt sind. Auch hier sollte den 
Betriebsräten oder Gesamtbetriebsräten der einzel- 
nen Unternehmen die Möglichkeit eröffnet werden, 
statt eines Konzernbetriebsrates eine andere Form 
der Vertretung mit vergleichbarer Funktion zu bil- 
den. Auch die Bildung des Konzernbetriebsrates oder 
eines vergleichbaren Organs sollte jedoch nicht in 
das Ermessen der Betriebsräte gestellt werden. 

35. Die Kooperation zwischen Vorstand und Ge- 
samtbetriebsrat, insbesondere die Ausgestaltung 
dieser Kooperation im einzelnen, muß den jeweili- 
gen Bedingungen des Unternehmiens entsprechen 
und entzieht sich deshalb einer bis ins einzelne ge- 
henden gesetzlichen Regelung. Die Komm'ission 
empfiehlt deshalb, auf eine allzu detaillierte gesetz- 
liche Regelung der empfohlenen Kooperation zu 
verzichten und stattdessen die Zuständigkeit von 
Vorstand und Gesamtbetriebsrat zur Regelung der 
Einzelheiten des Verfahrens der Zusammenarbeit 
durch Vereinbiarung zu begründen. Eine solche aus- 
drückliche Begründung einer Regelungszuständig- 
keit von Vorstand und Gesamtbetriebsrat erscheint 
der Kommission deshalb angezeigt, weil es sich bei 
der Regelung dieses Gegenstandes nicht um ein 
betnebsverfassungsrechtliches Problem im engeren 
Sinne, sondern um ein Problem der Organisation 
des Unternehmens handelt. Für die Zusammienarbeit 
von Unternehmensleitung und Konzernbetriebsrat 
und deren verfahrensmäßäge Abgrenzung zur Zu- 
sammenarbeit von Vorständen und Betriebsräten in 
den Konzernunternehmen gilt Entsprechendes. 


IV. Wahlverfahren 

36. Die Wirksamkeit der Mitbestimmung der Ar- 
beitnehm'er im Unternehmen ist in entscheidendem 
Maße abhängig von der Auswahl der Personen, 
denen die Aufgabe übertragen wird, als Vertreter 
der Arbeitnehmer an dem Willensbildungsprozeß 
im Unternehmen mitzuwirken. Da es sich bei der 
Ausübung der Organisations- und Leitungsgewalt 
im Unternehmen um die Leitung und Gestaltung 
eines prinzipiell zweckorientierten Vorganges han- 
delt, muß sich auch die Auswahl derjenigen Per- 
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sonen, die die Funktion wahrnehmen sollen, an 
den Kriterien orientieren, welche durch die Zweck- 
veranstaltung Unternehmen vorgegeben sind. Es 
Ist deshalb unstreitig, daß bei der Auswahl der 
Vorstandsmitglieder oder der Führungskräfte der 
fachlichen Qualifikation des Berufenen entschei- 
dende Bedeutung zukommt und diese Qualifikation 
durch das Vertrauen einer Mehrheit, wie immer sie 
sich auch zusammensetzt, nicht ersetzt werden kann. 
Das Auswahlverfahren muß diesem UmiStand Rech- 
nung tragen und insbesondere sicherstellen, daß 
die Gefahr einer Auswahl fachlich weniger quali- 
fizierter Bewerber minimiert wird. 

Für die Besetzung des Aufsichtsrates gilt im Grund- 
satz das gleiche. Auch im Aufsichtsrat des Unter- 
nehmens sollten nur Personen vertreten sein, die 
über die fachlichen Voraussetzungen für die Wahr- 
nehmung der Aufsichtsratsfunktionen verfügen. 
Andererseits spielt bei der Auswahl der Mitglieder 
des Aufsichtsrates die Frage des Vertrauens in die 
Befähigung zur Wahrnehmung des Amtes eine 
neben der Sachqualifikation wesentlich stärkere 
Rolle als beim Vorstand. Das ist in erster Linie 
darauf zurückzuführen, daß die Mitglieder des Auf- 
sichtsrates nicht nur Mitglieder eines Unternehmens- 
organs, sondern zugleich Mandatsträger sind. Die 
von der Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Auf- 
sichtsrat erwartete Mitwirkungs-, Kontroll- und 
Integrationsfunktion macht es unerläßlich, nur sol- 
che Personen als Repräsentanten der Arbeitnehmer 
in den Aufsichtsrat zu entsenden, die das Vertrauen 
der Vertretenen genießen. Dies bedeutet nicht, daß 
die Sachqualifikation der Mandatsträger durch 
dieses Vertrauen ersetzt werden könnte; es be- 
deutet jedoch, daß das Auswahlverfahren für die 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat in entschiei- 
dendem Maße von dem Ziel bestimmt sein muß, 
eine optimale Identifikation zwischen dem Ver- 
treter und den Vertretenen zu erlauben. Praktisch 
folgt daraus, daß bei der Ausgestaltung des Aus- 
wahlverfahrens in erster Linie die Gewährleistung 
einer möglichst breiten Zustimmungsbasis anzu- 
streben und die Berücksichtigung der Sachqualifi- 
kation im Rahmen eines dieser Bedingung entspre- 
chenden Wahlverfahrens erfolgen muß. 

37 . Was die Auswahl der externen Arbeitnehmer- 
vertreter anbetrifft, so hat die Kommission versucht, 
der Notwendigkeit einer fachlich qualifizierten Ver- 
tretung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat einmal 
dadurch Rechnung zu tragen, daß sie den Gewerk- 
schaften das Vorschlagsrecht einräumt und verlangt, 
daß die Nomination die Zustimmung der Arbeit- 
nehmer des Unternehmens findet. Für die aus dem 
Unternehmen selbst stammenden Arbeitnehmerver- 
treter hängt die institutioneile Absicherung der 
fachlichen Voraussetzung davon ab, wen die Arbeit- 
nehmer als ihren Vertreter wählen können, wie die 
zur Abstimmung gestellten Wahlvorschläge zu- 
stande kommen und wie über sie entschieden wird. 

Was zunächst den Kreis der wählbaren Personen 
(passives Wahlrecht) betrifft, so ist die Kommission 
der Ansicht, daß er möglichst weit gezogen und 
gruppenmäßig nicht gebunden sein sollte. Praktisch 


bedeutet dies, daß die Arbeitnehmer des Unter- 
nehmens berechtigt sein sollten, auch Personen 
einer anderen als der eigenen Gruppe (Angestellte, 
Arbeiter) und auch sogenannte Leitende Angestellte 
zu wählen, soweit diese nicht im engeren Sinne des 
Wortes zur Unternehmensführung gehören. Der 
Ausschluß aller jetzt von § 4 Abs. 2 Buchstabe c 
BetrVG betroffenen Personen vom passiven und 
aktiven Wahlrecht erscheint der Kommission nicht 
gerechtfertigt. Als Richtlinie für eine Einschränkung 
dieses Kreises denkt die Kommission an einen Ver- 
zicht auf das Kriterium des „Persönlichen Ver- 
trauens" oder jedenfalls an eine wesentlich engere 
Anwendung dieses Kriteriums. 

Damit will die Kommission im übrigen zur betriebs- 
verfassungsrechtlichen Stellung der Leitenden An- 
gestellten und zu der Regelung dieses Problem- 
krei'ses keine Stellung nehmen. Ihre Empfehlung 
beschränkt sich auf die unternöhmensbezogene Stel- 
lung der Leitenden Angestellten nach § 4 Abs. 2 
Buchtsabe c BetrVG im Zusammenhang mit der 
Wahl der Arbeitnehmervertreter in den Aufsichts- 
rat. 

38 . Die Regelung der Gruppenrepräsentation (§ 76 
II BetrVG), die nach Ansicht der Kommission nicht 
auf ein Mitglied der Gruppe beschränkt sein sollte, 
wirft das allgemeine Problem einer Gruppen- 
repräsentation im Aufsichtsrat auf. Dieses Prinzip 
geht von der traditionellen Zweiteilung der Arbeit- 
nehmer in Arbeiter und Angestellte und den unter- 
schi'edlichen arbeits recht liehen, sozialen, politischen 
und funktionellen Problemen dieser Gruppen aus. 
Obwohl diese Zweiteilung ihre rechtliche, wirt- 
schaftliche und soziale Bedeutung keineswegs ver- 
loren hat, ist doch nicht zu verkennen, daß sie in 
vielen Unternehmen durch die moderne Entwick- 
lung zunehmend in Frage gestellt wird. Das gilt nicht 
nur für eine zunehmende Differenzierung innerhalb 
der beiden Gruppen, die unter anderem die außer- 
tariflichen und wissenschaftlichen Angestellten aus 
der Gruppe der Angestellten und die Fach- und 
Spezialarbeiter aus der Gruppe der Arbeiter be- 
trifft, sondern auch für die Trennung zwischen 
beiden Gruppen selbst. Will man angesichts dieser 
Entwicklung am Prinzip der Gruppenrepräsentation 
aus Gründen eines Minderheitenschutzes festhalten, 
so sollte dies nach Ansicht der Kommission jeden- 
falls nur in einer Weise geschehen, die es aus- 
schließt, daß die Gruppenrepräsentation der Ver- 
änderung der Gruppenstruktur selbst entgegensteht. 
Dies wäre zum Beispiel dann der Fall, wenn die 
Gruppenrepräsentation die Aufrechterhaltung von 
Gruppen erzwingt, die ihre praktische Bedeutung 
für das Unternehmen weitgehend eingebüßt haben 
und damit die Repräsentation anderer, neu gebil- 
deter Gruppen verhindert. Daß im Aufsichtsrat 
eines Unternehmens ein Gärtner aus Ermangelung 
geeigneter Mitglieder die auf wenige Personen ge- 
schrumpfte Gruppe der Arbeiter vertritt, die große 
Zahl hochspezialisierter Angestellter wegen einer 
weiten Auslegung des § 4 Abs. 2 Buchstabe c 
BetrVG aber nicht vertreten ist, erscheint der Kom- 
mission keine in die Zukunft weisende Regelung 
der Gruppenrepräsentation zu verraten. Die Grup- 


112 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/334 


penvertretung sollte deshalb an 'eine prozentuale 
Mindestgröße einer Gruppe gebunden sein, wenn 
eine Wahl nach Gruppen auch in Zukunft für not- 
wendig gehalten wird. Die Bildung neuer Gruppen 
im Unternehmen sollte nicht ausgeschlossen und 
auch nicht von einer Organisation der Gruppe, etwa 
durch eine Gewerkschaft, abhängig sein. 


39 . Die gesetzliche Regelung des Wahlverfahrens 
für die Wähl der Arbeitnehmervertreter im Auf- 
sichtsrat wird weiter die Frage zu beantworten 
haben, auf welche Weise der Einfluß der Arbeit- 
neihmer des Unternehmens bei der Auswahl der 
Kandidaten zur Geltung kommen kann und wie 
dabei isichergestellt werden kann, daß unter ge- 
eigneten Persönlichkeiten die besten ausgewählt 
werden. Eine befriedigende Lösung dieses Problems 
wird durch den Umstand erschwert, daß im Groß- 
unternehmen mit einer Vielzahl von Betrieben der 
persönliche Kontakt weitgehend nicht mehr vor- 
handen ist und es einem Kandidaten schwerfällt, 
überhaupt in das engere Blickfeld des einzelnen 
Wählers zu gelangen. Meistens werden auch die 
•einzelnen Wähler Schwierigkeiten haben, die Kri- 
terien der Eignung für die auf den Arbeitnehmer- 
vertreter zukommenden Aufgaben zu erkennen und 
den Kandidaten danach abzuschätzen. Er ist deshalb 
auf eine Vorauswahl von Kandidaten durch kleinere, 
in Fragen des Betriebes und des Unternehmens 
möglichst gut unterrichtete Gremien angewiesen. 
Diese Vorauswahl spielt aus diesem Grunde eine 
besondere Rolle. Sie muß so sachverständig wie 
möglich, aber auch so demokratisch wie möglich 
erfolgen. 

Unter beiden Gesichtspunkten bietet sich der für 
das Unternehmen bestellte Gesamtbetriebsrat oder 
ein vergleichbares Gremium als Auswahlgremium 
an. In ihm sind die — von den Belegschaften ge- 
wählten — Repräsentanten der Einzelbetriebsräte 
vertreten. Von ihnen kann man voraussetzen, daß 
sie durch die Zusammenarbeit im Gesamtbetriebsrat 
und durch Zusammenai^beit mit dem Vorstand Ein- 
blick in die Probleme des Unternehmens erhalten 
haben und zu einer sachverständigen Auswahl in 
der Lage sind. Die Kommission ist deshalb der An- 
sicht, daß dem Gesamtbetriebsrat das Recht zur 
Aufstellung einer Liste eingeräumt werden muß. 
Das gleiche gilt für den Konzernbetriebsrat. 

Neben dem Gesamtbetriebsrat sollte nach Auf- 
fassung der Kommission auch den einzelnen Be- 
triebsräten im Unternehmen ein Vorschlagsrecht 
zustehen. 

Eine solche Regelung darf jedoch nicht dazu führen, 
daß eine spontane Initiative der Arbeitnehmer des 
Unternehmens selbst unterbunden wird. Die Kom- 
mission ist deshalb der Meinung, daß das Vor- 
schlagsrecht für die Wahl der Arbeitnehmervertre- 
ter aus dem Unternehmen neben dem Gesamt- 
betriebsrat auch solchen Gruppen von Arbeit- 
nehmern zustehen sollte, die entweder 10 v. H. der 
Arbeitnehmer des Unternehmens oder mindestens 
einhundert Arbeitnehmer auf sich vereinigen. 


40 . Für die Regelung des eigentlichen Wahlver- 
fahrens, mit dem über die verschiedenen Wahlvor- 
schläge entschieden wird, ist entscheidend, ob man 
sich für eine unmittelbare Wahl der Arbeitnehmer- 
vertreter in den Aufsichtsrat durch die Belegschaft 
oder für eine mittelbare Wahl durch ein Wahl- 
märinergremium entscheidet. Angesichts der Tat- 
sache, daß in Großunternehmen dem einzelnen Ar- 
beitnehmer die Nähe zum eigentlichen Gegenstand 
der Entscheidung typischerweise fehlt und der 
Apparat nicht in Bewegung gesetzt werden kann, der 
bei politischen Wahlen zur Information des Publi- 
kums eingesetzt wird, liegt es nahe, den Wahlakt 
selbst durch ein Wahlmännergremium vornehmen 
zu lassen. Für eine Urwahl der Arbeitnehmerver- 
treter im Aufsichtsrat durch die Mitglieder der 
Belegschaft spricht andererseits, daß die Legitima- 
tion der Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat, für 
die Belegschaft zu sprechen, durch eine direkte Wahl 
für den Wählenden und den Gewählten besonders 
deutlich gemacht wird. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß eine gesetz- 
liche Regelung des Wahlverfahrens beide Formen 
der Wahl der Arbeitnehmervertreter im Aufsichts- 
rat ermöglichen sollte. Dabei sollte nach Auffassung 
der Kommission der Wahl durch ein Wahlmänner- 
gremium grundsätzlich dann der Vorzug gegeben 
werden, wenn die Zahl der Arbeitnehmer des Un- 
ternehmens eine gewisse Größe — etwa 5000 Ar- 
beitnehmer — übersteigt. Auch in diesem Fall sollte 
jedoch eine qualifizierte Minderheit der Belegschaft, 
etwa ein Viertel der Arbeitnehmer des Unterneh- 
mens, die Möglichkeit haben, sich für eine Urwahl 
auszusprechen. 

Soweit zur Wahl der Arbeitnehmervertreter aus 
dem Unternehmen ein Wahlgremium gebildet wird, 
sollte sich dieses Wahlgremium nach Auffassung 
der Kommission aus allen Betriebsratsmitgliedern 
des Unternehmens und für den Fall, daß die Zahl 
der Betriebsräte 50 nicht übersteigt, einer gleichen 
Zahl weiterer Mitglieder zusammensetzen. Als wei- 
tere Mitglieder kommen entweder die für die Be- 
triebsräte gewählten Ersatzmänner oder Personen 
in Frage, die im Zusammenhang mit der Betriebs- 
ratswahl speziell als weitere Mitglieder des Wahl- 
männergremiums gewählt worden sind. Die Kom- 
mission sieht sich aufgrund der ihr zur Verfügung 
stehenden Materialien und Erfahrungen nicht in der 
Lage, sich eindeutig für die eine oder andere Alter- 
native auszusprechen. 

Durch das Wahlmännergremium oder durch Urwahl 
soll weiterhin über die Vorschläge entschieden wer- 
den, die die im LTnternehmen vertretenen Gewerk- 
schaften zur Besetzung der Aufsichtsratssitze unter- 
breiten, die unternehmensexternen Arbeitnehmer- 
vertretern Vorbehalten sind. An die Stelle der Ab- 
stimmung über Personen oder Listen tritt in diesem 
Falle die Abstimmung der Arbeitnehmer über Zu- 
stimmung oder Ablehnung der Nomination der Ge- 
werkschaften. 

41 . Für die Art der Wahl der Arbeitnehmerver- 
treter im Aufsichtsrat kommen grundsätzlich die 
Verhältniswahl oder die Mehrheitswahl in Betracht. 
Um einen möglichst breiten Spielraum für die wäh- 
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lenden Arbeitnehmer oder das Wahlmännergremium 
zu schaffen, empfiehlt die Kommission für die Wahl 
der Arbeitnehmervertretei im Aufsichtsrat beide 
Wahlverfahren von Gesetzes wegen zuzulassen, und 
es dem Wahlkörper zu überlassen, nach welchem 
Verfahren die Wahl erfolgen soll. Als Vorbild einer 
solchen Regelung bietet sich § 13 Abs. 3 BetrVG 
an. 

Erfolgt die Wahl nach den Grundsätzen der Mehr- 
heitswahl, so sollten die im Wahlvorschlag zusam- 
mengefaßten Kandidaten nach Auffassung der Kom- 
mission in ausreichender Weise hinsichtlich ihrer 
Funktion im Unternehmen und nach Zugehörigkeit 
zu Organisationen oder Gruppierungen ausgewiesen 
sein. Nur so erscheint es möglich, die Wählenden 
zutreffend über die zur Wahl stehenden Personen 
zu unterrichten. 

Die Anhörungen haben ergeben, daß aus der feh- 
lenden zeitlichen Koordination von Betriebsratswahl 
und Wahl zum Aufsichtsrat verschiedentlich Schwie- 
rigkeiten entstanden sind. Dabei ging es vor allem 
um solche Fälle, in denen Arbeitnehmervertreter 
aus einem Betriebsrat kurz vor Betriebsratswahlen 
gewählt und damit für einen Zeitraum in den Auf- 
sichtsrat entsandt wurden, der die Wahlperiode des 
Betriebsrates weit überschritt. Das hat dazu geführt, 
daß Mitglieder eines Betriebsrates kurz vor der 
Betriebsratswahl in den Aufsichtsrat entsandt und 
dann nicht wieder in ihrem Amt als Betriebsräte 
bestätigt worden sind. Wenn sich auch wegen der 
unterschiedlichen Amtsdauer von Aufsichtsrat und 
Betriebsrat nicht immer erreichen läßt, daß die 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat und die Mit- 
glieder des Betriebsrates von den gleichen Gruppie- 
rungen getragen werden, so sollten doch alle gesetz- 
lichen und satzungsmäßigen Möglichkeiten genutzt 
werden, die Amtsperioden beider Organe aufeinan- 
der abzustimmen. 


V. Der Anwendungsbereich der Empfehlungen 

42. Wie bereits im Vierten Teil dieses Berichts 
ausgeführt, beruht die institutioneile Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer in den Organen des Un- 
ternehmens neben den Bedingungen des Arbeits- 
verhältnisses vor allem auf der Natur des Unter- 
nehmens als wirtschaftlichem Zweckverband. Charak- 
teristisch für diesen Verband ist die Existenz einer 
Organisation, das heißt einer institutionell gesicher- 
ten Aufteilung der unterschiedlichen Funktionen im 
Unternehmen auf verschiedene Funktionsträger. 
Diese Organisation wird einmal durch die unter- 
nehmenswirtschaftlichen Bedingungen des Unter- 
nehmens bestimmt, die neben anderen Faktoren 
wiederum eine Funktion der Größe des Unterneh- 
mens sind. Zum anderen wird sie bestimmt durch 
die Rechtsform des Unternehmens, insbesondere 
durch die gesellschaftsrechtlichen Organisationsrege- 
lungen. 

Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unterneh- 
men baut auf der Organisation des Unternehmens 
und damit auf den unterschiedlichen institutioneilen 
Funktionsträgern auf. Sie setzt somit die Existenz 


einer institutioneilen Organisation im Unternehmen 
voraus. Dieser Umstand ist auch für die Beantwor- 
tung der Frage erheblich, auf welche Unternehmen 
die Mitbestimmungsempfehlungen der Kommission 
Anwendung finden sollen. Dabei ist zu unterschei- 
den zwischen unternehmenswirtschaftlichen Krite- 
rien, insbesondere der Größe des Unternehmens und 
gesellschaftsrechtlichen Kriterien, vor allem also der 
Rechtsform des Unternehmens. 


1. Unternehmenswirtschaftliche Kriterien 

43. Was die unternehmenswirtschaftlichen Krite- 
rien für eine Anwendung der Mitbestimmungsrege- 
lungen anbetrifft, so werden in der Diskussion vor 
allem die Zahl der Beschäftigten, der Umsatz und 
die Bilanzsumme als mögliche Kriterien genannt. Die 
Kommission ist der Ansicht, daß sich von diesen 
Kriterien der Anwendungsbereich der Regelungen 
über eine institutioneile Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer im Sinne ihrer Empfehlungen allein an der 
Größe der Belegschaft des Unternehmens orientieren 
sollte. Die Mitbestimmung ist nach Auffassung der 
Kommission kein Problem der Kapitalkontrolle oder 
der Machtkontrolle, sondern ausschließlich ein Pro- 
blem der inneren Gestaltung des Unternehmens mit 
dem Ziel der Teilhabe der Arbeitnehmer am Wil- 
lensbildungsprozeß im Unternehmen und ihres so- 
zialen und rechtlichen Schutzes. Auf das Problem der 
inneren Gestaltung des sozialen Verbandes Unterneh- 
men ist jedoch allein das Kriterium der Belegschafts- 
größe bezogen. Weder die Bilanzsumme noch der 
Umsatz sagen Wesentliches zusätzlich zur Bedeutung 
des sozialen Verbandes Unternehmen für die Arbeit- 
nehmer aus, die ihm angehören. Für die institutio- 
neile Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Unter- 
nehmen, die auf der Zugehörigkeit der Arbeitneh- 
mer zum Unternehmen aufbaut und durch sie ge- 
rechtfertigt wird, lassen sich somit nur aus der 
Größe der Belegschaft eindeutige Maßstäbe herlei- 
ten. 

Die von ihr empfohlene institutionelle Mitbestim- 
mung der Arbeitnehmer sollte nach Auffassung der 
Kommission auf Unternehmen Anwendung finden, 
die mindestens 1000 bis 2000 Arbeitnehmer beschäf- 
tigen. Dabei versteht die Kommission unter Unter- 
nehmen im Sinne dieser Empfehlung auch die kon- 
zernrechtliche Zusammenfassung mehrerer rechtlich 
selbständiger inländischer Unternehmen unter ein- 
heitlicher Leitung. Für diese Empfehlung waren fol- 
gende Erwägungen maßgebend: 

Die Kommission war sich zunächst darin einig, daß 
Unternehmen mit weniger als 1000 Arbeitnehmern 
zu klein sind, um die Institutionen einer gesetzlichen 
und institutionell geregelten Mitbestimmung zu tra- 
gen, wie sie von der Kommission empfohlen wird. 
Unternehmen dieser Größe weisen in der Regel 
keine ausreichend differenzierte Organisation auf, 
an der Mitbestimmungsregelungen der empfohlenen 
Art ansetzen könnten. Hinzu kommt, daß erst mit 
dem überschreiten einer bestimmten Betriebsgröße 
die Probleme der Anonymisierung der Arbeitneh- 
mer, der Bürokratisierung der Unternehmensver- 
waltungen und damit der Entstehung von Dienst- 
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wegen verbunden sind, die die Sicherung einer Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer durch entsprechende 
Institutionen besonders notwendig machen. 

Andererseits hat sich die Kommission nicht zur Emp- 
fehlung einer starren Grenze von 1000 Arbeitneh- 
mern als Anwendungskriterium entschließen kön- 
nen. Eine Reihe ihrer Mitglieder ist der Ansicht, daß 
erst Unternehmen ab mindestens 2000 Arbeitneh- 
mer die Voraussetzungen erfüllen, welche die Ein- 
richtungen etwa eines Aufsichtsrates in der vorge- 
schlagenen Form und die institutioneile Kooperation 
von Unternehmensleitung und Arbeitnehmervertre- 
tung im Unternehmen erforderlich machen. Dabei hat 
auch die Erwägung eine Rolle gespielt, daß eine An- 
wendung der Mitbestimmungsregelung auf Unter- 
nehmen ab 1000 Arbeitnehmer sich retardierend auf 
das Wachstum solcher Unternehmen auswirken 
könnte, die sich dieser Grenze nähern, aber noch 
keine institutionalisierten Funktionsteilungen im 
Unternehmen entwickelt haben. Andere Mitglieder 
der Kommission teilen diese Sorge nicht. Mit den 
Anwendungsgrenzen 1000 bis 2000 Arbeitnehmern 
werden somit die Grenzen nach unten und oben be- 
zeichnet, bei deren Unterschreitung respektive Über- 
schreitung die Kommission einstimmig die Nichtan- 
wendung respektive Anwendung ihrer Empfehlun- 
gen für erforderlich hält. 

Die Kommission ist sich darüber im klaren, daß die 
Verwirklichung ihrer Empfehlung in diesem Punkt 
dazu führt, daß je nach Unternehmensgröße ver- 
schiedene Formen der institutionellen Mitbestim- 
mung Anwendung finden werden, und zwar für Un- 
ternehmen bis 500 Arbeitnehmer - — wenn sie nicht 
in Form der Aktiengesellschaft betrieben werden — 
für Unternehmen von 500 bis 1000/2000 Arbeitneh- 
mer und für Unternehmen, deren Belegschaft größer 
ist. In dieser Abstufung nach unterschiedlichen Mit- 
bestimmungsregelungen sieht die Kommission je- 
doch keinen Nachteil, sondern eine Konsequenz der 
Tatsache, daß die innere Organisation der Unter- 
nehmen mit wachsender Belegschaft funktionell und 
damit auch institutionell aufgefächert wird und so 
auch nach einer entsprechend weiterentwickelten 
Form der Mitbestimmung verlangt. Mit den ver- 
schiedenen Mitbestimmungregelungen folgt der Ge- 
setzgeber nach Ansicht der Kommission somit ledig- 
lich den verschiedenen Entwicklungsstufen der inne- 
ren Organisation der Unternehmungen. 

Denjenigen Kommissionsmitgliedern, die sich für 
eine untere Anwendungsgrenze bei 2000 Arbeitneh- 
mern aussprechen, erscheint eine solche Begrenzung 
auch deshalb sinnvoll, weil nur so der mittleren 
Gruppe von Unternehmen (500 bis 2000) eine echte 
Bedeutung zukommen kann. 

44 . Die Kommission hat sich bemüht, die zahlen- 
mäßigen Konsequenzen ihrer Anwendungskriterien 
festzustellen. Nach der jüngsten Unternehmensstati- 
stik, die verfügbar ist (Stand 1961), ergibt sich bei 
den Kapitalgesellschaften und einer unteren Grenze 
von 1000 Arbeitnehmern eine Anwendung der Emp- 
fehlungen auf insgesamt 4,3 Millionen Arbeitneh- 
mer (66,3 °/o der Beschäftigten in Kapitalgesellschaf- 


ten), bei einer Grenze von 2000 Arbeitnehmern auf 
insgesamt 3,6 Millionen Arbeitnehmer (55,9 ®/o der 
Beschäftigten in Kapitalgesellschaften). Im ersten 
Fall wären 982 Kapitalgesellschaften (3,4 ®/o) betrof- 
fen, im zweiten Fall 502 (l,7'0/o). Es ist anzunehmen, 
daß sich diese Differenz seitdem eher verringert hat. 
(zu den statistischen Angaben vgl. Anlage Nr. 5). 

2. Die Rechisform 

45 . Was die Frage der Rechtsform als Anwen- 
dungskriterium anbetrifft, so hat die Kommission zu- 
nächst die Frage geprüft, ob die Anwendung ihrer 
Empfehlungen überhaupt von der Rechtsform des 
Unternehmens abhängig gemacht werden sollte. Ge- 
gen die Anwendung eines solchen Kriteriums könnte 
sprechen, daß der wirtschaftliche Zweckverband Un- 
ternehmen unabhängig von der Rechtsform besteht, 
in der sich die Eigentümer des Unternehmens orga- 
nisiert haben und damit auch in jedem Falle eine 
institutioneile Mitbestimmung der Arbeitnehmer er- 
folgen muß. Die Kommission teilt diese Ansicht 
nicht. Sie ist vielmehr der Auffassung, daß der ge- 
sellschaftsrechtlichen Struktur des Unternehmens 
auch im Zusammenhang mit der inneren Organisa- 
tion des Unternehmens als sozialem Verband nicht 
nur eine zufällige, sondern eine sachliche Bedeutung 
zukommt. Dies gilt vor allem für die rechtliche Or- 
ganisation der Unternehmensleitung als dem Ort 
unternehmerischer Initiative und für die Frage der 
Haftung. Die Anwendung ihrer Empfehlungen muß 
sich somit nach Auffassung der Kommission auch an 
der Rechtsform der Unternehmen orientieren. 

Ausgangspunkt der Einzelempfehlungen der Kom- 
mission und Vorbild für die innere Organisation des 
Unternehmens war die Aktiengesellschaft. Die 
Rechtsform der Aktiengesellschaft wird der Notwen- 
digkeit einer aufgegliederten inneren Organisation 
des Unternehmens von der hier in Frage stehenden 
Größe auch rechtlich am besten gerecht. Dies gilt ins- 
besondere für die institutionelle Trennung von Un- 
ternehmerfunktion und Anteilseignern, die allein 
bei der Aktiengesellschaft voll durchgeführt ist. 

Was die Übertragung der von der Kommission emp- 
fohlenen Mitbestimmungsregelungen auf Unterneh- 
men mit anderer Rechtsform als derjenigen der Ak- 
tiengesellschaft betrifft, so muß von folgenden Ge- 
sichtspunkten ausgegangen werden: 

1. Es sollte verhindert werden, daß mit der Wahl 
anderer Rechtsformen eine rechtlich erforderliche 
institutioneile Mitbestimmung vermieden wer- 
den kann; 

2. bei der Ausgestaltung von Mitbestimmungsrege- 
lungen muß darauf Rücksicht genommen werden, 
daß der sachliche Zweck anderer Rechtsformen 
nicht gefährdet wird. 

46 . Diese Gesichtspunkte gelten bereits für eine 
Anwendung der Kommissionsempfehlungen auf die 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Die Kommis- 
sion ist der Ansicht, daß die von ihr vorgeschlage- 
nen Mitbestimmungsregelungen auch auf die Gesell- 
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schuft mit beschränkter Haftung Anwendung finden 
sollten. Dabei übersieht sie nicht, daß die in der 
Rechtsform einer Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung organisierten Unternehmen, anders als die Ak- 
tiengesellschaft, unter unternehmenswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten uneinheitlich organisiert sind. In 
ihren tatsächlichen Ausprägungen reicht diese Ge- 
sellschaftsform von der personenbezogenen und da- 
mit der Personalgesellschaft vergleichbaren Kapital- 
gesellschaft bis zu Organisationsformen, die der der 
Aktiengesellschaft vergleichbar sind. Regelmäßig 
werden jedoch, vor allem bei den größeren Unter- 
nehmen, die kapitalgesellschaftsrechtlichen Aspekte 
überwiegen, die nicht nur in einer institutionellen 
Trennung von Eigentümer und Unternehmenslei- 
tung, sondern vor allem auch in der Beschränkung 
der Haftung auf das Gesellschaftsvermögen zum 
Ausdruck kommen. 

Die Anwendung der Kommissionsempfehlungen auf 
die Gesellschaft mit beschränkter Haftung stößt wei- 
ter auf die Schwierigkeit, daß das GmbH-Recht kein 
in seinen Kompetenzen dem Aufsichtsrat der Aktien- 
gesellschaft vergleichbares Organ vorsieht. Dies gilt 
nicht nur für das Verfahren der Auswahl von Füh- 
rungskräften und ihrer periodischen Wiederbestel- 
lung, sondern auch für die Auskunfts- und Kontroll- 
kompetenzen des GmbH-Aufsichtsrates, soweit er 
nach dem Betriebsverfassungsgesetz gebildet werden 
muß. 

Die Kommission hat es nicht als ihre Aufgabe ange- 
sehen, entsprechende Änderungen und Anpassungen 
des GmbH-Rechts selbst zu empfehlen. Sie ist der 
Ansicht, daß den unternehmensrechtlichen Notwen- 
digkeiten, die sich aus der institutioneilen Mitbe- 
stimmung ergeben, im Rahmen der GmbH-Reform 
Rechnung getragen werden muß. Sie erwartet, daß 
ihre unternehmensrechtlichen Überlegungen im Rah- 
men dieser Reform soweit wie möglich beachtet wer- 
den. 

47 . Die Kommission ist weiter der Auffassung, daß 
auch eine Anwendung auf eine GmbH, die als Kom- 
plementär einer KG in Erscheinung tritt, mit der 
Maßgabe in Frage kommt, daß alle Arbeitnehmer 
der GmbH & Co. der GmbH zugerechnet werden, 
also eine Mitbestimmung in der geschäftsführenden 
GmbH stattfindet. 

Neben den eigentlichen Kapitalgesellschaften sollten 
die Empfehlungen der Kommission auch auf den Ver- 
sicherungsverein auf Gegenseitigkeit und genossen- 
schaftlich organisierte Unternehmen Anwendung 
finden, soweit sie die erforderliche Größe erreichen. 

Die Kommission hat sich auch mit der Frage beschäf- 
tigt, ob sie eine Ausnahme sogenannter Tendenz- 
betriebe von der Anwendung der vorgeschlagenen 
Mitbestimmungsregelungen empfehlen soll. Sie ist 
zu dem Ergebnis gelangt, daß sich eine solche Aus- 
nahme nicht mit den Gründen vereinbaren ließe, aus 
denen sich die institutionelle Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer im Unternehmen rechtfertigt. Die 
Kommission empfiehlt deshalb, auf eine Ausnahme 
für Tendenzbetriebe oder Tendenzuntemehmen zu 
verzichten. 


48 . Besondere Aufmerksamkeit hat die Kommis- 
sion der Frage gewidmet, ob ihre Empfehlungen auch 
auf die offene Handelsgesellschaft, die Komman- 
ditgesellschaft und das Einzelunternehmen An- 
wendung finden sollten, wenn sie die vorgesehene 
Mindestgröße überschreiten. Die Kommission ver- 
kennt nicht, daß bei Unternehmen, die in der Rechts- 
form der Personalgesellschaft oder des Einzelkauf- 
manns betrieben werden, die sozialen Vorausset- 
zungen für eine institutioneile Mitbestimmung eben- 
so vorliegen. Auch hier sollte es nach ihrer Auf- 
fassung nicht möglich sein, daß zum Beispiel struk- 
turelle Änderungen oder Anpassungen, die das 
wirtschaftliche oder rechtliche Schicksal der Arbeit- 
nehmer betreffen, ohne deren Mitwirkung beschlos- 
sen werden. Gleichwohl empfiehlt die Kommission, 
von einer Anwendung ihrer Empfehlungen auf die 
Personalgesellschaft und das Einzelunternehmen ab- 
zusehen. Für diese Empfehlung war vor allem maß- 
gebend, daß die Verwirklichung der Kommissions- 
empfehlungen in diesem Bereich nicht ohne tief- 
greifende und von der Kommission in ihren Aus- 
wirkungen auf die Personalgesellschaft oder das 
Einzelunternehmen kaum abschätzbare strukturelle 
Veränderungen der Eigentümerstellung möglich 
wäre. Dies gilt in erster Linie für die im Gegensatz 
zur Kapitalgesellschaft unbeschränkte Haftung der 
Personal-Gesellschafter oder des Einzelkaufmanns 
für alle Konsequenzen unternehmerischer Entschei- 
dungen. Mit der unbeschränkten Haftung für unter- 
nehmerisches Risiko sind jedoch Regelungen nur 
schwer vereinbar, die die Beeinflußbarkeit dieses 
Risikos durch den Haftenden zugunsten Dritter ein- 
schränken. 

Die strukturellen Unterschiede zur Kapitalgesell- 
schaft kommen aber auch in dem Umstand zum Aus- 
druck, daß die Gesellschafter oder der Einzelkauf- 
mann auch bei Unternehmen der hier in Frage ste- 
henden Größe regelmäßig selbst an der Geschäfts- 
führung teilhaben, Unternehmensleitung und Eigen- 
tümerstellung also eng miteinander verbunden sind. 
Damit werden einer möglichen Einflußnahme der 
Arbeitnehmer auf die Führungsauswahl im Unter- 
nehmen enge Grenzen gesetzt. 

Wenn die Kommission aus diesen Gründen davon 
absieht, eine Anwendung ihrer Empfehlungen auf 
die Personalgesellschaften und den Einzelkaufmann 
vorzuschlagen, so schließlich auch deshalb, weil in 
praxi davon nur eine vergleichsweise geringe Zahl 
von Arbeitnehmern betroffen wäre. Nach der be- 
reits erwähnten Unternehmensstatistik werden von 
offenen Handelsgesellschaften beziehungsweise 
Kommanditgesellschaften mit einer Mindestgröße 
von 2000 Arbeitnehmern nur insgesamt 300 000 Ar- 
beitnehmer beschäftigt; bei einem Anwendungs- 
bereich ab 1000 Arbeitnehmer sind insgesamt 
600 000 Arbeitnehmer betroffen. Die entsprechenden 
Zahlen für Einzelunternehmen lauten bei einer 
Grenze von 1000 Arbeitnehmern: 54 000. Bei einer 
Abwägung zwischen den Konsequenzen einer An- 
wendung ihrer Empfehlungen auf die Personalge- 
sellschaft und den Einzelkaufmann einerseits und den 
damit verbundenen Vorzügen andererseits ist die 
Kommission zu dem Ergebnis gelangt, daß die 
mit einer Anwendung der Regelungen zur institutio- 
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nellen Mitbestimmung verbundenen Nachteile durch 
die mit einer solchen Anwendung verbundenen Vor- 
teile nicht aufgewogen werden. 

Dies schließt nach Auffassung der Kommission nicht 
aus, daß ihre Empfehlungen bezüglich einer insti- 
tutioneilen Sicherung der Kooperation zwischen der 
Unternehmensleitung und dem Betriebsrat oder 
Gesamtbetriebsrat auf die Personalgesellschaft und 
das Einzelunternehmen insoweit Anwendung finden, 
als sie mit der besonderen rechtlichen Stellung der 
Inhaber vereinbar sind. Im übrigen läßt es die Ein- 
bindung der Personalgesellschaften und der Einzel- 
unternehmen in den Wettbewerb, in den Arbeits- 
markt und in den Kapitalmarkt nach Auffassung der 
Kommission erwarten, daß keine wesentlichen Dis- 
krepanzen zwischen der Personalgesellschaft und 
der Kapitalgesellschaft zu Lasten der Arbeitnehmer 
entstehen werden. 


49 . Im Zusammenhang mit dem Anwendungsbe- 
reich ihrer Empfehlungen hat sich die Kommission 
auch mit dem allgemeinen Einwand befaßt, eine über 
das Betriebsverfassungsgesetz hinausgehende Mit- 
bestimmung könne in der Zukunft dazu führen, daß 
über längere Zeiträume hinweg Hemmungen im 
Wachstum einzelner Unternehmen und damit auch 
Hemmungen im Wachstum der Volkswirtschaft ein- 
treten. Unter diesem Gesichtspunkt hat sich die Kom- 
mission zunächst mit der bereits in Ziffer 43 erwähn- 
ten Frage auseinandergesetzt, ob bei kleineren 
Kapitalgesellschaften Wachstumshemmungen da- 
durch zu befürchten sind, daß diese die Zunahme 


ihrer Belegschaftszahl über die kritische Zahl von 
1000 oder 2000 Mitarbeitern hinaus künstlich ab- 
stoppen und das weitere Wachstum des Unterneh- 
mens etwa ins Ausland verlagern. Die Kommission 
hat sich ferner die Frage vorgelegt, ob zu befürchten 
ist, daß größere Personalunternehmen, welche die 
Grenzen der Finanzierungsmöglichkeiten aus eige- 
ner Kraft erreicht haben und deren weiteres Wachs- 
tum nur bei Umwandlung in eine Kapitalgesellschaft 
finanziert werden kann, wegen der für Kapitalgesell- 
schaften vorgesehenen Mitbestimmung die Umwand- 
lung in eine Kapitalgesellschaft unterlassen könnten. 

Die Kommission verkennt nicht, daß eine über das 
Betriebsverfassungsgesetz weit hinausgehende Aus- 
gestaltung der institutionellen Mitbestimmung bei 
kleineren Kapitalgesellschaften und bei größeren 
Personalunternehmen Gefahren dieser Art herbei- 
führen kann. Sie glaubt allerdings, daß sich diese 
Befürchtungen bei Verwirklichung ihrer Empfehlun- 
gen nicht bestätigen werden. Die Kommission erwar- 
tet von der Verwirklichung ihrer Empfehlungen 
einen so starken Effekt der sozialen Entspannung 
auch und gerade für das einzelne Unternehmen, daß 
es unwahrscheinlich erscheint, daß die beteiligten 
Personen in ihrer Mehrzahl sich durch die Mitbe- 
stimmung zu einem wachstumsschädlichen Verhalten 
werden verleiten lassen. 

50 . Die Kommission hat davon abgesehen, beson- 
dere Empfehlungen für eingetragene Genossenschaf- 
ten und Stiftungen auszusprechen. Desgleichen hat 
sie davon abgesehen, die Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts in ihre Erwägungen einzubeziehen. 
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Zusammenstellung der im Rahmen der Anhörungen von der MItbestim 
mungskommission befragten Personen *) 


Montan-Bereich 

Mannesmann AG, Düsseldorf 

Franz Heinrich Ulrich 
(Vorsitzender des Aufsichtsrates) 

Prof. Dr. Karl Hax 

(stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrates) 

Dr. Egon Overbeck 
(Vorsitzender des Vorstandes) 

Peter Keller 
(Arbeitsdirektor) 

Willi Brandt 

(Vorsitzender des Betriebsrates) 

* 

Eisenwerk-Gesellschaft Maximilianshütte m. b. H. 
Sulzbach-Rosenberg Hütte 

Dr. Odilo Burkart 
(Vorsitzender des Aufsichtsrates) 

Erwin Essl 

(1. stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrates) 
Dr. Josef Bogner 

(Neutrales Mitglied des Aufsichtsrates) 

Hans Hahl 

(Vorsitzender des Vorstandes) 

Werner P. Schmidt 
(Arbeitsdirektor) 

* 

Salzgitter Hüttenwerk AG, Salzgitter-Drütte 

Hans Birnbaum 

(Vorsitzender des Aufsichtsrates) 

Dr. Heinz Schumacher 
(Sprecher des Vorstandes) 

Adolf Jungbluth 
(Arbeitsdirektor) 

Erich Sewald 

(Vorsitzender des Betriebsrates) 

* 

Hüttenwerk Oberhausen AG, Oberhausen 

Wolfgang Curtius 
(Vorsitzender des Aufsichtsrates) 


I Heinz Dürrbeck 

(stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrates) 

Friedrich Kübel 
(Arbeitsdirektor) 

Bernhard Böhmer 

(stellvertretender Vorsitzender des Betriebsrates) 

August Thyssen-Hütte AG, Duisburg-Hamborn 

Dr. Kurt Birrenbach 
(Vorsitzender des Aufsichtsrates) 

Regierungspräsident i. R. Kurt Baurichter 
(Neutrales Mitglied des Aufsichtsrates) 

Bergass. a. D. Dr. Flans-Günther Sohl 
i (Vorsitzender des Vorstandes) 

Kurt Doese 
: (Arbeitsdirektor) 

Rudolf Judith 

. (Vorsitzender des Betriebsrates) 

I 

I Hoesch AG, Dortmund 

; Dr. Willy Ochel 

: (Vorsitzender des Aufsiditsrates) 

Karl Heinz Troche 

(1. stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrates) 
i Dr. Hans Janberg 

\ (stellvertretender Vorsitzender des Aufsichtsrates) 

' Dr. Harald Koch 

; (Neutrales Mitglied des Aufsichtsrates) 

I Dr. Friedrich Harders 
(Vorsitzender des Vorstandes) 

* 

j Saarbergwerke AG, Saarbrücken 

! Dr. Hubertus Rolshoven 
(Vorsitzender des Vorstandes) 

! 

i 

I *) Die in Klammern vermerkte Positionsangabe bezieht 
; sich jeweils auf den Zeitpunkt der Anhörungen. 
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Anton Hehl 

(Vorsitzender des Betriebsrates und Mitglied des 
Aufsichtsrates) 

* 

Willi Michels 

(Vorstandsmitglied der IG Metall) 

* 

Konrad Kaletsch 

(persönlich haftender geschäftsführender Gesell- 
schafter der Friedrich Flick KG) 

Heinz Oskar Vetter 

(2, Vorsitzender der IG Bergbau und Energie) 


BetrVG-Bereich 

Karstadt AG 

Dr. Plans Coenen 
(Mitglied des Vorstandes) 

Helmuth Günther 

(Vorsitzender des Betriebsrates und Mitglied des 
Aufsichtsrates) 

* 

Volkswagenwerk AG, Wolfsburg 

Dr .Kurt Lotz 

(Vorsitzender des Vorstandes) 

Heinz Hilbich 

(Mitglied des Aufsichtsrates und Vorsitzender des 
Betriebsrates im Werk Hannover) 

* 

NSU-Motorenwerke AG, Neckarsulm 

Dr. Gerd Stieler von Heydekampf 
(Vorsitzender des Vorstandes) 

* 

Daimler Benz AG, Stuttgart-Untertürkheim 

Dr. Hanns Martin Schleyer 
(Mitglied des Vorstandes) 

* 

Farbwerke Hoechst AG, vormals Meister Lucius & 
Brüning, Frankfurt-Hoechst 

Dr. Hermann Richter 
(Vorsitzender des Aufsichtsrates) 

Prof. Dr. Karl Winnacker 
(Vorsitzender des Vorstandes) 


Erhard Klein 

(Vorsitzender des Betriebsrates) 

* 

Esso AG, Hamburg 

Emil Kratzmüller 
(Vorsitzender des Vorstandes) 

Hermann Brücker 
(Vorsitzender des Betriebsrates) 

* 

Dresdner Bank AG, Düsseldorf 

Dr. Adolf Schäfer 
(Mitglied des Vorstandes) 

Heinz Wichter 

(Vorsitzender des Betriebsrates) 

* 

Allgemeine Elektricitäts-Gesellschaft AEG — 
Telefunken, Frankfurt/Main 

Dr. Hans C. Boden 
(Vorsitzender des Aufsichtsrates) 

Dr. Herbert Münzer 
(Generalbevollmächtigter) 

Josef Michaely 

(Vorsitzender des Betriebsrates und Mitglied des 
Aufsichtsrates) 

* 

Allianz Versicherungs-AG 

Alfred Haase 

(Vorsitzender des Vorstandes) 

Max Mertens 

(Vorsitzender des Betriebsrates und Mitglied des 
Aufsichtsrates) 

* 

Neue Heimat, Gemeinnützige Wohnungs- und Sied- 
lungsgesellschaft m.b.H., Hamburg 

Albert Vietor 

(Vorsitzender der Geschäftsführung) 

Werner Staak 

(Vorsitzender des Betriebsrates) 

* 

Konsul Dr. Johannes C. D. Zahn 
(Mitinhaber des Bankhauses C. G. Trinkaus, Düssel- 
dorf) 

Vertreter der Union der Leitenden Angestellten 
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Angaben zur schriftlichen Befragung 
der Mitbestimmungskommission 

1. In der ersten Jahreshälfte 1969 führte die Mitbestimmungskom- 
mission eine schriftliche Befragung durch. 

Unabhängig voneinander und ad personam wurden folgende Posi- 
tionsträger mit gleichlautenden Befragungsunterlagen ange- 
schrieben: 

a) der Vorstandsvorsitzende bzw. das kaufmännische Vorstands- 
mitglied 

(im Montan-Bereich auch der Arbeitsdirektor), 

b) der Aufsichtsratsvorsitzende bzw. sein Stellvertreter, 

c) der Betriebsratsvorsitzende oder — falls vorhanden — der Vor- 
sitzende des Gesamtbetriebsrates. 

Angeschrieben wurden 62 Unternehmen, die der qualifizierten Mit- 
bestimmung unterliegen, und 373 Gesellschaften aus dem Gel- 
tungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes. Als Unterlage dien- 
te im letztgenannten Fall eine vom Wirtschaftswissenschaftlichen 
Institut der Gewerkschaften vorgelegte Liste derjenigen Unter- 
nehmen, die nach den Kriterien des DGB von einer möglichen Aus- 
weitung der Mitbestimmung betroffen würden. Diese Aufstellung 
umfaßt 392 Firmennamen. 

Für die Befragung wurden die Unterlagen bereinigt; Unternehmen 
ohne eigenen Geschäftsbetrieb (z. B. Vermögensverwaltungen) 
wurden gestrichen; ferner entfielen einige Unternehmen durch 
Umgründungen und Umstrukturierungen oder dadurch, daß voll- 
ständige Personalunion zwischen zwei oder mehr der aufgeführten 
Unternehmen bestand. 

2. Der Fragebogen gliedert sich wie folgt: 

A. Allgemeine statistische Angaben zum Unternehmen, 

B. Struktur und Arbeitsweise des Aufsichtsrates, 

C. Kooperation zwischen Vorstand und Gesamt-Betriebsrat bzw. 
Vorstand und Betriebsrat, 

D. Angaben zur Geschäftsverteilung des Vorstandes. 

Im allgemeinen wurden geschlossene Fragen, das heißt Fragen mit 
vorgegebenen Antworten, gestellt, die — von wenigen Ausnah- 
men abgesehen — nicht auf Meinungen, sondern auf Aussagen 
über Fakten abzielten. 

3. Zwischen dem 25. und 28. März 1969 wurden die Fragebogen ver- 
schickt, versehen mit einem Schreiben des Kommissionsvorsitzen- 
den unter genauer Angabe des Untersuchungszieles und Darlegung 
des Kommissionsauftrages, ferner mit einem Schreiben des Evi- 
denzbüros der Kommission mit verfahrenstechnischen Hinweisen. 
Als gewünschter Rücksende-Termin wurde der 18. April 1969 
genannt. 

Am 13. Mai 1969 wurde eine Mahnwelle verschickt. 

4. Die eingegangenen Fragebogen wurden für die Auswertung mit 
einer elektronischen Datenverarbeitungsanlage aufbereitet. Aus 
arbeitstechnischen Gründen konnten hierbei nur die Fragebogen 


3 Der Fragebogen für den Montan-Bereich wurde auf die besonderen Insti- 
tutionen der Montan-Mitbestimmung abgestellt und insofern geringfügig 
ergänzt. 


122 



Deutscher B undestag — 6. Wahlp eriod e Drucksache Yl/334 


berücksichtigt werden, die bis zu einem intern festgelegten Termin 
Vorlagen. Es sind dies 1091 Fragebogen. Spätere Eingänge (ins- 
gesamt 73) wurden nicht mehr berücksichtigt. 

Es ist besonders zu beachten, daß hier mehrere Untersuchungen 
in einem Arbeitsgang durchgeführt worden sind; 

Einmal liegen nebeneinander vier Untersuchungen vor, bei denen 
das Untersuchungsobjekt durch die verschiedenen Positionsträger 
gekennzeichnet ist. Zum anderen sind diese Positionsträger in 
Unternehmen tätig und erlauben somit eine Gegenüberstellung 
der Antworten verschiedener Positionsträger aus demselben Unter- 
nehmen. 

In Anlage 3 sind auszugsweise Tabellen der schriftlichen Befra- 
gung wiedergegeben, und zwar die Tabellen 1 bis 13 positions- 
trägerbezogen und die Tabellen 14 bis 17 unternehmensbezogen. 

5. Von den versandten Fragebogen gingen 81 Vo rechtzeitig ein und 
wurden in die Auswertung einbezogen. Bei dieser hohen Rücklauf- 
quote kann trotz geringer Unterschiede zwischen den verschiede- 
nen Positionsträgern von der Repräsentativität des vorliegenden 
Materials für den bezeichneten Untersuchungsbereich ausgegangen 
werden. 

Rücklauf differenziert nach Positionsträgern 



Vor- 

stands- 

vor- 

sitzender 

Auf- 

sichts- 

ratsvor- 

sitzender 

Betriebs- 

ratsvor- 

sitzender 

Arbeits- 

direktor 

ins- 

gesamt 

Termin- 
gerechter 
Rücklauf .... 

368 

329 

342 

52 

1091 

in ^/o 

' 85 

78 

79 

84 

81 

Basis 

435 

421 

431 

62 

1349 


Bezogen auf die Unternehmen stellt sich der Rücklauf wie folgt dar: 

Von 304 Unternehmen gingen sowohl der Fragebogen des Vor- 
standsvorsitzenden bzw. kaufmännischen Vorstandsmit- 
gliedes als auch des Vorsitzenden des Betriebsrates oder 
Gesamtbetriebsrates ein (zum Teil liegen von diesen 
Unternehmen außerdem die Bogen des Aufsichtsrats- 
vorsitzenden bzw. seines Stellvertreters oder des Arbeits- 
direktors vor), 

Tn 28 Unternehmen antworteten nur der Betriebsrats-(Gesamt- 
betriebsrats-)vorsitzende und 

in 56 Unternehmen nur der Vorstand (zum Teil in Verbindung 
mit dem Aufsichtsrat). 

Hinzu kommen 

26 Unternehmen, aus denen nur die Antwort(en) des Auf- 
sichtsratsvorsitzenden oder von bisher nicht genannten 
Kombinationen vorliegen. 

Insgesamt erlauben die Fragebogen damit eine Analyse 
von 

414 Unternehmen im Hinblick auf relevante Fragen zur Mit- 
bestimmung; das sind 95,2 Vo der Erhebungsgesamtheit 
(N = 435). 

Die detaillierte Darstellung der Ergebnisse der schriftlichen Befra- 
gung ist für einen späteren Zeitpunkt vorgesehen. 
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Anlage 3 


Tabelle 1 


Fragestellung: 

Anteilseignerseite im Aufsichtsrat: 

— Wieviel Aufsichtsratsmandate werden von Banken insgesamt gehalten? 


Von Banken gehaltene Mandate 

Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) 
Bereich der Montan-Mitbestimmung (Montan) 



Vorstands- 

vorsitzender 

BetrVG | Montan 

Aufsichtsrats- 

vorsitzender 

BetrVG | Montan 

Betriebsrats- 

vorsitzender 

BetrVG | Montan 

Arbeits- 

direktor 

1 Mandat 


23 

24 

24 

23 

25 

27 

29 

2 Mandate 


14 

10 

15 

9 

13 

13 

12 

3 Mandate 


8 

8 

8 

13 

6 

6 

6 

4 Mandate 


1 

2 

1 

2 

1 

— 

2 

5 Mandate und mehr . . . 


2 

— 

2 

— 

2 

2 

— 

kein Mandat 


52 

56 

50 

53 

53 

52 

' 51 : 

1 1 

1 


100 

100 

100 

100 

100 

100 ' 

! 100 

Basis 



317 

51 

282 

47 

1 

294 

48 

1 52 
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Tabelle 2 

Fragestellung: 

Arbeitnehmerseite im Aufsichtsrat: 

— Wieviel Aufsichtsratsmandate auf Arbeitnehmerseite entfallen auf unternehmensfremde Personen? 


Arbeitnehmerseite im Aufsichtsrat: unternehmensfremde Arbeitnehmer Vertreter 

Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) 

Bereich der Montan-Mitbestimmung (Montan) 



Vorstands- 

vorsitzender 

BetrVG | Montan 

Aufsichtsrats- 

vorsitzender 

BetrVG | Montan 

Betriebsrats- 

vorsitzender 

BetrVG Montan 

Arbeits- 

direktor 

1 Mandat 

12 

— 

12 

— 

10 




2 Mandate 

1 

2 

1 

2 

2 

2 

2 

3 Mandate 

2 

41 

2 

38 

1 

46 

48 

4 Mandate 


39 


45 

— 

33 

33 

5 Mandate 

— 

2 

— 

2 


2 

2 

6 Mandate 

— 

16 

— 

13 


15 

15 

7 Mandate und mehr 

1 

* 

— 

— 

— 


— 

— 

kein Mandat 

85 


85 

— 

87 

2 

i 


100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Basis 

317 

51 

1 282 

47 

294 

48 ; 

52 


Tabelle 3 

Fragestellung: 

Arbeitnehmerseite des Aufsichtsrates: 

— Wieviel Mandatsträger sind hauptamtlich bei Gewerkschaften oder deren 
Spitzenorganisationen beschäftigt? 

Arbeitnehmerseite im Aufsiditsrat: 
hauptamtlich bei Gewerkschaften Tätige 

Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) 

Bereich der Montan-Mitbestimmung (Montan) 


Vorstands- Aufsichtsrats- I Betriebsrats- 

Vorsitzender Vorsitzender | Vorsitzender Arbeits- 


1 

BetrVG | 

Montan 

BetrVG | 

Montan 

BetrVG | 

Montan 


1 Mandat 

12 

18 

13 

17 

12 

17 

19 

2 Mandate 

1 

33 

1 

32 

1 

42 

35 

3 Mandate 

. 

31 


34 

, 

23 

27 

4 Mandate 

— 

16 

— 

15 

— 

14 

15 

5 Mandate und mehr 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

kein Mandat 

87 

2 

86 

2 

87 

4 

1 

4 


100 

100 

100 

100 ! 

100 

100 

100 

Basis 

317 

51 

282 

47 i 

! 

294 

48 

1 

52 
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Tabelle 4 


Fragestellung: 

Wie erfolgten im Jahre 1968 Aufsichtsratsbeschlüsse? 


Beschlußfassung im Aufsichtsrat 

Anwendungsbereidi des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) 
Bereich der Montan-Mitbestimmung (Montan) 


Vorstands- | Aufsichtsrats- Betriebsrats- 
vorsitzender Vorsitzender Vorsitzender Arbeits- 


1 

BetrVG j 

Montan 

BetrVG 

Montan 

BetrVG 

Montan 

direktor 

nur einstimmig 

80 

65 

84 

62 

58 

52 

67 

überwiegend einstimmig 

14 

27 

14 

26 

28 

44 

33 

nur oder überwiegend als Mehr- 
heitsbeschluß 

2 



2 

2 



keine Angabe 

4 

8 

2 

12 

12 

2 

-- i 


100 

100 

100 

100 

* 100 

100 

100 

Basis 

317 

51 

282 

47 

! 294 

i 

48 

1 

52 


Tabelle 5 


Fragestellung: 

Gibt es Arbeitsgespräche mit den Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat außer- 
halb der Aufsichtsratssitzungen? 

a) als Vorgespräche zwischen Unternehmensleitung und Arbeitnehmervertretern 


Vorgespräche zwischen Unternehmensleitung und Arbeitnehmervertretern 



Vorstands- 

vorsitzender 

BetrVG 1 Montan 

Aufsichtsrats- 

vorsitzender 

BetrVG | Montan 

Betriebsrats- 

vorsitzender 

BetrVG | Montan 

Arbeits- 

direktor 

keine Vorgespräche 

30 

2 

31 

4 

28 

— 


Vorgespräche 

60 

92 

57 

66 

56 

81 

94 

1 

keine Angabe 

1 

10 

6 

12 

30 

16 

19 

1 ö i 


100 

100 

100 

! 

100 

100 

100 

100 

Basis 

[ 

317 

51 

1 282 

47 

294 

48 

52 
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Tabelle 6 


Fragestellung: 

Gibt es Arbeitsgespräche mit den Anteilseignervertretern im Aufsichtsrat außer- 
halb der Aufsichtsratssitzungen? 


Arbeitsgespräche mit Anteilseignervertretern im Montan-Bereich 

Mehrfachnennungen 


I 



Vorstands- 
vor- 
sitzender i 

Aufsichts- ' 
ratsvor- 
sitzender 

Betriebs- 

ratsvor- 

sitzender 

Arbeits- 

direktor 

Arbeitsgespräche fanden statt 

! 




a) Unternehmensleitung: 

Anteilseignervertreter 

53 

i ■■ ' 

55 

31 

48 

b) AR-Vorsitzender: 

Anteilseignervertreter 

35 

i 40 

31 

50 

c) „Neutraler'" : 

Anteilseignervertreter 

10 

9 

8 

i 12 

d) sonstige Arbeitsgespräche mit Anteilseignerver- 
tretern 

14 

' 15 

8 1 

, 

6 

Basis 

' 

1 

47 

48 I 

1 

52 


Tabelle 7 


Fragestellung: 

Besteht ein Aufsichtsratspräsidium oder ein vergleichbarer Ausschuß? 


Vorhandensein eines Aufsichtsrats-Präsidiums oder vergleichbaren Ausschusses 

Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) 

Bereich der Montan-Mitbestimmung (Montan) 



Vorstands- 

vorsitzender 

Aufsichtsrats- 

vorsitzender 

Betriebsrats- 

vorsitzender 

Arbeits- 

direktor 

BetrVG ! 

Montan 

BetrVG 

Montan 

BetrVG 

Montan 

Nicht vorhanden 

52 

29 

52 

30 

49 

27 

29 

Vorhanden 

44 

71 

47 

70 

46 

63 

67 

Keine Angabe 

4 

— 

1 

— 

5 

10 

4 


100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Basis 

317 

51 

282 

47 

294 

48 

52 
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Tabelle 8 

Fragestellung: 

Besteht ein Aufsichtsratspräsidium oder ein vergleichbarer Ausschuß? 
Wenn ja: 

— Wieviel Mitglieder hat das Präsidium (der Ausschuß)? 


Mitgliederzahl des Präsidiums (vergleichbaren Ausschusses) 

Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) 
Bereich der Montan-Mitbestimmung (Montan) 



Vorstands- 

vorsitzender 

Aufsichtsrats- 
vorsitzender i 

Betriebsrats- 

vorsitzender 

Arbeits- 


BetrVG 

Montan 

i BetrVG 

! Montan 

BetrVG 

1 Montan 

direktor 

2 Mitglieder 

20 

18 

23 

15 

18 

15 

17 

3 Mitglieder 

14 

27 

14 

30 

14 

25 

27 

4 Mitglieder 

5 

10 

5 

8 

4 

10 

12 

5 Mitglieder und mehr 

5 

16 

5 

17 

7 

12 

11 

Entfällt (nicht vorhanden), keine 
Angabe 

56 

29 

53 

30 

57 

38 

33 


100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Basis 

317 

51 

282 

47 

294 

48 

52 


Tabelle 9 

Fragestellung: 

Besteht ein Aufsichtsratspräsidium oder ein vergleichbarer Ausschuß? 

Wenn ja: 

— Ist ein Arbeitnehmervertreter Mitglied des Präsidiums (des Ausschusses)? 


Arbeitnehmervertreter im Präsidium (vergleichbaren Ausschuß) 

Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) 
Bereich der Montan-Mitbestimmung (Montan) 



Vorstands- 

vorsitzender 

Aufsichtsrats- 

vorsitzender 

Betriebsrats- 

vorsitzender 

Arbeits- 

direktor 


BetrVG 

1 Montan 

BetrVG 

1 Montan 

BetrVG 

' Montan 

Nein 

40 — 

42 — 

44 — ' 

2 

Ja 

7 

71 

7 

70 

9 

63 

65 

Entfällt (nicht vorhanden), keine 
Angabe 

53 

29 

51 

30 

47 

37 

33 


100 

100 

100 

100 

100 

1 

100 

100 

Basis 

317 

51 ■ 

282 

47 

294 

48 

52 
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Tabelle 10 


Fragestellung: 

Aus welchem Tätigkeitsbereich kommt der „Neutrale“? 


Tätigkeitsbereich des „Neutralen" 

(nur Montan-Bereich) 



I 

Vorstands- ! 
Vorsitzender 

Aufsichts- 

rats- 

vorsitzender 

Betriebsrats- 

vorsitzender 

Arbeits- 

direktor 

Bereich der Wirtschaft (außer Danken) 

14 

15 

17 

14 

Bereich der Banken 

23 

21 

31 

27 

Bereich Verwaltung und Politik 

39 

38 

33 

40 

Bereich der Wissenschaft 

8 

9 

6 

6 ! 

Sonstiger Bereich 

12 

13 

11 

13 

keine Angabe 

4 

4 

2 

— 


100 

100 

100 

1 

100 

Basis 

51 

47 

48 

52 i 


Tabelle 11 


Fragestellung : 

Von wem wurde der „Neutrale“ zur Wahl vorgeschlagen? 


Vorschlag zur Wahl des „Neutralen" 

(nur Montan-Bereich) 



Vorstands- 

vorsitzender 

Aufsichts- 

rats- 

vorsitzender 

Betriebsrats- 

vorsitzender 

Arbeits- 

direktor 

Von Arbeitnehmervertrete m im Aufsichtsrat 

33 

36 

31 

36 

Von Anteilsei gnervertretem lim Aufsichtsrat 

18 

19 

29 

17 

Vom Vorstand 

4 

4 

— 

6 

Von „beiden Seiten“ 

39 

28 

17 

31 

Von Sonstigen 

2 

2 

— 

— 

keine Angabe 

4 

11 

23 

10 


100 

100 

100 

100 

Basis 

51 

47 

48 

52 
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Tabelle 12 

Fragestellung: 

Wie oft gab der „Neutrale'' in den Jahren 1964 bis 1968 bei einer Kampfabstim- 
mung durch seine Stimme den Ausschlag? 

Ausschlag bei Kampfabstimmung durch „Neutralen" 

(nur Montan-Bereich) 




Vorstands- 

Aufsidits- 

rats- 

vorsitzender | 

Betriebsrats- 

Arbeits- 


Vorsitzender 

Vorsitzender 

direkter 

keinmal 

72 

64 

60 

71 

einmal zugunsten der Arbeitnehmerseite 

2 

6 

6 

10 

zweimal und häufiger zugunsten der Arbeitnehmer- 
seite 

2 

2 

— 

— 

einmal zugunsten der Anteilseignerseite 

10 

11 

15 

11 

zweimal und häufiger zugunsten der Anteilseigner- ' 
Seite 

4 

2 

4 

4 

Nennung „beider Seiten" 

— 

— 

— 

— 

kam vor (Angabe ungenau) 

— 

2 

2 

— 

(Zwisdiensumme: kam vor) 

(18) 

(23) 

(27) 

(25) 

keine Angabe 

10 

13 

13 

4 


100 

100 

100 

100 

Basis 

51 

47 

48 

52 
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Tabelle 13 


Fragestellung: 

In wieviel Fällen wurden Entscheidungsvorlagen in den Jahren 1964 bis 1968 
nicht zum Zeitpunkt der Vorlage entschieden, sondern erst in der nächsten oder 
einer späteren Aufsichtsratssitzung? 


Häufigkeit von Vertagungen von Entscheidungs Vorlagen im Aufsichtsrat 

Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) 

Bereich der Montan-Mitbestimmung (Montan) 



Vorstands- 

vorsitzender 

Aufsichtsrats- 

vorsitzender 

Betriebsrats- 

vorsitzender 

Arbeits- 

direktor 


BetrVG 

Montan 

BetrVG 

i Montan 

BetrVG 

Montan 

einmal 

4 

6 

4 

6 

4 

6 

6 

zweimal 

4 

16 

3 

15 

7 

9 

11 

dreimal 

3 

10 

1 

9 

3 

11 

13 

viermal und öfter 

5 

10 

5 

13 

8 

6 

4 

„mehrmals" 

— ohne Zahlenangabe — 

3 



4 

2 

5 

6 

10 

(Zwischensumme: Vertagungen) . 

(19) 

(42) 

(17) 

(45) 

(27) 

(38) 

(44) 

In keinem Fall oder keine Angabe 

81 

58 

83 

55 

73 

62 

56 


100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Basis 

317 

51 

282 

47 

294 

48 

52 
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Tabelle 14 

Fragestellung: 

Gab es gemeinsame Sitzungen zwischen Gesamt-Betriebsrat *) und Vorstand 
bzw. einzelnen Mitgliedern des Vorstandes? 

Gemeinsame Sitzungen zwischen Betriebsrat oder Gesamtbetriebsrat 
und Vorstand bzw. einzelnen Vorstandsmitgliedern 

— Unternehmensbezogen — 

Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) 
Bereich der Montan-Mitbestimmung (Montan) 



Vorstands- 
vorsitzender 
(wenn auch der 
jeweilige Betriebs- 
ratsvorsitzende 
geantwortet hat) 

BetrVG | Montan 

Betriebsrats- 
vorsitzender 
(wenn auch der 
jeweilige Vor- 
standsvor- 
sitzende 

geantwortet hat) 
BetrVG | Montan 

nur Vor- 
stands- 
vor- 

sitzender ' 

nur Be- 
triebs- 
ratsvor- 
sitzender 

gemeinsame Sitzungen finden statt 

80 

88 

78 

86 

73 

75 

gemeinsame Sitzungen finden nicht statt . . 

10 — 

12 

5 

9 

4 

keine Angabe 

10 

12 

10 

9 

18 

21 


100 

100 

100 

100 

100 

100 

Basis 

262 

42 

262 

42 

56 

28 


•) Falls nicht vorhanden, sollte die Frage für den Betriebsrat beantwortet werden. 
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Tabelle 15 


Fragestellung: 

Gibt es im Unternehmen einen Wirtschaftsausschuß? 


Vorhandensein eines Wirtschaftsausschusses 

— Unternehmensbezogen — 

Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) 
Bereich der Montan-Mitbestimmung (Montan) 



Vorstands- 
vorsitzender 
(wenn auch der 
jeweilige Betriebs- 
ratsvorsitzende 
geantwortet hat) 

BetrVG | Montan 

Betriebsrats- 
vorsitzender 
(wenn auch der 
jeweilige Vor- 
standsvor- 
sitzende 

geantwortet hat) 
BetrVG | Montan 

nur Vor- 
stands- 
vor- 

sitzender 

nur Be- 
triebs- 
ratsvor- 
sitzender 

Wirtschaftsausschuß vorhanden 1 

85 

74 

83 

71 

73 

71 

Wirtschaftsausschuß nicht vorhanden . . : 

14 

26 

15 

29 

21 

25 

keine Angabe 

1 

— 

2 

— 

6 

4 


100 

100 

100 

100 

100 

100 

Basis 

262 

42 

262 

42 

56 

28 
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Tabelle 16 


Fragestellung: 

Gibt es im Unternehmen einen Wirtschaftsausschuß? 
Wenn nein; Warum wurde er nicht gebildet? 


Nur Unternehmen ohne Wirtschaftsausschuß: 
Gründe für das Fehlen 

(in absoluten Zahlen) 

Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) 
Bereich der Montan-Mitbestimmung (Montan) 

■ — Unternehmensbezogen — 



Vorstands- 
vorsitzender 
(wenn auch der 
jeweilige Betriebs- 
ratsvorsitzende 
geantwortet hat) 

BetrVG | Montan 

Betriebsrats- 
vorsitzender 
(wenn auch der 
jeweilige Vor- 
standsvor- 
sitzende 

geantwortet hat) 
BetrVG | Montan 

nur Vor- 
stands- 
vor- 

sitzender 

nur Be- 
triebs- 
ratsvor- 
sitzender 


2 

3 

4 

5 

6 

andere Kooperationsformen 

32 

11 

26 

8 

8 

6 

Sonstiges 

3 

— 

7 

2 

3 

— 

keine Angabe 

2 

— 

7 

2 

1 

1 

Summe *) 

37 

11 

40 

12 

12 

7 


♦) Die Summen in den Spalten 1 und 3 bzw. 2 und 4 weichen voneinander ab, da die 
Frage nach dem Vorhandensein des Wirtschaftsausschusses in einigen Unternehmen 
von den Positionsträgern unterschiedlich beantwortet worden ist. 
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Tabelle 17 

Fragestellung: 

Wird nach Ihrer Ansicht im Wirtschaftsausschuß ausreichend informiert? 

Ansicht über den Informationsumfang im Wirtschaftsausschuß 

— Unternehmensbezogen — 

Anwendungsbereich des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) 

Bereich der Montan-Mitbestimmung (Montan) 



Vorstands- 
vorsitzender 
(wenn auch der 
jeweilige Betriebs- 
ratsvorsitzende 
geantwortet hat) 

BetrVG | Montan 

Betriebsrats- 
vorsitzender 
(wenn auch der 
jeweilige Vor- 
standsvor- 
sitzende 

geantwortet hat) 
BetrVG | Montan 

nur Vor- 
stands- 
vor- 

sitzender 

nur Be- 
triebs- 
ratsvor- 
sitzender 

ausreichend 

84 

71 

67 

67 

73 

46 

nicht ausreichend 


' 

15 

5 

4 

25 

entfällt: kein Wirtschaftsausschuß, 
keine Angaben 

16 

29 

18 

28 

23 

29 


100 

100 

100 

100 

100 

100 

Basis 

262 

42 

262 

42 

56 

28 

i 
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Anlage 4 


Unternehmen im Geltungsbereidi des Mitbestimmungsgesetzes (1951) 
und des MitbErgG (1956) 


Stand nach Inkrafttreten des Mitbestimmungsgesetzes 


Veränderungen bis zum 1. Juli 1969 


A. Unternehmen der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie 

1. Gehr. Böhler & Co. AG, Düsseldorf-Oberkassel 


2. Gußstahlwerk Bochumer Verein AG, Bochum 

3. Deutsche Edelstahlwerke AG, Krefeld 

4. AG der Dillinger Hüttenwerke, Dillingen/Saar 

5. Dortmund-Hörder Hüttenunion AG, Dortmund 

6. Eisenwerke Gelsenkirchen AG, Gelsenkirchen 

7. Eisenwerke Mülheim-Meiderich AG, Mülheim 

8. Friedrichshütte AG, Herdorf/Sieg 

9. Gußstahlwerk Gelsenkirchen AG, Gelsenkirchen 

10. Klöckner-Georgsmarienwerke AG, Georgs- 
marienhütte 

11. Hahnsche Werke A G, Duisburg-Großenbaum 

12. Klöcknerwerke AG, Bremen (früher Norddeut- 
sche Hüttenwerke AG) 

13. Klöckner-Hüttenwerk Haspe AG, Hagen-Haspe 

14. Hüttenwerk Ilsede Peine AG, Peine 

15. Luitpoldhütte AG, Amberg 

j 16. Mannesmann-Hüttenwerke AG, Duisburg- 
Huckingen 

I 

j 17. Mannesmann-Röhrenwerke AG 


Fusion auf Fried. Krupp Hüttenwerke AG, Bochum 

Betriebsverpachtung an Hoesch AG 

aufgegangen in Rheinstahl Hüttenwerke AG 

aufgegangen in Rheinstahl Hüttenwerke AG 

Betriebsverpachtung an Hüttenwerke 
Siegerland AG, Siegen 

Umwandlung auf Klöckner-Werke AG, Duisburg 

Umwandlung auf Mannesmann AG, Düsseldorf 
Umwandlung auf Klöckner-Werke AG, Duisburg 

Umwandlung auf Klöckner-Werke AG, Duisburg 
Umwandlung auf Ilseder Hütte, Peine 

Umwandlung auf Mannesmann AG, Düsseldorf 

Umwandlung auf Mannesmann AG, Düsseldorf 


*) Die Verweisungen für die Gruppen A und B folgen der Numerierung in Spalte 3, die für Gruppe C der Numerie- 
rung in Spalte 1 

’*) Die Gesellschaften unterliegen nach gewerkschaftlicher Auffassung dem MitbG von 1951. Von den Anteilseignern 
wird diese Meinung nicht geteilt. Zur Vermeidung von Rechts Streitigkeiten sind Vereinbarungen abgeschlossen wor- 
den. Nähere Einzelheiten s. Vereinbarungen Nr. 1 bis 9. 
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Anlage 4 


Stand vom 1. Juli 1969 


1. Gehr. Böhler & Co. AG, Düsseldorf- 
Oberkassel *•) 

(vgl. A 19 und C 8) *) 

2. Deutsche Edelstahlwerke AG, Krefeld 


I 

I Bemerkungen 


Vereinbarung Nr. 1 


3. AG der Dillinger Hüttenwerke, 
Dillingen/Saar 

4. Hoesch AG (vgl. C 4) 

5. Rheinstahl Hüttenwerke AG, Essen 
(Vgl, A 5) 

(Vgl. A 22) 


nach Eingliederung 
des Saarlandes 

Vereinbarung Nr. 2 

Vereinbarung Nr. 3 

Vereinbarung Nr. 3 


6. Gußstahlwerk Gelsenkirchen AG, 
Gelsenkirchen 

7. Klöckner-Werke AG, Duisburg 
(vgl.C6) 

(VghC7) 

(Vgl. A 7 und C 6) 

(Vgl. A 7 und C 6) 

8. Ilseder Hütte, Peine (vgl. C 5) 

9. Luitpoldhütte AG, Amberg 

10. Mannesmann AG (vgl. C 7) 


Vereinbarung Nr. 4 

Vereinbarung Nr. 4 

Vereinbarung Nr. 4 
Vereinbarung Nr. 4 


(Vgl.C7) 


Nr. 1 

Gebr. Böhler & Co. AG 

Nach Gründung der Firma Gebr. Böhler & 
Co. AG herrschte unter den Beteiligten 
keine Einigkeit darüber, ob das Mitbestim- 
mungsgesetz von 1951 oder das Betriebs- 
verfassungsgesetz aus dem Jahre 1952 an- 
zuwenden sei. Um einem Rechtsstreit aus 
dem Wege zu gehen, haben die Vertrags- 
partner die paritätische Besetzung des Auf- 
sichtsrates und die Einsetzung eines Arbeits- 
direktors im Vorstand vereinbart. 

Nr. 2 

Hoesch AG / Dortmund-HÖrder Hüttenunion 
In Ergänzung des Lüdenscheider Abkom- 
mens werden nach dem Zusammenschluß 
die Hüttenwerke als eine Werksgruppe an- 
gesehen, für die ein Beirat und ein Direk- 
torium gebildet wurden. Dem Direktorium 
gehört ein für Personal- und Sozialfragen 
zuständiges Mitglied an; der Beirat ist 
paritätisch besetzt. In den Vorstand der 
Hoesch AG wurde ein zweiter Arbeits- 
direktor berufen. 

Nr. 3 

Rheinstahl-Hüttenwerke AG 

Das Unternehmen ist aus der Vermögens- 
übertragung der Rheinstahl-Eisenwerke 
Mülheim-Meiderich AG und der Rheinstahl 
Eisenwerke Gelsenkirchen AG auf die Ruhr- 
stahl AG und deren gleichzeitige Umbenen- 
nung in Rheinstahl Hüttenwerke AG ent- 
standen. Die Firma erhält einen 21köpfigen 
Aufsichtsrat. Für die drei großen Hütten- 
werke wird eine Werksleitung errichtet, 
der ein für personelle und soziale Fragen 
zuständiges Mitglied angehört. 

Nr. 4 

Hoesch AG / Ilseder Hütte / 

Klöckner-Werke AG 

Mit diesen Unternehmen wurden im Jahr 
1959 Vereinbarungen abgeschlossen (Lüden- 
scheider Abkommen), um nachteilige Aus- 
wirkungen von Umwandlungen im Gefolge 
des Umwandlungsteuergesetzes auf die Mit- 
bestimmung so weit wie möglich auszu- 
schalten. 

Unternehmen, die ihre rechtliche Selbstän- 
digkeit verloren haben und zu Betriebs- 
abteilungen ihrer bisherigen Muttergesell- 
schaft geworden sind, wurden überwiegend 
zu Werksgruppen zusammengefaßt. Ver- 
einbarungsgemäß erhielten die Direktorien 
dieser Werksgruppen einen Arbeitsdirektor 
und einen paritätisch besetzten Beirat. Das 
gleiche gilt für das in eine Betriebsabteilung 
umgewandelte Steinkohlenbergwerk Fried- 
rich der Große AG. 
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Stand nach Inkrafttreten des Mitbestimmungsgesetzes 

18. Eisenwerk-Gesellschaft Maximilianshütte mbH 
Sulzbach-Rosenberg 

19. Metallhüttenwerke Lübeck AG, Lübeck 

20. Neunkircher Eisenwerk AG, Neunkirchen/Saar 

21. Niederrheinische Hütte AG, Duisburg 

22. Hüttenwerk Oberhausen AG, Oberhausen 

23. Gußstahlwerk Oberkassel AG, Düsseldorf- 
Oberkassel 

24. Hüttenwerke Phoenix AG, Duisburg 

25. Stahl- und Walzwerke Rasselstein/Ander- 
nach AG, Neuwied 

26. Hüttenwerk Rheinhausen AG, Rheinhausen 

27. Röchling'sche Eisen- und Stahlwerke GmbH, 
Völklingen/Saar 

28. Ruhrstahl AG, Hattingen 

29. Hüttenwerk Salzgitter AG, Salzgitter-Drütte 

30. Hüttenwerke Siegerland AG, Siegen 

31 . Stahlwerke Bochum AG, Bochum 

32. Stahl- und Röhrenwerke Reisholz GmbH, 
Düsseldorf 

33. Stahlwerke Südwestfalen AG, Geisweid 

34. August-Thyssen-Hütte AG, Duisburg 


Veränderungen bis zum 1. Juli 1969 

Umwandlung in AG (1952); Rückwandlung in 
GmbH (1961) 

Umwandlung in GmbH (1959) 


Umfirmierung (durch Umgliederung) 

Umfirmierung 

Zusammenschluß in Hütten- und Bergwerke 
Rheinhausen 

aufgegangen in Rheinstahl-Hüttenwerke AG, Essen 
Umfirmierung 
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11 . 

12 . 

13. 

14. 

15. 

16. 

17. 

18. 

19. 

20 . 

21 . 

22 . 

23. 

24. 

25. 

26. 


Stand vom 1. Juli 1969 

Bemerkungen 

Eisenwerk-Gesellschaft Maximilians- 
hütte mbH 

Vereinbarung Nr. 5 

Metallhüttenwerke Lübeck GmbH, 
Lübeck **) 

Vereinbarung Nr. 8 

Neunkircher Eisenwerk AG, 
Neunkirchen/Saar 

nach Eingliederung 
des Saarlandes 

Niederrheinische Hütte AG, Duisburg 


Hüttenwerk Oberhausen AG, 
Oberhausen 

( 

Gußstahlwerk Oberkassel AG, 
Düsseldorf-Oberkassel 


Thyssen-Röhrenwerke AG, Düsseldorf 


Rasselstein AG, Neuwied **) 

Vereinbarung Nr. 6 

heute; Fried. Krupp Hüttenwerke AG 
(vgl. C 8) 

Vereinbarung Nr. 7 

Röchling'sche Eisen- und Stahl- 
werke GmbH 

nach Eingliederung 
des Saarlandes 

(Vgl. A 5) 

Vereinbarung Nr. 3 

Salzgitter Hüttenwerk AG, Salzgitter 


Hüttenwerke Siegerland AG, Siegen 


Stahlwerke Bochum AG, Bochum 


Stahl- und Röhrenwerke Reisholz 

GmbH, Düsseldorf 


Stahlwerke Südwestfalen AG, 

Geisweid 


August-Thyssen-Hütte AG, Duisburg 



Nr. 3 

Rheinstahl-Hüttenwerke AG 

Das Unternehmen ist aus der Vermögens- 
übertragung der Rheinstahl-Eisenwerke 
Mülheim-Meiderich AG und der Rheinstahl 
Eisenwerke Gelsenkirchen AG auf die Ruhr- 
stahl AG und deren gleichzeitige Umbenen- 
nung in Rheinstahl Hüttenwerke AG ent- 
standen. Die Firma erhält einen 21köpfigen 
Aufsichtsrat. Für die drei großen Hütten- 
werke wird eine Werksleitung errichtet, 
der ein für personelle und soziale Fragen 
zuständiges Mitglied angehört. 

Nr. 5 

Eisenwerk-Gesellschaft 
Maximilianshütte mbH 

Das Unternehmen behielt bis 1952 die 
Rechtsform der GmbH, nahm dann die 
Rechtsform der AG an und wurde 1961 wie- 
der in eine GmbH zurückgewandelt. Die 
Vereinbarung stellt auf die Beibehaltung 
der für Aktiengesellschaften geltenden Mit- 
bestimmungsregelungen ab. 

Nr. 6 

Rasselstein AG 

Nach einer Änderung der Produktionsstruk- 
tur bestand über die Frage, ob das Unter- 
nehmen noch dem MitbG von 1951 unter- 
liegt, zwischen den Beteiligten keine Über- 
einstimmung. Zur Vermeidung eines Rechts- 
streits wurde eine Vereinbarung über die 
Besetzung des Aufsichtsrates abgeschlossen. 

Nr. 7 

Fried. Krupp Hüttenwerke AG 

Die Vereinbarung für den Hüttenbereich 
sieht für die Werke Bochum, Rheinhausen, 
Düsseldorf und Hohenlimburg einen für 
personelle und soziale Angelegenheiten zu- 
ständigen Personalleiter sowie einen pari- 
tätisch besetzten Beirat vor. 

Nr. 8 

Metallhüttenwerke Lübeck AG 

Unter den Beteiligten bestand keine Einig- 
keit darüber, ob für die Zusammensetzung 
von Aufsichtsrat und Vorstand die Bestim- 
mungen des MitbG von 1951 oder des 
BetrVG von 1952 anzuwenden seien. Zur 
Vermeidung eines Rechtsstreits wurde die 
paritätische Besetzung des Aufsichtsrates 
und die Entsendung eines Arbeitsdirektors 
in die Geschäftsführung vertraglich ver- 
einbart. Darüber hinaus wurden die Rechte 
des Aufsichtsrates des seit 1959 als GmbH 
geführten Unternehmens denen einer AG 
angeglichen. 
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Stand nach Inkrafttreten des Mitbestimmungsgesetzes 

35. Westfalenhütte AG, Dortmund 

36. Gußstahlwerk Witten AG, Witten 

B, Unternehmen des Bergbaus 
L Steinkohlenbergbau 

1. Gewerkschaft Alte Haase, Sprockhövel 

2. Altenessener Bergwerks AG, Essen 

3. Arenberg Bergbau GmbH, Bottrop 

4. Gewerkschaft Auguste-Victoria, Marl-Hüls 

5. Bochumer Bergbau AG, Bochum 

6. Gewerkschaft Carl Alexander, Baesweiler 
Bez. Aachen 

7. Carolinenglück Bergbau AG, Bochum 

8. Gewerkschaft Carolus Magnus Steinkohlenberg- 
werk Übach-Palenberg, Bez. Aachen 

9. Concordia Bergbau AG, Oberhausen 

10. Consolidation Bergbau AG, Gelsenkirchen 

11. Bergbau AG Constantin der Große, Bochum 

12. Bergwerksgesellschaft Dahlbusch, Gelsenkirchen 

13. Diergardt-Mevissen Bergbau AG, 

Mülheim/Ruhr 

14. Dortmunder Bergbau AG, Dortmund 

15. Emscher-Lippe Bergbau AG, Datteln 

16. Erin Bergbau AG, Castrop-Rauxel 

17. Eschweiler Bergwerks-Verein, Kohlscheid 


Veränderungen bis zum 1. Juli 1969 

Umwandlung auf Hoesch AG 
Umfirmierung 


durch Fusion Teil der Werksgruppe 
Bergbau der Hoesch AG 

Umwandlung in Rheinstahl Bergbau AG 

stillgelegt 

Fusion auf Eschweiler Bergwerks-Verein, 
Kohlscheid 

Fusion mit Graf Moltke Bergbau AG, 

Gelsenkirchen 

stillgelegt 

stillgelegt 

Fusion auf Essener Steinkohlenbergwerke AG, 
Essen 

Fusion auf Bergwerke Rossenray AG, Essen (1959) 
stillgelegt 

Fusion auf Steinkohlenbergwerk Mathias Stinnes 
AG, Mülheim/Ruhr 

Fusion auf Rheinelbe Bergbau AG, Gelsenkirchen 

Umwandlung auf Dortmunder Bergbau AG 
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Stand vom 1. Juli 1969 Bemerkungen 

(Vgl. A 4 und C 4) Vereinbarung Nr. 4 

27. Edelstahlwerk Witten AG, Witten 


1. Gewerkschaft Alte Haase, Sprockhövel 

Vereinbarung Nr. 4 

2. heute: Rheinstahl Bergbau AG, Bottrop 


Nr. 4 

Hoesdi AG / Ilseder Hütte / 
Klöckner-Werke AG 

Mit diesen Unternehmen wurden im Jahr 
1959 Vereinbarungen abgeschlossen (Lüden- 
sdieider Abkommen), um nachteilige Aus- 
wirkungen von Umwandlungen im Gefolge 
des Umwandlungsteuergesetzes auf die Mit- 
bestimmung so weit wie möglich auszu- 
schalten. 

Unternehmen, die ihre rechtliche Selbstän- 
digkeit verloren haben und zu Betriebs- 
abteilungen ihrer bisherigen Muttergesell- 
schaft geworden sind, wurden überwiegend 
zu Werksgruppen zusammengefaßt. Ver- 
einbarungsgemäß erhielten die Direktorien 
dieser Werksgruppen einen Arbeitsdirektor 
und einen paritätisch besetzten Beirat. Das 
gleiche gilt für das in eine Betriebsabteilung 
umgewandelte Steinkohlenbergwerk Fried- 
rich der Große AG. 


3. Gewerkschaft Auguste-Victoria, 
Marl-Hüls 


4. Carolinenglück-Graf Moltke Bergbau 
AG, Gelsenkirchen 


5. Emschier-Lippe Bergbau AG, Datteln 


6. Eschweiler Bergwerks-Verein, 
Kohlscheid 
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Stand nach Inkrafttreten des Mitbestimmungsgesetzes 

18. Bergwerke Rossenray AG, Essen 

19. Essener Steinkohlenbergwerke AG, Essen 

20. Bergbau AG Ewald-König Ludwig, Herten 

21. Steinkohlenbergwerk Friedrich der Große AG, 
Herne 

22. Steinkohlenbergwerk Friedrich Heinrich AG, 
Kamp-Lintfort 

23. Friedrich Thyssen Bergbau AG, Duisburg- 
Hamborn 

24. Hessische Berg- und Hüttenwerke AG, Wetzlar 

25. Gewerkschaft Gottessegen, Sprockhövel 

26. Graf Moltke Bergbau AG, Gelsenkirchen 

27. Steinkohlenbergwerk Graf Bismarck GmbH, 
Gelsenkirchen 

28. Hamborner Bergbau AG, Duisburg-Hamborn 

29. Steinkohlenbergwerk Hannover-Hannibal AG, 
Bochum 

30. Hansa Bergbau AG, Dortmund 

31. Harpener Bergbau AG, Dortmund 

32. Gewerkschaft des Steinkohlenbergwerks 
Haus Aden, Recklinghausen 

33. Heinrich Bergbau AG, Essen 

34. Steinkohlenbergwerk Heinrich Robert AG, 
Herringen bei Hamm 

35. Bergwerksgesellschaft Hibemia AG, Herne 

36. Hoesch Bergwerks-AG, Dortmund 

37. Klöckner-Bergbau Königsborn- Werne AG, 
Unna-Königsborn 

38. Klöckner-Bergbau Victor-Ickern AG, Castrop- 
Rauxel 


Veränderungen bis zum 1. Juli 1969 

Umwandlung auf Hütten- und Bergwerke 
Rheinhausen AG (1959) 

Umfirmierung 

Fusion auf Ilseder Hütte, Peine 


stillgelegt 

Umfirmierung nach Fusion 
stillgelegt 

Fusion auf Bergwerke Rossenray AG, Essen (1959) 

Fusion auf Ewald-Kohle AG 

stillgelegt 

Umfirmierung 

Fusion auf Hoesch AG 

Verpachtung an Klöckner-Werke AG; jetzt 
Klöckner-Bergbau AG 

zunächst Fusion auf Klöckner-Werke AG; jetzt 
Klöckner-Bergbau AG 
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; Nr. 4 

Stand vom 1. Juli 1969 j Bemerkungen Hoesdi AG / Ilseder Hütte / 

— — Klöckner-Werke AG 

Mit diesen Unternehmen wurden im Jahr 
1959 Vereinbarungen abgeschlossen (Lüden- 
scheider Abkommen), um nachteilige Aus- 
wirkungen von Umwandlungen im Gefolge 
des Umwandlungsteuergesetzes auf die Mit- 
bestimmung so weit wie möglich auszu- 
schalten. 


9. Ewald-Kohle AG, Recklinghausen 


10. Steinkohlenbergwerk Friedrich 
Heinrich AG 

11. Friedrich Thyssen Bergbau AG, 
Duisburg-Hamborn 

12. Hessische Berg- und Hüttenwerke AG, 
Wetzlar 


(Vgl. B4) 


13. Hamborner Bergbau AG, Duisburg- 
Hamborn 


14. Hansa Bergbau AG, Dortmund 

15. Harpener Bergbau AG, Dortmund 


16. Steinkohlenbergwerk Heinrich 
Robert AG 

17. Hibernia AG, Herne 

Vereinbarung Nr. 4 

18. Klöckner Bergbau AG, Duisburg 


(Vgl. B 18) Vereinbarung Nr. 4 


Unternehmen, die ihre rechtliche Selbstän- 
digkeit verloren haben und zu Betriebs- 
. XT 4 abteilungen ihrer bisherigen Muttergesell- 

Vereinbarung Nr, 4 schaft geworden sind, wurden überwiegend 

zu Werksgruppen zusammengefaßt. Ver- 
einbarungsgemäß erhielten die Direktorien 
dieser Werksgruppen einen Arbeitsdirektor 
und einen paritätisch besetzten Beirat. Das 
gleiche gilt für das in eine Betriebsabteilung 
umgewandelte Steinkohlenbergwerk Fried- 
rich der Große AG. 


7. heute; Fried. Krupp Bergbau AG 


8. Essener Steinkohlenbergwerke AG, 
Essen 
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Stand nach Inkrafttreten des Mitbestimmungsgesetzes 

Veränderungen bis zum 1. Juli 1969 

39. Gewerkschaft Vereinigte Klosterbusch, 

stillgelegt 

Herbede/R. 


40. Gewerkschaft des Steinkohlenbergwerks 

stillgelegt 

Langenbrahm, Essen 


41. Bergbau AG Lothringen, Bochum 

Fusion auf Eschweiler Bergwerks-Verein 

42. Märkisdi'e Steinkohlengewerkschaft, 


Heessen bei Hamm 


43. Mannesmann Bergwerks AG 

Umwandlung auf Mannesmann AG 

44. Mannesmann Kokerei AG 

Umwandlung auf Mannesmann AG 

45. Steinkohlenbergwerk Mansfeld GmbH, 

stillgelegt 

Bochum-Langendreer 


46. Steinkohlenbergwerke Mathias Stinnes AG, 

Fusion auf Hibernia AG 

Mülheim/Ruhr 


47. Minister Achenbach B'ergwerksgesellschaft mbH, 

Fusion auf Gebr. Stumm GmbH 

Lünen-Brambauer 


48. Monopol Bergwerks-GmbH, Kamen 


49. Mülheimer Bergwerksverein, Mülheim/Ruhr 

Fusion auf Mathias Stinnes AG, Mülheim/R. 

50. Bergbau AG Neue Hoffnung, Oberhausen 

Fusion auf Hüttenwerk Oberhausen AG 

51. Niederrheinische Bergwerks-AG, 


N eukirchen/Moers 


52. Rheinelbe Bergbau AG, Gelsenkirchen 


53. Rheinpreußen AG für Bergbau und Chemie, 


Homberg 


54. Saarbergwerke AG, Saarbrücken 


55. Gewerkschaft Sophia Jacoba, Steinkohlen- 


bergwerk, Hückelhoven 


56. Gewerkschaft des Steinkohlenbergwerks 

stillgelegt 

Victoria Mathias, Essen 


57. Bergwerksgesellschaft Walsum mbH, Walsum 


58. Steinkohlenbergwerk Westfalen AG, 


Ahlen/Westf. 
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^ g 

Stand vom 1. Juli 1969 | Bemerkungen Hüttenwerk Oberhausen AG 

Nach der Umwandlung der Bergbau AG 
Neue Hoffnung auf die Plüttenwerk Ober- 
hausen AG wurde vereinbart, den Auf- 
sichtsrat von 11 auf 21 Personen zu ver- 
j großem und 2 Arbeitsdirektoren in den 
Vorstand zu berufen. 

Quelle: nach einer Zusammenstellung der 
Abteilung Mitbestimmung des DGB 
für die Mitbestimmungskommis- 
sion, Juli 1969 

19. Märkische Steinkohlengewerkschaft, 

Heessen 


20. Gebr. Stumm GmbH, Brambauer 


21. Monopol Bergwerks-GmbH, Kamen 


Vereinbarung Nr. 9 

22. Niederrheinische Bergwerks AG, 

Neukirchen-Vluyn 

23. Rheinelbe Bergbau AG, Gelsenkirchen 

24. Rheinpreußen AG für Bergbau und 
Chemie, Homberg 

25. Saarbergwerke AG, Saarbrücken nach Eingliederung 

des Saarlandes 

26. Gewerkschaft Sophia Jacoba, 

Steinkohlenbergwerk 


27. Bergwerksgesellschaft Walsum mbH, 
Walsum 

28. Steinkohlenbergwerk Westfalen AG, 
Ahlen 
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Stand nach Inkrafttreten des Mitbcstimmungsgesetzes Veränderungen bis zum 1. Juli 1969 


II. Braunkohlenbergbau 

59. Bayerische Braunkohlen-Industrie AG, 
Schwandorf/Bay. 

60. Braunschweigische Kohlenbergwerke AG, 
Helmstedt 

61. Braunkohlenbergwerk Neurath AG, Neurath 

62. Rheinische AG für Braunkohlen- und 
Brikettfabrikation, Köln 

63. Braunkohlen- und Brikettwerke Rodder- 
grube AG, Brühl/Köln 

64. Braunkohlenindustrie AG Zukunft, Weisweiler 

III. Pechkohlenbergbau 

65. Oberbayerische AG für Kohlenbergbau, 
München 

IV. Erzbergbau 

66. Barbara Erzbergbau AG, Düsseldorf 

67. Gewerkschaft Mannesmann, Düsseldorf-Gießen 

68. Harz-Lahn-Erzbergbau AG, Harzburg 

69. Erzbergbau Porta-Damme AG, Minden 

70. Erzbergbau Salzgitter AG, Salzgitter 

71. Erzbergbau Siegerland AG, Betzdorf 

C. Holdinggesellschaften 

1. Gelsenkirchener Bergwerks AG, Essen 

2. Rheinisch-Westfälische Eisen- und Stahl- 
werke AG, Mülheim 

3. Aktiengesellschaft für Berg- und Hütten- 
betriebe, Salzgitter-Drütte (Reichswerke) 


Fusion auf Rheinische Braunkohlenwerke AG, Köln 
Umfirmierung 

Fusion auf Rheinische Braunkohlenwerke AG, Köln 

Fusion auf Rheinische Braunkohlenwerke AG, Köln 

stillgelegt 

Übergang in BetrVG-Bereich (1964) 

Fusion auf Mannesmann AG 

gesetzliche Mitbestimmung seit 1963 erloschen 

stillgelegt 

Umfirmierung 

stillgelegt 


Umfirmierung 

Umfirmierung 
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Stand vom 1. Juli 1969 


1. Bayerische Braunkohlen-Industrie AG, 
Sdiwandorf 

2. Braunschweigische Kohlenberg- 
werke AG, Helmstedt 


3. Rheinische Braunkohlenwerke AG, 
Köln 


1. Salzgitter Erzbergbau AG, Salzgitter 


1. Gelsenkirchener Bergwerks- AG, Essen 

2. Rheinische Stahlwerke AG, Essen 


3. Salzgitter AG 


Bemerkungen 


Mitbestimmung 
zunächst kraft 
Vereinbarung 
Heute unterliegen 
die Unternehmen 
dem MitbErgG 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Stand nach Inkrafttreten des Mitbestimmungsgesetzes 

4. Hoesch-Werke AG, Dortmund 

5. Ilseder Hütte, Peine 

6. Klöckner-Werke AG, Duisburg 

7. Mannesmann AG, Düsseldorf 

8. Hütten- und Bergwerke Rheinhausen AG, 
Rheinhausen 


Veränderungen bis zum 1. Juli 1969 

Umorganisation und Umfirmierung 

Umorganisation 

Umorganisation 

Umorganisation 

Ausgliederung der Werksgruppe Bergbau durch 
Gründung der Fried. Krupp Bergbau AG (1967); Hüt- 
tenbereich firmiert als Fried. Krupp HüttenwerkeAG 
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Stand vom 1. Juli 1969 


Bemerkungen 


(Hoesch AG, vgl. A 4) 


(Ilseder Hütte, Peine, vgl. A 8) 


(Klöckner- Werke AG, Duisburg, 
vgl. A 7) 

(Mannesmann AG, vgl. A 10) 

(a) Fried. Krupp Hüttenwerke AG; 
vgl. A 19 


Mitbestimmung 
zunächst kraft 
Vereinbarung. 

Heute unterliegen 
die Unternehmen 
dem MitbG 


b) Fried. Krupp Bergbau AG; vgl. B 7) J 
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Anlage 5 


Unternehmen (darunter des Handwerks) nach Rechtsformen und Größenklassen 

aufgrund der Beschäftigtenzahl 

Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 





Die Unternehmen 

werden betrieben 

Unternehmen 
mit . . . Beschäftigten 

Unter- 

nehmen 

ins- 

gesamt 

Beschäf- 

tigte 

ins- 

gesamt 

von einer oder 
mehreren Personen 
als Inhaber 

als offene 
Handelsgesellschaft 
bzw. 

Kommandit- 

gesellschaft 




Unter- 

nehmen 

Besdiäf- 

tigte 

Unter- ! Beschäf- 

nohmcn I tigte 


Ge&ambsumme 

2 191 168 

20 706 458 

^ 2 035 934 

8 376 514 

98 600 

4 255 372 

davon 








1 bis 

2 Beschäftigte 

1 260 681 

1 764 736 

1 239 037 

1 730 681 

7 891 

13913 

3 bis 

9 Beschäftigte 

716 599 

3 284 191 

665 711 

3 008 445 

34 783 

192 839 

10 bi s 

49 Beschäftigte i 

171 516 

3 311 899 

118 455 

2 117 825 

38 304 

854 944 

50 bis 

99 Beschäftigte 

21 831 

1 505 063 

8 519 

576 402 

8 978 

624 828 

100 bis 

199 Beschäftigte 

10 845 

1 498 092 

2 926 

393 969 

4 869 

673 196 

200 bis 

499 Bieschäftigte 

6 405 

1 954 909 

1 034 

297 411 

2 800 

844 665 

500 bis 

999 Beschäftigte 

1 854 

1 263 990 

201 

136 373 

663 

440 948 

1 000 bis 

4 999 Beschäftigte *) 

1 232 

2 390 464 

50 


296 

494 154 

5 000 und 

mehr Beschäftigte 

205 

3 733 114 

1 


16 

115 885 


*) davon nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 


1 000 bis 1 999 Beschäftigte 

806 

1 113 103 

39 


230 

309 875 

2 000 bis 4 999 Beschäftigte i 

426 

1 277 361 

11 


66 

184 279 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie C: Unternehmen und Arbeitsstätten, Arbeitsstättenzählung vom 6. Juni 
1961, Heft 4, Nichtlandwirtschaftliche Unternehmen (Wirtschaftseinheiten) und Beschäftigte, S. 214 ff. 
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Anlage 5 


Die Unternehmen werden betrieben 


als 

Gesellschaft 
mit beschränkter 
Haftung 

als 

Aktiengesellschaft 1 
bzw. i 

Kommanditges. 
auf Aktien | 

als 

eingetragene 

Genossenschaft 

unter einer 
sonst, privaten 
Rechtsform 

j von einer 

! Köperschaft, Anstalt 
oder Stiftung 
des 

öffentlichen Rechts 

Unter- 

nehmen 

Beschäf- 

tigte 

Unter- 

nehmen 

[ Beschäf- 

1 tigte 1 

Unter- 

nehmen 

Beschäf- 

tigte 

Unter- 

nehmen 

Beschäf- 

tigte 

Unter- 

nehmen 

Beschäf- 

tigte 

26 251 

2 864 680 

2 643 

3 565 585 

18 775 

245 191 

3 952 

194 444 

5 013 

1 204 672 

3 029 

4 668 

130 

195 

7 987 

11 661 

1 229 

1 809 

1 378 

1 809 

6 444 

35 171 

222 

1 261 

7 124 

34 482 

1 154 

5 851 

1 161 

6 142 

8 818 

208 034 

369 

9 231 

2 987 

60 280 

1 098 

26 481 

1 485 

35 104 

3 010 

211 175 

292 

21 010 

354 

24 232 

215 

15 132 

463 

32 284 

2 172 

306 470 

297 

43 528 

171 

23 842 

127 

17 465 

283 

39 622 

1 795 

559 397 

454 

153 941 

100 

31 173 

72 

21 983 

150 

46 339 

577 

394 527 

303 

216 609 

32 

21 916 

24 

16 892 

54 

36 725 

370 

710 606 

433 

950 005 

19 


29 


35 


36 

434 632 

143 

2 169 805 

1 


4 


4 



241 337 162 

239 335 659 

13 

17 

i 

(N 

I 

1 

129 373 444 

194 614 346 

6 

12 

8 
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Anlage 6 


Anzahl der Beschäftigten nach Industriegruppen 

in 1000 

(Betriebe mit mehr als 10 Beschäftigten) 



Industrie 

insgesamt 

Bergbau 

absolut 1 V. H. 0 

darunter 

Kohlenbergbau 

absolut 1 V. H. 0 

Eisen schaffende 
Industrie 

absolut V. H. 0 

Mineralöl- 

verarbeitung 

absolut 1 V. H. 0 

1950 

4 797 

571 

11,9 

516 

10,8 

193 

4,0 

20 

0,4 

1951 

5 332 

593 

11,1 

530 

9,9 

208 

3,9 

27 

0,5 

1952 

5518 

614 

n,i 

547 

9,9 

221 

4,0 

29 

0,5 

1953 

5 751 

643 

11,2 

564 

9,8 

230 

4,0 

21 

0,4 

1954 

6 062 

642 

10,6 

564 

9,3 

231 

3,8 

22 

0,4 

1955 

6 576 

644 

9,8 

563 

8,6 

251 

3,8 

23 

0,4 

1956 

6 991 

653 

9,4 

571 

8,2 

273 

3,9 

24 

0,4 

1957 

7 221 

668 

9.2 

584 

8,1 

294 

4,1 

25 

0,3 

1958 

7 273 

657 

9,0 

579 

8,0 

298 

4,1 

28 

0,4 

1959 

7 301 

613 

SA 

540 

7 A 

296 

4,1 

30 

0,4 

1960 

7 776 

616 

7,9 

546 

7,0 

355 

4,6 

31 

0,4 

1961 

8 002 

586 

7,3 

518 

6,5 

366 

4,6 

32 

1 

0,4 

1962 

8 339 

550 

6,6 

487 

5,8 

363 

4,4 



1963 

8 264 

517 

6,3 

461 

5,6 

353 

4,3 



1964 

8 301 

1 

497 

6,0 

445 

5,4 

352 

4,2 

33 

0,4 

1965 

i 8 460 

474 

5,6 

426 

5,0 

359 

4,2 

34 

0,4 

1966 

1 8 385 

435 

5,2 

1 

389 

4,6 

347 

4,1 

33 

0,4 

1 1967 

7 843 

378 

4,8 ' 

336 

4,3 

327 

4,1 

33 

0,4 


0 Die V. II. -Sätze wurden überschlägig errechnet. 

-) Aus Gründen der Geheimhaltung betrieblicher Einzelangaben nicht veröffentlicht, aber in der Gesamtsumme ent- 
halten. 

Quelle; 1950 bis 1953: Stat. Jb. 1954, S. 218 ff.; 1954 bis 1957: Stat. Jb. 1958, S. 174 ff.; 1958 bis 1959: Stat. Jb. 1960, 
S. 207; 1960 bis 1961: Stat. Jb. 1962, S. 223; 1962 bis 1963: Stat. Jb. 1964, S. 233; 1964 bis 1965: Stat. Jb. 1966, 
S. 228; 1966 bis 1967: Stat. Jb. 1968, S. 199. 
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Anlage 6 


Chemische 

Industrie 

absolut ! V. 11. h 

Maschinenbau 

absolut V. II. h 

Fahrzeugbau 

absolut 1 V. H. 9 

Elektrotechnische 

Industrie 

absolut V. H. 9 

Textilindustrie 

absolut 1 V. H. 9 

287 

5,9 

462 

9,6 

193 

4,0 

264 

5,5 

531 

11,1 

305 

5,7 

532 

10,0 

218 

4,1 

316 

5,9 

587 

11,1 

308 

5,6 

592 

10,7 

211 

3,8 

326 

5,9 

569 

10,3 

312 

5A 

606 

10,5 

222 

3,9 

351 

6,1 

600 

10,4 

334 

5,5 

642 

10,6 

237 

3,9 

403 

6,6 

609 

10,1 

359 

5,5 

726 

11,0 

277 

4,2 

481 

7,3 

625 

9,5 

383 

5,5 

797 

11 A 

304 

4,4 

537 

7,7 

641 

9,2 

400 

5,5 

831 

11,5 

319 

4,4 

578 

8,0 

648 

9,0 

414 

5,7 

847 

11,7 

333 

4,6 

621 

8,4 

619 

8,4 

427 

5,9 

859 

11,8 

361 

4,9 

654 

9,0 

595 

8,2 

453 

5,8 

936 

12,0 

403 

5,2 

728 

9,4 

614 

7,9 

480 

6,0 

995 

12,4 

425 

5,3 

785 

9,8 

606 

7,6 

497 

6,0 

1 057 

12,6 i 

481 

5,8 

920 

11,0 

590 

7,1 

503 

64 

1 044 

12,6 

498 

6,0 

1 919 

11,1 

573 

6,5 

513 

6,2 

1 045 

12,6 

1 490 

5,9 

934 

11,2 

556 

6,7 

531 

6,3 

1 084 

12,8 

514 

6,1 

975 

11,5 

' 547 

6,5 

539 

6,4 

1 097 

13,1 

519 

6,2 

965 

11,5 

538 

6,4 

534 

6,3 

1 041 

13,3 

j 483 

6,2 

894 

11,4 

490 

6,3 
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Anlage 7 


Umsatz der Betriebe (mit mehr als 10 Beschäftigten) nach Industriegruppen 

in Millionen DM 


Jahr 

Industrie 

insgesamt 

Bergbau 

absolut 1 V. H. 

darunter 

Kohlenbergbau 

absolut 1 V. H. h 

Eisen schaffende 
Industrie 

absolut 1 V. II. h 

Mineralöl- 

verarbeitung 

absolut 1 V. H. 

1950 

80 395 

4 478 

5,6 

3 891 

4,8 

4 350 

5,4 

1 019 

1,3 

1951 

109 908 

5 616 

5,1 

4 892 

4,5 

6 054 

5,5 

1 625 

1,5 

1952 

119 392 

6 705 

5,6 

5 864 

4,9 

8 861 

7,4 

2 039 

1.7 

1953 

126 162 

7 032 

5,6 

5 890 

4,7 

8 179 

6,5 

2 079 

1,6 

1954 

140 943 

7 455 

5,3 

6 231 

4,4 

8 976 

0,4 

2 613 

1,9 

1955 

166 511 

8 190 

4,9 

6 826 

4,1 

11 864 

7,1 

3 122 

1,9 

1956 

185 646 

9 063 

4,9 

7 556 

4,1 

13 595 

7.5 

3 481 

1.9 

1957 

199 551 

9 744 

5,9 

7 973 

4,0 

14517 

7,3 

3 754 

1,9 

1958 

205 069 

9 236 

4,5 

7 406 

3,6 

13217 

6,4 

4 380 

2,1 

1959 

223 656 

9 017 

4,0 

7 113 

3,2 

14 028 

6,4 

6 227 

2.8 

1960 

258 196 

11 374 

4,4 

9 386 

3,6 

20 107 

7,8 

7 795 

3,0 

1961 

277 922 

11 011 

4,0 

9 075 

3,3 

19 468 

7,0 

8 806 

3,2 

1962 

304 028 

11 123 

3,7 

9 196 

3,0 

18 502 

6,1 



1963 

315 309 

11 702 

3,7 

9712 

3,1 

17 370 

5,5 



1964 

346 804 

11 026 

3,2 

9 305 

2,7 

20 491 

5,9 

11 353 

3,3 

1965 

374 612 

10 606 

2,8 

8 792 

2,3 

20 865 

5,6 

12 503 

3,3 

1966 

388 029 

10 099 

2,9 

8 272 

2,1 

20 218 

5,2 

13 508 

3,5 

1967 

380 659 

9 473 

2,5 

7 590 

2,0 

20 045 

5,3 

14 244 

3,8 


Die V. H. -Sätze wurden überschlägig errechnet. 

Aus Gründen der Geheimhaltung betrieblicher Einzelangaben nicht veröffentlicht, aber in der Gesamtsumme ent- 
halten. 


Quelle: 195U bis 1953: Stat. Jb. 1954, S. 218 ff.; 1954 bis 1957: Stat. Jb. 1958, S. 174 ff.; 1958 bis 1959: Stat. Jb. 1960, 
S. 209; 1960 bis 1961: Stat. Jb. 1962, S. 234; 1962 bis 1963: Stat. Jb. 1964, S. 240; 1964 bis 1965: Stat. Jb. 1966, 
S. 237; 1966 bis 1967: Stat. Jb. 1968, S. 208. 
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Anlage 7 


Chemische 

Industrie 

absolut V. H. 

Maschinenbau j 

absolut ] V. H. 0 

Fahrzeugbau j 

absolut 1 V. H. h 

Elektrotechnische ] 
Industrie 

absolut 1 V. H. h 

Textilindustrie 

absolut 1 V. H. 0 

6 783 

8,4 

5 458 

6,8 

3 351 

4,2 

3 339 

4,2 

9 838 

12,2 

9 441 

8,7 

7 921 

7,3 

4 491 

4,1 

5 136 

4,7 

12 837 

11,8 

9 107 

7,6 

10 020 

8,4 

5 524 

4,6 

5 749 

4,8 

11 085 

9,3 

10319 

8,2 

10 495 

8,3 

5915 

4,7 

6 295 

5,0 

11 833 

9,4 

11 769 

8,3 

11 940 

8,5 

6 976 

5,0 

7 770 

5,5 

12 202 

8,2 

13 384 

8,0 

14 871 

8,9 

8 921 

5,4 

9 989 

6,0 

13314 

8,0 

14 661 

7,9 

16 870 

9,1 

9 674 

5,2 

11 479 

6,2 

14 388 

7,7 

16 365 

8,2 

18 536 

9,3 

10 248 

5,1 

12 781 

6,4 

15 298 

7,7 

17 236 

8,4 

19 500 

9,5 

11 802 

5,8 

14 282 

7,0 

14 041 

6,8 

19 742 

8,7 

20 860 

9,3 

14 130 

6,3 

16 106 

7,2 

14 775 

6,6 

22 360 

8,7 

24 475 

9,5 

16 577 

6,4 

19 353 

7,5 

16 482 

6,4 

23 534 

8,5 

28 458 

10,2 

18415 

6,6 

21 513 

7,7 

17 081 

6,1 

25 544 

8,4 

31 594 

10,4 ' 

21 473 

7,1 

24 640 

8,1 

17 946 

5,9 

27 511 

8,7 

32 113 

10,2 

23 675 

7,5 

j 25 846 

8,2 

18 354 

5,8 

30 846 

8,9 

35 012 

10,1 

25 117 

7,2 

28 476 

8,2 

19 791 

5,7 

33 735 

9,0 

38 565 

10,3 

26 803 

7,2 

31 601 

8,4 

20 922 

5,6 

36 299 

9,4 

40 782 

10,5 

28 384 

7,3 

32 800 

8,5 

20 976 

5,4 

37 995 

10,0 

39 921 

10,5 

25 390 

6,7 

32 228 

8,5 

! 19 451 

5,1 
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Anlage 8 a 


Indices des Produktionsergebnisses je Beschäftigtenstunde 
in ausgewählten Wirtschaftsbereichen 




1958 = 

100 






1960 

1 1961 

1962 

1963 

1 1964 

1965 

1966 

Kohlenbergbau 

116,1 

124,0 

133,0 

142,0 

149,5 

152,3 

159,5 

Eisenerzbergbau 

126,4 

136,6 

152,2 

161,8 

174,5 

187,5 

192,6 

Eisenschaffende Industrie 

123,6 

118,7 

122,3 

122,0 

140,6 

140,4 

145,1 

Chemische Industrie 

122,5 

127,0 

141,1 

155,8 

173,4 

187,3 

202,8 

Mineralölverarbeitung 

141,5 

170,5 

192,3 

221,9 

249,4 

275,8 

320,4 

Maschinenbau 

110,5 

115,0 

118,0 

117,4 

123,4 

126,6 

126,5 

Straßenfahrzeugbau 

117,9 

123,0 

131,3 

148,5 

154,3 

155,5 

159,6 

Elektrotechnische Industrie 

114,0 

119,9 

123,4 

126,8 

138,4 

149,9 

149,1 

Textilindustrie 

120,2 

128,7 

143,7 

156,7 

167,1 

179,1 

185,2 

Gesamte Industrie 

116,6 

122,0 

129,3 

136,5 

147,8 

155,3 

160,8 


(ohne Energieversorgung und 
Bauhauptgewerbe) 


Quelle : Statistisches Jahrbuch 1965, S. 253; 1967, S. .241 


Anlage 8 b 


Indices des Prodiiktionsergebnisses je Beschäftigtenstunde 
in ausgewählten Wirtschaftsbereichen 

1962 = 100 



1963 

1964 

1965 

1966 

1967 

Kohlenbergbau 

106,7 

112,1 

113,9 

119,7 

130,4 

Eisenerzbergbau 

106,4 

114,7 

123,5 

126,4 

140,6 

Eisenschaffende Industrie 

98,7 

113,8 

113,4 

116,4 

128,1 

Chemische Industrie 

109,9 

121,6 

130,1 

141,6 

157,7 

Mineralölverarbeitung 

114,9 

129,6 

143,4 

167,0 

180,0 

Maschinenbau 

100,2 

105,7 

108,8 

108,9 

109,3 

Straßenfahrzeugbau 

110,8 

114,9 

115,5 

119,2 

115,4 

Elektrotechnische Industrie 

103,3 

112,0 

121,2 

122,3 

131,8 

Textilindustrie 

; 106,4 

113,0 

121,1 

124,6 

129,4 

Gesamte Industrie 

(ohne öffentliche Encrgiewirtschatt und Bauhaupt- 
gewerbe) 

105,2 

114,0 

119,6 

123,9 

131,5 


Quelle: Statistisches Jahrbuch 1968, S. 217 
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Anlage 9 


Text der auf Anregung der Mitbestimmungskommission von den ständigen 
Beratern für die Kommission erarbeiteten Stellungnahmen 
zur Mitbestimmung 


Seite 

A. Stellungnahme der Herren Dipl. -Pol. Apel, Prof. Dr. Kunze, Dr. Spieker 158 

B. Stellungnahme der Herren Dr. Erdmann, Dr. Heintzeler, Dr. Kley 166 
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A. Stellungnahme der Herren Dipl.-Pol. Apel, Prof. Dr. Kunze, Dr. Spieker 


Zur Begründung 

der qualifizierten Mitbestimmung 

Die folgenden Überlegungen sollen in äußerster 
Konzentration einen Überblick über die wichtigsten 
Gesichtspunkte einer Begründung der qualifizierten 
Mitbestimmung geben, wie sie im Gesetzentwurf 
des DGB vom 12. März 1968 gefordert wird. Erfah- 
rungen, Kritik und weiterführende Fragestellungen 
werden nur erörtert, soweit sie für das Verständnis 
der Begründung erforderlich sind. Es wird jedoch 
auf einiges neueres Material zur Mitbestimmungs- 
diskussion verwiesen, wo einzelne Gesichtspunkte 
und Standpunkte in größerer Ausführlichkeit behan- 
delt sind. 


I. Gesellschaftspolitische Ausgangspunkte 
der Mitbestimmung 

1 . Die Mitbestimmung kann nicht ausschließlich 
von bestimmten Prinzipien und Normen her be- 
gründet werden; sie läßt sich aber auch nicht allein 
aus Erfahrungen oder Wirklichkeitsvorstellungen 
ableiten. Eine’ sinnvolle Begründung der Mitbestim- 
mung muß beide Gesichtspunkte miteinander ver- 
binden. Sie muß von den gesellschaftspolitischen 
Ursprüngen der Mitbestimmungsforderung ausge- 
hen, darf allerdings nicht außer acht lassen, daß 
Prinzipien sich nur in der jeweiligen gesellschaftli- 
chen Wirklichkeit durchsetzen lassen und daher ihre 
konkrete Bedeutung erhalten. 

2 . Mitbestimmung setzt die Fähigkeit des Men- 
schen zur Selbstbestimmung voraus und strebt die 
Verwirklichung des daraus herzuleitenden Rechts 
an. Die gesellschaftliche Ordnung muß demgemäß 
in allen Bereichen dem einzelnen ein möglichst gro- 
ßes Maß an Freiheit und Entfaltung gewähren. Al- 
lerdings darf der einzelne diese Freiheit nur im Be- 
wußtsein seiner gesellschaftlichen Verantwortung 
gebrauchen. 

a) Dies ist nur möglich, 

— wenn jeder einen Anspruch auf richtige und 
ausreichende Information hinsichtlich der Fra- 
gen hat, die seinen Gestaltungsraum und Ver- 
antwortungsbereich betreffen; 

— wenn jeder sich ein freies und unabhängiges 
Urteil über alle gesellschaftlich wichtigen 
Vorgänge bilden kann; 

— und wenn schließlich jeder in die Lage ver- 
setzt wird, seine Vorstellungen im Kräftefeld 
einer pluralistischen Gesellschaft durch den 


Zusammenschluß mit Gleichgesinnten zur 
Geltung zu bringen. 

Das ist in vielen Bereichen einer Massengesell- 
schaft, die zu einer immer weiteren Verflechtung, 
Verkomplizierung und Bürokratisierung tendiert, 
in zunehmendem Maß nur durch Formen der 
Repräsentation und Organisation zu verwirkli- 
chen. 

b) Eine solche freiheitliche Entfaltung des einzelnen 
ist nicht ohne eine freiheitliche Ordnung zu ge- 
währleisten. Ordnung ist jedoch immer mit 
Machtausübung verbunden. Der Art der Bindung 
und Legitimation von Macht kommt große Be- 
deutung zu. Eine Ordnung kann nur dann eine 
freiheitliche genannt werden, wenn diejenigen, 
die in ihr leben, sie auch gemeinsam tragen 
und anerkennen; wenn der notwendigen Macht- 
ausübung die institutionell abgesicherte Ver- 
pflichtung gegenübersteht, diese Macht nur treu- 
händerisch und zum Wohle des Betroffenen ein- 
zusetzen. Wer Macht ausübt, muß sich bewußt 
sein, daß er seine Befugnisse nur solange wahr- 
nehmen kann, wie er die Freiheitsrechte derer 
respektiert, die ihm untergeordnet sind. 

3 . Diese Prinzipien müssen gleicherweise für alle 
Bereiche von Gesellschaft, Staat und Wirtschaft 
gelten. Da es sich um Grundnormen von verfas- 
sungsrechtlichem Rang handelt, besteht ein An- 
spruch auf ihre Verwirklichung, der unabhängig von 
einem möglichen Mißbrauch gegeben ist. Doch be- 
deutet das nicht, daß diese Prinzipien überall in den 
gleichen Formen und Methoden durchgesetzt werden 
können. 

Insbesondere für Unternehmen und Betriebe müssen 
Formen gewählt werden, die einerseits den Grund- 
normen entsprechen, andererseits aber die Funk- 
tionsfähigkeit des Unternehmens als dem hier zu 
behandelnden Ordnungsbereich nicht zerstören. Es 
ist im übrigen zu erwarten, daß eine Wirtschaft, die 
dem Menschen gerecht wird, auf lange Sicht auch 
die Effektivität der Unternehmen erhöht. Eine Über- 
tragung etwa der Formen parlamentarischer Demo- 
kratie, in denen die allgemeinen Grundwerte im 
politischen Leben konkretisiert worden sind, auf die 
Unternehmensordnung ist nicht möglich und wird 
nicht gefordert. 


IL Qualifizierte Mitbestimmung 
und Wirtschaftsordnung 

4 . Mitbestimmung in den Unternehmen kann nur 
dann eine sinnvolle Forderung sein, wenn die Unter- 
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nehmen überhaupt Bestimmungsrechte haben. In 
einer nach dem Modell einer Zentralverwaltungs- 
wirtschaft organisierten Gesellschaft ist eine Mit- 
bestimmung im Unternehmen schon begrifflich aus- 
geschlossen. Jede Form der Mitbestimmung auf Un- 
ternehmensebene setzt eine Wirtschaftsordnung mit 
dezentralisierten Entscheidungseinheiten und damit 
autonomer Willensbildung voraus. 

5 , Die Mitbestimmung auf Unternehmensebene ist 
also auf die jeweilige Einzelwirtschaft* bezogen. Dar- 
in liegen ihre Möglichkeiten, aber auch ihre Gren- 
zen. Die qualifizierte Mitbestimmung kann damit 
kein Instrument gesamtwirtschaftlicher Planung sein 
oder Strukturkrisen beheben. Das sind wirtschafts- 
politische Probleme, deren Lösung auf einer anderen 
Ebene gesucht werden muß. 


III. Mitbestimmung und Unternehmensordnung 

6 . Das Unternehmen ist nicht nur ein Instrument 
der Eigentümer zur Erzielung von Gewinn oder 
eine Zusammenfassung bloßer Produktions „fakto- 
ren" zur Erzeugung von Gütern und Diensten, Im 
Unternehmen arbeiten Menschen an sachlichen Pro- 
duktionsmitteln unter einheitlicher Leitung, um wirt- 
schaftliche Zielsetzungen zu erfüllen. Es ist deshalb 
gleicherweise Ökonomische wie soziale Einheit. Wie 
alle sozialökonomischen Gebilde ist auch das Unter- 
nehmen nicht nach unabänderlichen Gesetzen struk- 
turiert, es muß vielmehr gestaltet werden. 

7 . Die Aufgabe des Unternehmens besteht in der 
Versorgung der Gesellschaft mit Gütern und Dien- 
sten. Diese Aufgabe sagt jedoch nur etwas über die 
Ziele aus, die nach außen verfolgt werden. Unter- 
nehmensmacht wirkt andererseits auch nach innen 
auf die Organisation von Unternehmen und Betrieb 
und auf die Beschäftigten. Während die Marktmacht 
je nach Konjunkturlage und Marktstruktur unter- 
schiedlich groß sein kann, ist der Einfluß auf die 
Beschäftigten immer gegeben und kann durch kein 
Gesetz — wie etwa die Marktmacht durch das Kar- 
tellgesetz — ausgeschaltet werden. Diese Problema- 
tik ist von den Liberalen kaum gesehen worden, 
weil für sie das Unternehmen immer ausschließlich 
ökonomisches Gebilde ist, in dem jede Macht nur 
als Marktmacht sichtbar wird. Der tatsächliche so- 
ziale Bezug allen Wirtschaftens und der faktische 
Einfluß der Unternehmen auch auf nichtwirtschaft- 
liche Bereiche war bei ihnen von Anfang an aus- 
geklammert. 

8 . Die Unternehmer-Funktion wirkt sich unmittel- 
bar, ständig und nachdrücklich auf die Eigentümer 
aus, soweit sie ihr Eigentum in Form von Produk- 
tionsmitteln einem unternehmerischen Zweck wid- 
men, und auf die Arbeitnehmer, die an diesen 
Produktionsmitteln arbeiten. Die Aufgabe des Un- 
ternehmens, die Erstellung von Gütern und Dien- 
sten, kann — unbeschadet aller Interessengegen- 
sätze im einzelnen — nur durch Zusammenwirken 
gelöst werden. Die Strukturen, die sich dabei ent- 
wickelt haben und ständig neu entwickeln, sind 


nicht nur funktional begründet, sie sind auch wert- 
und machtgebunden. Bei dem Verhältnis von Kapital 
und Arbeit geht es deshalb gleicherweise um die 
Ordnung einer gesellschaftlichen Grundbeziehung. 

9 . Durch Mitbestimmung wird entsprechend den 
Grundnormen eine ganz bestimmte Form des Zusam- 
menwirkens gefordert: Diejenigen, die von den Un- 
ternehmensentscheidungen vor allem betroffen wer- 
den, müssen am Zustandekommen dieser Entschei- 
dungen maßgeblich beteiligt werden. Dazu gehören 
auch die Arbeitnehmer, weil man den arbeitenden 
Menschen nicht auf einen „Faktor" reduzieren kann. 
Die Eigentümer, meist Kapitaleigner, sind vor allem 
am Ergebnis, nicht am Vollzug des Wirtschaftens 
interessiert; sie sehen das Unternehmen als ökono- 
misches Gebilde mit bestimmten Gewinnerwartun- 
gen. Die Arbeitnehmer sind auf das Ergebnis ihres 
Arbeitens in Form von Lohn und Gehalt gleicherma- 
ßen angewiesen. Darüber hinaus werden jedoch die 
Arbeitnehmer, anders als die Kapitaleigner, ständig 
von der Art und dem Vollzug des Wirtschaftens in 
Unternehmen und Betrieben als einem Teil ihres 
Lebens- und Gestaltungsraumes betroffen. Die Ver- 
meidung von Willkür, die Entfaltung im Arbeits- 
leben und Beteiligungsrechte an der Gestaltung 
ihres Schicksals sind für sie von entscheidender 
Bedeutung. Darin liegt der Kern der Mitbestim- 
mungsforderung, der von Eigentumsformen, Lohn- 
höhe und anderen materiellen Bedingungen im Prin- 
zip unabhängig ist. Die Mitbestimmung kann dem- 
entsprechend durch Vermögensbildung oder Mit- 
eigentum nicht ersetzt werden. 

Aus diesen Überlegungen kann abgeleitet werden, 
daß die das Unternehmen im wesentlichen tragen- 
den Interessen und Gruppen, nämlich Arbeitnehmer 
und Kapitaleigner, durch diejenigen zusammenge- 
führt werden, die die Unternehmer-Funktion wahr- 
nehmen. Diese als die eigentlich Machtausübenden 
müssen deshalb ihre Legitimation von beiden Grup- 
pen erhalten, um sie institutionell zu verantwortli- 
chem Handeln und zum treuhänderischen Gebrauch 
der Macht anzuhalten. 

10 , Mit diesem Schritt wird die Vertretung der 
Arbeitnehmer im Unternehmen gesichert und ein 
überkommener Spannungszustand institutionell re- 
guliert, die unternehmerische Willensbildung aus- 
reichend legitimiert und das Sozialgebilde „Unter- 
nehmen" selbst in die Gesellschaft integriert. Si- 
cherlich kann man Konflikte auf verschiedene Weise 
austragen. Zu bevorzugen sind aber demokratische 
Formen, indem man den Betroffenen die Chance gibt, 
in den wichtigen Fragen, die ihre Lebenslage an- 
gehen, gleichrangig und gleichberechtigt mitzube- 
stimmen. Dabei ist zu bedenken, daß immer nur 
eine Minderheit am Schicksal des Ganzen interes- 
siert und dementsprechend unterrichtet ist sowie 
daß von der Gelegenheit, mitzugestalten und Mit- 
verantwortung zu übernehmen, immer nur eine 
Minderheit Gebrauch macht. Das haben die Mei- 
nungsbefragungen bestätigt: in negativer, aber auch 
sehr nachdrücklich in der positiven Beziehung, daß 
die aktive Minderheit der Arbeitnehmer bereit ist, 
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Mitverantwortung zu übernehmen, und sie auch tat- 
sächlich übernimmt. Auf eine solche Minderheit aber 
kommt es in der Demokratie, in der freiheitlichen 
Gesellschaft überhaupt und dort wieder in allen 
Sozialgebilden an. Ausschlaggebend ist nicht, daß 
alle oder große Mehrheiten Verantwortung über- 
nehmen, sondern daß allen hierzu Gelegenheit gege- 
ben ist. Auch im Staat fehlen vielen die elementar- 
sten Kenntnisse der Institutionen und Personen, 
ohne daß das ein Grund wäre, sie von der Teil- 
nahme an den Wahlen auszuschließen oder gar ein 
autoritäres Gesellschaftssystem der Demokratie vor- 
zuziehen. 

11. Das Spannungsfeld zwischen Arbeitnehmern 
und Kapitaleignern wird damit nicht beseitigt. Im 
Gegenteil, es wird als Strukturprinzip unserer Ord- 
nung anerkannt. Allerdings ändern sich die Spiel- 
regeln für die Austragung von Konflikten. Durch 
die rechtliche Einbeziehung aller wesentlich Betrof- 
fenen werden, weithin unabhängig von der Einstel- 
lung der handelnden Personen, faire Lösungen durch 
demokratische und institutionell festgelegte Proze- 
duren in der unternehmerischen Willensbildung 
möglich, die zugleich dem Unternehmen als Ganzes 
gerecht werden und die elementaren Interessen 
jeder Gruppe berücksichtigen. Das ist bewußt mit 
einer Veränderung der Machtverteilung verbunden. 
Den bisher entscheidenden Eigentümern und ihren 
Beauftragten wird das Recht entzogen, allein auf- 
grund von Eigentumsrechten und damit Rechten zur 
Herrschaft über Sachen Menschen zu beherrschen. 

12. Es leuchtet ein, daß in großen und kleinen Un- 
ternehmen unterschiedliche Formen für die Institu- 
tionalisierung der Mitbestimmung gefunden werden 
müssen. Große und kompliziert strukturierte Unter- 
nehmen erfordern eine entsprechende Differenzie- 
rung der Einflußnahme der Arbeitnehmer. Das gilt 
besonders in Kapitalgesellschaften, in denen Eigen- 
tumsrecht und Verfügungsmacht bereits institutio- 
nell getrennt sind. Für solche Großunternehmen 
wird wegen ihrer gesellschafts- und rechtspoliti- 
schen Relevanz die qualifizierte Mitbestimmung ge- 
fordert. Die großen Unternehmen sind, auch wenn 
sie zahlenmäßig überwiegen, wesentliche Träger 
des Wachstums und repräsentativ für eine hochindu- 
strialisierte Wirtschaft. Sie beschäftigen Zehntau- 
sende von Menschen, prägen das Leben ganzer Kom- 
munen und Regionen und üben Einfluß auf eine 
Vielzahl kleiner Unternehmen aus. Für kleine Un- 
ternehmen müssen andere Formen gewählt werden, 
doch kann erwartet werden, daß der in den Groß- 
unternehmen durch die qualifizierte Mitbestimmung 
geprägte Führungs- und Leitungsstil auch auf 
kleine Unternehmen ausstrahlt. 

13. Aus den Grundnormen wurde hergeleitet, daß 
in Unternehmen, in denen Menschen Zusammen- 
arbeiten, sich ein Anspruch auf gleichberechtigte 
und gleichrangige Anerkennung der Arbeitnehmer- 
interessen ergibt. Uber die Formen im einzelnen ist 
damit noch nichts gesagt: Sie können in einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung auf verschiedenen 
Wegen zur Geltung gebracht werden. Die Form der 


qualifizierten Mitbestimmung ist allerdings beson- 
ders geeignet, wie sich aus dem nächsten Abschnitt 
im einzelnen ergeben wird. Zuvor soll jedoch die 
bislang überwiegend normativ hergeleitete Begrün- 
dung um Gesichtspunkte ergänzt werden, die die 
Mitbestimmungsforderung aus der Sicht empirisch 
feststellbarer Entwicklungen und Strukturen stüt- 
zen. Mit anderen Worten: Durch die tatsächliche 
Lage wird ebenfalls deutlich, daß große Unterneh- 
men nicht mehr Privatsache von Eigentümern sind. 

14. Die Tatsache, daß große Unternehmen faktisch 
nicht nur als private Veranstaltungen zur Erzielung 
von Gewinn aufgefaßt werden können, sondern plu- 
ralistisch strukturierte sozialökonomische Gebilde 
sind, zeigt sich in einer Vielzahl von Einzelmaßnah- 
men, insbesondere der staatlichen Politik. So ist 
durch fiskal-, wlrtschafts- und sozialpolitische Akti- 
vitäten wie Subventionen, Steuervergünstigungen, 
Investitionsanreize, Bürgschaften, Sanierungskredite, 
Stillegungsprämien für einzelne Industrien, Bran- 
chen und zum Teil gar für einzelne Unternehmen 
das Risiko der Unternehmenspolitik mit auf die 
Allgemeinheit verlagert worden. Solche Hilfen mit 
enorm positiven Auswirkungen für viele Anteils- 
eigner sind nur zu rechtfertigen, wenn man das 
Unternehmen in seiner Bedeutung für die Gesamt- 
heit sieht. 

15. In diesem Zusammenhang sind auch die Ent- 
wicklungstendenzen einer wachsendenWirtschaft für 
die Mitbestimmungsforderung von großer Bedeu- 
tung. Das Wachstum verläuft im einzelnen regional 
und sektoral sehr unterschiedlich. Neben Wachs- 
tumsindustrien wie etwa der Chemie finden sich 
Branchen wie der Steinkohlenbergbau, die unter 
schweren Strukturkrisen leiden. Aber auch inner- 
halb solcher Bereiche kann die Lage je nach Un- 
ternehmensgröße und Geschäftspolitik unterschied- 
lich sein. 

Die Dynamik dieser Entwicklung führt einerseits zu 
einer ständig steigenden Prosperität der Gesamtheit 
aller Arbeitenden; sie ist jedoch andererseits mit 
einer zunehmenden Unsicherheit der Arbeitsplätze 
verbunden. Durch neue Produktionsverfahren, an- 
dere Organisationsformen und Strukturveränderun- 
gen und Verlagerungen im Zuge der Rationalisie- 
rung und der Automation können ganze Gruppen 
von Beschäftigten ihre Existenz verlieren. 

Zugleich werden Qualifikationen gefordert, die stän- 
dig neu erworben werden müssen. 

Diese Tendenzen sind für die Arbeitnehmer von be- 
sonderer Bedeutung. 

— Wegen der differenzierten Strukturen der Ent- 
wicklung können die Arbeitnehmer sie nicht 
durch globale Maßnahmen ausreichend beein- 
flussen; die Arbeitnehmer müssen gleicherweise 
auf die einzelnen Entscheidungseinheiten, näm- 
lich die Unternehmen, einwirken können. 

— Die Arbeitnehmer können durch nachträgliche 
Maßnahmen die Lage infolge des schnellen tech- 
nischen Fortschritts nicht mehr beeinflussen, son- 
dern nur durch eine Beteiligung an den Entschei- 
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düngen schon im Zeitraum der unternehmeri- 
schen Planung. 

— Der soziale Bezug allen Wirtschaftens kann bei 
strukturellen Änderungen immer weniger von 
ökonomischen, finanziellen oder technischen 
Maßnahmen isoliert werden, da jede grundle- 
gende Entscheidung in den Unternehmen kom- 
plexe Auswirkungen hat und die Arbeitnehmer 
unmittelbar und mit Nachdruck betrifft. Das be- 
deutet, daß die gesamte Unternehmenspolitik 
beeinflußt werden muß, wenn die Belange der 
Beschäftigten wirksam vertreten werden sollen. 

16 . Die auch aus empirisch abgesicherten Über- 
legungen deutlich gewordene Notwendigkeit einer 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer kann nicht durch 
tarifvertragliche Maßnahmen gesichert werden, weil 
diese nur auf regionaler Ebene wirken und bis hin 
zu Rationalisierungsschutzabkommen immer nur 
Rahmenbestimmungen enthalten, die in einzelnen 
Unternehmen zu präzisieren sind; die Mitbestim- 
mung im Unternehmen kann auch nicht durch einen 
Ausbau der Betriebsverfassung ersetzt werden, weil 
der Betriebsrat als Vertreter der Belegschaft im we- 
sentlichen Schutzfunktionen auf betrieblicher Ebene 
wahrnimmt. Die wichtigsten Entscheidungen über 
Einkommen und Arbeitsplatzsicherheit einzelner 
Arbeitnehmer und ganzer Arbeitnehmergruppen 
werden aber durch Unternehmensentscheidungen 
über Investitionen, Produktionsverfahren usw. be- 
stimmt. Die Tarifverträge können in der Regel nicht 
auf die besondere Lage des Einzelunternehmens 
eingehen, und die Betriebsräte sind ebenfalls nicht 
in der Lage, unternehmerische Entscheidungen zu 
beeinflussen. Durch die qualifizierte Mitbestimmung 
wird diese Lücke geschlossen. 

17 . Der Betrieb ist, dies muß nochmals nachdrück- 
lich hervorgehoben werden, nur eine organisatori- 
sche Einheit im Dienste des Unternehmens. Der Be- 
triebsrat kann deshalb aus Gründen, die im Verhält- 
nis von Unternehmen und Betrieb liegen, nicht die 
Funktion der Mitbestimmung in Untemehmensorga- 
nen übernehmen. Damit würde die Einheitlichkeit 
der unternehmerischen Entscheidung gefährdet. 
Durch die zunehmende Konzentration in der Wirt- 
schaft erhöht sich zudem die Größe und die Zahl der 
Betriebe vieler Unternehmer. Auch dadurch wird der 
Einfluß von einzelnen Betrieben her und damit 
„von unten“ auf die Unternehmenspolitik erschwert. 

18 . Gerade weil die qualifizierte Mitbestimmung 
die Lage des einzelnen Arbeitnehmers verändern 
soll, muß sie bei den Institutionen des Unterneh- 
mens ansetzen. Das wiird häufig mit dem Hinweis 
bestritten, daß die Selbstverwirklichung, Initiative 
und Mitverwaltung des einzelnen sich nur durch 
eine Mitbestimmung am Arbeitsplatz und im Be- 
trieb herbeiführen lassen. Ohne die Notwendigkeit 
eines weiteren Ausbaus der Mitbestimmung der be- 
trieblichen Arbeitnehmervertretung und auch des 
einzelnen Arbeitnehmers in Frage zu stellen, darf 
nicht übersehen werden, daß die bedeutendsten Ent- 
scheidungen in den Unternehmensorganen fallen. 
Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer im Betrieb 


kann sich nur in den Strukturen bewegen, die durch 
Unternehmensentscheidungen vorgegeben sind. Die 
Struktur der unternehmerischen Willensbildung muß 
deshalb so gestaltet werden, daß sie dem einzelnen 
Sicherheit vermittelt und ihm Spielraum zur Entfal- 
tung gewährt. 

Solche unzweifelhaft sehr sorgsam abzuwägenden 
Entscheidungen können nur durch hochqualifizierte 
Repräsentanten mitbestimmt werden, die alle Aspek- 
te der Arbeitnehmerinteressen angemessen zur Gel- 
tung bringen. Mitbestimmung im Betrieb einerseits 
und Mitbestimmung durch Repräsentanten in den 
Unternehmensorganen andererseits schließen sich 
somit nicht aus, sondern ergänzen sich. Es ist empi- 
risch nachgewiesen, daß die qualifizierte Mitbestim- 
mung als wesentliche Voraussetzung für die posi- 
tive Entfaltung der Institutionen der Betriebsverfas- 
sung im Montan-Bereich angesehen werden muß. 

19 . Die Form der qualifizierten Mitbestimmung in 
den Unternehmen ist zugleich ein Bekenntnis zum 
Prinzip der „Selbstverwaltung“. Die Schaffung über- 
schaubarer Räume, in denen sich Freiheit und Ver- 
antwortung entfalten kann, gibt erst die Möglich- 
keit, für wichtige unternehmenspolitische Maßnah- 
men die Zustimmung sowie die aktive und verant- 
wortliche Mitarbeit aller Betroffenen zu gewinnen, 
ohne die strukturelle Änderungen häufig gar nicht 
mehr durchführbar sind, wenn politische und soziale 
Konflikte großen Ausmaßes vermieden werden sol- 
len. Die Arbeitnehmer haben im Rahmen der quali- 
fizierten Mitbestimmung solche Formen der Koope- 
ration praktiziert, selbst wenn dadurch schwerwie- 
gende Probleme einzelner Arbeitnehmergruppen 
und ganzer Belegschaften gelöst werden mußten. 
Zugleich wird die Notwendigkeit staatlichen Ein- 
greifens in die Willensbildung der einzelnen Un- 
ternehmen vermindert. 


IV. Die Mitbestimmung 

in einzelnen Unternehmensorganen 

20 . Die Unternehmensleitung (Vorstand), die die 
Unternehmerfunktion im engen Sinne wahrnimm t, 
darf nicht mit Vertretern einzelner Interessen be- 
setzt werden. Das wäre für eine schnelle und sach- 
gerechte Wahrnehmung der Belange des Unterneh- 
mens nicht sinnvoll. Es schließt aber nicht aus, daß 
in die ohnehin schon vorhandene Funktionsteilung 
im Vorstand, etwa in technische, kaufmännische und 
finanzielle Fragen, auch der personelle und soziale 
Bereich bei Wahrung der Gesamtverantwortung ein- 
bezogen wird. Das entspricht der steigenden Be- 
deutung des menschlichen Faktors, wird zunehmend 
im In- und Ausland praktiziert und hat sich in den 
Unternehmen des Montan-Bereichs gut bewährt. Der 
Arbeitsdirektor stellt mithin lediglich eine Ausdeh- 
nung der Funktionsteilung der Unternehmensleitung 
dar, die aus grundsätzlichen Überlegungen begrün- 
det und sachlich in hohem Maße gerechtfertigt ist. 
Der Arbeitsdirektor als gleichberechtigtes Mitglied 
der Unternehmensleitung muß eng mit Gewerkschaf- 
ten und Betriebsrat kooperieren können, über die 
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notwendigen fachlichen Qualifikationen verfügen 
und vom besonderen Vertrauen der Arbeitnehmer 
getragen sein. 

21 . Mit Recht sind an sämtliche Mitglieder der Un- 
ternehmensleitung hohe und, wenn es sich um die 
ganz großen Unternehmen handelt, höchste fachliche, 
intellektuelle und charakterliche Anforderungen zu 
stellen. Die soziale „Durchlässigkeit" zu diesen Po- 
sitionen läßt jedoch zu wünschen übrig. Ein wissen- 
schaftlicher Beweis für diese These wäre allerdings 
nur durch umfangreiche und schwierige soziologi- 
sche Untersuchungen zu erbringen. Immerhin dürfte 
zumindest feststehen, daß eine Unternehmensleitung 
um so einseitiger zusammengesetzt, die soziale 
Durchlässigkeit also um so geringer ist, je einseiti- 
ger das Bestellungsorgan zusammengesetzt ist. Des- 
halb besteht die Gefahr mangelnder Offenheit der 
Unternehmensleitungen gegenüber Kandidaten aus 
Gesellschaftsschichten, die ihr ferner stehen, und 
eines einseitigen, sie sozial isolierenden Eliteden- 
kens. Als eine Folge dieser Tatsache ist in der Öf- 
fentlichkeit ein schwer bestimmbares, aber deutli- 
ches Unbehagen gegenüber den großen Unterneh- 
men festzustellen, das auch von ruhigen Beurteilern 
im Unternehmerlager nicht in Abrede gestellt wird. 
Spiegelbild dieses Unbehagens ist das in Meinungs- 
umfragen wiederholt ermittelte ungünstige „Unter- 
nehmerbild" in breiten Bevölkerungskreisen. 

22 . Der Aufsichtsrat, der nach dem Gesellschafts- 
recht als Ausschuß der Eigentümer (Anteilseigner- 
vertreter) konzipiert wurde, tagt mehrmals im Jahr, 
überwacht die Tätigkeit des Vorstands, ist an wich- 
tigen Entscheidungen beteiligt, bestellt und berät 
den Vorstand. Da der Aufsichtsrat wichtige Gestal- 
tungsaufgaben im Hinblick auf die Unternehmens- 
politik wahrnimmt, müssen die Arbeitnehmer als 
wesentliche beteiligte Gruppe ein Recht auf ange- 
messene Repräsentation in diesem Organ erhalten. 
Hier muß die Konsequenz aus den Grundwerten 
gezogen werden, nach denen das Unternehmen nicht 
lediglich eine Einrichtung der Eigentümer zur Erzie- 
lung von Gewinn ist, in der nur diese die Subjekt- 
stellung besitzen, die Arbeitnehmer hingegen in der 
Objektstellung verbleiben und als Betriebsmittel 
je nach Bedarf in Dienst genommen werden. 

23 . In der gesellschaftlichen Wirklichkeit lassen 
sich bereits vielfältige Ansätze zu einer pluralisti- 
schen Entwicklung feststellen. Selbst wenn der Auf- 
sichtsrat formal nur aus Eigentümervertretern zu- 
sammengesetzt ist, so hat er sich doch, besonders in 
großen Kapitalgesellschaften, mehr und mehr zu 
einem Spiegelbild der vielfältigen Geschäftsbezie- 
hungen des Unternehmens entwickelt. In ihm sind 
neben Repräsentanten großer und kleiner Eigen- 
tümer Vertreter von Banken, Zulieferern und Ab- 
nehmern sowie Experten für wissenschaftliche und 
technische Probleme, Kenner der Auslandsmärkte, 
frühere Vorstandsmitglieder usw. zu finden. Alle 
diese Gruppen mit sehr verschiedenartigen, wenn 
nicht sich ausschließenden Interessen, nehmen an 
der Kontrolle und Meinungsbildung des Vorstands 


teil, ohne daß es ihnen jeweils verwehrt worden 
wäre. 

24 . Die Arbeitnehmer als wesentliche von den Un- 
ternehmensentscheidungen betroffene Gruppe müs- 
sen gleichfalls ihre Interessen im Aufsichtsrat wahr- 
nehmen können, wobei sie im übrigen dem Unter- 
nehmen gleichfalls gewisse wertvolle „Außenbezie- 
hungen" zu Gewerkschaften, gemeinwirtschaftlichen 
Unternehmen usw. vermitteln können. Der schon 
vorhandene Pluralismus von Interessen in diesem 
Unternehmensorgan wird damit um eine — aller- 
dings wesentliche Gruppe — erweitert. Eine Zu- 
sammenarbeit ist durchaus möglich, wenn die Re- 
präsentanten ihre aus unterschiedlichen Interessen 
resultierenden Konflikte im Bewußtsein der Ver- 
antwortung für das ganze Unternehmen austragen. 
Diese Pluralität der Kontrolle beeinträchtigt weder 
die Unabhängigkeit und Einheitlichkeit des Unter- 
nehmens noch die der kontrollierenden Gruppen. 
Sie stellt jedoch die Untemehmenspolitik auf eine 
breite Grundlage, weil sie die tragenden Gruppen in 
die Willensbildung einbezieht, von deren Mitarbeit 
der Erfolg der einzelnen Maßnahmen abhängig ist. 
Darüber hinaus ist es bei wichtigen Entscheidungen, 
die ohnehin sorgfältig und lange vorbereitet wer- 
den, von großer Bedeutung, die vielfältigen Auswir- 
kungen unter den verschiedensten Gesichtspunkten 
schon im Überlegungsstadium zu klären. 

25 . Das Stärkeverhältnis der hier in Frage stehen- 
den Interessen von Kapital und Arbeit muß an der 
Parität ausgerichtet sein. Wenn das Unternehmen 
als Kooperation von Menschen an sachlichen Pro- 
duktionsmitteln aufgefaßt wird, dann müssen beide 
Gruppen bei der Legitimation, Kontrolle, Bestellung 
und Beratung der Unternehmensleitung gleichwertig 
beteiligt sein. Risiko und Haftung, Rechte und Pflich- 
ten der Arbeitnehmer sind gegenüber denen der 
Kapitaleigner als mindestens gleichwertig zu be- 
zeichnen. Eine differenzierte Betrachtung könnte im 
einzelnen zeigen, daß das Risiko des Arbeitnehmers 
durch Verlust des Arbeitsplatzes meist eine größere 
persönliche Härte darstellt als das Kursrisiko des 
Aktionärs. 

Die Parität hat sich darüber hinaus im Montan-Be- 
reich bewährt, während die Drittelbeteiligung nach 
dem Betriebsverfassungsgesetz nur begrenzte Mit- 
wirkungsmöglichkeiten eröffnet, weil die Arbeit- 
nehmer in jedem Fall überstimmt werden können, 
mithin institutionell permanent unterlegen sind und 
die unternehmerische Willensbildung bislang nicht 
erkennbar beeinflussen konnten. Die Parität ermög- 
licht hingegen von der Konstruktion her einen 
angemessenen Einfluß auf die Unternehmenspolitik. 
Sie verankert den institutioneilen Zwang, die Pro- 
bleme der Beschäftigten gleichberechtigt in Erwä- 
gung zu ziehen und bei schwierigen Entscheidungen 
durch Argumente zu überzeugen, weil ein einfaches 
überstimmen nicht möglich ist. Das weitgehende 
Fehlen von Kampfabstimmungen in den Montan-Un- 
ternehmen hat gezeigt, daß konstruktive Lösungen 
möglich sind, da über umstrittene Fragen vor den 
entscheidenden Sitzungen bei internen Beratungen 
Übereinstimmung erzielt wurde. 
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26 . Die Parität ist, wenn man das Montan-Modell 
als Ausgangspunkt betrachtet, nicht als Gegenüber- 
stellung zweier homogener „Blöcke" aufzufassen. 
Arbeitnehmer wie auch Anteilseigner weisen eine 
differenzierte Vertretung auf, weil beide Interessen 
durchaus in sich vielschichtig sind. Von der Arbeit- 
nehmerseite müssen in jedem Fall Vertreter aus 
den Belegschaften in die Aufsichtsräte entsandt wer- 
den, die die Probleme der Beschäftigten aus unmit- 
telbarer Anschauung kennen. Eine Repräsentation 
nicht betriebsgebundener Arbeitnehmervertreter ist 
jedoch gleicherweise notwendig. Erstens sind diese 
gegenüber der Unternehmensleitung unabhängiger 
als die betrieblichen Repräsentanten, zweitens ver- 
fügen sie meist über besondere Qualifikationen bei 
der Beurteilung ökonomischer, finanzieller und 
rechtlicher Maßnahmen, und drittens ordnen sie die 
Probleme der Unternehmenspolitik in übergreifende 
Gesichtspunkte der Branche, der Gesamtwirtschaft 
und der gesamten Arbeitnehmerschaft ein. Solche 
nicht betriebsgebundenen Vertreter der Arbeitneh- 
mer werden großenteils aus den Gewerkschaften 
kommen. 

27 . Darüber hinaus bezieht schon die geltende 
Montan-Mitbestimmung durch „weitere Mitglieder" 
auf der Arbeitnehmerseite und Anteilseignerseite 
sowie durch den neutralen Mann das öffentliche 
Interesse in die Unternehmenspolitik ein und ver- 
hindert damit, daß sich einseitige Vorstellungen ein- 
zelner Gruppen bei der Willensbildung durchsetzen. 

28 . Eine gleichberechtigte Berücksichtigung der 
Probleme der Arbeitnehmer, wie sie durch die quali- 
fizierte Mitbestimmung gefordert wird, hat sich im 
übrigen unter den Bedingungen einer Strukturkrise, 
verbunden mit einer allgemeinen Rezession, be- 
währt. Während nach liberalen Modellvorstellungen 
die Eigentümer langfristig und dynamisch denken, 
die Arbeitnehmer hingegen kurzfristig und statisch 
(Hemmung des technischen Fortschritts), hat die 
Wirklichkeit gezeigt, daß sich gerade in den Mon- 
tan-Unternehmen mit Zustimmung der Mitbestim- 
mungsträger enorme Veränderungen vollzogen ha- 
ben. Dies betrifft sowohl die Einführung des techni- 
schen Fortschritts, die außerordentliche Steigerung 
der Produktivität, den beträchtlichen Abbau der 
Belegschaften, die Umstrukturierung der Beschäftig- 
ten sowie den Aufbau rationellerer Betriebs- und 
Unternehmensformen. Daß ohne die gleichberechtig- 
te Beteiligung der Arbeitnehmer an wichtigen Un- 
ternehmensentscheidungen eine politische Radikali- 
sierung kaum zu vermeiden gewesen wäre, zeigen 
die Probleme anderer Länder zur Genüge. 

29 . Beim Wahlverfahren für die Bestellung der 
Arbeitnehmervertreter werden zur Zeit gemäß den 
einzelnen Mitbestimmungsgesetzen verschiedene 
Methoden angewendet. Der Auswahl der Arbeit- 
nehmervertreter durch demokratisch gewählte Insti- 
tutionen wie Betriebsrat und Gewerkschaft ist dabei 
der Vorzug zu geben, da solche Institutionen über 
eine entsprechende Legitimation verfügen und den 
notwendigen Überblick ebenso wie die erforderliche 
Sachkenntnis besitzen. Zudem ist es bei großen 


Unternehmen mit oft vielen Betrieben kaum mög- 
lich, allen Belegschaftsmitgliedern die Möglichkeit 
einer sachlichen Beurteilung von Kandidaten zu ge- 
ben. Im Zeichen wachsender Unternehmenskonzen- 
tration wird es zudem in vielen Fällen immer 
schwieriger, allen betrieblichen Repräsentations- 
wünschen in bezug auf die Unternehmensorgane ge- 
recht zu werden. Erfahrungsgemäß sind in derartigen 
Fällen nur die Arbeitnehmerorganisationen und Be- 
triebsräte in der Lage, die vielfältigen Repräsenta- 
tionswünsche zu „bündeln" und Unruhe von den 
Unternehmen fernzuhalten. 

30 . Eine Berücksichtigung der Arbeitnehmerinter- 
essen in der Hauptversammlung großer Unterneh- 
men ist nur dann erforderlich, wenn sich diese zu 
einem materiellen Entscheidungszentrum für die Un- 
ternehmenspolitik entwickelt. Das ist zur Zeit nicht 
der Fall. 

31 . Zusammenfassend ist hervorzuheben, daß die 
einzelnen Institutionen der qualifizierten Mitbestim- 
mung in einem engen Zusammenhang zu sehen sind. 
Die einzelnen Organe können zwar getrennt behan- 
delt werden, ihre eigentliche Bedeutung liegt jedoch 
im Zusammenwirken: Der Betriebsrat kann seine 
Schutzfunktion nur optimal wahrnehmen, wenn er 
mit einem sachbezogenen Partner im Vorstand ko- 
operiert; der Arbeitsdirektor muß mit dem Betriebs- 
rat und den Arbeitnehmervertretern im Aufsichtsrat 
eng Zusammenarbeiten, die ihrerseits auf die Infor- 
mation von Betriebsrat und Arbeitsdirektor ange- 
wiesen sind. Jede Veränderung einer Einflußebene 
hat Rückwirkungen auf das Gesamtsystem der Mit- 
bestimmung. 


V. Gewerkschaften 

und qualifizierte Mitbestimmung 

32 . Die Gewerkschaft als die Interessenvertretung 
der Arbeitnehmer kann nicht von den Bereichen 
ferngehalten werden, in denen sich letztlich das 
Schicksal der arbeitenden Menschen entscheidet: im 
Unternehmen und Betrieb. Denn in der Wahrneh- 
mung dieser Belange liegt ihr ureigenster Auftrag. 
Die Erfahrung hat gezeigt, daß bei der Mitbestim- 
mung auf den Rückhalt und die Beratung durch 
die gewerkschaftliche Organisation nicht verzichtet 
werden kann. 

Jeder Versuch in eine solche Richtung müßte zu 
schwerwiegenden Konflikten in den Unternehmen 
führen und würde die Gewerkschaften veranlassen, 
ihr Leitbild, ihre Politik und ihr Verhalten grund- 
sätzlich zu überdenken. 

33 . Die Gewerkschaften stellen die treibende Kraft 
für die Mitbestimmungsforderungen der Arbeitneh- 
mer dar. In jeder hochentwickelten Industriegesell- 
schaft können strukturelle Veränderungen nur von 
Gruppen durchgesetzt werden. Gruppenbildung ist 
jedoch mit Repräsentation der Interessen verbun- 
den. Nur dadurch können die Belange der Arbeit- 
nehmer sichtbar gemacht, zusammengefaßt und wirk- 
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sam vertreten werden. Obwohl nur ein Teil der 
Arbeitnehmer in Gewerkschaften zusammengefaßt 
ist, verfügt keine gesellschaftliche Gruppe ohne 
Zwangsmitgliedschaft über entsprechende Mitglie- 
derzahlen. Die große Mehrheit bei den Betriebsrats- 
wahlen für die gewerkschaftlich organisierten Kan- 
didaten (Durchschnitt seit Jahren: 80 bis 90 zeigt 
überdies die breite, über die bloßen Mitgliederzah- 
len weit hinausgehende Vertrauensbasis der Ge- 
werkschaften bei den Arbeitnehmern. Wenn vor 
allem die Gewerkschaften die qualifizierte Mitbe- 
stimmung für die Arbeitnehmer fordern, so handelt 
es sich damit um die Sache einer kleinen Gruppe. 
Die treuhänderische Wahrnehmung von Aufgaben 
weist bei den Gewerkschaften, wie bei allen Mas- 
senorganisationen, nicht unerhebliche Schwierigkei- 
ten auf. Die Gewerkschaften sind sich dieser Pro- 
bleme bewußt und sowohl von ihren Statuten als 
auch von ihrem Aufbau her offener und damit 
demokratischer gegenüber ihren Mitgliedern als 
vergleichbare Organisationen. ! 

34 . Die Beteiligung von Gewerkschaftsvertretern 1 
an der qualifizierten Mitbestimmung ist sowohl mit ; 
der gewerkschaftlichen Autonomie und der Unab- 
hängigkeit der Unternehmen, als auch mit der tarif- 
politischen Funktion der Gewerkschaften zu ver- 
einbaren. 

a) Die Gewerkschaften sind nicht nur Einrichtun- 
gen, die, nach der „klassischen" Auffassung, die 
Lohn- und Arbeitsbedingungen im engen Sinne | 
autonom mit den Arbeitgeberverbänden auf dem 
Arbeitsmarkt aushandeln, ln einer entwickelten 
Industriegesellschaft mit ihren engen Zusammen- 
hängen zwischen sozialem, wirtschaftlichem und 
politischem Handeln stellen die Gewerkschaften 
von ihrer Größe und ihrem Selbstverständnis her 
mehr als nur Tariforganisation dar. Probleme wie 
Arbeitsmarktpolitik, Berufsbildung, Automation 
und auch Mitbestimmung können zum Teil von 
Gewerkschaften und ' Arbeitgeberverbänden gar 
nicht mehr allein, sondern nur im Zusammenwir- 
ken mit Regierungen, Parlament, Wirtschaftsver- 
bänden, Kirchen und anderen Gruppen gelöst 
werden. Das bedeutet für die Gewerkschaften 
neue Einflußmöglichkeiten, aber auch einen grö- 
ßeren Verantwortungsbereich. Da sich die wirt- 
schaftliche und soziale Ordnung geändert hat, 
mußte sich auch die Stellung der Gewerkschaften 
in der neuen Ordnung wandeln. 

b) Ähnliche Überlegungen müssen bei der Unab- 
hängigkeit der Unternehmen angestellt werden. 
Entgegen liberalen Modellvorstellungen sind in 
den Kontrollorganen eines großen Unternehmens 
etwa Vorstandsmitglieder von Banken als Auf- 
sichtsratsvertreter Kontrolleure einer Unterneh- 
mensleitung, mit der sie zugleich als Bankmana- 
ger in Marktbeziehungen stehen. Hinzu kommt, 
daß das deutsche Kreditwesen — im Gegensatz 
zu ausländischen Rechtsordnungen — die scharfe 
Trennung (Unvereinbarkeit in einem Institut) 
der Bankfunktionen Kreditgewährung, Anteils- 
emission, Wertpapierdepot mit Depotstimmrecht 
nicht kennt. 


Die so kontrollierten Vorstandsmitglieder sind 
oft selbst oder durch Beauftragte in den Auf- 
sichtsräten der Banken überwachend tätig. Ähn- 
liches gilt für viele Zulieferer und Abnehmer 
— ohne daß eine Aufgabe der Autonomie der 
Unternehmen unterstellt würde. Darin prägt sich 
die Tatsache aus, daß zunehmende Arbeitstei- 
lung und Spezialisierung, die erst eine wach- 
sende Wirtschaft ermöglichen, auch von zuneh- 
mender Integration begleitet sein müssen. Solche 
Bedingungen einer pluralistischen Wirtschaft und 
Gesellschaft sind allerdings mit einfachen, an 
frühindustriellen Verhältnissen orientierten Mo- 
dellen nicht faßbar. Wer deshalb Gewerkschafts- 
vertreter im Aufsichtsrat für unvereinbar mit 
der Unabhängigkeit der Unternehmen hält, muß 
mit gleicher Logik auch die obengenannten Ver- 
bindungen ablehnen und insbesondere die Ver- 
flechtung unserer Großbanken mit den Unter- 
nehmen anderer Wirtschaftszweige einer grund- 
legenden Überprüfung unterziehen. Die „reine" 
Autonomie der Gruppen und auch der Unterneh- 
men ist ein Widerspruch zur hochentwickelten 
Wirtschaft. 

c) Auch die tarifpolitische Funktion der Gewerk- 
schaften ist kein durchschlagender Einwand ge- 
gen eine Mitbestimmung im Unternehmen. Tarif- 
verträge werden nicht zwischen Gewerkschafts- 
bund und Unternehmen, sondern zwischen Indu- 
striegewerkschaften und Arbeitgeberverbänden, 
ganz überwiegend auf regionaler Ebene, abge- 
schlossen. Sie betreffen vor allem die Regelung 
der Löhne und Arbeitsbedingungen aller Unter- 
nehmen eines Bezirks. Die Aufgabe des Auf- 
sichtsrats — nur hier sind Gewerkschaftsvertre- 
ter weisungsfrei tätig — besteht dagegen in der 
Überwachung, Kontrolle und Beratung der Unter- 
nehmensleitung, in der Wahl des Vorstands und 
in der Beteiligung an wichtigen Geschäften, wo- 
zu die Lohngestaltung des Unternehmens nicht 
gehört. Es ist empirisch erwiesen, daß die Er- 
folge der qualifizierten Mitbestimmung nicht im 
tarifpolitischen Bereich liegen, wenn man einmal 
von der geringen Streikquote in der Montan-In- 
dustrie absieht. Im übrigen besteht in keinem 
Fall eine Identität zwischen der Gruppe, die die 
Tarifverhandlungen führt, mit dem Personen- 
kreis, der im Aufsichtsrat tätig ist. In einem Auf- 
sichtsrat von beispielsweise elf Mitgliedern sind 
nur zwei Gewerkschaftsvertreter tätig, von de- 
nen einer durch die zuständige Industriegewerk- 
schaft, der zweite durch den DGB gestellt wird. 
Mitbestimmung und Tarifpolitik betreffen damit 
unterschiedliche Bereiche, ihnen liegen verschie- 
dene Zielsetzungen zugrunde, und beide Funk- 
tionen werden von jeweils anderen Personen- 
kreisen wahrgenommen. 

35 . Die Gewerkschaften „majorisieren" damit nicht 
die Mitbestimmung, vertreten jedoch wesentliche 
Elemente des Arbeitnehmerinteresses. Auch aus der 
praktischen Politik der letzten Jahre gibt es weder 
aus Grundsatz- und Aktionsprogrammen, noch aus 
dem tatsächlichen Verhalten gewerkschaftlicher Re- 
präsentanten in Mitbestimmungsorganen Beispiele, 
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die auf einen undemokratischen Gebrauch der Macht | 
schließen lassen. Die Tatsache, daß die Gewerkschaf- 
ten wichtige, aber nicht allein entscheidende Fakto- 
ren im „Mitbestimmungssystem" sind, ergibt sich 
weiterhin daraus, daß die Betriebsräte selbständige 
und gewerkschaftsunabhängige Vertretungen der | 
Belegschaften und die Arbeitsdirektoren eigenver- 
antwortliche und gleichberechtigte Vorstandsmit- 
glieder sind. Die Gewerkschaften als Organisation 
können und wollen die Mitbestimmung nicht „majo- 
risieren" ; ohne ihre Beteiligung ist aber andererseits 
eine wirkungsvolle Mitbestimmung nicht denkbar. 


VI. Ausblick 

36 , Die normativ und empirisch abgesicherten 
Überlegungen zur Begründung der qualifizierten 
Mitbestimmung werden durch neue Aspekte der 
europäischen Einigung keinesfalls in ihrer Bedeu- 
tung gemindert. Der Gedanke einer Mitbestimmung 
in Unternehmensorganen gewinnt in anderen euro- 
päischen Ländern an Boden. Es ist auch nicht anzu- 
nehmen, daß die Bundesrepublik von den inter- 
nationalen Kapitalmärkten gemieden und die gro- 
ßen Unternehmen als Standorte andere Länder 
wählen würden, um der qualifizierten Mitbestim- 
mung in Deutschland zu entgehen. Der Standort 
eines Unternehmens wird von verschiedenen Ge- 
sichtspunkten bestimmt: Eine stark ausgebaute Pla- 
nung, dirigistische Eingriffe in das Wirtschaftsleben, 
eine nationalistische Wirtschaftspolitik mit Diskri- 
minierung einzelner ausländischer Gruppen und So- 
zialisierungsvorstellungen von großen Parteien; fer- j 
ner Leitbilder und Programme der großen Gewerk- 
schaften, allgemeines Sozialklima und Streikhäufig- 
keit; letztlich Tradition und Standorte der Produk- 
tionsbetriebe, Qualität der Arbeitskräfte, Wachs- 
tumsbranchen, Expansionskraft eines Raums, Ver- 
bindung ZU Bank- und Börsenplätzen, das Steuer- 
system — all das sind Gesichtspunkte, die über den 
Standort von Unternehmen mit europäischer Bedeu- 
tung entscheiden. Die qualifizierte Mitbestimmung 
im Sinne einer rationalen und sachlichen Austra- 
gung von Konflikten wäre nur einer unter solchen 
Aspekten und kaum entscheidend für eine bestimm- 
te Wahl. Das Interesse vieler amerikanischer Unter- 
nehmen an einem geschäftlichen Engagement in 


! Deutschland weist in eine ähnliche Richtung, ebenso 
das Faktum, daß ausländische Gruppen sich weiter- 
hin durch Kapitalbeteiligung in der deutschen Mon- 
tan-Industrie betätigen, obwohl es sich hierbei nicht 
um Wachstumsbranchen handelt. Daran würde sich 
j auch durch Verwirklichung des Projekts einer euro- 
I päischen Handelsgesellschaft nichts ändern, das 
seine derzeitige Förderung durch EWG-Kommission 
und Regierungen der Mitgliedstaaten letztlich den 
politischen Hindernissen auf dem Wege zu einem 
wirtschaftlich und politisch geeinten Europa ver- 
dankt. 

37 , Die Forderung nach Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer wird in allen industrialisierten Staaten der 
Welt erhoben. Der Inhalt der Forderung entspricht 
stets den oben skizzierten Grundnormen einer frei- 
heitlichen Gesellschaftsordnung. Die angestrebten 
Mitbestimmungsformen sind vom Stand der Indu- 
strialisierung, und der gesellschaftlichen Entwick- 
lung ebenso wie vom herrschenden politischen Sy- 
stem, nationalen Traditionen und der Struktur der 
Gewerkschaftsbewegung abhängig. 

Es hat seine Gründe, daß die Forderung nach Mit- 
bestimmung mit besonderer Dringlichkeit in der 
Bundesrepublik Deutschland erhoben wird und dort 
auch viel weitgehender als in irgendeinem anderen 
Land präzisiert ist. Die Gründe sind historischer, 
aber auch politischer Art. Die Auswirkungen der 
russischen Revolution auf Deutschland nach dem 
1. Weltkrieg, die Erfahrungen mit dem national- 
; sozialistischen Regime und die Entwicklung in Mit- 
j teldeutschland haben unseren Blick für den engen 
! Zusammenhang zwischen Wirtschaftsordnung und 
politischem Regime geschärft und nötigen zu der 
Einsicht, daß die Bundesrepublik als Teil einer ge- 
spaltenen Nation und als unmittelbarer Nachbar 
totalitärer Systeme in einer besonders gefährdeten 
I Lage ist. Überzeugender als andere Länder müssen 
! wir dartun, daß die Grundwerte einer freiheitlichen 
Ordnung in allen Bereichen gelten. Der weltweite 
Kampf verschiedener Gesellschaftssysteme wird im 
Atomzeitalter nur gesellschaftspolitisch entschieden 
: werden. Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in 
Betrieb und Unternehmen wird, wie auch im Aus- 
land zunehmend erkannt wird, mehr und mehr zu 
einer entscheidenden Frage in dieser Auseinander- 
j Setzung. 
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B. Stellungnahme der Herren Dr. Erdmann, Dr. Heintzeler, Dr. Kley 


Einleitung 

1. Der wirtschaftspolitische Hintergrund 

Die heute auf der Welt praktizierten Wirtschafts- 
systeme liegen in dem weiten Feld zwischen den 
beiden Extremformen: dem lupenrein liberalisti- 
schen Kapitalismus und der Zentral-Verwaltungs- 
wirtschaft sozialistisch-kommunistischer Prägung. In 
der Zeit nach dem zweiten Weltkrieg hat sich die 
Bundesrepublik für das Wirtschaftssystem der sozia- 
len Marktwirtschaft entschieden, d. h. für eine 
Wirtschaftsordnung, in der das Prinzip des Wett- 
bewerbs der Unternehmer — gesichert durch das Kar- 
tellgesetz — , das Prinzip des Privateigentums an 
den Produktionsmitteln sowie das Prinzip der Ta- 
rifautonomie die tragenden Säulen sind. 

Mit dieser Entscheidung ist die Bundesrepublik nicht 
schlecht gefahren. Die fast unbegreifliche Tatsache, 
daß die Bundesrepublik 23 Jahre nach der Kata- 
strophe von 1945 die zweitstärkste Industrienation 
der westlichen Welt darstellt und daß der Lebens- 
standard aller Bevölkerungsgruppen der Bundes- 
republik an dritter Stelle in der westlichen Welt 
liegt, läßt sich ohne die Entscheidung für dieses 
Wirtschaftssystem nicht erklären. Das System hat 
seine Bewährungsprobe bestanden. 

Nichts spricht dafür, daß die Anforderungen, die in 
Zukunft an unsere Wirtschaft gestellt werden, ge- 
ringer sein werden als in den zurückliegenden Jah- 
ren. Im Gegenteil! Die technischen Impulse, welche ’ 
in den USA von Rüstungs- und Raumfahrtforschung 
auf alle Bereiche der industriellen Produktion aus- 
strahlen, lassen — ebenso wie der gewaltige Auf- 
schwung der japanischen Wirtschaft in allerjüng- 
ster Zeit — mit Sicherheit vorhersehen, daß die 
deutsche Wirtschaft in ihrer Gesamtheit in den 
nächsten Jahren und Jahrzehnten einen Kampf um 
ihre Selbstbehauptung wird führen müssen, von 
dessen Unerbittlichkeit die Härte des heute bereits 
bestehenden internationalen Wettbewerbs nur eine 
schwache Vorstellung zu geben vermag. 

Ob diese Zukunftsperspektive begrüßenswert ist 
oder nicht, kann dahingestellt bleiben. Sie ist un- 
abänderlich, und wir müssen uns auf sie einstellen. 
Der Gedanke, etwa durch ein weltweites „Morato- 
rium des technischen Fortschritts" den gehetzten 
Menschen unserer Zeit und insbesondere den ge- 
hetzten Menschen in verantwortlichen Positionen 
eine Atempause zu verschaffen, gehört in den Be- 
reich der Utopie. Für ein Land wie die Bundes- 
republik, das sich nicht in einem autarken System 
von der Umwelt abschließen kann, gibt es nur eine 
Alternative — Mithalten oder in Armut und Bedeu- 
tungslosigkeit zurückfallen. 


Diese Grundtatsachen müssen der Ausgangspunkt 
für alle Überlegungen sein, die sich mit der Frage 
unserer künftigen Wirtschafts- und Sozialordnung 
befassen. Sicherlich wird die deutsche Wirtschaft den 
Existenzkampf der Zukunft nur dann erfolgreich 
bestehen können, wenn alle Bevölkerungsgruppen, 
wie in der Zeit des Wiederaufbaues nach dem 
Krieg, ihr Bestes geben. Das setzt eine Gestaltung 
der wirtschaftlichen Dinge voraus, die von den ein- 
zelnen Menschen bejaht wird. Insofern ist das 
menschliche Anliegen in der Wirtschaftsordnung zu- 
gleich ein ökonomisches Anliegen. Die vorbehalt- 
lose Anerkennung des menschlichen Anliegens in 
der Wirtschaft darf allerdings nicht dazu führen, daß 
die Frage der Wirtschaftsordnung nur unter dem 
Aspekt der in der Wirtschaft tätigen Menschen ge- 
sehen wird. Die Wirtschaft eines Landes ist für alle, 
d. h. für die Gesamtheit der Verbraucher da. Diese 
Gesamtheit der Verbraucher darf zwar nicht erwar- 
ten, daß die in der Wirtschaft tätigen Menschen 
unter menschenunwürdigen Bedingungen für die Er- 
füllung der Verbraucherwünsche arbeiten; anderer- 
seits dürfen die in der Wirtschaft Tätigen nicht er- 
warten, daß ihr Interesse dem allgemeinen Interesse 
der Verbraucher an optimaler Wirtschaftlichkeit 
übergeordnet wird. Noch weniger darf der Gel- 
tungsanspruch einer Organisation, die nur eine Min- 
derheit der Arbeitehmer zu ihren Mitgliedern zählt, 
dem Allgemeininteresse übergeordnet werden. 

Bei einer Überprüfung unserer Wirtschaftsordnung 
wird also die Frage zu stellen sein, welches die 
optimale Synthese von Marktwirtschaft, Eigentums- 
ordnung, Tarifautonomie und Mitbestimmung dar- 
stellt. Diese Synthese darf aber keine starre sein, 
sondern muß die Möglichkeit einschließen, künftigen 
Entwicklungen elastisch Rechnung zu tragen. Ins- 
besondere gilt dies für folgende vorhersehbare Ent- 
wicklungstendenzen: Technischer Fortschritt und 
Automation werden zwangsläufig dazu führen, daß 
die Kapitalintensität des wirtschaftlichen Gesche- 
hens ständig zunimmt, d. h. der Kapitalaufwand für 
einen Arbeitsplatz wird in den nächsten Jahren und 
Jahrzehnten weiterhin gewaltig ansteigen. Der so- 
mit rasch wachsende Kapitalbedarf der Wirtschaft 
wird aber in einer Wirtschaftsordnung, die privat- 
wirtschaftlich orientiert bleibt, nur dadurch gedeckt 
werden können, daß immer breitere Schichten der 
Bevölkerung bei steigendem Realeinkommen und 
steigender Sparleistung zur Deckung des Kapital- 
bedarfs der Wirtschaft beitragen. Daraus folgt, daß 
das Verhältnis von Kapital und Arbeit nicht als 
etwas Statisches gesehen werden darf, sondern als 
ein Verhältnis gesehen werden muß, das einem tief- 
gehenden Wandlungsprozeß unterworfen ist, der 
— wenn die privatwirtschaftliche Ordung beibe- 
halten wird — dazu führen wird, daß die Antithese 
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von Kapital und Arbeit sich mehr und mehr ver- 
wischen und schließlich auflösen wird. 

Die wünschenswerte optimale Wirtschaftsordnung 
muß also einerseits dem menschlichen Anliegen der 
arbeitenden Menschen im Rahmen des real Mögli- 
chen gerecht werden, ohne daß dadurch die Effizienz 
der Wirtschaft in einer Weise geschwächt wird, die 
der Gesamtheit der Verbraucher und damit auch 
den arbeitenden Menschen selbst zum Nachteil aus- 
schlägt. 

Im folgenden soll dargelegt werden, daß die in der 
Bundesrepublik seit dem zweiten Weltkrieg prakti- 
zierte Wirtschaftsordnung, zu der die Mitbestim- 
mung nach dem Betriebsverfassungsgesetz gehört, 
diesen Anforderungen an eine optimale Wirtschafts- 
ordnung entspricht (Hauptteil I), daß aber eine Wirt- 
schaftsordnung, in der die Montan-Mitbestimmung 
zum beherrschenden Faktor würde, im wirtschaftli- 
chen Bereich die Effizienz der deutschen Wirtschaft 
aufs schwerste gefährden und darüber hinaus im 
politischen Bereich unsere freiheitlichen Systeme in 
gravierender Weise in Frage stellen würde (Haupt- 
teil II). 

2. Ziele der Gesellschaftspolitik 
in der Industriegesellschaft 

Ein wesentliches Ziel staats- und gesellschaftspoliti- 
scher Bemühungen muß sein, den Freiheitsraum der 
einzelnen Staatsbürger in allen Lebensbereichen 
möglichst zu sichern und auszuweiten, die Gleichheit 
aller vor dem Gesetz und in der Gesellschaft zu 
gewährleisten und zeitgemäße Formen der Sicher- 
heit zu entwickeln. Freiheit und Gleichheit stehen 
hierbei in einem Spannungsverhältnis. Totale 
Gleichheit kann nur unter Aufopferung der persön- 
lichen Freiheit verwirklicht werden. Rechte und 
Pflichten bedingen einander. 

Unser hochindustrialisiertes Zeitalter schafft sowohl 
Freiheitsmöglichkeiten wie Abhängigkeiten, die frü- 
heren Epochen unbekannt waren. Auf der einen 
Seite ermöglicht der technische Fortschritt und die 
mit ihm verbundene Arbeitszeitverkürzung einen 
bislang schwer vorstellbar hohen Lebensstandard 
und neue Informations- und Bildungsmöglichkeiten. 
Auf der anderen Seite bringt er Abhängigkeiten 
mit sich, die durch Sachnotwendigkeiten bedingt 
sind und die daher weder durch die Veränderung 
ökonomischer noch politischer Gegebenheiten ganz 
aufgehoben werden können. Schließlich vermindert 
diese Zeit die Möglichkeiten, neue selbständige 
Existenzen zu gründen und verringert traditionelle 
— auf dem Funktionieren der Großfamilie — be- 
ruhende Sicherheiten. 

Mit diesen Gegebenheiten muß die Staats- und Ge- 
sellschaftspolitik in unserer Zeit rechnen, wenn sie 
ihre Zielsetzungen verwirklichen will. Es wäre ver- 
fehlt, einzelne Lebensbereiche isoliert zu betrachten. 
Staat und Gesellschaft, Gesamtwirtschaft und Be- 
trieb, sind in ihren Beziehungen und Abhängigkei- 
ten zueinander zu sehen, und es bedarf neben per- 
sönlicher Initiative koordinierter staatlicher und 
außerstaatlicher Maßnahmen, um ein möglichst ho- 
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hes Maß an Freiheit, Gleichheit und Sicherheit für 
den einzelnen zu verwirklichen. 

Historisch betrachtet folgte das Ringen um die wirt- 
schaftliche und soziale Gleichberechtigung aller dem 
Kampf um die politische Gleichheit. Heute, Ende 
! der 60er Jahre des 20. Jahrhunderts, dürfen wir, 

I wenigstens für die Bundesrepublik Deutschland, 
feststellen, daß diese Gleichberechtigung auch im 
sozialen und wirtschaftlichen Raum im wesentlichen 
verwirklicht ist. Das Grundgesetz garantiert nicht 
nur die Koalitionsfreiheit und den Kern der autono- 
men Regelungen der Löhne und Arbeitsbedingungen 
durch Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände, 
sondern es beeinflußt durch die Auslegung einzelner 
Grundrechte auch unmittelbar die Stellung des ein- 
zelnen Arbeitnehmers im Betrieb und Unternehmen. 

In Durchführung der Verfassungsgrundsätze ist eine 
Fülle von arbeits- und sozialrechtlichen Gesetzen 
ergangen, die über den Schutz materieller Interessen 
hinaus, die Sicherung der Gleichheitsgrundsätze auch 
im sozialen und wirtschaftlichen Raum bewirken 
sollen. Nur einige Beispiele seien genannt; Der im 
' Grundgesetz verankerte Grundsatz der Gleichheit 
aller hat seinen Niederschlag im Diskriminierungs- 
verbot in einzelnen arbeitsrechtlichen Gesetzen ge- 
funden, um zu sichern, daß jede unterschiedliche 
Behandlung von Arbeitnehmern wegen ihrer Ab- 
stammung, Religion, Nationalität, Herkunft, politi- 
I scher oder gewerkschaftlicher Betätigung oder Ein- 
stellung oder wegen des Geschlechts unterbleibt. 
Das Kündigungsschutzgesetz gewährt ein hohes 
Ausmaß an Bestandsschutz des Arbeitsplatzes, in- 
dem es gegen sozialwidrige Kündigungen schützt 
und im Falle notwendiger Massenentlassungen un- 
mittelbar zu einer möglichst baldigen erneuten Ein- 
gliederung der Arbeitnehmer in das aktive Arbeits- 
leben beiträgt. Nicht nur die Sozialversicherung, 
sondern auch die Arbeitsmarktverwaltung werden 
autonom unter maßgeblicher Verantwortung von 
Vertretern der Gewerkschaften und Arbeitgeber 
verwaltet. Durch die Arbeitsgerichtsbarkeit sind alle 
für den Arbeitnehmer bedeutsamen Rechtstreitig- 
keiten der gerichtlichen Nachprüfung unterworfen, 
und bei ihr wirken Vertreter der Sozialpartner als 
gleichberechtigte Richter mit. 

Besonders wichtig für die rechtliche Stellung der 
Arbeitnehmer ist die vor Jahrzehnten erfolgte An- 
erkennung der Gewerkschaften als „berufene Ver- 
treter der Arbeiterschaft" (Vereinbarung zwischen 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden vom 
15. November 1918) und die in der Folgezeit einge- 
tretene Entwicklung der Tarifautonomie in rechtli- 
cher und tatsächlicher Hinsicht. Der durch diese Ent- 
wicklung sichergestellte, verfassungsrechtlich ge- 
schützte Zusammenschluß der Arbeitnehmer zur kol- 
lektiven Regelung der Wirtschafts- und Arbeits- 
bedingungen und die im Lauf der Zeit immer umfas- 
sendere und neue Tatbestände einbeziehende tat- 
sächliche normative Regelung dieser Bedingungen 
hat im Bereich des Arbeitslebens ein Verhältnis 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern eintreten 
lassen, bei dem von einem Übergewicht der Arbeit- 
geberseite nicht mehr gesprochen werden kann. Dies 
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wird noch dadurch unterstrichen, daß über den Be- 
reich der Inhaltsnormen hinaus zunehmend auch 
betriebliche und betriebsverfassungsrechtliche Fra- 
gen tarifvertraglich geregelt werden, soweit sie 
einer solchen Regelung zugängig sind, überdies 
wird die Stellung der Arbeitnehmerseite dadurch 
verstärkt, daß die richtigerweise auf Vollbeschäfti- 
gung gerichtete Wirtschaftspolitik, die in der Praxis 
fast stets eine Überbeschäftigung bedeutet, dazu 
führen muß, den durch die Tarifverträge angestreb- 
ten, aber durch keine Politik der Versachlichung 
ganz zu überwindenden Interessenausgleich zwi- 
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern auf der 
überbetrieblichen Ebene zugunsten der Arbeitneh- 
mer zu vollziehen. 

Dies Handeln der Tarifpartner wirkt kraft Normen- 
setzung unmittelbar in die Unternehmungen hinein 
und schafft Daten für die Unternehmensleitungen 
und Ansprüche für die einzelnen Arbeitnehmer oder 
ganze Belegschaften. Die Tätigkeit der Betriebsräte 
steht in vielfacher Weise mit der Tätigkeit der Ta- 
rifvertragsparteien in Verbindung und sichert zu- 
sammen mit der Einklagbarkeit der tarifvertrag- 
lichen Ansprüche deren Durchführung im Betrieb. 
Zu verweisen ist in diesem Zusammenhang vor 
allem auf die Bestimmungen der §§49 Abs. 1 und 
54 Abs. 1 Buchstabe b BetrVG, aber auch auf Ein- 
zelbestimmungen des Gesetzes vor allem im Bereich 
der sozialen und personellen Mitbestimmungsrechte 
des Betriebsrates. 


I. HAUPTTEIL 

Für systemkonforme Mitbestimmung 

1. Grundlagen des Betriebsverfassungsrechtes — 
Betriebsrat, Gesamtbetriebsrat, 

Wi rtschaf tsa ussch u ß 

Das Gegenstück zu den überbetrieblichen Regelungs- 
rechten von Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
durch die Organisationen der Sozialpartner ist die 
Mitwirkung von betrieblichen Arbeitnehmervertre- 
tern im Betrieb durch Betriebsrat und Wirtschafts- 
ausschuß bei der Gestaltung der sie betreffenden 
Angelegenheiten. Die gesetzliche Grundlage hierfür 
bildet das Betriebsverfassungsgesetz, das die ver- 
trauensvolle Zusammenarbeit zwischen Arbeitgeber 
und Betriebsrat als seine geistige Grundlage be- 
zeichnet. Das Gesetz hat dem Betriebsrat Mitbestim- 
mungs- und Mitwirkungsrechte übertragen, die nach 
Form und Umfang die bei weitem fortschrittlichste 
Regelung der westlichen Welt darstellen. Nach den 
bisherigen praktischen Erfahrungen reichen sie 
durchaus aus, um die für die Rechtstellung der ein- 
zelnen Arbeitnehmer notwendigen Positionen zu 
wahren, was Verbesserungen bei einzelnen Bestim- 
mungen nicht ausschließt. Die positive Feststellung 
gilt auch hinsichtlich der wirtschaftlichen Angelegen- 
heiten und für Unternehmungen, die aus mehreren 
Betrieben bestehen. Der Wirtschaftsausschuß ist 
nicht auf der Ebene des Betriebs, sondern auf der 
des Gesamtunternehmens zu bilden. Es mag zutref- 
fen, daß von den Möglichkeiten der Zusammenarbeit 


im Wirtschaftsausschuß in der Praxis noch nicht 
überall der richtige und ausreichende Gebrauch ge- 
macht wird. Das spricht indessen nicht gegen das in 
seiner Konstruktion zum Ausdruck kommende Prin- 
zip der Zusammenarbeit zwischen Unternehmenslei- 
tung und Wirtschaftsausschuß, sondern legt höch- 
stens eine Revision der gegenwärtig geltenden Vor- 
schriften in diesem Bereich nahe. Die Bundesvereini- 
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände hat des- 
halb in ihrem Beitrag „Freiheitliche soziale Ord- 
nung — heute und morgen" (veröffentlicht im Okto- 
ber 1968) konkrete Vorschläge unterbreitet, die auf 
eine Erweiterung des Katalogs der im Wirtschafts- 
ausschuß zu behandelnden Fragen und auf eine Re- 
organisation seiner personellen Zusammensetzung 
abzielen. Auch der Betriebsrat als Träger weiterer 
wirtschaftlicher Mitwirkungsrechte ist in seiner Tä- 
tigkeit nicht auf den Einzelbetrieb beschränkt. Der 
nach dem Gesetz zulässige und in fast allen großen 
Unternehmen gegründete Gesamtbetriebsrat ist nach 
§ 48 BetrVG zuständig für die Behandlung von 
Angelegenheiten, die das Gesamtunternehmen oder 
mehrere Betriebe betreffen und damit gegebenen- 
falls auch Träger der in §§ 72 ff. vorgesehenen 
Rechte. Die dem Wirtschaftsausschuß und dem Be- 
triebsrat durch das BetrVG übertragenen Rechte 
können auch rechtzeitig vor der abschließenden Wil- 
lensbildung der Unternehmensleitung geltend ge- 
macht und daher voll berücksichtigt werden. Die 
endgültige Entscheidung in diesen Fragen muß bei 
der verantwortlichen Unternehmensleitung verblei- 
ben. Eine Verlagerung dieser Entscheidung auf eine 
außerbetriebliche Schiedsstelle wäre mit dem Grund- 
satz privaten Eigentums und entsprechender Haftung 
unvereinbar. 

2, Inanspruchnahme der Rechte 
aus der Betriebsverfassung 

Die weitreichenden Mitbestimmungs- und Mitwir- 
kungsrechte der Gremien der Betriebsverfassung 
werden in der Praxis in der großen Mehrzahl der 
Unternehmungen ausgeübt, in denen die Belegschaf- 
ten ihr hierauf gerichtetes Interesse bekundet ha- 
ben. Sicher gibt es Betriebe, in denen Betriebsräte 
nicht gebildet worden sind oder wo die Betriebsräte 
nicht die ihnen vom Gesetz zugewiesenen Rechte 
und Aufgaben in vollem Umfang wahrnehmen. Ge- 
rade in den großen Unternehmungen aber, auf die 
sich die gegenwärtig erhobenen gewerkschaftlichen 
Mitbestimmungsforderungen im wesentlichen kon- 
zentrieren, werden die Möglichkeiten des Betriebs- 
verfassungsgesetzes in der Regel voll ausgenutzt. 
Die konstruktive Anwendung dieses Gesetzes mit 
allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln zu fördern, 
entspricht der Politik der Unternehmensleitungen 
und ihrer sozialpolitischen Spitzenorganisationen, 
der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber- 
verbände. Es darf festgestellt werden, daß dieser 
Politik von Jahr zu Jahr wachsender Erfolg zuteil 
geworden ist. 

Ebenso kann festgestellt werden, daß die Arbeit- 
nehmer dem Mitwirken des Betriebsrates mehr Inter- 
esse entgegenbringen als der Tätigkeit jedes ande- 
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ren Trägers der Mitbestimmung. Dies ist nahelie- 
gend wegen der Aufgabenstellung des Betriebsrates, 
der dem unmittelbaren Interessenbereich des Ar- 
beitnehmers besonders nahe liegt. Diese Feststel- 
lung legt den Schluß nahe, im Rahmen der Diskus- 
sion um die Mitbestimmung der Tätigkeit der Be- 
triebsräte besonderes Augenmerk zu widmen. 

Zur vollen Wirksamkeit der Gremien der Betriebs- 
verfassung bedarf es auf seiten der Unternehmens- 
leitung der Einsicht in die Notwendigkeit und Nütz- 
lichkeit der Zusammenarbeit mit diesen, nicht aber 
eines besonderen Systems der „qualifizierten" Mit- 
bestimmung in den Unternehmensorganen. Im Jahre 
1966 wurde im Aufträge der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände vom EMNID-Insti- 
tut für Sozialforschung eine Untersuchung durchge- 
führt, bei der Arbeitnehmer im nordrhein-westfäli- 
schen Industriegebiet über die Wirkungen der Mit- 
bestimmung befragt wurden. Gerade im Zusammen- 
hang mit der betrieblichen Interessenvertretung 
wurde weniger nach Meinungen als nach betriebli- 
chen Fakten gefragt. Das Ergebnis zeigte hinsichtlich 
der Inanspruchnahme des Betriebsrates und hinsicht- 
lich der Bedeutung, die der Interessenvertretung 
durch den Betriebsrat beigemessen wurde, keine 
nennenswerten Unterschiede zwischen dem montan- 
mitbestimmten Bereich und den anderen großen 
Unternehmen (vgl. Blücher, Integration und Mitbe- 
stimmung, S. 29 ff., Tabellen S. 79 ff., S. 115 ff.). Die 
in nicht montanmitbestimmten Unternehmen be- 
schäftigten befragten Arbeitnehmer erklärten sich 
sogar besser informiert als ihre in den montanmitbe- 
stimmten Unternehmen beschäftigten Kollegen. 
Diese Ergebnisse bekräftigen die in zahlreichen 
großen Unternehmungen des BetrVG-Bereichs ge- 
machten Erfahrungen. 

3. Personal- und Sozialressort im Vorstand 

Daß dem Personal- und Sozialwesen in den Unter- 
nehmen gleiche Bedeutung zukommt wie den kauf- 
männischen und technischen Angelegenheiten, ist 
heute allgemein anerkannt. Immer mehr große Un- 
ternehmungen, in denen die Voraussetzungen gege- 
ben sind, sorgen dafür, daß in ihren Vorständen 
oder Geschäftsleitungen ein Mitglied sich ausschließ- 
lich oder vor allem diesen Aufgaben verantwortlich 
widmet. Abzulehnen ist aus den im einzelnen noch 
darzulegenden Gründen das besondere Bestellungs- 
verfahren, das nach dem Montanmitbestimmungs- 
gesetz für den Arbeitsdirektor gilt. 

Auch in Kapitalgesellschaften, in denen Mitwirkung 
und Mitbestimmung nach dem Betriebsverfassungs- 
gesetz geregelt sind, sind Arbeitnehmervertreter im 
Aufsichtsrat bei der Bestellung der Unternehmens- 
leitung beteiligt. Ihr Mitbestimmungsrecht bezieht 
sich auf die Bestellung des für die Personal- und 
Sozialangelegenheiten zuständigen Mitglieds der 
Unternehmensleitung. Es darf davon ausgegangen 
werden, daß etwaige Einwendungen der Arbeitneh- 
mervertreter im Aufsichtsrat gerade bei der Bestel- 
lung dieses Vorstandsmitgliedes besonders aufmerk- 
sam im Aufsichtsrat geprüft werden und nur bei 
Vorlage gewichtiger sachlicher Gründe diesen Be- 


denken nicht Rechnung getragen werden wird. Für 
die erfolgreiche Tätigkeit als Chef des Personal- und 
Sozialressorts eines großen Unternehmens ist es 
wichtig, daß die Voraussetzungen für eine vertrau- 
ensvolle Zusammenarbeit mit den Arbeitnehmern 
und ihren Vertretern auch von deren Seite als gege- 
ben angesehen werden. Ein solchermaßen bestelltes 
Vorstandsmitglied wird aber bei der Vertretung per- 
sonalpolitischer Fragen im Vorstand aller Voraus- 
sicht nach starken Einfluß haben, weil selbst der 
Verdacht, seine Meinungsbildung könnte durch 
Rücksicht auf Abhängigkeiten als Folge des beson- 
deren Bestellungsverfahrens beeinflußt seien, nicht 
entstehen kann. 

4. Faktisches Gleichgewicht von Aktionärs- und 
Arbeitnehmervertretern in Unternehmen 
und Wirtschaftsordnung nach BetrVG 

Insgesamt darf die im BetrVG vorgeschriebene Be- 
teiligung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat nicht 
allein nach numerischen Kriterien beurteilt werden. 
Alle Mitglieder des Aufsichtsrates haben für ihre 
Person die gleichen Rechte und Pflichten. Auch tre- 
ten die vom Vertrauen der Aktionäre berufenen 
Aufsichtsratsmitglieder keineswegs notwendiger- 
weise als geschlossener Block auf, es sei denn, eine 
Parität zur Fraktionsbildung über die führende Zu- 
sammensetzung des Aufsichtsrates zv/änge sie dazu. 
Es geht darum, die den Interessen des Unterneh- 
mens dienende Lösung im Sachgespräch zu erarbei- 
ten, nicht sie in Kampfabstimmung zu erzwingen. 
Bei diesem Arbeitsverfahren kommt es für das Ge- 
wicht der Einzelmeinung maßgeblich auf die Sach- 
kunde an, mit der sie vertreten wird. Bei der Mei- 
nungsäußerung des Arbeitnehmervertreters wird so- 
wohl das Gewicht der Mitwirkung und Mitbestim- 
mung durch den Betriebsrat als auch der Einfluß 
der Interessenvertretung durch die Gewerkschaft im 
überbetrieblichen Raum mit bewertet. Diese Kombi- 
nation von individueller Sachkunde und Betriebs- 
ratsfunktion des Arbeitnehmervertreters im Auf- 
sichtsrat mit dem in seiner Person häufig verbunde- 
nen Gewicht überbetrieblicher gewerkschaftlicher 
Interessenvertretung muß gewürdigt werden im Zu- 
sammenhang mit den Einwirkungen, die sich aus 
der Tarifpolitik unmittelbar auf das Unternehmen 
ergeben. Die Gesamtheit dieser Faktoren führt zu 
einer Gleichgewichtslage in unserer gesamten Wirt- 
schaftsordnung, die sich auch auf das Verhältnis zwi- 
schen Vertretern der Anteilseigner und der Arbeit- 
nehmer im Betriebsrat erstreckt und sachgemäße 
Beschlüsse zuverlässiger herstellt als eine numeri- 
sche Gleichheit, die in sich den Keim zur Fraktions- 
bildung und entweder zu sachfremdem Kompromiß 
oder zur Kampfabstimmung trägt. 

5. Mitbestimmungsrechte kraft Funktion 
im Unternehmen 

Die moderne Unternehmensführung, vor allem in 
Großunternehmen, beruht zwangsläufig auf den 
Prinzipien einer immer weitergehenden Dezentrali- 
sierung und Delegation. Aus ihnen folgt die unmit- 
telbare Beteiligung einer immer größeren Zahl von 
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Mitarbeitern bei der Vorbereitung, Beschlußfassung 
und Durchführung unternehmerischer Entscheidun- 
gen. Dieser Prozeß wird sich bei der wachsenden 
Komplexität aller Tatbestände auch im wirtschaftli- 
chen Bereich aller Voraussicht nach in Zukunft noch 
verstärken. Von einer isolierten Entscheidungsmög- 
lichkeit nur der Unternehmensspitze kann nicht 
mehr die Rede sein. 

Auch im Bereich der Produktion wächst die unmittel- 
bare Verantwortung der einzelnen Arbeitnehmer 
als Folge des technischen Fortschritts ständig. Si- 
cherlich führt die gleiche Entwicklung auch in ge- 
wissen Bereichen dazu, die Tätigkeit des Menschen 
darauf zu konzentrieren, automatisch gesteuerte An- 
lagen zu überwachen und zu warten. 

Eine der bedeutsamsten Aufgaben der modernen 
Bildungs- und Ausbildungspolitik besteht darin, im- 
mer mehr Menschen dafür zu qualifizieren, diese 
Verantwortungen in allen Bereichen des Unter- 
nehmens mit übernehmen zu können. Diese unmit- 
telbaren Formen der Teilhabe an unternehmerischer 
Verantwortung und Entscheidung üben auf die 
Selbstverwirklichung des Menschen im Betrieb mehr 
positiven Einfluß aus als andere Formen der Mit- 
bestimmung. 

6. „Objektstellung“ der Arbeitnehmer 

Selbstverständlich wird es zu allen Zeiten und in 
allen Ordnungssystemen Leitende und Ausführende 
geben. Moderne Unternehmensführung, im Betriebs- 
verfassungsgesetz festgelegte Rechte und Pflichten 
der Betriebsvertretungen, überbetriebliches Wirken 
der Tarifvertragsparteien und allgemeine arbeits- 
rechtliche Vorschriften zielen darauf ab, den Mit- 
arbeitern im Rahmen der notwendigen betrieblichen 
Ordnung einen möglichst großen persönlichen Frei- 
heitsraum zu schaffen. Völlig aufheben lassen sich 
die hiermit angesprochenen Abhängigkeiten nicht. 

Mit dieser Feststellung ist die Frage nach der 
sogenannten „Objektstellung'' des Arbeitnehmers 
angesprochen. Es wird von gewerkschaftlicher Seite 
und auch in Kreisen der Wissenschaft die Auffas- 
sung vertreten, die „Objektstellung des Arbeitneh- 
mers" im Betrieb könne dadurch aufgehoben oder 
zum mindesten wesentlich erleichtert werden, wenn 
die Legitimation der Unternehmensführung, Mit- 
arbeitern Weisungen zu erteilen, nicht nur von den 
Eigentümern, sondern auch von den Arbeitnehmern 
selbst erteilt würde, m. a. W., wenn die Unterneh- 
mensleitung nicht nur von den Eigentümern, son- 
dern in gleicher Weise — paritätisch — auch von 
den Arbeitnehmern bestellt würde. Diese Forderung 
wird konkret nur für die großen Kapitalgesellschaf- 
ten erhoben. Für die im Eigentum natürlicher Per- 
sonen stehenden mittleren und kleineren Unterneh- 
men soll das Eigentum als Legitimationsbasis zur 
Menschenführung ausreichen, weil der Eigentümer 
in der Regel das Unternehmen selbst leite und damit 
zugleich dessen „erster Arbeiter" sei. Diese Argu- 
mentation ist in verschiedener Hinsicht abwegig. 
Die Forderung, an der „Legitimation der Unterneh- 
mensleitung" beteiligt zu sein, ist auf große Kapi- 


talgesellschaften begrenzt. Würde ihr entsprochen, 
so würde dies im Sinne der Befürworter dieses An- 
spruchs bedeuten, daß es in Zukunft zwei Katego- 
rien von Arbeitnehmern gäbe: Arbeitnehmer in gro- 
ßen Kapitalgesellschaften, für die die Objektstellung 
als Folge der Mitwirkung bei der Legitimation der 
Unternehmensleitung aufgehoben wäre und Arbeit- 
nehmer in allen anderen Unternehmungen, die man- 
gels einer solchen Mitwirkung in der „Objektstel- 
lung" verharren müßten. Das Ergebnis wäre — als 
dem Gleidiheitsgrundsatz widersprechend — inak- 
zeptabel. Dies gilt um so mehr, als gerade in den 
großen Kapitalgesellschaften mit ihrem hohen Aus- 
maß an Versachlichung der Beziehungen und ihrem 
hochentwickelten Kommunikations- und Repräsen- 
tationswesen die persönliche Abhängigkeit des Ar- 
beitnehmers weitgehend abgemildert ist. Es ginge 
auch nicht an, den Arbeitnehmer in seinen Persön- 
lichkeitsrechten von Größe und Rechtsform der Un- 
ternehmen abhängig zu machen. Wenn die Unter- 
nehmensleitung in der Kapitalgesellschaft zu ihrer 
Legitimation den Arbeitnehmern gegenüber der 
gleichgewichtigen Mitwirkung von Arbeitnehmer- 
vertretern bei ihrer Bestellung bedürfte und der frei- 
willig eingegangene Arbeitsvertrag hierfür nicht 
ausreichte, so wäre nicht einsichtig, warum der glei- 
che Einzelarbeitsvertrag in der Firma des Einzel- 
kaufmanns oder auch der mittleren Kapitalgesell- 
schaft eine hinreichende Legitimationsbasis darstel- 
len sollte. Soziaiethische Gründe, die allein für die 
Forderung nach Mitlegitimation herangezogen wer- 
den können, dürften nicht hinter organisatorischen 
Schwierigkeiten zurücktreten. Ebenso wenig könnte 
einem solchen Anspruch entgegen gehalten werden, 
die Rolle des mittelständischen Arbeitgebers sei 
deshalb anders, weil er zugleich der erste Arbeiter 
seines Betriebes sei. So richtig dies in der Regel 
ist, und so bedeutsam gerade dieser persönliche Bei- 
trag des Eigentümer-Unternehmers ist, so ändert 
es nichts daran, daß er einmal die aus dem Eigen- 
tum herzuleitenden wirtschaftlichen Dispositions- 
befugnisse und zum anderen die aus dem Arbeits- 
vertrag fließenden Weisungsbefugnisse gegenüber 
j den Mitarbeitern des Unternehmens ausübt. 

7. Arbeitsvertrag als Legitimationsgrundlage 

In Wahrheit ist, wie bereits dargeiegt, Ursprung 
der Weisungsrechte der Unternehmensleitung ge- 
genüber Mitarbeitern der Arbeitsvertrag. Dieser ga- 
rantiert heute das in der Industriegesellschaft 
höchstmögliche Ausmaß an Freiheit. Machtvolle Ge- 
werkschaften und eine hochentwickelte soziale Ge- 
setzgebung haben im Rahmen des Arbeitsvertrages 
eine so weitgehend abgesicherte Stellung des Ar- 
beitnehmers geschaffen, daß die Bezeichnung seiner 
Position als „Objektstellung" als de facto unrichtig 
bezeichnet werden muß. Der Arbeitnehmer kontra- 
hiert im Rahmen der allgemeinen Arbeitsbedingun- 
gen auch freiwillig die Weisungsbefugnis der Un- 
ternehmensleitung in dem Umfange, wie sie durch 
Gesamtarbeitsverträge, Gesetzgebung und Recht- 
sprechung festgelegt und zur Verwirklichung des 
Unternehmenszwecks erforderlich ist. Er erteilt in- 
soweit — als gleichberechtigter Partner des Arbeits- 
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Vertrages — auch die Legitimation für diese Wei- 
sungsbefugnis. Er ist in einer Wirtschaft der Voll- 
beschäftigung, die, von konjunkturellen Schwankun- 
gen abgesehen, ein Kennzeichen der hochindustriali- 
sierten Zeit ist, jederzeit im Rahmen der verfas- 
sungsrechtlich garantierten Freizügigkeit in der 
Lage, diese Legitimation durch Kündigung des Ar- 
beitsvertrages rückgängig zu machen und einer an- 
deren Unternehmensleitung gegenüber neu zu ertei- 
len. Diese individuelle Legitimation, die ihren sicht- 
barsten Ausdruck eben in der rechtlichen und fakti- 
schen Freizügigkeit hat, ist für das Bewußtsein des 
Arbeitnehmers, Subjekt und nicht Objekt des Ar- 
beitslebens zu sein, ohne Zweifel wichtiger als das 
Bewußtsein, daß Arbeitnehmervertreter, an deren 
Auswahl er bei Abschluß eines neuen Arbeitsver- 
trages nicht teilgenommen hat, im Aufsichtsrat von 
großen Kapitalgesellschaften bei der Bestellung der 
Unternehmensleitung mitwirken. 


II. HAUPTTEIL 

Gegen systemwidrige Mitbestimmung 

In dem vorstehenden ersten Hauptteil ist dargelegt 
worden, warum nach Auffassung der deutschen Ar- 
beitgeber die gleichberechtigte, partnerschaftliche 
Mitbestimmung und Mitwirkung der Arbeitnehmer 
und ihrer Gewerkschaften in unserer Ordnung im 
Grundsatz, vorbehaltlich von Ausgestaltungen, im 
einzelnen verwirklidit ist. Das hohe Maß an Inte- 
gration der Arbeitnehmerschaft in Wirtschaft und 
Gesellschaft, das in unserem Lande bereits erreicht 
ist, spricht für den Erfolg der auf einer Gesamt- 
konzeption beruhenden Sozial- und Geseilschafts- 
politik. Auch Grenzen für eine systemkonforme Mit- 
bestimmung sind bereits an einzelnen Stellen ange- 
deutet. Der zweite Hauptteil dieser Ausarbeitung 
wird sich dabei vor allem an dem in der Montan- 
industrie eingeführten Mitbestimmungsmodell und 
an der Forderung des DGB orientieren, dieses im 
wesentlichen unverändert auf alle großen Unter- 
nehmungen der übrigen Wirtschaft zu übertragen. 
Schon jetzt ist zu bemerken, daß diese Übertragung 
nicht nur eine quantitative, sondern vor allem eine 
qualitative Veränderung der wirtschaftlichen und 
ordnungspolitischen Verhältnisse in der Bundes- 
republik Deutschland bedeuten würde. Es macht 
einen prinzipiellen Unterschied, ob einzelne Wirt- 
schaftszweige einem Sondersystem unterworfen 
sind, oder ob dieses Sondersystem zur Maxime eines 
allgemein gültigen Ordnungssystems erhoben wür- 
de. Diese These besagt auch, daß gültige Rück- 
schlüsse zugunsten einer etwaigen Ausdehnung 
eines Systems der paritätischen Mitbestimmung auf 
andere Bereiche aus den bisherigen Erfahrungen 
nicht gezogen werden können, daß die Antwort auf 
diese Frage vielmehr schwergewichtig im ordnungs- 
und staatspolitischen Bereich liegen muß. 

1. Die Effizienz der Unternehmensführung 

Würde die Beteiligung der Arbeitnehmer im Auf- 
sichtsrat der Kapitalgesellschaften über das bishe- 


rige Verhältnis hinaus zur Parität gesteigert, so 
würde dies zunächst nachteilige Wirkungen für die 
Effizienz der Unternehmensführung auslösen. 

Das zahlenmäßige Gleichgewicht zwischen Eigen- 
tümer- und Arbeitnehmervertretern im Aufsichts- 
rat zwingt sie zu wirtschaftsfremder Fraktionsbil- 
dung, und diese wieder zwingt zu Verhandlungs- 
formen, die politischen Verfahren entlehnt sind und 
den auf Wirtschaftlichkeit und Rationalität ausge- 
richteten Arbeitsmethoden eines Aufsichtsrates nicht 
entsprechen. Zeit- und Reibungsverluste sind die 
Folge. In unserer Zeit des beschleunigten techni- 
schen Fortschritts, des Strukturwandels und des 
weltweiten scharfen Wettbewerbs müssen diese 
Verluste schwer wiegen, da häufig Entscheidungs- 
schnelligkeit und rasche Reaktion der Unternehmun- 
gen unter diesen Umständen besonders wichtig sind. 
Aber auch Entscheidungsklarheit, ein weiteres Ge- 
bot der effizienten Unternehmensführung, ist durch 
die Fraktionsbildung bedroht. Stehen sich die Auf- 
fassungen der Anteilseignerfraktion und der Ar- 
beitnehmerfraktion blockmäßig gegenüber, so gibt 
es nur zwei Möglichkeiten, eine Entscheidung her- 
beizuführen: das ausschlaggebende Votum des 
„11. Mannes“, oder den Kompromiß, möglicherweise 
um jeden Preis. Die Entscheidung durch den 
11. Mann ist vom System her falsch, weil sie die 
alleinige Last der Verantwortung auf die Schultern 
des Mannes legt, der nach der Definition des Ge- 
setzes weder als Anteilseigner noch als Arbeitneh- 
mer am Unternehmen ein Interesse haben darf. Be- 
teiligt sich der 11. Mann einmal nicht an der Ab- 
stimmung, so tritt eine Lähmung ein, die verheeren- 
de Folgen für das Unternehmen haben kann. Aus 
diesen Gründen ist die Alleinentscheidung aber 
auch in der Praxis nur in seltenen Ausnahmefällen 
möglich, der Kompromiß um jeden Preis in diesem 
Falle der natürliche Ausweg. So wichtig der politi- 
sche Kompromiß als Mittel des Ausgleichs der Inter- 
essenunterschiede im öffentlichen Leben ist, so un- 
tauglich ist seine Übertragung in den Bereich der 
Unternehmensführung, die den strengen Gesetzen 
der Wirtschaftlichkeit zu folgen hat. 

2. Das Arbeitnehmerinteresse 

Die Forderung auf paritätische Arbeitnehmerreprä- 
sentation in den Aufsichtsräten wird wirtschaftlich 
auch damit begründet, daß nur auf diese Weise die 
angemessene Vertretung der Arbeitnehmerinteres- 
sen in der Unternehmenspolitik gewährleistet wer- 
den kann. Das Arbeitnehmerinteresse ist höchst un- 
terschiedlich. Alter, Ausbildung, Tätigkeit im Be- 
trieb, Aufstiegsmöglichkeiten und persönliche Le- 
bensumstände schaffen höchst unterschiedliche In- 
teressenlagen. 

Wird das materielle Arbeitnehmerinteresse verein- 
facht als eine Kombination möglichst günstiger Ar- 
beitsbedingungen mit möglichst hoher Arbeitsplatz- 
sicherheit bezeichnet, so ist festzustellen, daß weder 
das eine noch das andere durch paritätische Mitbe- 
stimmung im Aufsichtsrat sichergestellt werden 
kann. Die Festlegung der Lohn- und Arbeitsbedin- 
gungen ist Sache der Tarifvertragsparteien und im 
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Rahmen der gesetzlich geregelten Zuständigkeiten 
Aufgabe der zwischen Unternehmensleitung und 
Betriebsrat abzuschließenden Betriebsvereinbarun- 
gen, nicht aber Gegenstand von Aufsichtsratsent- 
scheidungen. Daß bei Strukturveränderungen das 
System der paritätischen Mitbestimmung keine Ar- 
beitsplätze erhalten kann, ist inzwischen empirisch 
erwiesen. Daß ein durch einen paritätisch besetzten 
Aufsichtsrat kontrolliertes Unternehmen wirtschaft- 
lich besser geführt würde als ein anderes, so daß 
Fehlentscheidungen vermieden würden, wird nicht 
einmal behauptet. 

3. Strukturveränderungen im besonderen 

Mithin konzentriert sich die Diskussion um die 
Wahrung des Arbeitnehmer- und insbesondere des 
Arbeitsplatzinteresses auf die Behauptung, im pari- 
tätisch mitbestimmten Unternehmen würden im 
Falle unvermeidlicher Freisetzungen die sozialen 
Belange der Arbeitnehmer in besonders vorbildli- 
cher Weise gewährt, wobei vor allem auf die Sozial- 
pläne verwiesen wird, die als „Erfindung" der 
Montanindustrie bezeichnet werden. Auch wird be- 
merkt, die paritätische Mitbestimmung im Bergbau 
habe bei den notwendigen Zechenstillegungen grö- 
ßere soziale Unruhen im Ruhrgebiet verhindert. 

Auch diese Behauptungen halten einer Nachprüfung 
nicht stand. Der strukturbedingte Rückgang der Be- 
schäftigung im Bergbau hat so lange keine spürbare 
Unruhe ausgelöst, wie die übrige wachsende Wirt- 
schaft die aus dem Bergbau ausscheidenden Arbeits- 
kräfte leicht und ohne notwendige Wohnsitzverän- 
derungen aufnehmen konnte. Die Struktur des Ruhr- 
gebietes, in dem nicht nur Grundstoffindustrie, son- 
dern auch in großem Umfang verarbeitende Indu- 
strie angesiedelt ist, und die sich damit erheblich 
von der Struktur der Bergbaugebiete in Belgien oder 
auch in Frankreich unterscheidet, hat zur Überwin- 
dung der Schwierigkeiten wesentlich beigetragen. 
Nicht Mitbestimmung im Unternehmen, sondern 
wachsende Wirtschaft garantiert die Arbeitsplätze. 
Erst als die Aufnahmefähigkeit der übrigen Wirt- 
schaft in der Periode der Rezession geringer wurde, 
traten Schwierigkeiten für die weitere Beschäftigung 
der freigesetzten Bergleute ein. Es kam zu Spannun- 
gen, welche auch durch die Montanmitbestimmung 
nicht verhindert werden konnten. Daß diese unter 
den besonderen Bedingungen von Bergbau und 
Ruhrgebiet dazu beigetragen hat, die Unruhe nicht 
noch größer werden zu lassen, ist eine unbewiesene 
Behauptung. Denn auch andere Wirtschaftszweige, 
die nicht nach dem Montanmodell mitbestimmt sind, 
z. B. die Textilindustrie, haben in den vergangenen 
Jahren strukturbedingte große Einschränkungen der 
Arbeitnehmerzahlen erlebt, ohne daß soziale Un- 
ruhen die Folge gewesen wären. Auch hier hat die 
Kontinuität der Beschäftigung, gesichert durch eine 
wachsende Wirtschaft, Spannungen vermieden. 

4. Zur Frage der Sozialpläne 

Auch die Behauptung, die Sozialpläne seien eine 
Erfindung der Montanmitbestimmung, verdient kri- 


tische Überprüfung. Wenn in der Tat Sozialpläne 
im Bergbau früher als in anderen Wirtschaftszwei- 
gen vereinbart wurden, so deshalb, weil die Struk- 
turveränderungen in diesem Wirtschaftsbereich frü- 
her als in anderen Bereichen eintraten. Staatliche 
Subventionen, vor allem die nach dem Montan- 
unionsvertrag zu erbringenden Ausgleichszahlungen 
haben im übrigen den Weg zum Sozialplan erleich- 
tert. Als sich mit der Rezession Mitte 1966 die Be- 
schäftigungslage auch in der übrigen Industrie vor- 
übergehend änderte, wurden auch im Bereich außer- 
halb der Montanindustrie neben firmenseitigen 
Maßnahmen Sozialpläne vereinbart. Beispiele finden 
sich u. a. in der chemischen Industrie, der Ernäh- 
rungsindustrie und in der Metallindustrie. Sozial- 
pläne sind überdies nicht das einzige, vielleicht nicht 
einmal das zweckmäßigste Mittel, um soziale Här- 
ten als Folge von Strukturveränderungen zu mil- 
dern. Neben einer zielbewußten Personal- und So- 
zialpolitik haben wir ein auch im internationalen 
Vergleich weit ausgebautes System genereller ge- 
setzlicher Schutzbestimmungen, und die Tarifver- 
tragsparteien haben sich in verschiedenen großen, 
nicht der Montanmitbestimmung unterliegenden Be- 
reichen durch Abschluß von Rationalisierungsschutz- 
vereinbarungen dieser Frage angenommen. Bei die- 
ser Lage ist der Rahmen dessen, was in Sozialplä- 
nen sinnvollerweise vereinbart werden kann und 
tatsächlich auch vereinbart wird, begrenzt. Die Ge- 
fahr ist groß, daß das durch die paritätische Mitbe- 
stimmung herbeigeführte Übergewicht der Arbeit- 
nehmerseite im Unternehmen Sozialpläne erzwingt, 
die diese Grenzen nicht beachten, den technischen 
Fortschritt zum Nachteil aller hemmen und die Un- 
ternehmungen wirtschaftlich überfordern. 

5. Die Aussagefähigkeit 

internationaler Arbeltskampfstatlstlken 

Zum Beweis für die angeblich als Folge der paritäti- 
schen Mitbestimmung eingetretene soziale Befrie- 
dung wird immer wieder auf die international ver- 
gleichsweise geringe Streikhäufigkeit in der Bun- 
desrepublik Deutschland verwiesen. Zwar befinden 
wir uns hier in der Tat in einer guten Position 
— eine Feststellung, die gleichermaßen für Wirt- 
schaftszweige mit und ohne Montanmitbestimmung 
gilt — , jedoch gibt es durchaus Staaten mit ähnli- 
chen oder sogar noch günstigeren Zahlen, die kei- 
nerlei Mitbestimmung kennen, wie die Schweiz und 
skandinavische Länder. Die vergleichsweise große 
Streikhäufigkeit in Großbritannien ist zum guten 
Teil darauf zurückzuführen, daß das dortige Tarif- 
vertragsrecht keine tarifliche Friedenspolitik kennt. 
Auch in Frankreich ist die Ursache der zahlreichen 
Streiks in den allgemeinen Sozialbedingungen zai 
suchen. Es ist nicht ohne Interesse festzustellen, 
daß dort die Mehrzahl der Arbeitskämpfe in den 
verstaatlichten Industrien geführt werden, den einzi- 
gen, in denen Mitbestimmungsrechte der Arbeitneh- 
mer in den Verwaltungsräten vorhanden sind. 

All dies legt nahe, die Streikhäufigkeit nicht mit 
einzelnen sozialen Phänomenen in Beziehung zu 
setzen, sondern sie höchstens als einen Indikator 
für die gesamte soziale Lage eines Landes zu wer- 
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ten. In diesem Sinne ist das weitgehende Fehlen 
von Arbeitskämpfen in allen Wirtschaftszweigen in 
der Bundesrepublik Deutschland in der Tat als Hin- 
weis darauf zu werten, daß die übergeordneten Ziele 
staatlicher Sozialpolitik, Wohlstand, sozialen Frie- 
den und individuelle Freiheit und Sicherheit zu ge- 
währleisten, bei uns in vergleichsweise hohem Aus- 
maß verwirklicht sind. 

6. Mitbestimmung und Eigentum, 

insbesondere die Haftung der Eigentümer 

Ein besonders gewichtiger Einwand gegen die pari- 
tätische Mitbestimmung ist aus dem Gesichtspunkt 
des Eigentums zu erheben. Privates Eigentum an 
Produktionsmitteln ist eines der entscheidendsten 
Kennzeichen unseres wirtschaftlichen Ordnungssy- 
stems, das Kennzeichen, das es am eindeutigsten 
von kommunistischen Ordnungssystemen unter- 
scheidet. Schutz des privaten Eigentums auch an den 
Produktionsmitteln ist deshalb nicht nur im Inter- 
esse der Ordnung selbst geboten. Das Eigentum ist 
heute nicht nur wirtschaftlichen, sondern auch sozia- 
len Bindungen unterworfen, die ihm von Verfassung 
und Gesetz auferlegt sind. Wegen seiner zentralen 
Ordnungsfunktion muß es breit gestreut werden, 
müssen immer mehr Bürger dieses Staates in frei- 
heitlicher Form Eigentum auch an Produktionsmit- | 
teln erwerben. Privates Eigentum und persönliche 
Freiheit in allen Lebensbereichen stehen in einem 
untrennbaren Sachzusammenhang. Diese Bedeutung | 
des Eigentums und einer auf breite Eigentumsstreu- 
ung gerichteten Politik schließen aber aus, ein Mit- 
bestimmungssystem einzuführen, das den Eigentü- 
mern zwar die volle Haftung belassen, sie aber in 
der Verfügungsmacht beschränken würde, ohne 
überdies an der sogenannten „Objektstellung" der 
Arbeitnehmer das mindeste zu ändern. 

Die Bedeutung des Eigentums an Produktionsmitteln 
und die aus ihm hergeleiteten Rechte werden kaum 
bestritten, soweit es sich um Personalgesellschaften 
oder Einzelfirmen handelt. Der Eigentümer-Unter- 
nehmer ist nach fast allgemeiner Meinung zur Lei- 
tung seines Unternehmens legitimiert. Anders soll 
es nach Auffassung der Befürworter der paritäti- 
schen Mitbestimmung bei Kapitalgesellschaften, vor 
allem bei Publikumsgesellschaften sein, wo das 
Eigentum am Unternehmen in den Händen zahlrei- 
cher Anteilseigner und die Leitung des Unterneh- 
mens bei einer hierfür bestellten Unternehmensfüh- 
rung liegt. Es ist sachnotwendig, bei einer großen 
Zahl von Eigentümern eine besondere Unterneh- 
mensleitung zu bestellen, und unzweifelhaft wach- 
sen die tatsächlichen Schwierigkeiten der Bestellung 
und Kontrolle dieser Unternehmensleitung mit der 
Zahl der Anteilseigner. Aber diese praktischen 
Schwierigkeiten, denen unser Gesellschaftsrecht mit 
wachsenden Garantien der Aktionärsrechte beizu- 
kommen trachtet, ändern nichts daran, daß es die 
Anteilseigner sind, die mit ihrem Kapital im Falle 
des Mißerfolges des Unternehmens haften. Es ist 
ein allgemeiner Grundsatz unserer Privatrechtsord- 
nung, daß jedermann nur für seine eigenen Hand- 
lungen oder für Handlungen seines Beauftragten zu 
haften hat. Dieser Grundsatz gebietet es, den haf- 


tenden Eigentümern den entscheidenden Einfluß 
bei der Bestellung, Abberufung und Kontrolle der 
von ihnen beauftragten Unternehmensleitung zu 
belassen. Ändert man dies, so ändert man die pri- 
vatrechtliche Grundlage unseres Wirtschaftsrechts, 
und diese Konsequenz muß erkannt werden, gerade 
wenn die ordnungspolitisch notwendige breite 
Eigentumstreuung weiter betrieben werden soll. 

7. Zum Arbeitsplatzrisiko der Arbeitnehmer 

Es ist eingewendet worden, auch der Arbeitnehmer 
trage Risiko und hafte mit dem Verlust seines Ar- 
beitsplatzes. Dieses Risiko wiege schwerer als das 
des Kapitaleigners, das überdies der Höhe nach be- 
grenzt sei. Demgegenüber ist zunächst nochmals auf 
die Ausführungen auf Seite 171 zu verweisen, in 
denen dargelegt ist, daß das Arbeitsplatzrisiko 
durch die Mitbestimmung wirksam nicht absicherbar 
ist. In der modernen, durch beschleunigten techni- 
schen Fortschritt und Strukturwandel gekennzeich- 
neten Wirtschaft ist der konkrete Arbeitsplatz über- 
haupt nur beschränkt sicherbar. Es ist Sache der 
: Wirtschafts- und Ausbildungspolitik, die Beschäfti- 
j gungsmöglichkeiten zu sichern und den einzelnen 
in den Stand zu versetzen, diese Beschäftigungsmög- 
lichkeiten zu nutzen. Es ist Sache der staatlichen 
Sozialpolitik und ergänzender betrieblicher und ta- 
rifvertraglicher Maßnahmen, den kollektiven sozia- 
len Schutz zu bieten, der das Arbeitsplatz- und 
Beschäftigungsrisiko so weit als möglich absichert. 
Wir dürfen feststellen, daß unser deutsches Siche- 
rungssystem in dieser Hinsicht zu den umfassend- 
sten und fortschrittlichsten der Welt gehört. Sicher 
ist es in Einzelheiten weiter entwicklungfähig. Die 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver- 
bände hat erst kürzlich in ihrem Beitrag „Freiheit- 
liche soziale Ordnung — heute und morgen" kon- 
krete Vorschläge vor allem hinsichtlich eines erwei- 
terten Schützes für ältere Arbeitnehmer der Öffent- 
lichkeit unterbreitet. Aber im wesentlichen ist fest- 
zustellen, daß unser Sicherungssystem den Anfor- 
derungen eines modernen sozialen Rechtsstaates 
entspricht. 

8. Staatliche Absicherung des Eigentümerrisikos? 

Der kollektiven Absicherung des Arbeitsplatzes ge- 
genüber ist festzustellen, daß das Eigentum ein indi- 
viduelles, kollektiven Sicherungen unzugängliches 
Risiko bleibt. Es besteht nicht nur im Risiko des 
Totalverlustes durch Konkurs, sondern auch in Form 
des Teilverlustes durch Substanzminderung. Der Ak- 
tionär insbesondere ist nicht nur deshalb Risiko- 
träger, weil die Substanz im Konkursfall ausschließ- 
lich den Gläubigern zusteht, sondern auch deshalb, 
weil schlechter Geschäftsgang zu Kursrückgängen 
und damit zu schwerster Minderung des Eigentums- 
rechtes führen kann. 

Auch das häufig gebrauchte Argument, die Haftung 
der Eigentümer bestehe in der Regel nicht mehr, 
weil der Staat im Ernstfälle eintrete und die Existenz 
des Unternehmens sichere, erscheint ungeeignet, die 
paritätische Mitbestimmungsforderung zu begrün- 
den. Wenn der Staat in der einen oder anderen 
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Form im Falle von wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
einzelner Firmen geholfen hat, so hat er es nicht im 
Interesse des Eigentums, sondern im Interesse der 
Erhaltung von Arbeitsplätzen getan, und in der 
Regel ist, außer im Falle gelungener Sanierung ein 
Wechsel der Eigentumsverhältnisse mit diesen Ein- 
griffen verbunden gewesen. Aber selbst wenn dies 
nicht der Fall wäre,. so ließe sich aus dem Eintreten 
der öffentlichen Hand höchstens ein Kontroll- 
anspruch Öffentlicher Instanzen, nicht aber ein An- 
spruch auf paritätische Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer und ihrer Organisationen herleiten, die we- 
der an der Hergabe noch an der Kontrolle dieser 
Gelder unmittelbar beteiligt sein können. 

9. Kontrolle wirtschaftlicher Macht? 

Die letzte Bemerkung leitet über zur Frage der 
„Kontrolle wirtschaftlicher Macht" in großen Unter- 
nehmen. Das wirtschaftliche Geschehen in der Bun- 
desrepublik Deutschland ist bestimmt durch eine im 
Grundsatz marktwirtschaftliche Ordnung, die ge- 
kennzeichnet ist durch privates Eigentum an den 
Produktionsmitteln, soziale Verpflichtung des Eigen- 
tums, Wettbewerb und Tarifautonomie, und wir ha- 
ben alle Veranlassung, an diesem Ordnungssystem 
festzuhalten. Es hat sich sowohl in seiner wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit als auch in seiner 
freiheitswahrenden Kraft allen anderen Ordnungs- 
systemen unserer industriellen Zeit als überlegen 
erwiesen. 

In einer solchen notwendigerweise dezentralen Ord- 
nung sind die Unternehmen durchaus nicht völlig 
frei in ihren Dispositionen. Sie können sich nur in 
einem durch die Marktgesetze, durch Angebot und 
Nachfrage gezogenen Rahmen bewegen. Eine gerade 
in Deutschland stark ausgeprägte Wettbewerbsge- 
setzgebung sorgt dafür, daß die Kontrolle durch den 
Markt funktioniert. Hinzu tritt immer spürbarer der 
internationale Wettbewerb, nicht nur auf den inter- 
nationalen, sondern auch auf den einheimischen 
Märkten. Soziale und fiskalische Gesetze setzen 
weitere, die Bewegungsfreiheit der Unternehmun- 
gen einengende Daten. Diese Feststellung gilt in 
vollem Umfange auch für die Großunternehmen. Sie 
unterliegen wie jedes andere Unternehmen der 
staatlichen Gesetzgebung, müssen im Markt beste- 
hen und sich damit der Kontrolle der Verbraucher 
stellen. Absolute Unternehmensgrößen und Markt- 
macht sind in keiner Weise korrespondierende Grö- 
ßen. Ein kleines Unternehmen kann aufgrund beson- 
derer Umstände wie eigener patentrechtlich ge- 
schützter Erfindungen eine fast uneinnehmbare Posi- 
tion im Markt haben, während große Unternehmen 
als Folge schärfster inländischer oder internationaler 
Konkurrenz in schwere Bedrängnis geraten können. 
Auch für die Bedeutung der Unternehmen in der 
Gemeinde sind absolute Größenangaben kein Krite- 
rium. Ein kleines oder mittleres Unternehmen, wel- 
ches als einziger Gewerbebetrieb in einer abgele- 
genen Gemeinde ansässig ist, kann für diese eine 
weit größere Bedeutung haben als ein großes Unter- 
nehmen in einem industriellen Ballungsraum für 
diesen. Es ist auch unrichtig, daß Maßnahmen zur 
Verbesserung der Infrastruktur einseitig großen 
Unternehmen bzw. deren Eigentümern zugute kä- 


men, sie erfolgen im Interesse der Gesamtstriiktur 
und werden von den Unternehmungen, großen und 
kleinen, zu einem beträchtlichen Maße mitfinanziert 
und oft allein getragen. Diese Überlegungen zeigen, 
daß es falsch und willkürlich ist, für die Unterneh- 
men von einer bestimmten Größe an ein besonderes 
Mitbestimmungssystem schaffen zu wollen. Die Un- 
ternehmungen sind in ihrer Gesamtheit in unsere 
Wirtschaftsordnung integriert. Auch wenn wir nicht 
in allen Bereichen ein lupenreines System einer 
klassischen Wettbewerbswirtschaft haben, was an- 
gesichts der Komplexität und Interdependenz auch 
kaum möglich sein dürfte, so kann man doch das 
Wirtschaftssystem der Bundesrepublik Deutschland 
mit vollem Recht als ein marktwirtschaftliches kenn- 
zeichnen, in dem die Kontrolle wirtschaftlicher Macht 
systemkonform funktioniert. 

In keinem Fall kann jedoch zur „Kontrolle wirt- 
schaftlicher Macht" die Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer und der Gewerkschaften als systemkonfor- 
mes Mittel angesehen werden. Die Kontrolle über 
private Einrichtungen kann in einem Rechtsstaat 
durch Private nur in der Form der Kontrolle durch 
Gegenmacht, im übrigen nur im öffentlichen Inter- 
esse und Auftrag und unter öffentlicher Kontrolle 
ausgeübt werden. Diese Voraussetzungen erfüllen 
weder die Belegschaften noch die Gewerkschaften. 
Letztere würden ihre Funktion, Vertreter privat- 
rechtlicher Interessen ihrer Mitglieder auf wirt- 
schaftlichem und sozialem Gebiet zu sein, grund- 
legend ändern, wollten sie als Repräsentanten des 
öffentlichen Interesses Kontrollbefugnisse von Wirt- 
schaftsunternehmen ausüben. Ohne eine öffentliche 
Kontrolle ihrer Tätigkeit, der sich die Gewerkschaf- 
ten auch in Zukunft entziehen wollten, wäre diese 
Aufgabe nicht wahrzunehmen. 

10. Internationale Aspekte der Mitbestimmung 

Bevor dies Problem der gewerkschaftlichen Macht 
im einzelnen abgehandelt wird, sollen noch die 
internationalen Aspekte des Mitbestimmungspro- 
blems kurz behandelt werden. Die in der Bundes- 
republik bestehenden Mitbestimmungsrechte in Be- 
trieb und Unternehmen haben in keinem anderen 
Industriestaat ihresgleichen. Das gilt bereits für die 
Mitbestimmungsrechte nach dem Betriebsverfas- 
sungsgesetz und a fortiori für die in der Montan- 
industrie bestehenden Regelungen, Aber auch die in 
einigen westeuropäischen Staaten diskutierten Än- 
derungen der dortigen Mitspracheregelungen der 
Arbeitnehmer in Betrieb und Unternehmen bleiben 
im Ergebnis hinter dem Betriebsverfassungsgesetz 
zurück und stoßen überdies auf entschiedene Ableh- 
nung der dortigen Wirtschaftskreise und weiter Be- 
reiche der Politik. Das System der paritätischen Mit- 
bestimmung in der deutschen Montanindustrie wird 
einhellig, auch von ausländischen Gewerkschaften, 
abgelehnt. In einer Zeit verstärkten internationalen 
Wettbewerbs und verstärkter internationaler Ko- 
operation als Folge der Errichtung größerer gemein- 
samer Wirtschaftsräume kann es sich die Bundes- 
republik Deutschland nicht leisten, ein Mitbestim- 
mungssystem zu entwickeln, das sie inmitten ihrer 
Partnerstaaten isolieren würde. Zunächst würde in- 


174 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Drucksache VI/334 


iernationales Kapital langfristige Investitionen in 
Wirtschaftsunternehmen in Deutschland scheuen. 
Vor allem aber würde die mangelnde Bereitschaft 
ausländischer Unternehmungen, sich einem von 
ihnen abgelehnten Mitbestimmungssystem zu unter- 
stellen, für die deutsche Wirtschaft schwerwiegende 
Nachteile hinsichtlich der Standortwahl von Unter- 
nehmungen, vor allem von internationalen Neu- 
gründungen und allgemein hinsichtlich der Zusam- 
menarbeit mit Unternehmungen aus Partnerstaaten 
zur Folge haben. Die Tatsache, daß unsere Partner 
in der EWG offenbar eher die Schaffung des Status 
für eine EHG scheitern lassen als eine einheitliche 
Mitbestimmungsregelung für diese akzeptieren wol- 
len, muß als Beweis für diese These angesehen wer- 
den. Diese Tatsachen dürfen nicht aus konjunkturel- 
len Augenblickslagen, sondern müssen aus der Sicht 
langfristiger Entwicklungen beurteilt werden. Je 
mehr sich, vor allem innerhalb der EWG, die allge- 
meinen Wirtschaftsbedingungen harmonisieren wer- 
den, desto bedeutsamer werden diese in die Wirt- 
schaftsverfassung hineinragenden Fragen für unter- 
nehmerische Entscheidungen werden, zumal sie für 
das Gesamtsystem der sozialen Ordnung von ein- 
schneidender Bedeutung sind. Die drohende Isolie- 
rung ist nicht allein ein wirtschaftliches, sondern 
auch ein politisches Problem, das nicht unterschätzt 
werden sollte. 

11. Mitbestimmung und Tarifautonomie 

Besonders bedeutsam ist die Wirkung der paritäti- 
schen Mitbestimmung im überbetrieblichen Raum, 
vor allem auf die Tarifautonomie. Existenz und 
Funktionieren der Tarifautonomie beruhen auf dem 
Vorhandensein zweier Partner, die rechtlich und 
faktisch voneinander unabhängig ihre eigenen An- 
gelegenheiten in eigener Verantwortung regeln kön- 
nen. Gegen diesen Grundsatz verstößt die geltende 
Montanmitbestimmung und würde ihre Übertragung 
auf die übrige Wirtschaft in vielfacher Weise ver- 
stoßen. 

Daß Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsvertreter als 
Mitglieder der Aufsichtsräte intime Kenntnisse über 
die Verhältnisse und über die tariftaktischen Pläne 
der Unternehmungen und damit einen Informations- 
vorteil gegenüber dem Partner erhalten, ist nur ein 
Einwand, und nicht einmal der entscheidende, denn 
diese Kenntnis wird auch bei der Mitbestimmung 
nach dem Betriebsverfassungsgesetz vermittelt. Viel 
wichtiger ist, daß durch die paritätische Mitbestim- 
mung die Arbeitnehmerseite eine mit den Grundsät- 
zen unserer Ordnung nicht mehr zu vereinbarende 
Einwirkung auf die Willensbildung der Unterneh- 
merseite erhält. Das besondere Bestellungsverfahren 
für den Arbeitsdirektor macht ihn rechtlich und 
faktisch von der Arbeitnehmerseite im Aufsichtsrat 
abhängig. 

Damit hat der Arbeitsdirektor eine zwiespältige 
Stellung, einmal als Vorstandsmitglied und zum an- 
deren als gewerkschaftlich abhängiger Repräsentant 
des Arbeitnehmerinteresses. Die grundsätzliche Pro- 
blematik dieser Doppeleigenschaft muß gerade im 
überbetrieblichen Bereich, bei Tarifverhandlungen 
zum Ausdruck kommen. 


Aber auch andere^ Vorstandsmitglieder im paritä- 
tisch mitbestiminten Unternehmen stehen vor der 
Frage, der Zusammensetzung ihres Aufsichtsrates 
bei ihren Dispositionen im allgemeinen und auch im 
tarifpolitischen Raum Rechnung tragen zu müssen. 
Die Entscheidungsfreiheit der Unternehmensleitung 
gerade in Angelegenheiten, die durch die Tarifpoli- 
tik den Interessenbereich der Arbeitnehmer unmit- 
telbar betreffen, wird durch diese Form der Kon- 
trolle in Frage gestellt. Diese heute schon im Grund- 
satz zu treffende Feststellung würde erst recht gel- 
ten müssen, wenn eine der Montanmitbestimmung 
im wesentlichen entsprechende Form der Mitbestim- 
mung in der übrigen Wirtschaft eingeführt würde. 
Dann würde die heute noch für Angehörige der 
Unternehmensleitung bestehende Möglichkeit ent- 
fallen, sich einem etwa übermächtig werdenden 
Druck zu entziehen und in ein dem Mitbestim- 
mungssystem des BetrVG unterliegendes Unterneh- 
men überzuwechseln. Der heute faktisch noch gege- 
bene Entscheidungsraum der nicht dem besonderen 
Bestellungsverfahren des Arbeitsdirektors unterlie- 
genden Vorstandsmitglieder würde weiter und ent- 
scheidend eingeengt werden, ganz zu schweigen von 
den Auswirkungen, die sich aus einer faktischen 
Ausdehnung dieses heute für den Arbeitsdirektor 
vorhandenen Abhängigkeitsverhältnisses auf alle 
Mitglieder der Unternehmensleitung im Falle der 
Einführung der heute auch geforderten Bestellung 
des Vorstandes mit Zwei-Drittel-Mehrheit durch 
einen neu zu strukturierenden Aufsichtsrat ergeben 
müßten. 

überhaupt lassen die Verhältnisse in der Montan- 
industrie bezüglich der Tarif autonomie keine empi- 
rischen Rückschlüsse zu, wie das Verhältnis der Ta- 
rifvertragsparteien sich gestalten würde, wenn die 
paritätische Mitbestimmung in allen Wirtschafts- 
zweigen eingeführt würde. Heute leben die der 
Montanmitbestimmung unterworfenen Unterneh- 
mungen in vielfachen unmittelbaren Beziehungen 
mit anderen Wirtschaftszweigen. Eine isolierte Ge- 
werkschaftspolitik nur der Montanindustrie gegen- 
über ist schon allgemein und erst recht in der Tarif- 
politik nicht möglich, bei der auf das allgemeine 
Gefüge Rücksicht genommen werden muß. Dieser 
Zwang zur Rücksichtnahme entfiele, wenn das Mit- 
bestimmungssystem der Montanindustrie allgemein 
eingeführt würde. In kaum einem anderen Bereich 
ist es so offenkundig, daß die Ausweitung der pari- 
tätischen Mitbestimmung kein quantitatives, son- 
dern ein qualitatives Problem ist. 

Noch eine grundsätzliche Bemerkung sei ange- 
knüpft: Aufgabe der Tarifautonomie ist es, die In- 
teressen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
durch ihre Organisation zu einem partnerschaftli- 
chen Ausgleich zu bringen. Wenn die Vorstellungen 
der Befürworter der paritätischen Mitbestimmung 
zuträfen, nach denen dieser Interessenausgleich 
durch die paritätische Mitbestimmung erfolgen soll, 
so würde diese Voraussetzung für die Tarifautono- 
mie entfallen. Diese Überlegung zeigt erneut die 
unmittelbaren Wechselbeziehungen zwischen der 
überbetrieblichen Ebene und der Ebene des Unter- 
nehmens in allen die Mitbestimmung betreffenden 
Fragen. 
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12. Gewerkschaftsmacht und demokratische 
Staatsordnung 

Der Versuch, Parität sowohl im überbetrieblichen 
Bereich als auch im Unternehmen herbeizuführen, 
muß zwangsläufig zu einem entscheidenden Über- 
gewicht der Arbeitnehmerseite in der Wirtschafts- 
ordnung und im Unternehmen führen. Diese allge- 
meine Feststellung wird durch einige Wesensmerk- 
male der vom DGB geforderten und in der Montan- 
industrie praktizierten Mitbestimmung in einer die 
Gesamtordnung über das Gesagte hinaus in Frage 
stellenden Form untermauert. Es handelt sich um 
die unmittelbare Beherrschung der Arbeitnehmer- 
vertretung im Unternehmen durch die Gewerkschaf- 
ten. Die von den Gewerkschaften unmittelbar dele- 
gierten Mitglieder des Aufsichtsrates nehmen in der 
Praxis eine führende und koordinierende Funktion 
in der Arbeitnehmerfraktion ein, die um so bedeu- 
tender ist, als auch die vom Betriebsrat benannte 
Minderheit der Arbeitnehmervertreter im Aufsichts- 
rat nur nach Beratung mit den im Unternehmen 
vertretenen Gewerkschaften vorgeschlagen werden 
kann. In Wahrheit ist die Arbeitnehmervertretung 
im Aufsichtsrat also eine Vertretung der Gewerk- 
schaften, und der gewerkschaftliche Einfluß auf den 
Aufsichtsrat muß um so größer sein, je stärker der 
unmittelbare Einfluß der Gewerkschaft im Betrieb 
und Betriebsrat ist. 

Der gewerkschaftsabhängige Arbeitsdirektor vertritt 
in der Unternehmensleitung das Personalressort und 
bringt damit gewerkschaftlichen Einfluß in der Per- 
sonalpolitik des Unternehmens zum Tragen. Dieser 
Einfluß hat nicht nur allgemein zu einem starken 
Anwachsen des gewerkschaftlichen Organisations- 
grades in den der Montanmitbestimmung unterlie- 
genden Unternehmungen geführt, was der Vorsit- 
zende der IG Metall, Brenner, in seiner Rede in 
Frankfurt am 28. November 1968 vor dem interna- 
tionalen Kongreß der IGF als besonderen Erfolg 
feierte, sondern er hat auch seine Auswirkungen 
bis weit in das mittlere Management hinein gehabt 
und damit die in der Spitze bestehenden Abhängig- 
keiten in das Unternehmen weiter hineingetragen. 
Die Querverbindungen, die zwischen den Trägern 
der Mitbestimmung im Unternehmen und den Ge- 
werkschaften bestehen, bieten die Möglichkeiten 
zentral gesteuerten gewerkschaftlichen Einflusses 
auf die Entscheidungsbildung im Unternehmen. Die- 
se „Außenbeziehungen'' der Träger der Mitbestim- 
mung sind anders zu werten als Außenbeziehungen 
zu Kunden, Banken und Lieferanten. Es handelt sich 
um Beziehungen zum sozialen Partner, zu dem bei 
aller Versachlichung ein Spannungsverhältnis be- 
steht und bestehen bleiben muß, wenn wechselsei- 
tige Unabhängigkeit, die Voraussetzung für frei- 
heitliche Beziehungen, erhalten bleiben soll. Im Zu- 
sammenwirken mit der Beseitigung der Vorausset- 
zungen für die Tarifautonomie muß dies zu einer 
Machtverschiebung innerhalb der gesellschaftlichen 
Gruppen führen, die die weitere Existenz unserer 
freiheitlichen Gesellschaft insgesamt in Frage stellt. 
Diese kann nur Bestand haben, wenn zwischen den 
großen gesellschaftlichen Gruppen ein latentes 
Gleichgewicht der Kräfte besteht. Wird dies Gleich- 
gewicht dauernd gestört, so muß der Staat eingrei- 


fen, um es wieder herzustellen, vorausgesetzt, er 
habe dann noch die Kraft dazu. Ob dies der Fall 
sein würde, muß füglich bezweifelt werden. Durch 
die Einführung der paritätischen, gewerkschaftlich 
zum mindesten in Grundfragen zentral steuerbaren 
Mitbestimmung würde sich ein Netz unmittelbaren 
gewerkschaftlichen Einflusses über die gesamte 
deutsche Wirtschaft legen. Dieser zentrale Einfluß 
würde noch verstärkt, wenn die Vorstellungen des 
DGB zur Novellierung des Betriebsverfassungs- 
gesetzes verwirklicht würden. Diese zielen über eine 
Verstärkung der Mitbestimmungsrechte der Be- 
triebsräte hinaus vor allem darauf ab, den unmittel- 
baren Einfluß der Gewerkschaften auf die Betriebs- 
räte zu verstärken. Gewerkschaftlich kontrollierte 
Mitbestimmung in den Unternehmensorganen und 
gewerkschaftlich kontrollierte Betriebsräte würden 
einander ergänzen und ein geschlossenes Macht- 
system im Unternehmen ergeben. Dies muß im Zu- 
sammenhang mit der gewerkschaftlichen Organisa- 
tionsmacht und mit dem Wirken überbetrieblicher 
Gewerkschaftseinflüsse vor allem in der Tarifpoli- 
tik, aber auch in anderen Bereichen der staatlichen 
Sozial- und Wirtschaftspolitik gesehen werden. Das 
Ganze würde eine Machtkonzentration ergeben, die 
absolut einmalig wäre, und die sich im übrigen jeder 
von außen kommenden Kontrolle durchaus entzieht. 
Niemand vermag zu sagen, in welcher Richtung und 
in welcher Form in der Zukunft von den Möglich- 
keiten dieser Macht Gebrauch gemacht würde und 
welchen Leitbildern die Inhaber dieser Macht folgen 
werden. In seiner bereits zitierten Rede vor der 
Internationalen Konferenz der IGF sagte der Vor- 
sitzende der IG Metall, Otto Brenner: „über die 
Mitverantwortung, die nun tatsächlich mit der Mit- 
bestimmung untrennbar verkoppelt ist, werden die 
Arbeitnehmer keineswegs auf das bestehende Wirt- 
schaftssystem eingeschworen." An anderer Stelle 
der gleichen Rede heißt es: „Wenn wir heute eine 
Ausweitung der Mitbestimmung fordern, so bedeu- 
tet das also nicht, daß wir mit den bestehenden Ver- 
hältnissen unseren Frieden gemacht hätten. Mit- 
bestimmung ist vielmehr ein erfolgversprechender 
Ansatz für Änderung dieser Verhältnisse." 

Das sind Äußerungen, die den harten, auch staats- 
politisch relevanten Kern der Mitbestimmungsforde- 
rung offenbaren. Die Einführung gewerkschaftlich 
kontrollierter Mitbestimmung in den Unternehmun- 
gen ist keine Frage der Demokratie, sondern der 
Begründung von gesellschaftlicher Macht. Die Über- 
tragung demokratischer Prinzipien aus der Staats- 
ordnung auf ein Wirtschaftsunternehmen ist weder 
möglich noch mit den Mitbestimmungsforderungen 
erreichbar. Schon die Zementierung der Repräsen- 
tationsquoten widerspricht demokratischen Erforder- 
nissen. In den mit diesen Äusführungen angespro- 
chenen Bereichen liegt die große staatspoiitische 
Bedeutung der Auseinandersetzung um die Mitbe- 
stimmung. Die Gefahren, die aus dem System der 
heute von den Gewerkschaften geforderten Form 
der Mitbestimmung für unsere gesamte wirtschaft- 
liche, soziale und staatliche Ordnung drohen, müs- 
sen gesehen und in ihrer ganzen Tragweite erkannt 
werden. Deshalb muß auch die deutsche Unterneh- 
merschaft diese Forderungen zurückweisen. 


176 



